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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des Umwandlungsrechts (UmwBerG) 


A. Zielsetzung 

Die im gegenwärtigen Recht nur unzulänglich, unübersichtlich 
imd imvollständig geregelten Möglichkeiten für Unternehmen, 
sich in erleichterter Form umzustrukturieren, sollen in einem 
Gesetz zusammengefaßt, systematisiert und erweitert werden. 


B. Lösung 

Die schon bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten zur Umwand- 
lung eines Unternehmens durch Übertragung seines Vermögens 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge oder durch Wechsel seiner 
Rechtsform sollen mit dem Ziel der Rechtsbereinigung aus fünf 
verschiedenen Gesetzen (Umwandlungsgesetz 1969; Aktienge- 
setz; Kapitalerhöhungsgesetz; Genossenschaftsgesetz; Versiche- 
rungsaufsichtsgesetz) herausgelöst, für gleichgelagerte Sachver- 
halte aneinander angeglichen imd in einem Gesetz zusammenge- 
faßt werden. Die vorhandenen Lücken des gegenwärtigen Rechts 
sollen durch Schaffimg zahlreicher neuer Möglichkeiten der 
Umwandlung von Unternehmen geschlossen werden. Gleichzeitig 
soll sichergestellt werden, daß bei Umwandlungen die eigenver- 
antwortliche Entscheidungsbefugnis der Anteilsinhaber der Unter- 
nehmen gestärkt wird und die Interessen der betroffenen Arbeit- 
nehmer gewahrt bleiben. 
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C. AHemativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch das Gesetz werden die Haushalte des Bundes und der 
Gemeinden nicht mit Kosten belastet. Zusätzhcher Personal- und 
Sachaufwand bei den Handelsregistern wird gering sein und durch 
Gebühren ausgeglichen werden, so daß eine nennenswerte Bela- 
stung der Haushalte der Länder nicht zu erwarten ist. Infolge 
möghcher zusätzlicher finanzieller Aufwendungen für Beurkun- 
dungen diurch Notare und für Prüfungen durch Sachverständige 
können Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, 
besonders auf das Verbraucherpreisniveau, nicht ausgeschlossen 
werden; diese lassen sich aber im voraus nicht bestimmen. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des Umwandiungsrechts (UmwBerG) 


Artikel 1 Umwandlungsgesetz 

Artikel 2 Änderung des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs 

Artikel 3 Ändenmg des Handelsgesetzbuchs 

Artikel 4 Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 

Artikel 5 Aufhebung des Kapitalerhöhungsgeset- 
zes 

Artikel 6 Änderung des Aktiengesetzes 

Artikel 7 Änderung des Genossenschaftsgesetzes 

Artikel 8 Änderung des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes 

Artikel 9 Änderung des Publizitätsgesetzes 

Artikel 10 Änderung des Kreditwesengesetzes 

Artikel 11 Änderung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen 

Artikel 12 Änderung von Mitbestimmungsgeset- 
zen 

Artikel 13 Änderung des Betriebsverfassungsge- 
setzes 

Artikel 14 Änderung des Gerichtsverfassungsge- 
setzes 

Artikel 15 Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Artikel 16 Änderung des Gesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit 

Artikel 17 Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Artikel 18 Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Artikel 19 Inkrafttreten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Umwandlungsgesetz (UmwG)*) 

Inhaltsübersicht 

Seite 

ERSTES BUCH 

Möglichkeiten von Umwandlungen 


§ 1 8 

ZWEITES BUCH 
Verschmelzung 

§§ 2 bis 122 8 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§§ 2 bis 38 8 

ERSTER ABSCHNITT 
Möglichkeit der Verschmelzung 
§§ 2 und 3 8 

ZWEITER ABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 
§§ 4 bis 35 8 


* Artikel 1 dieses Gesetzes dient, soweit er Regelungen über 
Umwandlungen unter Beteiligung von Aktiengesellschaften 
enthält, der Umsetzung folgender Richtlinien der Eiuopäi- 
schen Gemeinschaft: 

1. Artikel 13 der Zweiten Richtlinie (77/91/EWG) des Rates 
vom 13. Dezember 1976 zur Koordinierung der Schutzbe- 
stimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaf- 
ten im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im 
Interesse der Gesellschafter sowie Dritter für die Gründimg 
der Aktiengesellschaft sowie für die Erhaltimg und Ände- 
rung ihres Kapitals vorgeschrieben sind, um diese Bestim- 
mungen gleichwertig zu gestalten (ABI. EG Nr. L 26 S. 1 
vom 31. Januar 1977); 

2. Dritte Richtlinie (78/855/EWG) des Rates vom 9. Oktober 
1978 gemäß Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages 
betreffend die Verschmelzung von Aktiengesellschaften 
(ABI. EG Nr. L 295 S. 36 vom 20. Oktober 1978); 

3. Sechste Richtlinie (82/891/EWG) des Rates vom 17. Dezem- 
ber 1982 gemäß Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des 
Vertrages betreffend die Spaltung von Aktiengesellschaf- 
ten (ABI. EG Nr. L 378 S. 47 vom 31. Dezember 1982). 
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Seite 

DRITTER ABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 


§§36 bis 38 15 

ZWEITER TEIL 
Besondere Vorschriften 

§§ 39 bis 122 15 

ERSTER ABSCHNITT 


Verschmelzung unter Beteiligung 
von Personenhandelsgesellschaften 

§§39 bis 45 15 

ZWEITER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 


§§ 46 bis 59 16 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 
§§46 bis 55 16 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 
§§ 56 bis 59 18 


DRITTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
von Aktiengesellschaften 


§§ 60 bis 77 18 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 
§§ 60 bis 72 18 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 
§§ 73 bis 77 21 

VIERTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
von Kommanditgesellschaften auf Aktien 

§78 ; 21 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
eingetragener Genossenschaften 

§§ 79 bis 98 22 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 
§§ 79 bis 95 22 


Seite 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 
§§ 96 bis 98 25 

SECHSTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
rechtsfähiger Vereine 

§§ 99 bis 104 25 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Verschmelz ung genossenschaftlicher 
Prüfungsverbände 

§§ 105 bis 108 26 

ACHTER ABSCHNITT 

Verschmelzung von Versicherungsvereinen 


auf Gegenseitigkeit 

§§ 109 bis 119 27 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Möglichkeit der Verschmelzung 
§109 27 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 
§§ 110 bis 113 . 27 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 
§§114 bis 117 27 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung kleinerer Vereine 
§§ 118 und 119 28 

NEUNTER ABSCHNITT 


Verschmelzung von Kapitalgesellschaften mit 
dem Vermögen eines Alleingesellschafters 


§§ 120 bis 122 28 

DRITTES BUCH 
Spaltung 

§§123 bis 173 28 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§§ 123 bis 137 28 

ERSTER ABSCHNITT 
Möglichkeit der Spaltung 

§§123 bis 125 28 
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Seite 


ZWEITER ABSCHNITT 
Spaltung zur Aufnahme 

§§ 126 bis 134 29 

DRITTER ABSCHNITT 
Spaltung zur Neugründung 
§§ 135 bis 137 32 

ZWEITER TEIL 
Besondere Vorschriften 

§§ 138 bis 173 32 

ERSTER ABSCHNITT 


Spaltung unter Beteiligung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

§§ 138 bis 140 32 

ZWEITER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung von Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien 

§§ 141 bis 146 33 

DRITTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
eingetragener Genossenschaften 


§§ 147 und 148 33 

VIERTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung rechtsfähiger Vereine 
§149 34 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Spaltung unter Beteiligung 


genossenschaftlicher Prüfungsverbände 
§150 34 

SECHSTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
von Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 

§151 34 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Ausgliederung aus dem Vermögen 


eines Einzelkaufmanns 

§§ 152 bis 160 34 

ERSTER UNTERABSCHNTTT 
Möglichkeit der Ausgliederung 
§152 34 


Seite 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Ausgliederung zur Aufnahme 
§§ 153 bis 157 34 

DRITTER UNTERABSCHNITT 
Ausgliedeiung zur Neugründung 
§§ 158 bis 160 35 

ACHTER ABSCHNITT 


Ausgliederung aus dem Vermögen 
rechtsfähiger Stiftungen 

§§ 161 bis 167 35 

NEUNTER ABSCHNITT 

Ausgliederung aus dem Vermögen von 
Gebietskörperschaften oder Zusammenschlüssen 


von Gebietskörperschaften 
§§ 168 bis 173 36 

VIERTES BUCH 
Vermögensübertragung 

§§ 174 bis 189 37 

ERSTER TEIL 

Möglichkeit der Vermögensübertragung 
§§ 174 und 175 37 

ZWEITER TEIL 

Übertragung des Vermögens oder von 


Vermögensteilen einer Kapitalgesellschaft 
auf die öffentliche Hand 


§§ 176 und 177 37 

ERSTER ABSCHNITT 
Vollübertragung 

§176 37 

ZWEITER ABSCHNITT 
Teilübertragung 

§177 38 

DRITTER TEIL 


Vermögensübertragung 
unter Versicherungsuntemehmen 

§§ 178 bis 189 38 

ERSTER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens einer Aktiengesellschaft 
auf Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit oder 
öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen 

§§178 und 179 38 
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ERSTER UNTERABSCHNITT 
Vollübertragung 

§178 38 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Teilübertragung 

§179 38 

ZWEITER ABSCHNITT 


Übertragung des Vermögens eines Versicherungs- 
vereins auf Gegenseitigkeit 
auf Aktiengesellschaften oder öffentlich-rechtliche 
Versicherungsunternehmen 


§§ 180 bis 184 38 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Vollübertragung 

§§180 bis 183 38 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
T eilübertragung 

§184 39 

DRITTER ABSCHNITT 


Übertragung des Vermögens 
eines kleineren Versicherungsvereins 
auf Gegenseitigkeit auf eine Aktiengesellschaft 
oder auf ein öffentlich-rechtliches 
Versicherungsunternehmen 

§§ 185 bis 187 39 

VIERTER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens eines 
öffen tlich-rechtlichen Versicherungsun ternehm ens 
auf Aktiengesellschaften oder 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 


§§ 188 und 189 40 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
V oUübertragung 

§188 40 

ZWEITER UNTERABSCHNTTT 
Teilübertragung 

§189 40 

FÜNFTES BUCH 
Formwechsel 

§§190 bis 304 40 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§§ 190 bis 213 40 


Seite 

ZWEITER TEIL 
Besondere Vorschriften 

§§ 214 bis 304 44 

ERSTER ABSCHNITT 

Formwechsel von Personenhandelsgesellschaften 
§§ 214 bis 225 44 

ZWEITER ABSCHNITT 

Formwechsel von Kapitalgesellschaften 
§§ 226 bis 257 46 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§§ 226 und 227 46 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Formwechsel in eine Personengesellschaft 
§§ 228 bis 237 46 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft 
anderer Rechtsform 

§§ 238 bis 250 47 

VIERTER UNTERABSCHNITT 
Formwechsel in eine eingetragene Genossenschaft 
§§ 251 bis 257 50 

DRITTER ABSCHNITT 

Formwechsel eingetragener Genossenschaften 
§§ 258 bis 271 51 

VIERTER ABSCHNITT 
Formwechsel rechtsfähiger Vereine 
§§ 272 bis 290 53 

ERSTER UNTERABSCHNirr 
Allgemeine Vorschriften 

§ 272 53 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft 
§§ 273 bis 282 53 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel in eine 
eingetragene Genossenschaft 

§§ 283 bis 290 


55 


SECHSTES BUCH 
Spruchverfahren 

§§ 305 bis 312 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Formwechsel von Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit 

§§ 291 bis 300 56 


SIEBENTES BUCH 

Strafvorschriften und Zwangsgelder 

§§ 313 bis 316 


SECHSTER ABSCHNITT 

Formwechsel von Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts 

§§ 301 bis 304 57 


ACHTES BUCH 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§§ 317 bis 324 


Seite 


57 


59 


60 
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ERSTES BUCH 

Möglichkeiten von Umwandlungen 

§ 1 

Arten der Umwandlung; 
gesetzliche Beschränkungen 

(1) Rechtsträger mit Sitz im Inland können umge- 
wandelt werden 

1. durch Verschmelzimg; 

2. dmch Spaltung (Aufspaltung, Abspaltung, Aus- 
gliederung); 

3. dmch Vermögensübertragimg; 

4. diuch Form Wechsel. 

(2) Eine Umwandlung im Sinne des Absatzes 1 ist 
außer in den in diesem Gesetz geregelten Fällen nur 
möglich, wenn sie durch ein anderes Bimdesgesetz 
oder ein Landesgesetz ausdrücklich vorgesehen ist. 

(3) Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nur 
ab gewichen werden, wenn dies ausdrücklich zugelas- 
sen ist. Ergänzende Bestimmungen in Verträgen, 
Satzimgen, Statuten oder Willenserklärungen sind 
zulässig, es sei denn, daß dieses Gesetz eine abschlie- 
ßende Regelung enthält. 

ZWEITES BUCH 

V er Schmelzung 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Möglichkeit der Verschmelzung 

§2 

Arten der Verschmelzung 

Rechtsträger können unter Auflösung ohne Ab- 
wicklimg verschmolzen werden 

1. im Wege der Aufnahme durch Übertragimg des 
Vermögens eines Rechtsträgers oder mehrerer 
Rechtsträger (übertragende Rechtsträger) als Gan- 
zes auf einen anderen bestehenden Rechtsträger 
(übernehmender Rechtsträger) oder 

2 . im Wege der N eugründung durch Übertragimg der 
Vermögen zweier oder mehrerer Rechtsträger 
(übertragende Rechtsträger) jeweils als Ganzes auf 
einen neuen, von ihnen dadurch gegründeten 
Rechtsträger 

gegen Gewährung von Anteilen oder Mitgliedschaf- 
ten des übernehmenden oder neuen Rechtsträgers an 
die Anteilsinhaber (Gesellschafter, Aktionäre, Genos- 
sen oder Mitglieder) der übertragenden Rechtsträ- 
ger. 


§3 

Verschmelzungsfähige Rechtsträger 

(1) An Verschmelzungen können als übertragende, 
übemehmencie oder neue Rechtsträger beteiligt 
sein: 

1. Personenhandelsgesellschaften (offene Handels- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften); 

2. Kapitalgesellschaften (Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, Aktiengesellschaften, Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien); 

3. eingetragene Genossenschaften; 

4. eingetragene Vereine (§ 21 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

5. genossenschaftliche Prüfungsverbände; 

6. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 

(2) An einer Verschmelzung können ferner beteiligt 
sein: 

1. wirtschaftliche Vereine (§ 22 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs), soweit sie übertragender Rechtsträ- 
ger sind; 

2. natürliche Personen, die als Alleingesellschafter 
einer Kapitalgesellschaft deren Vermögen über- 
nehmen. 

(3) An der Verschmelzung können als übertragende 
Rechtsträger auch aufgelöste Rechtsträger beteiligt 
sein, wenn die Fortsetzung dieser Rechtsträger 
beschlossen werden könnte. 

(4) Die Verschmelzung kann sowohl unter gleich- 
zeitiger Beteiligimg von Rechtsträgern derselben 
Rechtsform als auch von Rechtsträgern imterschiedli- 
cher Rechtsform erfolgen, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 

§4 

Verschmelzungsvertrag 

(1) Die Vertretungsorgane der an der Verschmel- 
zimg beteiligten Rechtsträger schließen einen Ver- 
schmelzungsvertrag. § 310 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gilt für ihn nicht. 

(2) Soll der Vertrag nach einem der nach § 13 
erforderlichen Beschlüsse geschlossen werden, so ist 
vor diesem Beschluß ein schriftlicher Entwurf des 
Vertrags aufzusteUen. 
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§5 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 

(1) Der Vertrag oder sein Entwurf muß mindestens 
folgende Angaben enthalten: 

1. den Namen oder die Firma und den Sitz der an der 
Verschmelzung beteiligten Rechtsträger; 

2. die Vereinbarung über die Übertragung des Ver- 
mögens jedes übertragenden Rechtsträgers als 
Ganzes gegen Gewähnmg von Anteilen oder Mit- 
gliedschaften an dem übernehmenden Rechtsträ- 
ger; 

3. das Umtauschverhältnis der Anteile und gegebe- 
nenfalls die Höhe der baren Zuzahlung oder Anga- 
ben über die Mitgliedschaft bei dem übernehmen- 
den Rechtsträger; 

4. die Einzelheiten für die Übertragung der Anteile 
des übernehmenden Rechtsträgers oder über den 
Erwerb der Mitgliedschaft bei dem übernehmen- 
den Rechtsträger; 

5. den Zeitpunkt, von dem an diese Anteile oder die 
Mitgliedschaften einen Anspruch auf einen Anteil 
am Bilanzgewinn gewähren, sowie alle Besonder- 
heiten in bezug auf diesen Anspruch; 

6. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen der 
übertragenden Rechtsträger als für Rechnung des 
übernehmenden Rechtsträgers vorgenommen gel- 
ten (Verschmelzungsstichtag); 

7. die Rechte, die der übernehmende Rechtsträger 
einzelnen Anteilstrihabem sowie den Inhabern 
besonderer Rechte wie Anteile ohne Stimmrecht, 
Vorzugsaktien, Mehrstimmrechtsaktien, Schuld- 
verschreibungen und Genußrechte gewährt, oder 
die für diese Personen vorgesehenen Maßnah- 
men; 

8. jeden besonderen Vorteil, der einem Mitglied eines 
Vertretungsorgans oder eines Aufsichtsorgans der 
an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträger, 
einem geschäftsführenden Gesellschafter, einem 
Abschlußprüfer oder einem Verschmelzungsprüfer 
gewährt wird; 

9. die Folgen der Verschmelzung für die Arbeitneh- 
mer und ihre Vertretimgen sowie die insoweit 
vorgesehenen Maßnahmen. 

(2) Befinden sich alle Anteile eines übertragenden 
Rechtsträgers in der Hand des übernehmenden 
Rechtsträgers, so entfallen die Angaben über den 
Umtausch der Anteile (Absatz 1 Nr. 2 bis 5), soweit sie 
die Aufnahme dieses Rechtsträgers betreffen. 

(3) Der Vertrag oder sein Entwurf ist spätestens 
einen Monat vor dem Tage der Versammlung der 
Anteilsinhaber jedes beteiligten Rechtsträgers, die 
gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung zum 
Verschmelzungsvertrag beschließen soll, dem zu- 


ständigen Betriebsrat dieses Rechtsträgers zuzu- 
leiten. 

§6 

Form des Verschmelzungsvertrags 

Der Verschmelzungsvertrag muß notariell beur- 
kundet werden. 

§7 

Kündigung des Verschmelzungsvertrags 

Ist der Verschmelzungsvertrag unter einer Bedin- 
gung geschlossen worden und ist diese binnen fünf 
Jahren nach Abschluß des Vertrags nicht eingetreten, 
so kann jeder Teil den Vertrag nach fünf Jahren mit 
halbjähriger Frist kündigen; im Verschmelzungsver- 
trag kann eine kürzere Zeit als fünf Jahre vereinbart 
werden. Die Kündigung kann stets nur für den Schluß 
des Geschäftsjahres des Rechtsträgers, demgegen- 
über sie erklärt wird, ausgesprochen werden. 

§8 

Verschmelzungsbericht 

(1) Die Vertretungs Organe jedes der an der Ver- 
schmelzung beteiligten Rechtsträger haben einen 
ausführlichen schriftlichen Bericht zu erstatten, in 
dem die Verschmelzung, der Verschmelzungsvertrag 
oder sein Entwurf im einzelnen und insbesondere das 
Umtaus chverhältnis der Anteile oder die Angaben 
über die Mitgliedschaft bei dem übernehmenden 
Rechtsträger sowie die Höhe einer anzubietenden 
Barabfindung rechtlich und wirtschaftlich erläutert 
und begründet werden (Verschmelzungsbericht); der 
Bericht kann von den Vertretungsorganen auch 
gemeinsam erstattet werden. Auf besondere Schwie- 
rigkeiten bei der Bewertung der Rechtsträger sowie 
auf die Folgen für die Beteiligung der Anteilsinhaber 
ist hinzuweisen. Ist ein an der Verschmelzung betei- 
ligter Rechtsträger ein verbundenes Unternehmen im 
Sinne des § 15 des Aktiengesetzes, so sind in dem 
Bericht auch Angaben über alle für die Verschmel- 
zung wesentlichen Angelegenheiten der anderen ver- 
bundenen Unternehmen zu machen. Auskunftspflich- 
ten der Vertretungsorgane erstrecken sich auch auf 
diese Angelegenheiten. 

(2) In den Bericht brauchen Tatsachen nicht aufge- 
nommen zu werden, deren Bekanntwerden geeignet 
ist, einem der beteiligten Rechtsträger oder einem 
verbundenen Unternehmen einen nicht unerhebli- 
chen Nachteil zuzufügen. In diesem Falle sind in dem 
Bericht die Gründe, aus denen die Tatsachen nicht 
auf genommen worden sind, darzulegen. 

(3) Der Bericht ist nicht erforderlich, wenn alle 
Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtsträger auf seine 
Erstattung verzichten. Die Verzichtserklärungen sind 
notariell zu beurkunden. 
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§9 

Prüfung der Verschmelzung 

(1) Soweit in diesem Gesetz vorgeschrieben, ist der 
Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf durch 
einen oder mehrere sachverständige Prüfer (Ver- 
schmelzungsprüfer) zu prüfen. 

(2) Befinden sich alle Anteile eines übertragenden 
Rechtsträgers in der Hand des übernehmenden 
Rechtsträgers, so ist eine Verschmelzungsprüfung 
nach Absatz 1 nicht erforderlich, soweit sie die Auf- 
nahme dieses Rechtsträgers betrifft, 

(3) § 8 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 10 

Bestellung der Verschmelzungsprüfer 

(1) Die Verschmelzungsprüfer werden von dem 
Vertretungsorgan oder auf dessen Antrag vom 
Gericht bestellt. Sie können für mehrere oder alle 
beteiligten Rechtsträger gemeinsam bestellt werden. 
Für den Ersatz von Auslagen und für die Vergütung 
der vom Gericht bestellten Prüfer gilt § 318 Abs. 5 des 
Handelsgesetzbuchs. 

(2) Zuständig ist jedes Landgericht, in dessen Bezirk 
ein übertragender Rechtsträger seinen Sitz hat. Ist bei 
dem Landgericht eine Kammer für Handelssachen 
gebildet, so entscheidet diese an Stelle der Zivilkam- 
mer. 

(3) Die Landesregierung kann die Entscheidung 
durch Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte einem der Landgerichte übertragen, 
wenn dies der Sichenmg einer einheitlichen Recht- 
sprechung dient. Die Landesregierung kann die 
Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung über- 
tragen. 

§ 11 

Stellung und Verantwortlichkeit 
der Verschmelzungsprüfer 

(1) Für die Auswahl und das Auskunftsrecht der 
Verschmelzungsprüfer gelten § 319 Abs. 1 bis 3, § 320 
Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 und 2 des Handels- 
gesetzbuchs entsprechend. Das Auskunftsrecht be- 
steht gegenüber allen an der Verschmelzung beteilig- 
ten Rechtsträgern und gegenüber einem Konzemun- 
temehmen sowie einem abhängigen und einem herr- 
schenden Unternehmen. 

(2) Für die Verantwortlichkeit der Verschmelzungs- 
prüfer, ihrer Gehilfen und der bei der Prüfung mitwir- 
kenden gesetzlichen Vertreter einer Prüfungsgesell- 
schaft gilt § 323 des Handelsgesetzbuchs entspre- 
chend. Die Verantwortlichkeit besteht gegenüber den 
an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträgern und 
deren Anteilsinhab em. 


§ 12 

Prüfungsbericht 

(1) Die Verschmelzungsprüfer haben über das 
Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berichten. Der 
Prüfungsbericht kann auch gemeinsam erstattet wer- 
den. 

(2) Der Prüfungsbericht ist mit einer Erklärung 
darüber abzuschließen, ob das vorgeschlagene Um- 
tauschverhältnis der Anteile, gegebenenfalls die 
Höhe der baren Zuzahlung oder die Mitgliedschaft bei 
dem übernehmenden Rechtsträger als Gegenwert 
angemessen ist. Dabei ist anzugeben, 

1, nach welchen Methoden das vorgeschlagene 
Umtauschverhältiüs ermittelt worden ist; 

2, aus welchen Gründen die Anwendung dieser 
Methoden angemessen ist; 

3, welches Umtauschverhältnis oder welcher Gegen- 
wert sich bei der Anwendung verschiedener 
Methoden, sofern mehrere angewandt worden 
sind, jeweils ergeben würde; zugleich ist darzule- 
gen, welches Gewicht den verschiedenen Metho- 
den bei der Bestimmung des vor geschlagenen 
Umtauschverhältiüsses oder des Gegenwerts und 
der ihnen zugrundeliegenden Werte beigemessen 
worden ist und welche besonderen Schwierigkei- 
ten bei der Bewertung der Rechtsträger aufge- 
treten sind. 

(3) § 8 Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 13 

Beschlüsse über den Verschmelzungsvertrag 

(1) Der Verschmelzungsvertrag wird nur wirksam, 
wenn die Anteilsinhaber der beteiligten Rechtsträger 
ihm durch Beschluß (Verschmelzungsbeschluß) zu- 
stimmen. Der Beschluß kann nur in einer Versamm- 
lung der Anteilsinhaber gefaßt werden. 

(2) Ist die Abtretung der Anteüe eines übertragen- 
den Rechtsträgers von der Genehmigung bestimmter 
einzelner Anteüsinhaber abhängig, so bedarf der 
Verschmelzungsbeschluß dieses Rechtsträgers zu sei- 
ner Wirksamkeit ihrer Zustimmung. 

(3) Der Verschmelzungsbeschluß und die nach 
diesem Gesetz erforderlichen Zustimmungserklärun- 
gen einzelner Anteilsinhaber einschließlich der erfor- 
derlichen Zustimmungserklärungen nicht erschiene- 
ner Anteilsinhaber müssen notariell beurkundet wer- 
den. Der Vertrag oder sein Entwurf ist dem Beschluß 
als Anlage beizufügen. Auf Verlangen hat der Rechts- 
träger jedem Anteilsinhaber auf dessen Kosten unver- 
züglich eine Abschrift des Vertrages oder seines 
Entwurfs und der Niederschrift des Beschlusses zu er- 
teilen. 
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§ 14 

Befristung und Ausschluß von Klagen 
gegen den Verschmelzungsbeschluß 

(1) Eine Klage gegen die Wirksamkeit eines Ver- 
schmelzimgsbeschlusses muß binnen eines Monats 
nach der Beschlußfassimg erhoben werden. 

(2) Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Versch- 
melzungsbeschlusses eines übertragenden Rechtsträ- 
gers kann nicht darauf gestützt werden, daß das 
Umtauschverhältnis der Anteile zu niedrig bemessen 
ist oder daß die Mitgliedschaft bei dem übernehmen- 
den Rechtsträger kein ausreichender Gegenwert für 
die Anteile oder die Mitgliedschaft bei dem übertra- 
genden Rechtsträger ist. 

§ 15 

Verbesserung des Umtauschverhältnisses 

(1 ) Ist das Umtauschverhältnis der Anteile zu niedrig 
bemessen oder ist die Mitgliedschaft bei dem über- 
nehmenden Rechtsträger kein ausreichender Gegen- 
wert für den Anteil oder die Mitgliedschaft bei einem 
übertragenden Rechtsträger, so kann jeder Anteilsin- 
haber dieses übertragenden Rechtsträgers, dessen 
Recht, gegen die Wirksamkeit des Verschmelzimgs- 
beschlusses Klage zu erheben, nach § 14 Abs. 2 
ausgeschlossen ist, von dem übernehmenden Rechts- 
träger einen Ausgleich durch bare Zuzahlung verlan- 
gen; die Zuzahlimgen können den zehnten Teil des 
Gesamtnennbetrags der gewährten Anteile überstei- 
gen. 

(2) Die bare Zuzahlung ist nach Ablauf des Tages, 
an dem die Eintragung der Verschmelzung in das 
Register des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers 
nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt, mit jährlich 
zwei vom Himdert über dem jeweiligen Diskontsatz 
der Deutschen Bimdesbank zu verzinsen. Die Gel- 
tendmachimg eines weiteren Schadens ist nicht aus- 
geschlossen. 

§ 16 

Anmeldung der Verschmelzung 

(1) Die Vertretungsorgane jedes der an der Ver- 
schmelzimg beteiligten Rechtsträger haben die Ver- 
schmelzung zur Eintragung in das Register (Handels- 
register, Genossenschaftsregister oder Vereinsregi- 
ster) des Sitzes ihres Rechtsträgers anzumelden. Das 
Vertretimgs Organ des übernehmenden Rechtsträgers 
ist berechtigt, die Verschmelzimg auch zur Eintra- 
gimg in das Register des Sitzes jedes der übertragen- 
den Rechtsträger anzumelden. 

(2) Bei der Anmeldimg haben die Vertretungsor- 
gane zu erklären, daß eine Klage gegen die Wirksam- 
keit eines Verschmelzungsbeschlusses nicht oder 
nicht fristgemäß erhoben oder eine solche Klage 
rechtskräftig abgewiesen oder zurückgenommen 
worden ist; hierüber haben die Vertretungsorgane 
dem Registergericht auch nach der Anmeldimg Mit- 


teilung zu machen. Liegt die Erklärung nicht vor, so 
darf die Verschmelzung nicht eingetragen werden, es 
sei denn, daß die klageberechtigten Anteilsinhaber 
durch notariell beurkimdete Verzichtserklärung auf 
die Klage gegen die Wirksamkeit des Verschmel- 
zimgsbeschlusses verzichten. 

(3) Der Erklärung nach Absatz 2 Satz 1 steht es 
gleich, wenn nach Erhebung einer Klage gegen die 
Wirksamkeit eines Verschmelzimgsbeschlusses das 
für diese Klage zuständige Prozeßgericht auf Antrag 
des Rechtsträgers, gegen dessen Verschmelzungs- 
beschluß sich die Klage richtet, durch rechtskräftigen 
Beschluß festgestellt hat, daß die Erhebung der Klage 
der Eintragung nicht entgegensteht. Der Beschluß 
nach Satz 1 darf nur ergehen, wenn die Klage gegen 
die Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses 
unzulässig oder offensichtlich imbegründet ist oder 
wenn das alsbaldige Wirksamwerden der Verschmel- 
zung nach freier Überzeugung des Gerichts unter 
Berücksichtigung der Schwere der mit der Klage 
geltend gemachten Rechtsverletzungen zur Abwen- 
dung der vom Antragsteller dargelegten wesentlichen 
Nachteile für die an der Verschmelzimg beteiligten 
Rechtsträger und ihre Anteilsinhaber vorrangig 
erscheint. Der Beschluß kann in dringenden Fällen 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Die vorge- 
brachten Tatsachen, aufgrund derer der Beschluß 
nach Satz 2 ergehen kann, sind glaubhaft zu machen. 
Gegen den Beschluß findet die sofortige Beschwerde 
statt. Erweist sich die Klage als begründet, so ist der 
Rechtsträger, der den Beschluß erwirkt hat, verpflich- 
tet, dem Antragsgegner den Schaden zu ersetzen, der 
ihm aus einer auf dem Beschluß beruhenden Eintra- 
gung der Verschmelzung entstanden ist; als Ersatz des 
Schadens kann nicht die Beseitigung der Wirkungen 
der Eintragung der Verschmelzung im Register des 
Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers verlangt 
werden. 

§ 17 

Anlagen der Anmeldung 

(1) Der Anmeldung sind in Ausfertigung oder 
öffentlich beglaubigter Abschrift oder, soweit sie nicht 
notariell zu beurkunden sind, in Urschrift oder 
Abschrift der Verschmelzungs vertrag, die Nieder- 
schriften der Verschmelzungsbeschlüsse, die nach 
diesem Gesetz erforderlichen Zustimmungserklänm- 
gen einzelner Anteilsinhaber einschließlich der 
Zustimmungserklänmgen nicht erschienener Anteils- 
inhaber, der Verschmelzungsbericht, der Prüfungsbe- 
richt oder die Verzicht serklänmgen nach § 8 Abs. 3, 
§ 9 Abs. 3 oder § 12 Abs. 3, ein Nachweis über die 
rechtzeitige Zuleitung des Verschmelzungsvertrages 
oder seines Entwurfs an den zuständigen Betriebsrat 
sowie, wenn die Verschmelzung der staatlichen 
Genehmigung bedarf, die Genehmigungsurkunde 
beizufügen. 

(2) Der Anmeldung zum Register des Sitzes jedes 
der übertragenden Rechtsträger ist ferner eine Bilanz 
dieses Rechtsträgers beizufügen (Schlußbilanz). Für 
diese Bilanz gelten die Vorschriften über die Jahres- 
bilanz und deren Prüfung entsprechend. Sie braucht 


11 




Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


nicht bekanntgemacht zu werden. Das Registerge- 
richt darf die Verschmelzung nur eintragen, wenn die 
Bilanz auf einen höchstens acht Monate vor der 
Anmeldung hegenden Stichtag aufgesteUt worden 
ist. 

§ 18 

Firma des übernehmenden Rechtsträgers 

(1) Der übernehmende Rechtsträger darf die Firma 
eines der übertragenden Rechtsträger, dessen Han- 
delsgeschäft er durch die Verschmelzung erwirbt, mit 
oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis 
andeutenden Zusatzes fortführen. Eine Personenhan- 
delsgeseUschaft darf eine solche Firma nur fortführen, 
wenn diese den Namen einer natürhchen Person 
enthält. Eine eingetragene Genossenschaft darf eine 
solche Firma nicht fortführen, soweit diese den Namen 
von Genossen oder anderen Personen enthält. 

(2) Das Registergericht kann auf Antrag genehmi- 
gen, daß eine PersonenhandelsgeseUschaft, die durch 
die Verschmelzimg das Handelsgeschäft eines über- 
tragenden Rechtsträgers erwirbt, bei der Bildimg ihrer 
neuen Firma den in der Firma dieses Rechtsträgers 
enthaltenen Namen einer natürlichen Person verwen- 
det xmd insoweit von § 19 des Handelsgesetzbuchs 
abweicht. 

(3) Ist an einem der übertragenden Rechtsträger 
eine natürliche Person beteiligt, die an dem überneh- 
menden Rechtsträger nicht beteiligt wird, so darf der 
übernehmende Rechtsträger den Namen dieses 
Anteilsinhabers nur dann in der nach Absatz 1 fortge- 
führten oder in der nach Absatz 2 gebildeten Firma 
verwenden, wenn der betroffene Anteilsinhaber oder 
dessen Erben ausdrücklich in die Verwendimg einwil- 
ligen. 

§ 19 

Eintragung und Bekanntmachung 
der Verschmelzung 

(1) Die Verschmelzimg darf in das Register des 
Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers erst einge- 
tragen werden, nachdem sie im Register des Sitzes 
jedes der übertragenden Rechtsträger eingetragen 
worden ist. Die Eintragxmg im Register des Sitzes 
jedes der übertragenden Rechtsträger ist mit dem 
Vermerk zu versehen, daß die Versctimelzxmg erst mit 
der Eintragxmg im. Register des Sitzes des überneh- 
menden Rechtsträgers wirksam wird. 

(2) Das Gericht des Sitzes des übernehmenden 
Rechtsträgers hat von Amts wegen dem Gericht des 
Sitzes jedes der übertragenden Rechtsträger den Tag 
der Eintragxmg der Versctimelzxmg mitzuteilen. Nach 
Eingang der Mitteilxmg hat das Gericht des Sitzes 
jedes der übertragenden Rechtsträger von Amts 
wegen den Tag der Eintragxmg der Versctimelzxmg im 
Register des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers 
im Register des Sitzes des übertragenden Rechtsträ- 
gers zu vermerken xmd die bei ihm axifbewahrten 
Urkxmden xmd anderen Schriftstücke dem Gericht des 


Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers zxir Axifbe- 
wahrxmg zu übersenden. 

(3) Das Gericht des Sitzes jedes der an der Ver- 
sctimelzxmg beteiligten Rechtsträger hat jeweils die 
von ihm vorgenommene Eintragxmg der Versctimel- 
zxmg von Amts wegen dxirch den Bxmdesanzeiger xmd 
dxirch mindestens ein anderes Blatt ihrem ganzen 
Inhalt nach bekaimtzximachen. Mit dem Ablauf des 
Tages, an dem jeweils das letzte der die Bekaimtma- 
chxmg enthaltenden Blätter erschienen ist, gilt die 
Bekaimtmachxmg für diesen Rechtsträger als er- 
folgt. 

§ 20 

Wirkungen der Eintragung 

(1) Die Eintragxmg der Verschmelzxmg in das Regi- 
ster des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers hat 
folgende Wirkxmgen: 

1. Das Vermögen der übertragenden Rechtsträger 
geht einschließlich der Verbindlichkeiten auf den 
übernehmenden Rechtsträger über. 

2. Die übertragenden Rechtsträger erlöschen. Einer 
besonderen Löschxmg bedarf es nicht. 

3. Die Anteilsinhaber der übertragenden Rechtsträ- 
ger werden Anteilsinhaber des übernehmenden 
Rechtsträgers; dies gilt nicht, soweit der überneh- 
mende Rechtsträger oder ein Dritter, der im eige- 
nen Namen, jedoch für Rechnxmg dieses Rechtsträ- 
gers handelt, Anteilsinhaber des übertragenden 
Rechtsträgers ist oder der übertragende Rechtsträ- 
ger eigene Anteile innehat oder ein Dritter, der im 
eigenen Namen, jedoch für Rechnxmg dieses 
Rechtsträgers handelt, dessen Anteilsinhaber ist. 
Rechte Dritter an den Anteilen oder Mitghedschaf- 
ten der übertragenden Rechtsträger bestehen an 
den an ihre Stelle tretenden Anteilen oder Mit- 
gliedschaften des übernehmenden Rechtsträgers 
weiter. 

4. Der Mangel der notariellen Bexirkxmdxmg des Ver- 
schmelzxmgsvertrags xmd gegebenenfalls erfor- 
derhcher Zustimmxmgs- oder Verzichtserklärxm- 
gen einzelner Anteilsinhaber wird geheilt. 

(2) Mängel der Verschmelzxmg lassen die Wirkxm- 
gen der Eintragxmg nach Absatz 1 xmberührt. 

§ 21 

Wirkung auf gegenseitige Verträge 

Treffen bei einer Verschmelzxmg aus gegenseitigen 
Verträgen, die zur Zeit der Verschmelzxmg von keiner 
Seite vollständig erfüllt sind, Abnahme-, Lieferxmgs- 
oder ähnliche Verpflichtxmgen zusammen, die mitein- 
ander xmvereinbar sind oder die beide zu erfüllen eine 
schwere Unbilligkeit für den übernehmenden Rechts- 
träger bedeuten würde, so bestimmt sich der Umfang 
der Verpflichtxmgen nach Billigkeit xmter Würdigxmg 
der vertraglichen Rechte aller Beteiligten. 
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§ 22 

Gläubigerschutz 

(1) Den Gläubigem der an der Verschmelzung 
beteiligten Rechtsträger ist, wenn sie binnen sechs 
Monaten nach dem Tag, an dem die Eintragung der 
Verschmelzimg in das Register des Sitzes desjenigen 
Rechtsträgers, dessen Gläubiger sie sind, nach § 19 
Abs. 3 als bekanntgemacht gilt, ihren Anspmch nach 
Grund und Höhe schriftlich anmelden, Sicherheit zu 
leisten, soweit sie nicht Befriedigimg verlangen kön- 
nen. Dieses Recht steht den Gläubigem jedoch nur zu, 
wenn sie glaubhaft machen, daß durch die Verschmel- 
zimg die Erfüllung ihrer Fordenmg gefährdet wird. 
Die Gläubiger sind in der Bekanntmachung der jewei- 
ligen Eintragimg auf dieses Recht hinzuweisen. 

(2) Das Recht, Sicherheitsleistung zu verlangen, 
steht Gläubigem nicht zu, die im Falle der Insolvenz 
ein Recht auf vorzugsweise Befriedigung aus einer 
Deckimgsmasse haben, die nach gesetzlicher Vor- 
schrift zu ihrem Schutz errichtet und staatlich über- 
wacht ist. 

§ 23 

Schutz der Inhaber von Sonderrechten 

Den Inhabern von Rechten in einem übertragenden 
Rechtsträger, die kein Stimmrecht gewähren, insbe- 
sondere den Inhabern von Anteilen ohne Stimmrecht, 
von Wandelschuldverschreibungen, von Gewinn- 
schuldverschreibungen und von Genußrechten, sind 
gleichwertige Rechte in dem übernehmenden Rechts- 
träger zu gewähren. 

§ 24 

Wertansätze des übernehmenden Rechtsträgers 

In den Jahresbilanzen des übernehmenden Rechts- 
trägers können als Anschaffungskosten im Sinne des 
§ 253 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs auch die in der 
Schlußbilanz eines übertragenden Rechtsträgers an- 
gesetzten Werte angesetzt werden. 

§ 25 

Schadenersatzpflicht der Verwaltungsträger 
der übertragenden Rechtsträger 

( 1 ) Die Mitglieder des Vertretungsorgans und, wenn 
ein Aufsichtsorgan vorhanden ist, des Aufsichtsorgans 
eines übertragenden Rechtsträgers sind als Gesamt- 
schuldner zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den 
dieser Rechtsträger, seine Anteilsinhaber oder seine 
Gläubiger durch die Verschmelzung erleiden. Mit- 
glieder der Organe, die bei der Prüfung der Vermö- 
genslage der Rechtsträger und beim Abschluß des 
Verschmelzungsvertrags ihre Sorgfaltspflicht beob- 
achtet haben, sind von der Ersatzpflicht befreit. 

(2) Für diese Ansprüche sowie weitere Ansprüche, 
die sich für und gegen den übertragenden Rechtsträ- 


ger nach den allgemeinen Vorschriften auf Grund der 
Verschmelzung ergeben, gilt dieser Rechtsträger als 
fortbestehend. Fordenmgen und Verbindlichkeiten 
vereinigen sich insoweit durch die Verschmelzimg 
nicht. 

(3) Die Ansprüche aus Absatz 1 verjähren in fünf 
Jahren seit dem Tage, an dem die Eintragung der 
Verschmelzung in das Register des Sitzes des über- 
nehmenden Rechtsträgers nach § 19 Abs. 3 als 
bekanntgemacht gilt. 

§ 26 

Geltendmachung des Schadenersatzanspruchs 

(1) Die Ansprüche nach § 25 Abs. 1 und 2 können 
nur durch einen besonderen Vertreter geltend 
gemacht werden. Das Prozeß gericht des Sitzes eines 
übertragenden Rechtsträgers hat einen solchen Ver- 
treter auf Antrag eines Anteilsinhabers oder eines 
Gläubigers dieses Rechtsträgers zu bestellen. Gläubi- 
ger sind nur antragsberechtigt, wenn sie von dem 
übernehmenden Rechtsträger keine Befriedigung 
erlangen können. Gegen die Entscheidung findet die 
sofortige Beschwerde statt. 

(2) Der Vertreter hat unter Hinweis auf den Zweck 
seiner Bestellung die Anteilsinhaber und Gläubiger 
des betroffenen übertragenden Rechtsträgers aufzu- 
f ordern, die Ansprüche nach § 25 Abs. 1 und 2 binnen 
einer angemessenen Frist, die mindestens einen 
Monat betragen soll, anzumelden. Die Aufforderung 
ist im Bundesanzeiger und, wenn der Gesellschaf ts- 
vertrag, die Satzung oder das Statut andere Blätter für 
die öffentlichen Bekanntmachungen des übertragen- 
den Rechtsträgers bestimmt hatte, auch in diesen 
Blättern bekanntzumachen. 

(3) Der Vertreter hat den Betrag, der aus der 
Geltendmachung der Ansprüche eines übertragen- 
den Rechtsträgers erzielt wird, zur Befriedigung der 
Gläubiger dieses Rechtsträgers zu verwenden, soweit 
die Gläubiger nicht durch den übernehmenden 
Rechtsträger befriedigt oder sichergestellt sind. Für 
die Verteilung gelten die Vorschriften über die Ver- 
teilung, die im Falle der Abwicklung eines Rechtsträ- 
gers in der Rechtsform des übertragenden Rechtsträ- 
gers anzuwenden sind, entsprechend. Gläubiger und 
Anteilsinhaber, die sich nicht fristgemäß gemeldet 
haben, werden bei der Verteüung nicht berücksich- 
tigt. 

(4) Der Vertreter hat Anspruch auf Ersatz angemes- 
sener barer Auslagen und auf Vergütung für seine 
Tätigkeit. Die Auslagen und die Vergütung setzt das 
Gericht fest. Es bestimmt nach den gesamten Verhält- 
nissen des einzelnen Falles nach freiem Ermessen, in 
welchem Umfange die Auslagen und die Vergütung 
von beteiligten Anteilsinhabem und Gläubigem zu 
tragen sind. Gegen die Entscheidung findet die sofor- 
tige Beschwerde statt; die weitere Beschwerde ist 
ausgeschlossen. Aus der rechtskräftigen Entschei- 
dung findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivil- 
prozeßordnung statt. 
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§ 27 

Schadenersatzpflicht der Verwaltungsträger 
des übernehmenden Rechtsträgers 

Ansprüche auf Schadenersatz, die sich auf Grund 
der Verschmelzung gegen ein Mitglied des Vertre- 
tungsorgans oder, wenn ein Aufsichtsorgan vorhan- 
den ist, des Auf sichts Organs des übernehmenden 
Rechtsträgers ergeben, verjähren in fünf Jahren seit 
dem Tage, an dem die Eintragung der Verschmelzung 
in das Register des Sitzes des übernehmenden Rechts- 
trägers nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. 

§ 28 

Unwirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses 
eines übertragenden Rechtsträgers 

Nach Eintragung der Verschmelzimg in das Regi- 
ster des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers ist 
eine Klage gegen die Wirksamkeit des Verschmel- 
zungsbeschlusses eines übertragenden Rechtsträgers 
gegen den übernehmenden Rechtsträger zu richten. 

§ 29 

Abfindungsangebot im Verschmelzungsvertrag 

(1) Bei der Verschmelzung eines Rechtsträgers im 
Wege der Aufnahme durch einen Rechtsträger ande- 
rer Rechtsform hat der übernehmende Rechtsträger 
im Verschmelzimgsvertrag oder in seinem Entwurf 
jedem Anteilsinhaber, der gegen den Verschmel- 
zungsbeschluß des übertragenden Rechtsträgers Wi- 
derspruch zur Niederschrift erklärt, den Erwerb seiner 
Anteile oder Mitgliedschaften gegen eine angemes- 
sene Barabfindimg anzubieten; § 71 Abs. 4 Satz 2 des 
Aktiengesetzes ist insoweit nicht anzuwenden. Das 
gleiche gilt, wenn durch die Verschmelzimg von 
Rechtsträgern derselben Rechtsform Anteile an dem 
übertragenden Rechtsträger durch Anteile an dem 
übernehmenden Rechtsträger ersetzt werden, die in 
dem Gesellschaftsvertrag, der Satzimg oder dem Sta- 
tut des übernehmenden Rechtsträgers Verfügungs- 
beschränkungen imterworfen sind. Kann der über- 
nehmende Rechtsträger auf Grund seiner Rechtsform 
eigene Anteile oder Mitgliedschaften nicht erwerben, 
so ist die Barabfindung für den Fall anzubieten, daß 
der Anteilsinhaber sein Ausscheiden aus dem Rechts- 
träger erklärt. Eine erforderliche Bekanntmachung 
des Vers chmelzungs Vertrags oder seines Entwurfs als 
Gegenstand der Beschlußfassung muß den Wortlaut 
dieses Angebots enthalten. Der übernehmende 
Rechtsträger hat die Kosten für eine Übertragung zu 
tragen. 

(2) Dem Widerspruch zur Niederschrift im Sinne des 
Absatzes 1 steht es gleich, wenn ein nicht erschiene- 
ner Anteilsinhaber zu der Versammlung der Anteüs- 
inhaber zu Unrecht nicht zugelassen worden ist oder 
die Versammlimg nicht ordmmgsgemäß einberufen 
oder der Gegenstand der Beschlußfassung nicht ord- 
nungsgemäß bekanntgemacht worden ist. 


§ 30 

Inhalt des Anspruchs auf Barabfindung 
und Prüfung der Barabfindung 

(1) Die Barabfindimg muß die Verhältnisse des 
übertragenden Rechtsträgers im Zeitpunkt der 
Beschlußfassimg über die Verschmelzung berück- 
sichtigen. § 15 Abs. 2 ist auf die Barabfindung entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Die Angemessenheit einer anzubietenden 
Barabfindung ist stets durch Verschmelzungsprüfer 
zu prüfen. Die §§10 bis 12 sind entsprechend anzu- 
wenden. Die Berechtigten können auf die Prüfung 
oder den Prüfungsbericht verzichten; die Verzichtser- 
klärungen sind notariell zu beurkunden. 

§ 31 

Annahme des Angebots 

Das Angebot nach § 29 kann nur binnen zwei 
Monaten nach dem Tage angenommen werden, an 
dem die Eintragung der Verschmelzung in das Regi- 
ster des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers 
nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. Ist nach § 34 
ein Antrag auf Bestimmung der Barabfindung durch 
das Gericht gestellt worden, so kann das Angebot 
binnen zwei Monaten nach dem Tage angenommen 
werden, an dem die Entscheidung im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht worden ist. 

§ 32 

Ausschluß von Klagen 
gegen den Verschmelzungsbeschluß 

Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Verschmel- 
zimgsbeschlusses eines übertragenden Rechtsträgers 
kann nicht darauf gestützt werden, daß das Angebot 
nach § 29 zu niedrig bemessen oder daß die Barabfin- 
dung im Verschmelzungsvertrag nicht oder nicht 
ordnungsgemäß angeboten worden ist. 

§ 33 

Anderweitige Veräußerung 

Einer anderweitigen Veräußerung des Anteils 
durch den Anteilsinhaber binnen der in § 31 bestimm- 
ten Frist stehen Verfügungsbeschränkimgen in 
Gesellschaftsverträgen, Satzungen oder Statuten des 
übertragenden Rechtsträgers nicht entgegen. 

§ 34 

Gerichtliche Nachprüfung der Abfindung 

Macht ein Anteüsinhaber geltend, daß eine im Ver- 
schmelzungsvertrag oder in seinem Entwurf be- 
stimmte Barabfmdimg, die ihm nach § 29 anzubieten 
war, zu niedrig bemessen sei, so hat auf seinen Antrag 
das Gericht die angemessene Barabfindimg zu 
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bestimmen. Das gleiche gilt, wenn die Barabfindimg 
nicht oder nicht ordnungsgemäß angeboten worden 
ist. 

§ 35 

Bezeichnung unbekannter Aktionäre 

Unbekannte Aktionäre einer übertragenden Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien sind im Vers chmelzungs vertrag, bei Anmeldim- 
gen zur Eintragimg in ein Register oder bei der 
Eintragimg in eine Liste von Anteilsinhabem durch 
die Angabe ihrer Aktienurkimden sowie erforderli- 
chenfalls des auf die Aktie entfallenden Anteils zu 
bezeichnen, soweit eine Benennung der Anteilsinha- 
ber für den übernehmenden Rechtsträger gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Werden solche Anteüsinhaber 
später bekannt, so sind Register oder Listen von Amts 
wegen zu berichtigen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verschmelzung durch Neugründung 

§ 36 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Auf die Verschmelzung durch Neugründimg 
sind die Vorschriften des Zweiten Abschnitts mit 
Ausnahme des § 16 Abs. 1 und des § 27 entsprechend 
anzuwenden. An die Stelle des übernehmenden 
Rechtsträgers tritt der neue Rechtsträger, an die Stelle 
der Eintragung der Verschmelzung in das Register des 
Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers tritt die 
Eintragimg des neuen Rechtsträgers in das Register. 

(2) Auf die Gründung des neuen Rechtsträgers sind 
die für dessen Rechtsform geltenden Gründungsvor- 
schriften anzuwenden, soweit sich aus diesem Buch 
nichts anderes ergibt. Den Gründern stehen die über- 
tragenden Rechtsträger gleich. Vorschriften, die für 
die Gründung eine Mindestzahl der Gründer vor- 
schreiben, sind nicht anzuwenden. 

§ 37 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 

ln dem Vers chmelzimgs vertrag muß der Gesell- 
schaf tsvertrag, die Satzung oder das Statut des neuen 
Rechtsträgers enthalten sein oder festgestellt wer- 
den. 

§ 38 

Anmeldung der Verschmelzung und 
des neuen Rechtsträgers 

(1) Die Vertretungsorgane jedes der übertragenden 
Rechtsträger haben die Verschmelzung zur Eintra- 
gung in das Register des Sitzes ihres Rechtsträgers 
anzumelden. 


(2) Die Vertretungs Organe aller übertragenden 
Rechtsträger haben den neuen Rechtsträger bei dem 
Gericht, in dessen Bezirk er seinen Sitz haben soll, zur 
Eintragung in das Register anzumelden. 


ZWEITER TEIL 

Besondere Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
von Personenhandelsgesellschaften 

§ 39 

Ausschluß der Verschmelzung 

Eine aufgelöste Personenhandelsgesellschaft kann 
sich nicht als übertragender Rechtsträger an einer 
Verschmelzung beteiligen, wenn die Gesellschafter 
nach § 145 des Handelsgesetzbuchs eine andere Art 
der Auseinandersetzung als die Abwicklung oder als 
die Verschmelzung vereinbart haben. 

§40 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 

(1) Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf 
hat zusätzlich für jeden Anteilsinhaber eines übertra- 
genden Rechtsträgers zu bestimmen, ob ihm in der 
übernehmenden oder der neuen Personenhandelsge- 
sellschaft die Stellung eines persönlich haftenden 
Gesellschafters oder eines Kommanditisten gewährt 
wird. Dabei ist der Betrag der Einlage jedes Gesell- 
schafters festzusetzen. 

(2) Anteilsinhabem eines übertragenden Rechtsträ- 
gers, die für dessen Verbindlichkeiten nicht als 
Gesamtschuldner persönlich unbeschränkt haften, ist 
die Stellung eines Kommanditisten zu gewähren. 
Abweichende Bestimmungen sind nur wirksam, wenn 
die betroffenen Anteilsinhaber dem Verschmelzungs- 
beschluß des übertragenden Rechtsträgers zustim- 
men. 

§ 41 

Verschmelzungsbericht 

Ein Verschmelzungsbericht ist für eine an der 
Verschmelzung beteiligte Personenhandelsgesell- 
schaft nicht erforderlich, wenn alle Gesellschafter 
dieser Gesellschaft zur Geschäftsführung berechtigt 
sind. 

§42 

Unterrichtung der Gesellschafter 

Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf und 
der Verschmelzungsbericht sind den Gesellschaftern, 
die von der Geschäftsführung ausgeschlossen sind, 
spätestens zusammen mit der Einberufung der Gesell- 
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schafterversammlung, die gemäß § 13 Abs. 1 über die 
Zustimmimg zum Vers chmelzimgs vertrag beschlie- 
ßen soll, zu übersenden. 

§ 43 

Beschluß der Gesellschaf terversammlung 

(1) Der Verschmelzimgsbeschluß der Gesellschaf- 
terversammlung bedarf der Zustimmimg aller anwe- 
senden Gesellschafter; ihm müssen auch die nicht 
erschienenen Gesellschafter zustimmen. 

(2) Der Gesellschaftsvertrag kann eine Mehrheits- 
entscheidung der Gesellschafter vorsehen. Die Mehr- 
heit muß mindestens drei Viertel der Stimmen der 
Gesellschafter betragen. Widerspricht ein Anteilsin- 
haber eines übertragenden Rechtsträgers, der für 
dessen Verbindlichkeiten persönlich unbeschränkt 
haftet, der Verschmelzung, so ist ihm in der überneh- 
menden oder der neuen Personenhandelsgesellschaft 
die Stellimg eines Kommanditisten zu gewähren; das 
gleiche gilt für einen Anteilsinhaber der übernehmen- 
den Personenhandelsgesellschaft, der für deren Ver- 
bindlichkeiten persönlich unbeschränkt haftet, wenn 
er der Verschmelzung widerspricht. 

§ 44 

Prüfung der Verschmelzung 

Im Falle des § 43 Abs. 2 ist der Verschmelzungsver- 
trag oder sein Entwurf für eine Personenhandelsge- 
sellschaft auf Verlangen eines ihrer Gesellschafter 
nach den §§ 9 bis 12 zu prüfen. Die Kosten trägt die 
Gesellschaft. 

§45 

Zeitliche Begrenzung der Haftung 

(1) Überträgt eine Personenhandelsgesellschaft ihr 
Vermögen durch Verschmelzung auf einen Rechtsträ- 
ger anderer Rechtsform, dessen Anteilsinhaber für die 
Verbindlichkeiten dieses Rechtsträgers nicht imbe- 
schränkt haften, so haftet ein Gesellschafter der Per- 
sonenhandelsgesellschaft für ihre Verbindlichkeiten, 
wenn sie vor Ablauf von fünf Jahren nach der Ver- 
schmelzung fällig und daraus Ansprüche gegen ihn 
gerichtlich geltend gemacht sind; bei öffentlich-recht- 
lichen Verbindlichkeiten genügt zur Geltendma- 
chung der Erlaß eines Verwaltungsakts. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Eintragung der Verschmelzung in das Register des 
Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers nach § 19 
Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. Die für die Verjäh- 
rung geltenden §§ 203, 206, 207, 210, 212 bis 216 und 
220 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Einer gerichtlichen Geltendmachung bedarf es 
nicht, soweit der Gesellschafter den Anspruch schrift- 
lich anerkaimt hat. 


(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn 
der Gesellschafter in dem Rechtsträger anderer 
Rechtsform geschäftsführend tätig wird. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 

§ 46 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 

(1) Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf 
hat zusätzlich für jeden Anteilsinhaber eines übertra- 
genden Rechtsträgers den Nennbetrag des Geschäfts- 
anteils zu bestimmen, den die übernehmende Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung ihm zu gewähren hat. 
Der Nennbetrag kann abweichend von dem Nennbe- 
trag der Aktien einer übertragenden Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien festge- 
setzt werden. Er muß mindestens fünfzig Deutsche 
Mark betragen und durch zehn teilbar sein. 

(2) Sollen die zu gewährenden Geschäftsanteile im 
Wege der Kapitalerhöhung geschaffen und mit ande- 
ren Rechten und Pflichten als sonstige Geschäftsan- 
teile der übernehmenden Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung ausgestattet werden, so sind auch die 
Abweichungen im Verschmelzungsvertrag oder in 
seinem Entwurf festzusetzen. 

(3) Sollen Anteilsinhaber eines übertragenden 
Rechtsträgers schon vorhandene Geschäftsanteile der 
übernehmenden Gesellschaft erhalten, so müssen die 
Gesellschafter und die Nennbeträge der Geschäftsan- 
teile, die sie erhalten sollen, im Verschmelzungsver- 
trag oder in seinem Entwurf besonders bestimmt 
werden. 

§ 47 

Unterrichtung der Gesellschafter 

Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf und 
der Verschmelzungsbericht sind den Gesellschaftern 
spätestens zusammen mit der Einberufung der Gesell- 
schafterversammlung, die gemäß § 13 Abs. 1 über die 
Zustimmung beschließen soll, zu übersenden. 

§ 48 

Prüfung der Verschmelzung 

Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf ist 
für eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung auf 
Verlangen eines ihrer Gesellschafter nach den §§ 9 
bis 12 zu prüfen. Die Kosten trägt die Gesellschaft. 
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§ 49 

Vorbereitung der Geseilschafterversanimlung 

(1) Die Geschäftsführer haben in der Einberufung 
der Gesellschafterversammlung, die gemäß § 13 
Abs. 1 über die Zustimmung zum Verschmelzungs- 
vertrag beschließen soll, die Verschmelzung als 
Gegenstand der Beschlußfassimg anzukündigen. 

(2) Von der Einberufung an sind in dem Geschäfts- 
raum der Gesellschaft die Jahresabschlüsse und die 
Lageberichte der an der Verschmelzung beteiligten 
Rechtsträger für die letzten drei Geschäftsjahre zur 
Einsicht durch die Gesellschafter auszulegen. 

(3) Die Geschäftsführer haben jedem Gesellschafter 
auf Verlangen jederzeit Auskunft auch über alle für 
die Verschmelzung wesentlichen Angelegenheiten 
der anderen beteiligten Rechtsträger zu geben, 

§ 50 

Beschluß der Gesellschafterversammlung 

(1) Der Verschmelzungsbeschluß der Gesellschaf- 
terversammlimg bedarf einer Mehrheit von minde- 
stens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. Der 
Gesellschaftsvertrag kann eine größere Mehrheit und 
weitere Erfordernisse bestimmen. 

(2) Werden durch die Verschmelzimg auf dem 
Gesellschaftsvertrag beruhende Minderheitsrechte 
eines einzelnen Gesellschafters einer übertragenden 
Gesellschaft oder die einzelnen Gesellschaftern einer 
solchen Gesellschaft nach dem Gesellschafts vertrag 
zustehenden besonderen Rechte in der Geschäftsfüh- 
rung der Gesellschaft, bei der Bestellung der 
Geschäftsführer oder hinsichtlich eines Vorschlags- 
rechts für die Geschäftsführung beeinträchtigt, so 
bedarf der Verschmelzungsbeschluß dieser übertra- 
genden Gesellschaft der Zustimmimg dieser Gesell- 
schafter. 

§51 

Zustimmungserfordemisse in Sonderfällen 

(1) Ist an der Verschmelzung eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftimg, auf deren Geschäftsanteile 
nicht alle zu leistenden Einlagen in voller Höhe 
bewirkt sind, als übernehmender Rechtsträger betei- 
ligt, so bedarf der Verschmelzungsbeschluß eines 
übertragenden Rechtsträgers der Zustimmung aller 
bei der Beschlußfassung anwesenden Anteilsinhaber 
dieses Rechtsträgers. Ist der übertragende Rechtsträ- 
ger eine Personenhandelsgesellschaft oder eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, so bedarf der 
Verschmelzimgsbeschluß auch der Zustimmung der 
nicht erschienenen Gesellschafter. Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn eine Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftimg, auf deren Geschäftsanteile nicht alle zu 
leistenden Einlagen in voller Höhe bewirkt sind, von 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung durch 
Verschmelzung aufgenommen wird. 


(2) Ist im Falle des § 46 Abs. 1 Satz 2 die abwei- 
chende Festsetzung des Nennbetrags nicht durch § 46 
Abs. 1 Satz 3 bedingt, so bedarf sie der Zustimmung 
jedes Aktionärs, der sich nicht dem Gesamtnennbe- 
trag seiner Aktien entsprechend beteiligen kann. 

§ 52 

Anmeldung der Verschmelzung 

(1) Bei der Anmeldung der Verschmelzung zur 
Eintragung in das Register haben die Vertretungsor- 
gane der an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträ- 
ger im Falle des § 51 Abs. 1 auch zu erklären, daß dem 
Verschmelzungsbeschluß jedes der übertragenden 
Rechtsträger alle bei der Beschlußfassung anwesen- 
den Anteilsinhaber dieses Rechtsträgers und, sofern 
der übertragende Rechtsträger eine Personenhan- 
delsgesellschaft oder eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung ist, auch die nicht erschienenen 
Gesellschafter dieser Gesellschaft zugestimmt ha- 
ben. 

(2) Der Anmeldung zum Register des Sitzes der 
übernehmenden Gesellschaft ist eine von den 
Geschäftsführern dieser Gesellschaf t unterschriebene 
berichtigte Gesellschafterliste beizufügen. 

§ 53 

Eintragung bei Erhöhung des Stammkapitals 

Erhöht die übernehmende Gesellschaft zur Durch- 
führung der Verschmelzung ihr Stammkapital, so darf 
die Verschmelzung erst eingetragen werden, nach- 
dem die Erhöhung des Stammkapitals im Register 
eingetragen worden ist. 

§ 54 

Verschmelzung ohne Kapitalerhöhung 

(1) Die übernehmende Gesellschaft darf zur Durch- 
fühnmg der Verschmelzung ihr Stammkapital nicht 
erhöhen, soweit 

1. sie Anteile eines übertragenden Rechtsträgers 
innehat; 

2. ein übertragender Rechtsträger eigene Anteile 
innehat oder 

3. ein übertragender Rechtsträger Geschäftsanteile 
dieser Gesellschaft innehat, auf welche die Einla- 
gen nicht in voller Höhe bewirkt sind. 

Die übernehmende Gesellschaft braucht ihr Stamm- 
kapital nicht zu erhöhen, soweit 

1 . sie eigene Geschäftsanteile innehat oder 

2. ein übertragender Rechtsträger Geschäftsanteile 
dieser Gesellschaft innehat, auf welche die Einla- 
gen bereits in voller Höhe bewirkt sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Inhaber der 
dort bezeichneten Anteile ein Dritter ist, der im 
eigenen Namen, jedoch in einem Fall des Absatzes 1 
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Satz 1 Nr. 1 oder des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 für 
Rechnung der übernehmenden Gesellschaft oder in 
einem der anderen Fälle des Absatzes 1 für Rechnung 
des übertragenden Rechtsträgers handelt. 

(3) Soweit zur Durchfühnmg der Verschmelzimg 
Geschäftsanteile der übernehmenden Gesellschaft, 
die sie selbst oder ein übertragender Rechtsträger 
innehat, geteilt werden müssen, um sie den Anteilsin- 
habem eines übertragenden Rechtsträgers gewähren 
zu können, sind Bestimmungen des Gesellschaftsver- 
trags, welche die Teilimg der Geschäftsanteile der 
übernehmenden Gesellschaft ausschließen oder er- 
schweren, sowie § 5 Abs. 1 zweiter Halbsatz und 
Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung nicht anzuwen- 
den; jedoch muß der Nennbetrag jedes Teils der 
Geschäftsanteile mindestens fünfzig Deutsche Mark 
betragen imd durch zehn teilbar sein. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn Inhaber der Geschäftsanteile ein 
Dritter ist, der im eigenen Namen, jedoch für Rech- 
nung der übernehmenden Gesellschaft oder eines 
übertragenden Rechtsträgers handelt. 

(4) Im Verschmelzimgsvertrag festgesetzte bare 
Zuzahlungen dürfen nicht den zehnten Teü des 
Gesamtnennbetrags der gewährten Geschäftsanteile 
der übernehmenden Gesellschaft übersteigen. 

§ 55 

Verschmelzung mit Kapitalerhöhung 

(1) Erhöht die übernehmende Gesellschaft zur 
Durchführung der Verschmelzimg ihr Stammkapital, 
so sind § 55 Abs. 1, §§ 56 a, 57 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 1 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschänk- 
ter Haftung nicht anzuwenden. Auf die neuen 
Geschäftsanteile ist § 5 Abs. 1 zweiter Halbsatz und 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung nicht anzuwenden; 
jedoch muß der Betrag jeder neuen Stammeinlage 
mindestens fünfzig Deutsche Mark betragen und 
durch zehn teilbar sein. 

(2) Der Anmeldung der Kapitalerhöhimg zum Regi- 
ster sind außer den in § 57 Abs. 3 Nr. 2 und 3 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung bezeichneten Schriftstücken der 
Verschmelzimgsvertrag und die Niederschriften der 
Verschmelzungsbeschlüsse in Ausfertigung oder 
öffentlich beglaubigter Abschrift beizufügen. 


ZWEITER UNTERABSCHNTTT 
Verschmelzung durch Neugründung 

§ 56 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Verschmelzung durch Neugründung sind 
die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts mit Aus- 
nahme der §§ 51, 52 Abs. 1, §§ 53, 54 Abs. 1 bis 3 sowie 
des § 55 entsprechend anzuwenden. 


§57 

Inhalt des Gesellschaftsvertrags 

In den Gesellschaftsvertrag sind Festsetzungen 
über Sondervorteile, Gründungsaufwand, Sacheinla- 
gen und Sachübernahmen, die in den Gesellschafts- 
verträgen, Satzungen oder Statuten übertragender 
Rechtsträger enthalten waren, zu übernehmen. 

§58 

Sachgründungsbericht 

(1) In dem Sachgründungsbericht (§ 5 Abs. 4 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) sind auch der Geschäftsverlauf 
und die Lage der übertragenden Rechtsträger darzu- 
legen. 

(2) Ein Sachgründungsbericht ist nicht erforderlich, 
soweit eine Kapitalgesellschaft oder eine eingetra- 
gene Genossenschaft übertragender Rechtsträger 
ist. 

§59 

Verschmelzungsbeschlüsse 

Der Gesellschaftsvertrag der neuen Gesellschaft 
wird nur wirksam, wenn ihm die Anteilsinhaber jedes 
der übertragenden Rechtsträger durch Verschmel- 
zungsbeschluß zustimmen. Dies gilt entsprechend für 
die Bestellimg der Mitglieder des Aufsichtsrats der 
neuen Gesellschaft, soweit sie von den AnteUsinha- 
bem der übertragenden Rechtsträger zu wählen 
sind. 


DRITTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
von Aktiengesellschaften 

ERSTER UNTERABSCHNnr 
Verschmelzung durch Aufnahme 

§ 60 

Prüfung der Verschmelzung; 

Bestellung der Verschmelzungsprüfer 

(1) Der Verschmelzimgsvertrag oder sein Entwurf 
ist für jede Aktiengesellschaft nach den §§ 9 bis 12 zu 
prüfen. 

(2) Für jede Aktiengesellschaft muß mindestens ein 
Verschmelzungsprüfer bestellt werden. Die Prüfer 
werden jeweils vom Vorstand der Gesellschaft 
bestellt. 

(3) Für die Verschmelzung unter Beteiligung meh- 
rerer Aktiengesellschaften reicht die Prüfung durch 
einen oder mehrere Verschmelzungsprüfer für alle 
beteiligten Aktiengesellschaften nur aus, wenn diese 
Prüfer auf gemeinsamen Antrag der Vorstände durch 
das Gericht bestellt werden. Gegen die Entscheidung 
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findet die sofortige Beschwerde statt. Für den Ersatz 
von Auslagen und für die Vergütung der vom Gericht 
bestellten Prüfer gilt § 318 Abs. 5 des Handelsgesetz- 
buchs. 

§ 61 

Bekanntmachung des Verschmelzungsvertrags 

Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf ist 
vor der Einberufung der Hauptversammlung, die 
gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung beschließen 
soll, zum Register einzureichen. Das Gericht hat in den 
für die Bekanntmachung seiner Eintragungen be- 
stimmten Blättern (§ 10 des Handelsgesetzbuchs) 
einen Hinweis darauf bekaimtzumachen, daß der 
Vertrag oder sein Entwurf beim Handelsregister ein- 
gereicht worden ist. 

§ 62 

Hauptversammlung in besonderen Fällen 

(1) Befinden sich mindestens neun Zehntel des 
Stammkapitals oder des Grundkapitals einer übertra- 
genden Kapitalgesellschaft in der Hand einer über- 
nehmenden Aktiengesellschaft und haftet die über- 
nehmende Aktiengesellschaft als herrschendes Un- 
ternehmen (§ 17 des Aktiengesetzes) für alle Verbind- 
lichkeiten der übertragenden Gesellschaft, so ist ein 
Verschmelzungsbeschluß der übernehmenden Ak- 
tiengesellschaft zur Aufnahme dieser übertragenden 
Gesellschaft nicht erforderlich. Eigene Anteile der 
übertragenden Gesellschaft und Anteile, die einem 
anderen für Rechnung dieser Gesellschaft gehören, 
sind vom Stammkapital oder Gnmdkapital abzuset- 
zen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn Aktionäre der überneh- 
menden Gesellschaft, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals dieser Gesell- 
schaft erreichen, die Einberufung einer Hauptver- 
sammlung verlangen, in der über die Zustimmung zu 
der Verschmelzung beschlossen wird. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung der Hauptversamm- 
lung zu verlangen, an den Besitz eines geringeren 
Teils am Gnmdkapital der übernehmenden Gesell- 
schaft knüpfen. 

(3) Einen Monat vor dem Tage der Gesellschafter- 
Versammlung oder der Hauptversammlung der über- 
tragenden Gesellschaft, die gemäß § 13 Abs, 1 über 
die Zustimmung zum Verschmelzungs vertrag be- 
schließen soU, sind in dem Geschäftsraum der über- 
nehmenden Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre 
die in § 63 Abs. 1 bezeichneten Unterlagen auszule- 
gen. Gleichzeitig hat der Vorstand der übernehmen- 
den Gesellschaft einen Hinweis auf die bevorste- 
hende Verschmelzung in den GeseUschaftsblättem 
der übernehmenden Gesellschaft bekaimtzumachen 
und den Verschmelzungs vertrag oder seinen Entwurf 
zum Register der übernehmenden Gesellschaft einzu- 
reichen; § 61 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. Die 
Aktionäre sind in der Bekarmtmachung nach Satz 2 
erster Halbsatz auf ihr Recht nach Absatz 2 hinzuwei- 


sen. Der Anmeldung der Verschmelzung zur Eintra- 
gung in das Handelsregister ist der Nachweis der 
Bekanntmachung beizufügen. Der Vorstand hat bei 
der Anmeldung zu erklären, ob ein Antrag nach 
Absatz 2 gestellt worden ist. Auf Verlangen ist jedem 
Aktionär der übernehmenden Gesellschaft unverzüg- 
lich und kostenlos eine Abschrift der in Satz 1 bezeich- 
neten Unterlagen zu erteilen. 

§ 63 

Vorbereitung der Hauptversammlung 

(1) Von der Einberufung der Hauptversammlung 
an, die gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung zum 
Verschmelzungsvertrag beschließen soll, sind in dem 
Geschäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht der 
Aktionäre auszulegen 

1. der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf; 

2. die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der an 
der Verschmelzung beteiligten Rechtsträger für die 
letzten drei Geschäftsjahre; 

3. falls sich der letzte Jahresabschluß auf ein Ge- 
schäftsjahr bezieht, das mehr als sechs Monate vor 
dem Abschluß des Verschmelzungs Vertrags oder 
der Aufstellung des Entwurfs abgelaufen ist, eine 
Bilanz auf einen Stichtag, der nicht vor dem ersten 
Tag des dritten Monats liegt, der dem Abschluß 
oder der Aufstellung vorausgeht (Zwischenbi- 
lanz); 

4. die nach § 8 erstatteten Verschmelzungsberichte; 

5. die nach § 60 in Verbindung mit § 12 erstatteten 
Prüfungsberichte. 

(2) Die Zwischenbilanz (Absatz 1 Nr. 3) ist nach den 
Vorschriften aufzustellen, die auf die letzte Jahresbi- 
lanz des Rechtsträgers angewendet worden sind. Eine 
körperliche Bestandsaufnahme ist nicht erforderlich. 
Die Wertansätze der letzten Jahresbilanz dürfen über- 
nommen werden. Dabei sind jedoch Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Rückstellungen sowie we- 
sentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche Verän- 
derungen der wirklichen Werte von Vermögensge- 
genständen bis zum Stichtag der Zwischenbilanz zu 
berücksichtigen. 

(3) Auf Verlangen ist jedem Aktionär unverzüglich 
und kostenlos eine Abschrift der in Absatz 1 bezeich- 
neten Unterlagen zu erteilen. 

§ 64 

Durchführung der Hauptversammlung 

(1) In der Hauptversammlung sind die in § 63 Abs. 1 
bezeichneten Unterlagen auszulegen. Der Vorstand 
hat den Verschmelzungsvertrag oder seinen Entwurf 
zu Beginn der Verhandlung mündlich zu erläutern. 

(2) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Haupt- 
versammlung Auskunft auch über alle für die Ver- 
schmelzung wesentlichen Angelegenheiten der an- 
deren beteiligten Rechtsträger zu geben. 


19 


Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


§ 65 

Beschluß der Hauptversammlung 

(1) Der Verschmelzungsbeschluß der Hauptver- 
sammlung bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei 
Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen 
Grundkapitals umfaßt. Die Satzung kaim eine größere 
Kapitalmetirheit und weitere Erfordernisse bestim- 
men. 

(2) Sind mehrere Gattungen von Aktien vorhanden, 
so bedarf der Beschluß der Hauptversammlung zu 
seiner Wirksamkeit der Zustimmung der Aktionäre 
jeder Gattung. Über die Zustimmung haben die Aktio- 
näre jeder Gattung einen Sonderbeschluß zu fassen. 
Für diesen gilt Absatz 1. 

§ 66 

Eintragung bei Erhöhung des Grundkapitals 

Erhöht die übernehmende Gesellschaft zur Durch- 
führxmg der Verschmelzung ihr Gnmdkapital, so darf 
die Verschmelzung erst eingetragen werden, nach- 
dem die Durchfühnmg der Erhöhung des Gnmdkapi- 
tals im Register eingetragen worden ist. 

§ 67 

Anwendung der Vorschriften 
über die Nachgründung 

Wird der Verschmelzungsvertrag in den ersten zwei 
Jahren seit Eintragung der übernehmenden Gesell- 
schaft in das Register geschlossen, so ist § 52 Abs. 3,4, 
7 bis 9 des Aktiengesetzes über die Nachgründung 
entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn der 
Gesamtnennbetrag der zu gewährenden Aktien den 
zehnten Teil des Gnmdkapitals dieser Gesellschaft 
nicht übersteigt. Wird zur Durchführung der Ver- 
schmelzung das Grundkapital erhöht, so ist der 
Berechnung das erhöhte Grundkapital zugrunde zu 
legen. 

§ 68 

Verschmelzung ohne Kapitalerhöhung 

(1) Die übernehmende Gesellschaft darf zur Durch- 
führung der Verschmelzung ihr Grundkapital nicht 
erhöhen, soweit 

1. sie Anteile eines übertragenden Rechtsträgers 
irmehat; 

2. ein übertragender Rechtsträger eigene Anteile 
iimehat oder 

3. ein übertragender Rechtsträger Aktien dieser Ge- 
sellschaft besitzt, auf die der Nennbetrag oder der 
höhere Ausgabebetrag nicht voll geleistet ist. 

Die übernehmende Gesellschaft braucht ihr Gnmdka- 
pital nicht zu erhöhen, soweit 

1 . sie eigene Aktien besitzt oder 


2. ein übertragender Rechtsträger Aktien dieser 
Gesellschaft besitzt, auf die der Nennbetrag oder 
der höhere Ausgabebetrag bereits voll geleistet 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Inhaber der 
dort bezeichneten Anteile ein Dritter ist, der im 
eigenen Namen, jedoch in einem Fall des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 1 oder des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 für 
Rechnung der übernehmenden Gesellschaft oder in 
einem der anderen Fälle des Absatzes 1 für Rechnung 
des übertragenden Rechtsträgers handelt. 

(3) Im Verschmelzungsvertrag festgesetzte bare 
Zuzahlimgen dürfen nicht den zehnten Teil des 
Gesamtnennbetrags der gewährten Aktien der über- 
nehmenden Gesellschaft übersteigen. 


§ 69 

Verschmelzung mit Kapitalerhöhung 

(1) Erhöht die übernehmende Gesellschaft zur 
Durchfühnmg der Verschmelzimg ihr Grundkapital, 
so sind § 182 Abs. 4, § 184 Abs. 2, §§ 185, 186, 187 
Abs. 1, § 188 Abs. 2 und 3 Nr. 1 des Aktiengesetzes 
nicht anzuwenden; eine Prüfung der Sacheinlage 
nach § 183 Abs. 3 des Aktiengesetzes findet nur statt, 
soweit übertragende Rechtsträger die Rechtsform 
einer Personenhandelsgesellschaft oder eines rechts- 
fähigen Vereins haben, wenn Vermögensgegen- 
stände in der Schlußbilanz eines übertragenden 
Rechtsträgers höher bewertet worden sind als in 
dessen letzter Jahresbilanz, wenn die in einer Schluß- 
bilanz angesetzten Werte nicht als Anschaffungsko- 
sten in den Jahresbilanzen der übernehmenden 
Gesellschaft angesetzt werden oder wenn das Gericht 
Zweifel hat, ob der Wert der Sacheinlage den Nenn- 
betrag der dafür zu gewährenden Aktien erreicht. 
Dies gilt auch dann, wenn das Gnmdkapital durch 
Ausgabe neuer Aktien auf Grund der Ermächtigung 
nach § 202 des Aktiengesetzes erhöht wird. In diesem 
Fall ist außerdem § 203 Abs. 3 des Aktiengesetzes 
nicht anzuwenden. 

(2) Der Anmeldung der Kapitalerhöhung zum Regi- 
ster sind außer den in § 188 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 des 
Aktiengesetzes bezeichneten Schriftstücken der Ver- 
schmelzungsvertrag und die Niederschriften der Ver- 
schmelzungsbeschlüsse in Ausfertigung oder öffent- 
lich beglaubigter Abschrift beizufügen. 

§ 70 

Geltendmachung eines Schadenersatzanspruchs 

Die Bestellung eines besonderen Vertreters nach 
§ 26 Abs. 1 Satz 2 können nur solche Aktionäre einer 
übertragenden Gesellschaft beantragen, die ihre 
Aktien bereits gegen Anteile des übernehmenden 
Rechtsträgers umgetauscht haben. 
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§ 71 

Bestellung eines Treuhänders 

(1) Jeder übertragende Rechtsträger hat für den 
Empfang der zu gewährenden Aktien und der baren 
Zuzahlungen einen Treuhänder zu bestellen. Die 
Verschmelzung darf erst eingetragen werden, wenn 
der Treuhänder dem Gericht angezeigt hat, daß er im 
Besitz der Aktien und der im Verschmelzungsvertrag 
festgesetzten baren Zuzahlungen ist. 

(2) § 26 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 72 

Umtausch von Aktien 

(1) Für den Umtausch der Aktien einer übertragen- 
den Gesellschaft gilt § 73 Abs. 1 und 2 des Aktienge- 
setzes, bei Zusammenlegung von Aktien dieser 
Gesellschaft § 226 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes 
über die Kraftloserklärung von Aktien entsprechend. 
Einer Genehmigung des Gerichts bedarf es nicht. 

(2) Ist der übernehmende Rechtsträger ebenfalls 
eine Aktiengesellschaft, so gelten ferner § 73 Abs. 3 
des Aktiengesetzes sowie bei Zusammenlegung von 
Aktien § 73 Abs. 4 und § 226 Abs. 3 des Aktiengeset- 
zes entsprechend. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 

§ 73 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Verschmelzung durch Neugründung sind 
die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts mit Aus- 
nahme der §§ 66, 67, 68 Abs. 1 und 2 und des § 69 
entsprechend anzuwenden. 

§ 74 

Inhalt der Satzung 

In die Satzung sind Festsetzungen über Sondervor- 
teile, Gründungsaufwand, Sacheinlagen und Sach- 
übernahmen, die in den Gesellschaftsverträgen, Sat- 
zungen oder Statuten übertragender Rechtsträger 
enthalten waren, zu übernehmen. § 26 Abs. 4 und 5 
des Aktiengesetzes bleibt unberührt. 

§ 75 

Gründungsbericht und Gründungsprüfung 

(1) In dem Gründungsbericht (§ 32 des Aktiengeset- 
zes) sind auch der Geschäftsverlauf und die Lage der 
übertragenden Rechtsträger darzustellen. 

(2) Ein Gründungsbericht und eine Gründungsprü- 
fung (§ 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes) sind nicht 
erforderlich, soweit eine Kapitalgesellschaft oder eine 


eingetragene Genossenschaft übertragender Rechts- 
träger ist. 

§ 76 

Verschmelzungsbeschlüsse 

(1) Eine übertragende Aktiengesellschaft darf die 
Verschmelzung erst beschließen, wenn sie und jede 
andere übertragende Aktiengesellschaft bereits zwei 
Jahre im Register eingetragen sind. 

(2) Die Satzung der neuen Gesellschaft wird nur 
wirksam, wenn ihr die Anteilsinhaber jedes der über- 
tragenden Rechtsträger durch Verschmelzungsbe- 
schluß zustimmen. Dies gilt entsprechend für die 
Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats der neuen 
Gesellschaft, soweit diese nach § 31 des Aktiengeset- 
zes zu wählen sind. Auf eine übertragende Aktienge- 
sellschaftist § 124 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 und 3 des 
Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 77 

Bekanntmachung der Eintragung 
der neuen Gesellschaft 

In die Bekanntmachung der Eintragung der neuen 
Gesellschaft sind außer den sonst erforderhchen 
Angaben die Bestimmungen des Verschmelzungsver- 
trags über die Zahl und, wenn mehrere Gattungen 
bestehen, die Gattung der Aktien, welche die neue 
Gesellschaft den Anteilsinhabem der übertragenden 
Rechtsträger gewährt, sowie über die Art und den 
Zeitpunkt der Zuteilung dieser Aktien aufzuneh- 
men. 


VIERTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
von Kommanditgesellschaften auf Aktien 

§ 78 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf Verschmelzungen unter Beteihgung von Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien sind die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts entsprechend anzuwenden. An 
die Stelle der Aktiengesellschaft und ihres Vorstands 
treten die Kommanditgesellschaft auf Aktien und die 
zu ihrer Vertretung ermächtigten persönlich haften- 
den Gesellschafter. Der Verschmelzungsbeschluß 
bedarf auch der Zustimmung der persönlich haften- 
den Gesellschafter; die Satzung der Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien kann eine Mehrheitsentschei- 
dung dieser Gesellschafter vorsehen. Im Verhältnis 
zueinander gelten Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien nicht als Rechtsträ- 
ger anderer Rechtsform im Sinne der §§ 29 und 34. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
eingetragener Genossenschaften 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 

§ 79 

Möglichkeit der Verschmelzung 

Ein Rechtsträger anderer Rechtsform kann im Wege 
der Aufnahme mit einer eingetragenen Genossen- 
schaft nur verschmolzen werden, wenn eine erforder- 
liche Ändenmg des Statuts der übernehmenden 
Genossenschaft gleichzeitig mit der Verschmelzimg 
beschlossen wird. 

§ 80 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 
bei Aufnahme durch eine Genossenschaft 

(1) Der Verschmelzimgsvertrag oder sein Entwurf hat 
bei Verschmelzimgen im Wege der Aufnahme durch 
eine eingetragene Genossenschaft für die Festlegimg 
des Umtauschverhältnisses der Anteüe (§ 5 Abs. 1 
Nr. 3) die Angabe zu enthalten, 

1 . daß j eder Genosse einer übertragenden Genossen- 
schaft mit einem Geschäftsanteü bei der überneh- 
menden Genossenschaft beteiligt wird, sofern das 
Statut dieser Genossenschaft die Beteiligimg mit 
mehr als einem Geschäftsanteil nicht zuläßt, oder 

2 . daß j eder Genosse einer übertragenden Genossen- 
schaft mit mindestens einem imd im übrigen mit so 
vielen Geschäftsanteilen bei der übernehmenden 
Genossenschaft beteiligt wird, wie durch Anrech- 
nimg seines Geschäfts guthabens bei der übertra- 
genden Genossenschaft als voll eingezahlt anzuse- 
hen sind, sofern das Statut der übernehmenden 
Genossenschaft die Beteiligung eines Genossen 
mit mehreren Geschäftsanteilen zuläßt oder die 
Genossen zur Übernahme mehrerer Geschäftsan- 
teile verpflichtet; der Verschmelzungsvertrag oder 
sein Entwurf kann zugunsten der Genossen einer 
übertragenden Genossenschaft eine andere Be- 
rechnimg der Zahl der zu gewährenden Geschäfts- 
anteüe vorsehen. 

Bei Verschmelzimgen im Wege der Aufnahme eines 
Rechtsträgers anderer Rechtsform durch eine einge- 
tragene Genossenschaft hat der Verschmelzimgsver- 
trag oder sein Entwurf zusätzlich für jeden Anteüsin- 
haber eines solchen Rechtsträgers den Betrag des 
Geschäftsanteils und die Zahl der Geschäftsanteile 
anzugeben, mit denen er bei der neuen Genossen- 
schaft beteiligt wird. 

(2) Der Verschmelzungs vertrag oder sein Entwurf 
hat für jede übertragende Genossenschaft den Stich- 
tag der Schlußbüanz anzugeben. 


§ 81 

Gutachten des Prüfungsverbandes 

(1) Vor der Einberufung der Generalversammlung, 
die gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung zum 
Verschmelzungsvertrag beschließen soll, ist für jede 
beteiligte Genossenschaft eine gutachtliche Äuße- 
rung des Prüfungsverbandes einzuholen, ob die Ver- 
schmelzung mit den Belangen der Genossen und der 
Gläubiger der Genossenschaft vereinbar ist (Prü- 
fungsgutachten). Das Prüfungsgutachten kaim für 
mehrere beteiligte Genossenschaften auch gemein- 
sam erstattet werden. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Artikels 25 
Abs. 1 des Einfühnmgsgesetzes zum Handelsgesetz- 
buch in der Fassung des Artikels 21 § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1093) vor, so 
kann die Prüfung der Verschmelzung (§§ 9 bis 12) für 
die dort bezeichneten Rechtsträger auch von dem 
zuständigen Prüfungsverband durchgeführt werden. 


§ 82 

Vorbereitung der Generalversammlung 

(1) Von der Einberufung der Generalversammlung 
an, die gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung zum 
Verschmelzungsvertrag beschließen soll, sind auch in 
dem Geschäftsraum jeder beteiligten Genossenschaft 
die in § 63 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Unterlagen 
sowie die nach § 81 erstatteten Prüfungsgutachten zur 
Einsicht der Genossen auszulegen. Dazu erforderliche 
Zwischenbilanzen sind gemäß § 63 Abs. 2 aufzustel- 
len. 

(2) Auf Verlangen ist jedem Genossen unverzüglich 
und kostenlos eine Abschrift der in Absatz 1 bezeich- 
neten Unterlagen zu erteilen. 


§ 83 

Durchführung der Generalversammlung 

(1) In der Generalversammlung sind die in § 63 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Unterlagen sowie die 
nach § 81 erstatteten Prüfungsgutachten auszulegen. 
Der Vorstand hat den Verschmelzungs vertrag oder 
seinen Entwurf zu Begiim der Verhandlung mündlich 
zu erläutern. § 64 Abs. 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Das für die beschließende Genossenschaft erstat- 
tete Prüfungsgutachten ist in der Generalversamm- 
lung zu verlesen. Der Prüfungsverband ist berechtigt, 
an der Generalversammlung beratend teilzuneh- 
men. 
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§ 84 

Beschluß der Generalversammlung 

Der Verschmelzungsbeschluß der Generalver- 
sammlung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. Das Statut kann eine größere 
Mehrheit imd weitere Erfordernisse bestimmen. 

§ 85 

Verbesserung des Umtauschverhältnisses 

(1) Bei der Verschmelzung von Genossenschaften 
miteinander ist § 15 nur anzuwenden, wenn imd 
soweit das Geschäftsguthaben eines Genossen in der 
übernehmenden Genossenschaft niedriger als das 
Geschäftsguthaben in der übertragenden Genossen- 
schaft ist. 

(2) Der Anspruch nach § 15 kann auch diirch 
Zuschreibung auf das Geschäftsguthaben erfüllt wer- 
den, soweit nicht der Gesamtbetrag der Geschäftsan- 
teile des Genossen bei der übernehmenden Genos- 
senschaft überschritten wird. 

§ 86 

Anlagen der Anmeldung 

(1) Der Anmeldimg der Verschmelzung ist außer 
den sonst erforderlichen Unterlagen auch das für die 
anmeldende Genossenschaft erstattete Prüfimgsgut- 
achten in Urschrift oder in öffentlich beglaubigter 
Abschrift beizufügen. 

(2) Der Anmeldimg zur Eintragung in das Register 
des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers ist fer- 
ner jedes andere für eine übertragende Genossen- 
schaft erstattete Prüfungsgutachten in Urschrift oder 
in öffentlich beglaubigter Abschrift beizufügen. 

§ 87 

Anteilstausch 

(1) Auf Grund der Verschmelzung ist jeder Genosse 
einer übertragenden Genossenschaft entsprechend 
dem Verschmelzungsvertrag an dem übernehmenden 
Rechtsträger beteiligt. Eine Verpflichtung, bei einer 
übernehmenden Genossenschaft weitere Geschäfts- 
anteile zu übernehmen, bleibt unberührt. Rechte 
Dritter an den Geschäftsguthaben bei einer übertra- 
genden Genossenschaft bestehen an den Anteilen 
oder Mitgliedschaften des übernehmenden Rechtsträ- 
gers anderer Rechtsform weiter, die an die Stelle der 
Geschäftsanteile der übertragenden Genossenschaft 
treten. Rechte Dritter an den Anteilen oder Mitglied- 
schaften des übertragenden Rechtsträgers bestehen 
an den bei der übernehmenden Genossenschaft 
erlangten Geschäftsguthaben weiter. 

(2) Übersteigt das Geschäftsguthaben, das der 
Genosse bei einer übertragenden Genossenschaft 
hatte, den Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit 
denen er nach Absatz 1 bei einer übernehmenden 


Genossenschaft beteiligt ist, so ist der übersteigende 
Betrag nach Ablauf von sechs Monaten seit dem Tage, 
an dem die Eintragimg der Verschmelzung in das 
Register des Sitzes der übernehmenden Genossen- 
schaft nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt, an 
den Genossen auszuzahlen; die Auszahlung darf 
jedoch nicht erfolgen, bevor die Gläubiger, die sich 
nach § 22 gemeldet haben, befriedigt oder sicherge- 
stellt sind. Im Verschmelzungsvertrag festgesetzte 
bare Zuzahlimgen dürfen nicht den zehnten Teil des 
Gesamtnennbetrags der gewährten Geschäftsanteile 
der übernehmenden Genossenschaft übersteigen. 

(3) Für die Berechnung des Geschäfts guthabens, 
das dem Genossen bei einer übertragenden Genos- 
senschaft zugestanden hat, ist deren Schlußbilanz 
maßgebend. 


§ 88 

Geschäftsguthaben bei der Aufnahme 
von Kapitalgesellschaften 
und rechtsfähigen Vereinen 

(1) Ist an der Verschmelzung eine Kapitalgesell- 
schaft als übertragender Rechtsträger beteiligt, so ist 
jedem Anteilsinhaber dieser Gesellschaft als Ge- 
schäftsguthaben bei der übernehmenden Genossen- 
schaft der Wert der Geschäftsanteile oder der Aktien 
gutzuschreiben, mit denen er an der übertragenden 
Gesellschaft beteiligt war. Für die Feststellung des 
Wertes dieser Beteiligimg ist die Schlußbilanz der 
übertragenden Gesellschaft maßgebend. Übersteigt 
das durch die Verschmelzung erlangte Geschäftsgut- 
haben eines Genossen den Gesamtbetrag der 
Geschäftsanteile, mit denen er bei der übernehmen- 
den Genossenschaft beteiligt ist, so ist der überstei- 
gende Betrag nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dem Tage, an dem die Eintragung der Verschmelzung 
in das Register des Sitzes der übernehmenden Genos- 
senschaft nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt, an 
den Genossen auszuzahlen; die Auszahlimg darf 
jedoch nicht erfolgen, bevor die Gläubiger, die sich 
nach § 22 gemeldet haben, befriedigt oder sicherge- 
stellt sind. 

(2) Ist an der Verschmelzimg ein rechtsfähiger 
Verein als übertragender Rechtsträger beteiligt, so 
kann jedem Mitglied dieses Vereins als Geschäftsgut- 
haben bei der übernehmenden Genossenschaft höch- 
stens der Nennbetrag der Geschäftsanteile gutge- 
schrieben werden, mit denen es an der übernehmen- 
den Genossenschaft beteiligt ist. 

§ 89 

Eintragung der Genossen in die Mitgliederliste; 

Benachrichtigung 

(1) Die übernehmende Genossenschaft hat jeden 
neuen Genossen nach der Eintragimg der Verschmel- 
zung in das Register des Sitzes der übernehmenden 
Genossenschaft unverzüglich in die Mitgliederliste 
einzutragen und hiervon unverzüglich zu benachrich- 
tigen. Sie hat feiner die Zahl der Geschäftsanteile des 
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Genossen einzutragen, sofern der Genosse mit mehr 
als einem Geschäftsanteil beteiligt ist. 

(2) Die übernehmende Genossenschaft hat jedem 
Anteilsinhaber eines übertragenden Rechtsträgers, 
bei unbekaimten Aktionären dem Treuhänder der 
übertragenden Gesellschaft, unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen: 

1. den Betrag des Geschäftsguthabens bei der über- 
nehmenden Genossenschaft; 

2. den Betrag des Geschäftsanteils bei der überneh- 
menden Genossenschaft; 

3. die Zahl der Geschäftsanteile, mit denen der 
Anteilsinhaber bei der übernehmenden Genossen- 
schaft beteiügt ist; 

4. den Betrag der von dem Genossen nach Anrech- 
mmg seines Geschäftsguthabens noch zu leisten- 
den Einzahlimg oder den Betrag, der ihm nach § 87 
Abs. 2 oder nach § 88 Abs. 1 auszuzahlen ist, 
sowie 

5. den Betrag der Haftsumme der übernehmenden 
Genossenschaft, sofern deren Genossen Nach- 
schüsse bis zu einer Haftsumme zu leisten 
haben. 

§ 90 

Ausschlagung durch einzelne Anteilsinhaber 

(1) Die §§29 bis 34 sind auf die Genossen einer 
übertragenden Genossenschaft nicht anzuwenden. 

(2) Auf der Verschmelzungswirkung beruhende 
Anteile und Mitgliedschaften an dem übernehmen- 
den Rechtsträger gelten als lücht erworben, wenn sie 
ausgeschlagen werden. 

(3) Das Recht zur Ausschlagimg hat jeder Genosse 
einer übertragenden Genossenschaft, wenn er in der 
Generalversammlimg oder als Vertreter in der Vertre- 
terversammlung, die gemäß § 13 Abs. 1 über die 
Zustimmimg zum Verschmelzungsvertrag beschhe- 
ßen soll, 

1 . erscheint und gegen den V erschmelzimgsbeschluß 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt oder 

2. nicht erscheint, sofern er zu der Versammlung zu 
Unrecht nicht zugelassen worden ist oder die Ver- 
sammlung nicht ordnungsgemäß einberufen oder 
der Gegenstand der Beschlußfassimg nicht ord- 
nungsgemäß bekanntgemacht worden ist. 

Wird der Verschmelzungsbeschluß einer übertragen- 
den Genossenschaft von einer Vertreterversammlung 
gefaßt, so steht das Recht zur Ausschlagimg auch 
jedem anderen Genossen dieser Genossenschaft zu, 
der im Zeitpunkt der Beschlußfassung nicht Vertreter 
ist. 


§ 91 

Form und Frist der Ausschlagung 

(1) Die Ausschlagung ist gegenüber dem überneh- 
menden Rechtsträger schrifüich zu erklären. 

(2) Die Ausschlagung kann nur binnen sechs Mona- 
ten nach dem Tage erklärt werden, an dem die 
Eintragung der Verschmelzung in das Register des 
Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers nach § 19 
Abs. 3 als bekaimtgemacht gilt. 

(3) Die Ausschlagung kann nicht unter einer Bedin- 
gung oder einer Zeitbestimmung erklärt werden. 

§ 92 

Eintragung der Ausschlagung 
in die Mitgliederliste 

(1) Die übernehmende Genossenschaft hat jede 
Ausschlagung unverzüglich in die Mitgliederliste ein- 
zutragen und den Genossen von der Eintragung 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

(2) Die Ausschlagung wird in dem Zeitpunkt wirk- 
sam, in dem die Ausschlagungserklärung dem über- 
nehmenden Rechtsträger zugeht. 

§ 93 

Auseinandersetzung 

(1) Mit einem früheren Genossen, dessen Beteili- 
gung an dem übernehmenden Rechtsträger nach § 90 
Abs. 2 als nicht erworben güt, hat der übernehmende 
Rechtsträger sich auseinanderzusetzen. Maßgebend 
ist die Schlußbilanz der übertragenden Genossen- 
schaft. 

(2) Dieser Genosse kann die Auszahlung des 
Geschäftsguthabens, das er bei der übertragenden 
Genossenschaft hatte, verlangen; an den Rücklagen 
imd dem sonstigen Vermögen der übertragenden 
Genossenschaft hat er vorbehalüich des § 73 Abs. 3 
des Gesetzes betreffend die Erwerbs- imd Wirtschafts- 
genossenschaften keinen Anteil, auch wenn sie bei 
der Verschmelzung den Geschäftsguthaben anderer 
Genossen, die von dem Recht zxir Ausschlagung 
keinen Gebrauch machen, zugerechnet werden. 

(3) Reichen die Geschäftsguthaben und die in der 
Schlußbilanz einer übertragenden Genossenschaft 
ausgewiesenen Rücklagen zur Deckung eines in die- 
ser Bilanz ausgewiesenen Verlustes nicht aus, so kaim 
der übernehmende Rechtsträger von dem früheren 
Genossen, dessen Beteihgimg als nicht erworben gilt, 
die Zahlimg des anteiligen Fehlbetrags verlangen, 
wenn und soweit dieser Genosse im Falle der Insol- 
venz Nachschüsse an die übertragende Genossen- 
schaft zu leisten gehabt hätte. Der anteilige Fehlbe- 
trag wird, falls das Statut der übertragenden Genos- 
senschaft lüchts anderes bestimmt, nach der Zahl ihrer 
Genossen berechnet. 
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(4) Die Ansprüche veijähren in fünf Jahren. Die 
Veijährung beginnt mit dem Schluß des Kalendeijah- 
res, in dem die Ansprüche fällig geworden sind. 

§ 94 

Auszahlung 

des Auseinandersetzungsguthabens 

Ansprüche auf Auszahlung des Geschäftsgutha- 
bens nach § 93 Abs. 2 sind binnen sechs Monaten seit 
der Ausschlagung zu befriedigen; die Auszahlung 
darf jedoch nicht erfolgen, bevor die Gläubiger, die 
sich nach § 22 gemeldet haben, befriedigt oder sicher- 
gestellt sind, und nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
seit dem Tag, an dem die Eintragung der Verschmel- 
zung in das Register des Sitzes des übernehmenden 
Rechtsträgers nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht 
gilt. 

§ 95 

Fortdauer der Nachschußpflicht 

(1) Ist die Haftsumme bei einer übernehmenden 
Genossenschaft geringer, als sie bei einer übertragen- 
den Genossenschaft war, oder haften den Gläubigem 
eines übernehmenden Rechtsträgers nicht alle An- 
teilsinhaber dieses Rechtsträgers unbeschränkt, so 
haben zur Befriedigung der Gläubiger der übertra- 
genden Genossenschaft diejenigen Anteilsinhaber, 
die Mitglieder der übertragenden Genossenschaft 
waren, weitere Nachschüsse bis zur Höhe der Haft- 
summe bei der übertragenden Genossenschaft zu 
leisten, sofern die Gläubiger, die sich nach § 22 
gemeldet haben, wegen ihrer Forderung Befriedi- 
gimg oder Sicherstellung auch nicht aus den von den 
Genossen eingezogenen Nachschüssen erlangen 
können. Für die Einziehung der Nachschüsse gelten 
die §§ 105 bis 115 a des Gesetzes betreffend die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften entspre- 
chend. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn das Insol- 
venzverfahren über das Vermögen des übernehmen- 
den Rechtsträgers binnen zwei Jahren nach dem Tage 
eröffnet wird, an dem die Eintragung der Verschmel- 
zung in das Register des Sitzes dieses Rechtsträgers 
nach § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründung 

§ 96 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Verschmelzung durch Neugründung sind 
die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts entspre- 
chend anzuwenden. 


§ 97 

Pflichten der Vertretungsorgane 
der übertragenden Rechtsträger 

(1) Das Statut der neuen Genossenschaft ist durch 
sämtliche Mitglieder des Vertretungsorgans jedes der 
übertragenden Rechtsträger aufzustellen und zu 
imterzeichnen. 

(2) Die Vertretungsorgane aller übertragenden 
Rechtsträger haben den ersten Aufsichtsrat der neuen 
Genossenschaft zu bestellen. Das gleiche gilt für die 
Bestellung des ersten Vorstands, sofern nicht durch 
das Statut der neuen Genossenschaft anstelle der 
Wahl durch die Generalversammlung eine andere Art 
der Bestellung des Vorstands festgesetzt ist. 

§ 98 

Verschmelzungsbeschlüsse 

Das Statut der neuen Genossenschaft wird nur 
wirksam, wenn ihm die Anteilsinhaber jedes der 
übertragenden Rechtsträger durch Verschmelzungs- 
beschluß zustimmen. Dies gilt entsprechend für die 
Bestellung der Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats der neuen Genossenschaft, für die 
Bestellung des Vorstands jedoch nur, wenn dieser von 
den Vertretungsorganen aller übertragenden Rechts- 
träger bestellt worden ist. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verschmelzung unter Beteiligung 
rechtsfähiger Vereine 

§ 99 

Möglichkeit der Verschmelzung 

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann sich an einer 
Verschmelzung nur beteiligen, wenn die Satzung des 
Vereins oder Vorschriften des Landesrechts nicht 
entgegenstehen. 

(2) Ein eingetragener Verein kann im Wege der 
Verschmelzung nur andere eingetragene Vereine 
aufnehmen oder mit ihnen einen eingetragenen Ver- 
ein oder einen Rechtsträger anderer Rechtsform neu 
gründen. 

§ 100 

Prüfung der Verschmelzung 

Der Verschmelzungsvertrag oder sein Entwurf ist 
für einen wirtschaftlichen Verein nach den §§ 9 bis 12 
zu prüfen. Bei einem eingetragenen Verein ist diese 
Prüfung nur erforderlich, wenn mindestens zehn vom 
Hundert der Mitglieder sie schriftlich verlangen. 
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§ 101 

Vorbereitung der Mitgliederversammlung 

(1) Von der Einberufung der Mitgliederversamm- 
liing an, die gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung 
zum Verschmelzimgsvertrag beschließen soll, sind in 
dem Geschäftsraum des Vereins die in § 63 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 bezeichneten Unterlagen sowie ein nach 
§ 100 erforderlicher Prüfxmgsbericht zur Einsicht der 
Mitglieder auszulegen. Dazu erforderliche Zwischen- 
bilanzen sind gemäß § 63 Abs. 2 aufzustellen. 

(2) Auf Verlangen ist jedem Mitglied imverzüglich 
imd kostenlos eine Abschrift der in Absatz 1 bezeich- 
neten Unterlagen zu erteilen. 


§ 102 

Durchführung der Mitgliederversammlung 

In der Mitgliederversammlimg sind die in § 63 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Unterlagen sowie ein 
nach § 100 erforderlicher Prüfungsbericht auszulegen. 
§ 64 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entsprechend anzu- 
wenden. 


§ 103 

Beschluß der Mitgliederversammlung 

Der Verschmelzimgsbeschluß der Mitgliederver- 
sammlimg bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der 
erschienenen Mitglieder. Die Satzimg kann eine grö- 
ßere Mehrheit \md weitere Erfordernisse bestim- 
men. 


§ 104 

Bekanntmachung der Verschmelzung 

(1) Ist ein übertragender Verein nicht in ein Han- 
delsregister eingetragen, so hat sein Vorstand die 
bevorstehende Verschmelzung durch den Bundesan- 
zeiger imd durch mindestens ein anderes Blatt 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachimg im Bimdes- 
anzeiger tritt an die Stelle der Eintragung im Register. 
Sie ist mit einem Vermerk zu versehen, daß die 
Verschmelzimg erst mit der Eintragimg im Register 
des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers wirk- 
sam wird. Die §§ 16, 17 Abs. 1, § 19 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 sind nicht anzuwenden, 
soweit sie sich auf die Anmeldimg imd Eintragung 
dieses übertragenden Vereins beziehen. 

(2) Die Schlußbilanz eines solchen übertragenden 
Vereins ist der Anmeldimg zum Register des Sitzes 
des übernehmenden Rechtsträgers beizufügen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Verschmelz ung 

genossenschaftlicher Prüfungsverbände 

§ 105 

Möglichkeit der Verschmelzung 

Genossenschaftliche Prüfimgsverbände können 
nur im Wege der Aufnahme eines Verbandes (über- 
tragender Verband) durch einen anderen Verband 
(übernehmender Verband) verschmolzen werden. 


§ 106 

Vorbereitung, Durchführung und Beschluß 
der Mitgliederversammlung 

Auf die Vorbereitimg, die Durchführung und den 
Beschluß der Mitgliederversammlimg sind die §§101 
bis 103 entsprechend anzuwenden. 


§ 107 

Pflichten der Vorstände 

(1) Die Vorstände beider Verbände haben die Ver- 
schmelzung gemeinschaftlich unverzüglich zur Ein- 
tragung in die Register des Sitzes jedes Verbandes 
anzumelden, soweit der Verband eingetragen ist. Ist 
der übertragende Verband nicht eingetragen, so ist 
§ 104 entsprechend anzu wenden. 

(2) Die Vorstände haben ferner gemeinschafüich 
den für die Verleihung des Prüfungsrechts zuständi- 
gen obersten Landesbehörden (§ 63 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften) die Eintragung unverzüghch mitzuteüen. 

(3) Der Vorstand des übernehmenden Verbandes 
hat die Mitglieder unverzüglich von der Eintragung zu 
benachrichtigen. 


§ 108 

Austritt von Mitgliedern 
des übertragenden Verbandes 

Tritt ein ehemaliges Mitglied des übertragenden 
Verbandes gemäß § 39 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
aus dem übernehmenden Verband aus, so sind 
Bestimmungen der Satzung des übernehmenden Ver- 
bandes, die gemäß § 39 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs eine längere Kündigungsfrist als zum 
Schlüsse des Geschäftsjahres vorsehen, nicht anzu- 
wenden. 
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ACHTER ABSCHNITT 

Verschmelzung von Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Möglichkeit der Verschmelzung 

§ 109 

Verschmelzungslähige Rechtsträger 

Versichenmgs vereine a\if Gegenseitigkeit körmen 
nur miteinander verschmolzen werden. Sie können 
ferner im Wege der Verschmelzung durch eine 
Aktiengesellschaft, die den Betrieb von Versiche- 
rungsgeschäften zum Gegenstand hat (Versiche- 
rungs-Aktiengesellschaft), auf genommen werden. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Aufnahme 

§ 110 

Inhalt des Verschmelzungsvertrags 

Sind nur Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
an der Verschmelzimg beteiligt, braucht der Ver- 
schmelzimgsvertrag oder sein Entwurf die Angaben 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 und 7 nicht zu enthalten. 

§ 111 

Bekanntmachung des Verschmelzungsvertrags 

Der Vers ctunelzxmgs vertrag oder sein Entwurf ist 
vor der Einberuf xmg der obersten Vertretung, die 
gemäß § 13 Abs. 1 über die Zustimmung zum Ver- 
schmelzungsvertrag beschließen soll, zum Register 
einzureichen. Das Gericht hat in den für die Bekannt- 
machimg seiner Eintragungen bestimmten Blättern 
(§10 des Handelsgesetzbuchs) einen Hinweis darauf 
bekanntzumachen, daß der Vertrag oder sein Entwurf 
beim Handelsregister eingereicht worden ist. 

§ 112 

Vorbereitung, Durchführung und Beschluß 
der Versammlung der obersten Vertretung 

(1) Von der Einberufung der Versammlung der 
obersten Vertretimg an, die gemäß § 13 Abs. 1 über 
die Zustimmimg zum Verschmelzimgsvertrag be- 
schließen soll, sind in dem Geschäftsraum des Vereins 
die in § 63 Abs. 1 bezeichneten Unterlagen zur Ein- 
sicht der Mitglieder auszulegen. Dazu erforderliche 
Zwischenbilanzen sind gemäß § 63 Abs. 2 a\if zustel- 
len. 

(2) In der Versammlimg der obersten Vertretung 
sind die in § 63 Abs. 1 bezeichneten Unterlagen 
auszulegen. § 64 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entspre- 
chend anzuwenden. 


(3) Der Verschmelzungsbeschluß der obersten Ver- 
tretung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. Die Satzung karm eine grö- 
ßere Mehrheit und weitere Erfordernisse bestim- 
men. 

§ 113 

Keine gerichtliche Nachprüfung 

Sind nur Versichenmgsvereine auf Gegenseitigkeit 
an der Verschmelzimg beteiligt, findet eine gerichtli- 
che Nachprüfung des Umtauschverhältnisses der Mit- 
gliedschaften nicht statt. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung durch Neugründimg 

§ 114 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Verschmelzung durch Neugründung sind 
die Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich aus den folgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. 

§ 115 

Bestellung der Vereinsorgane 

Die Vorstände der übertragenden Vereine haben 
den ersten Aufsichtsrat des neuen Rechtsträgers und 
den Abschlußprüfer für das erste Voll- oder Rumpfge- 
schäftsjahr zu bestellen. Die Bestellung bedarf nota- 
rieller Beurkundung. Der Aufsichtsrat bestellt den 
ersten Vorstand. 

§ 116 

Beschlüsse der obersten Vertretungen 

(1) Die Satzimg des neuen Rechtsträgers und die 
Bestellimg seiner Aufsichtsratsnütglieder bedürfen 
der Zustimmimg der übertragenden Vereine durch 
Verschmelzungsbeschlüsse. § 76 Abs. 2 und § 112 
Abs. 3 sind entsprechend anzuwenden. 

(2) In der Bekarmtmachung der Tagesordnung eines 
Vereins ist der wesentliche Inhalt des Verschmel- 
zungsvertrags bekanntzumachen. In der Bekanntma- 
chung haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur 
Wahl von Aufsichtsratsnütgliedem und Prüfern nur 
der Aufsichtsrat, Vorschläge zur Beschlußfassung zu 
machen. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsrats- 
mitgliedem der Arbeitnehmer zu bestehen, so bedür- 
fen Beschlüsse des Aufsichtsrats über Vorschläge zur 
Wahl von Aufsichtsratsnütgliedem nur der Mehrheit 
der Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Mitglie- 
der des Vereins. 
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§ 117 

Entstehung und Bekanntmachung 
des neuen Vereins 

(1) Vor der Eintragung in das Register besteht ein 
neuer Verein als solcher nicht. Wer vor der Eintragung 
des Vereins in seinem Namen handelt, haftet persön- 
lich; handeln mehrere, so haften sie als Gesamtschuld- 
ner. 

(2) In die Bekamitmachung der Eintragrmg eines 
neuen Vereins sind außer deren sonst erforderlichen 
Inhalt Name, Beruf und Wohnort der Mitglieder des 
ersten Aufsichtsrats aufzunehmen. Zugleich ist 
bekaimtzumachen, daß die mit der Anmeldung einge- 
reichten Schriftstücke bei dem Gericht eingesehen 
werden können. 


VIERTER UNTERABSCHNITT 
Verschmelzung kleinerer Vereine 

§ 118 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Verschmelzung kleinerer Vereine im Sixme 
des § 53 des Versichenmgsaufsichtsgesetzes sind die 
Vorschriften des Zweiten und des Dritten Unterab- 
schiütts entsprechend anzuwenden. Dabei treten bei 
kleineren Vereinen an die Stelle der Anmeldung zur 
Eintragimg in das Register der Antrag an die Auf- 
sichtsbehörde auf Genehmigung, an die Stelle der 
Eintragimg in das Register und ihrer Bekanntma- 
chung die Bekamitmachung im Bundesanzeiger nach 
§ 119. 

§ 119 

Bekanntmachung der Verschmelzung 

Sobald die Verschmelzung von allen beteiligten 
Aufsichtsbehörden genehmigt worden ist, macht die 
für den übernehmenden kleineren Verein zuständige 
Aufsichtsbehörde, bei einer Verschmelzung durch 
Neugründung eines kleineren Vereins die für den 
neuen Verein zuständige Aufsichtsbehörde die Ver- 
schmelzung und ihre Genehmigimg im Bundesanzei- 
ger sowie in den weiteren Blättern bekannt, die für die 
Bekanntmachungen der Amtsgerichte bestimmt sind, 
in deren Bezirken die beteiligten kleineren Vereine 
ihren Sitz haben. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften 
mit dem Vermögen eines Alleingesellschafters 

§ 120 

Möglichkeit der Verschmelzung 

(1) Ist eine Verschmelzung nach den Vorschriften 
des Ersten bis Achten Abschnittes nicht möglich, so 
karm eine Kapitalgesellschaft im Wege der Aufnahme 


mit dem Vermögen eines Gesellschafters oder eines 
Aktionärs verschmolzen werden, sofern sich alle 
Geschäftsanteile oder alle Aktien der Gesellschaft in 
der Hand des Gesellschafters oder Aktionärs befin- 
den. 

(2) Befinden sich eigene Anteile in der Hand der 
Kapitalgesellschcif t, so werden sie bei der Feststellung 
der Voraussetzungen der Verschmelzung dem Gesell- 
schafter oder Aktionär zugerechnet. 

§ 121 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Kapitalgesellschaft sind die für ihre Rechts- 
form geltenden Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Teils anzuwenden. 

§ 122 

Eintragung in das Handelsregister 

Ein noch nicht in das Handelsregister eingetragener 
Alleingesellschafter oder Alleinaktionär ist nach den 
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs in das Handels- 
register einzutragen; an die Stelle des § 19 des 
Handelsgesetzbuchs tritt § 18. 

DRITTES BUCH 

Spaltung 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Möglichkeit der Spaltung 

§ 123 

Arten der Spaltung 

(1) Ein Rechtsträger (übertragender Rechtsträger) 
kann unter Auflösung ohne Abwicklung sein Vermö- 
gen aufspalten 

1. zur Aufnahme durch gleichzeitige Übertragung 
der Vermö gensteile jeweils als Gesamtheit auf 
andere bestehende Rechtsträger (übernehmende 
Rechtsträger) oder 

2. zur Neugründung durch gleichzeitige Übertra- 
gung der Vermögensteile jeweils als Gesamtheit 
auf andere, von ihm dadurch gegründete neue 
Rechtsträger 

gegen Gewährung von Anteilen oder Mitgliedschcif- 
ten dieser Rechtsträger an die Anteilsinhaber des 
übertragenden Rechtsträgers (Aufspaltung). 

(2) Ein Rechtsträger (übertragender Rechtsträger) 
kann von seinem Vermögen einen Teil oder mehrere 
Teile abspalten 
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1 . zur Aufnahme durch Übertragung dieses Teils oder 
dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen beste- 
henden oder mehrere bestehende Rechtsträger 
(übernehmende Rechtsträger) oder 

2. zur Neugründimg durch Übertragimg dieses Teils 
oder dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen 
oder mehrere, von ihm dadurch gegründeten 
neuen oder gegründete neue Rechtsträger 

gegen Gewährung von Anteilen oder Mitgliedschaf- 
ten dieses Rechtsträgers oder dieser Rechtsträger an 
die Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers 
(Abspaltimg). 

(3) Ein Rechtsträger (übertragender Rechtsträger) 
kann aus seinem Vermögen einen Teil oder mehrere 
Teile ausgliedem 

1 . zur Aufnahme durch Übertragimg dieses Teils oder 
dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen be- 
stehenden oder mehrere bestehende Rechtsträger 
(übernehmende Rechtsträger) oder 

2. zur Neugründung durch Übertragung dieses Teils 
oder dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen 
oder mehrere, von ihm dadurch gegründeten 
neuen oder gegründete neue Rechtsträger 

gegen Gewährung von Anteilen oder Mitgliedschaf- 
ten dieses Rechtsträgers oder dieser Rechtsträger an 
den übertragenden Rechtsträger (Ausgliederung). 

(4) Die Spaltung kann auch durch gleichzeitige 
Übertragung auf bestehende und neue Rechtsträger 
erfolgen. 

§ 124 

Spaltungsfähige Rechtsträger 

(1) An einer Aufspaltimg oder einer Abspaltung 
können als übertragende, übernehmende oder neue 
Rechtsträger die in § 3 Abs. 1 genannten Rechtsträger 
sowie als übertragende Rechtsträger wirtschaftliche 
Vereine, an einer Ausgliederung können als übertra- 
gende, übernehmende oder neue Rechtsträger die in 
§ 3 Abs. 1 genannten Rechtsträger sowie als übertra- 
gende Rechtsträger wirtschaftliche Vereine, Einzel- 
kaufleute, Stifhmgen sowie Gebietskörperschaften 
oder Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften, 
die nicht Gebietskörperschaften sind, beteiligt sein. 

(2) § 3 Abs. 3 imd 4 ist auf die Spaltimg entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 125 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Spaltimg sind die Vorschriften des Zweiten 
Buches mit Ausnahme des § 9 Abs. 2, bei Abspaltung 
und Ausghedenmg mit Ausnahme des § IB sowie bei 
Ausgliederung mit Ausnahme des § 14 Abs. 2 und der 
§§ 15, 29 bis 34, 54, 68 und 71 entsprechend anzuwen- 
den, soweit sich aus diesem Buch nichts anderes 
ergibt. Eine Prüfung im Siime der §§ 9 bis 1 2 findet bei 
Ausgliedenmg nicht statt. An die Stelle der übertra- 


genden Rechtsträger tritt der übertragende Rechtsträ- 
ger, an die Stelle des übernehmenden oder neuen 
Rechtsträgers treten gegebenenfalls die übernehmen- 
den oder neuen Rechtsträger. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Spaltung zur Aufnahme 
§ 126 

Inhalt des Spaltungs- und Obemahmevertrags 

(1) Der Spaltungs- und Übemahmevertrag oder sein 
Entwurf muß mindestens folgende Angaben enthal- 
ten: 

1 . den Namen oder die Firma und den Sitz der an der 
Spaltung beteiligten Rechtsträger; 

2. die Vereinbarung über die Übertragung der Teile 
des Vermögens des übertragenden Rechtsträgers 
jeweils als Gesamtheit gegen Gewährung von 
Anteilen oder Mitgliedschaften an den überneh- 
menden Rechtsträgern; 

3. bei Aufspaltung und Abspaltung das Umtausch- 
verhältnis der Anteile imd gegebenenfalls die 
Höhe der baren Zuzahlimg oder Angaben über 
die Mitgliedschaft bei den übernehmenden 
Rechtsträgern; 

4. bei Aufspaltung imd Abspaltung die Einzelheiten 
für die Übertragung der Anteile der übernehmen- 
den Rechtsträger oder über den Erwerb der Mit- 
gliedschaft bei den übernehmenden Rechtsträ- 
gern; 

5. den Zeitpunkt, von dem an diese Anteile oder die 
Mitgliedschaft einen Anspruch auf einen Anteil 
am Bilanzgewinn gewähren, sowie alle Besonder- 
heiten in bezug auf diesen Anspruch; 

6. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen des 
übertragenden Rechtsträgers als für Rechnung 
jedes der übernehmenden Rechtsträger vorge- 
nommen gelten (Spaltungsstichtag); 

7. die Rechte, welche die übernehmenden Rechts- 
träger einzelnen Anteilsinhabem sowie den Inha- 
bern besonderer Rechte wie Anteile ohne Stimm- 
recht, Vorzugsaktien, Mehrstimmrechtsaktien, 
Schuldverschreibungen und Genußrechte ge- 
währen, oder die für diese Personen vorgesehe- 
nen Maßnahmen; 

8. jeden besonderen Vorteil, der einem Mitglied 
eines Vertretungsorgans oder eines Aufsichtsor- 
gans der an der Spaltung beteiligten Rechtsträger, 
einem geschäftsführenden Gesellschafter, einem 
Abschlußprüfer oder einem Spaltimgsprüfer ge- 
währt wird; 

9. die genaue Bezeichnung und Aufteilung der 
Gegenstände des Aktiv- imd Passivvermögens, 
die an jeden der übernehmenden Rechtsträger 
übertragen werden, sowie der übergehenden 
Betriebe und Betriebsteile unter Zuordnung zu 
den übernehmenden Rechtsträgern; 


29 



Drucksache 1 2/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


10. bei Aufspaltung und Abspaltung die Aufteilung 
der Anteile oder Mitgliedschaften jedes der über- 
nehmenden Rechtsträger auf die Anteilsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers sowie den Maß- 
stab für die Aufteilung; 

1 1 . die Folgen der Spaltung für die Arbeitnehmer und 
ihre Vertretungen sowie die insoweit vorgesehe- 
nen Maßnahmen. 

(2) Soweit für die Übertragung von Gegenständen 
im Falle der Einzelrechtsnachfolge in den allgemei- 
nen Vorschriften eine besondere Art der Bezeichnung 
bestimmt ist, sind diese Regelungen auch für die 
Bezeichnung der Gegenstände des Aktiv- und Passiv- 
vermögens (Absatz 1 Nr. 9) anzuwenden. § 28 der 
Grundbuchordnung ist zu beachten. Im übrigen kann 
auf Urkunden wie Bilanzen und Inventare Bezug 
genommen werden, deren Inhalt eine Zuweisung des 
einzelnen Gegenstandes ermöglicht; die Urkunden 
sind dem Spaltungs- und Übemahmevertrag als Anla- 
gen beizufügen. 

(3) Der Vertrag oder sein Entwurf ist spätestens 
einen Monat vor dem Tage der Versammlung der 
Anteilsinhaber jedes beteiligten Rechtsträgers, die 
gemäß § 125 in Verbindung mit § 13 Abs. 1 über die 
Zustimmung zum Spaltungs- und Übemahmevertrag 
beschließen soll, dem zuständigen Betriebsrat dieses 
Rechtsträgers zuzuleiten. 

§ 127 

Spaltungsbericht 

Die Vertretungsorgane jedes der an der Spaltung 
beteiligten Rechtsträger haben einen ausführlichen 
schriftlichen Bericht zu erstatten, in dem die Spaltung, 
der Vertrag oder sein Entwurf im einzelnen und bei 
Aufspaltung und Abspaltung insbesondere das Um- 
tauschverhältnis der Anteile oder die Angaben über 
die Mitgliedschaften bei den übernehmenden Rechts- 
trägern, der Maßstab für ihre Aufteilung sowie die 
Höhe einer anzubietenden Barabfindung rechtlich 
und wirtschaftlich erläutert und begründet werden 
(Spaltungsbericht); der Bericht kann von den Vertre- 
tungsorganen auch gemeinsam erstattet werden. § 8 
Abs. 1 Satz 2 bis 4, Abs. 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 128 

Zustimmung zur Spaltung in Sonderfällen 

Werden bei Aufspaltung oder Abspaltung die 
Anteile oder Mitgliedschaften der übernehmenden 
Rechtsträger den Anteilsinhabem des übertragenden 
Rechtsträgers nicht in dem Verhältnis zugeteilt, das 
ihrer Beteiligung an dem übertragenden Rechtsträger 
entspricht, so wird der Spaltungs- und Übemahme- 
vertrag nur wirksam, wenn ihm alle Anteilsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers zustimmen. Bei 
einer Spaltimg zur Aufnahme ist der Berechnung des 
Beteiligungsverhältnisses der jeweils zu übertra- 
gende Teil des Vermögens zugrunde zu legen. 


§ 129 

Anmeldung der Spaltung 

Zur Anmeldung der Spaltung ist auch das Vertre- 
tungsorgan jedes der übernehmenden Rechtsträger 
berechtigt. 

§ 130 

Eintragung und Bekanntmachung 
der Spaltung 

(1) Die Spaltung darf in das Register des Sitzes des 
übertragenden Rechtsträgers erst eingetragen wer- 
den, nachdem sie im Register des Sitzes jedes der 
übernehmenden Rechtsträger eingetragen worden 
ist. Die Eintragung im Register des Sitzes jedes der 
übernehmenden Rechtsträger ist mit dem Vermerk zu 
versehen, daß die Spaltung erst mit der Eintragung im 
Register des Sitzes des übertragenden Rechtsträgers 
wirksam wird. 

(2) Das Gericht des Sitzes des übertragenden 
Rechtsträgers hat von Amts wegen dem Gericht des 
Sitzes jedes der übernehmenden Rechtsträger den 
Tag der Eintragung der Spaltung mitzuteilen sowie 
einen Handelsregisterauszug und eine beglaubigte 
Abschrift des Gesellschaftsvertrages, der Satzung 
oder des Statuts des übertragenden Rechtsträgers zu 
übersenden. Nach Eingang der Mitteilung hat das 
Gericht des Sitzes jedes der übernehmenden Rechts- 
träger von Amts wegen den Tag der Eintragung der 
Spitung im Register des Sitzes des übertragenden 
Rechtsträgers zu vermerken. 

§ 131 

Wirkungen der Eintragung 

(1) Die Eintragung der Spaltung in das Register des 
Sitzes des übertragenden Rechtsträgers hat folgende 
Wirkungen: 

1. Das Vermögen des übertragenden Rechtsträgers, 
bei Abspaltung und Ausgliederung der abgespal- 
tene oder ausgegliederte Teil oder die abgespalte- 
nen oder ausgegliederten Teile des Vermögens 
einschließlich der Verbindlichkeiten gehen ent- 
sprechend der im Spaltungs- und Übemahmever- 
trag vorgesehenen Aufteilung jeweils als Gesamt- 
heit auf die übernehmenden Rechtsträger über. 
Gegenstände, die nicht durch Rechtsgeschäft über- 
tragen werden können, verbleiben bei Abspaltung 
und Ausgliederung in Eigentum oder Inhaber- 
schaft des übertragenden Rechtsträgers. 

2. Bei der Aufspaltung erlischt der übertragende 
Rechtsträger. Einer besonderen Löschung bedarf 
es nicht. 

3. Bei Aufspaltung und Abspaltung werden die 
Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers 
entsprechend der im Spaltungs- und Übemahme- 
vertrag vorgesehenen Aufteilung Anteilsinhaber 
der übernehmenden Rechtsträger; dies gilt nicht, 
soweit der übernehmende Rechtsträger oder ein 


30 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6699 


Dritter, der im eigenen Namen, jedoch für Rech- 
mmg dieses Rechtsträgers handelt, Anteüsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers ist oder der über- 
tragende Rechtsträger eigene Anteüe innehat oder 
ein Dritter, der im eigenen Namen, jedoch für 
Rechnimg dieses Rechtsträgers handelt, dessen 
Anteüsinhaber ist. Rechte Dritter an den Anteilen 
oder Mitgliedschaften des übertragenden Rechts- 
trägers bestehen an den an ihre Stelle tretenden 
Anteüen oder Mitgliedschaften der übernehmen- 
den Rechtsträger weiter. Bei Ausgliederung wird 
der übertragende Rechtsträger entsprechend dem 
Ausgliederungs- imd Übemahmevertrag Anteüs- 
inhaber der übernehmenden Rechtsträger. 

4. Der Mangel der notariellen Beurkundung des Spal- 
timgs- imd Obemahmevertrags und gegebenen- 
falls erforderlicher Zustimmungs- oder Verzichts - 
erklärungen einzelner Anteilsinhaber wird ge- 
heüt. 

(2) Mängel der Spaltung lassen die Wirkungen der 
Eintragung nach Absatz 1 unberührt. 

(3) Ist bei einer Aufspaltung ein Gegenstand im 
Vertrag keinem der übernehmenden Rechtsträger 
zugeteilt worden und läßt sich die Zuteilung auch 
nicht durch Auslegimg des Vertrags ermitteln, so geht 
der Gegenstand auf alle übernehmenden Rechtsträ- 
ger in dem Verhältnis über, das sich aus dem Vertrag 
für die Aufteilung des Überschusses der Aktivseite der 
Schlußbüanz über deren Passivseite ergibt; ist eine 
Zuteüung des Gegenstandes an mehrere Rechtsträger 
nicht möglich, so ist sein Gegenwert in dem bezeich- 
neten Verhältnis zu verteilen. 

§ 132 

Beachtung allgemeinen Rechts 

AUgemeine Vorschriften, welche die Übertragbar- 
keit eines bestimmten Gegenstandes ausschließen 
oder an bestimmte Voraussetzungen knüpfen oder 
nach denen die Übertragung eines bestimmten 
Gegenstandes einer staatlichen Genehmigung be- 
darf, sowie § 613 a Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bleiben durch die Wirkungen der Eintra- 
gimg nach § 131 imberührt. § 399 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs steht der Aufspaltung nicht entgegen. 

§ 133 

Schutz der Gläubiger und der Inhaber 
von Sonderrechten 

(1) Für die Verbindlichkeiten des übertragenden 
Rechtsträgers, die vor dem Wirksamwerden der Spal- 
tung begründet worden sind, haften die an der Spal- 
tung beteüigten Rechtsträger als Gesamtschuldner. 
Die §§ 25, 26 und 28 des Handelsgesetzbuchs sowie 
§ 125 in Verbindung mit § 22 bleiben unberührt; zur 
Sicherheitsleistung ist nur der an der Spaltung betei- 
ligte Rechtsträger verpflichtet, gegen den sich der 
Anspruch richtet. 


(2) Für die Erfüllung der Verpflichtung nach § 125 in 
Verbindung mit § 23 haften die an der Spaltung 
beteiligten Rechtsträger als Gesamtschuldner. Bei 
Abspaltung und Ausgliederung können die gleich- 
wertigen Rechte im Sinne des § 125 in Verbindung mit 
§ 23 Satz 1 auch in dem übertragenden Rechtsträger 
gewährt werden. 

(3) Diejenigen Rechtsträger, denen die Verbindlich- 
keiten nach Absatz 1 Satz 1 im Spaltungs- und 
Übemahmevertrag nicht zugewiesen worden sind, 
haften für diese Verbindlichkeiten, wenn sie vor 
Ablauf von fünf Jahren nach der Spaltung fällig und 
daraus Ansprüche gegen sie gerichtlich geltend 
gemacht sind; bei öffentlich-rechtlichen Verbmdlich- 
keiten genügt zur Geltendmachung der Erlaß eines 
Verwaltungsakts. 

(4) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Eintragung der Spaltung in das Register des Sitzes des 
übertragenden Rechtsträgers nach § 125 in Verbin- 
dung mit § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. Die für 
die Verjährung geltenden §§ 203, 206, 207, 210, 212 
bis 216 und 220 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 
entsprechend anzuwenden. 

(5) Einer gerichtlichen Geltendmachung bedarf es 
nicht, soweit die in Absatz 3 bezeichneten Rechtsträ- 
ger den Anspmch schriftlich anerkannt haben. 

(6) Die Ansprüche nach Absatz 2 verjähren in fünf 
Jahren. Für den Beginn der Verjährung güt Absatz 4 
Satz 1 entsprechend. 

§ 134 

Schutz der Gläubiger in besonderen Fällen 

(1) Spaltet ein Rechtsträger sein Vermögen in der 
Weise, daß die zur Führung eines Betriebes notwen- 
digen Vermögensteile im wesentlichen auf eineii 
übernehmenden oder mehrere übernehmende oder 
auf einen neuen oder mehrere neue Rechtsträger 
übertragen werden und die Tätigkeit dieses Rechts- 
trägers oder dieser Rechtsträger sich im wesentlichen 
auf die Verwaltung dieser Vermögensteile beschränkt 
(Anlagegesellschaft), während dem übertragenden 
Rechtsträger diese Vermögensteüe bei der Führung 
seines Betriebes zur Nutzung überlassen werden 
(Betriebsgesellschaft), und sind an den an der Spal- 
tung beteihgten Rechtsträgern im wesentlichen die- 
selben Personen beteiligt, so haftet die Anlagegesell- 
schaft auch für die Forderungen der Arbeitnehmer der 
Betriebsgesellschaft als Gesamtschuldner, die binnen 
fünf Jahren nach dem Wirksamwerden der Spaltung 
aufgrund der §§111 bis 113 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes oder aufgrund des Gesetzes zur Verbesse- 
rung der betrieblichen Altersversorgung begründet 
werden. Dies gilt auch dann, wenn die Vermögens- 
teile bei dem übertragenden Rechtsträger verbleiben 
und dem übernehmenden oder neuen Rechtsträger 
oder den übernehmenden oder neuen Rechtsträgern 
zur Nutzung überlassen werden. Die Haftung 
erstreckt sich nicht auf vertragliche Änderungen und 
Neubegründungen betrieblicher Versorgungszusa- 
gen, die erst nach dem Wirksamwerden der Spaltung 
erfolgt sind. 
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(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in fünf 
Jaiuen, falls die Verjährung nach allgemeinen Vor- 
schriften nicht schon früher eintritt. 


DRITTER ABSCHNITT 

Spaltung zur Neugründung 

§ 135 

Anzuwendende Vorschriften 

(1) Auf die Spaltimg eines Rechtsträgers zin Neu- 
gründung sind die Vorschriften des Zweiten 
Abschnitts entsprechend anzuwenden, jedoch mit 
Ausnahmeder §§ 129, 130 Abs. 2 sowie der nach § 125 
entsprechend anzuwendenden §§ 4, 7, 16 Abs. 1 imd 
des § 27. An die Stelle der übernehmenden Rechtsträ- 
ger treten die neuen Rechtsträger, an die Stelle der 
Eintragimg der Spaltung im Register des Sitzes jeder 
der übernehmenden Rechtsträger tritt die Eintragimg 
jedes der neuen Rechtsträger in das Register. 

(2) Auf die Gründung der neuen Rechtsträger sind 
die für die jeweilige Rechtsform des neuen Rechtsträ- 
gers geltenden Gründimgsvorschriften anzuwenden, 
soweit sich aus diesem Buch nichts anderes ergibt. 
Den Gründern steht der übertragende Rechtsträger 
gleich. Vorschriften, die für die Gründung eine Min- 
destzahl der Gründer vorschreiben, sind nicht anzu- 
wenden. 

§ 136 

Spaltungsplan 

Das Vertretungsorgan des übertragenden Rechts- 
trägers hat einen Spaltungsplan aufzustellen. Der 
Spaltungsplan tritt an die Stelle des Spaltungs- imd 
Übernahm evertrags . 

§ 137 

Anmeldung und Eintragung 
der neuen Rechtsträger und der Spaltung 

(1) Das Vertretungsorgan des übertragenden 
Rechtsträgers hat jeden der neuen Rechtsträger bei 
dem Gericht, in dessen Bezirk er seinen Sitz haben 
soll, zur Eintragung in das Register anzumelden. 

(2) Das Vertretungsorgan des übertragenden 
Rechtsträgers hat die Spaltung zur Eintragung in das 
Register des Sitzes des übertragenden Rechtsträgers 
anzumelden. 

(3) Das Gericht des Sitzes jedes der neuen Rechts- 
träger hat von Amts wegen dem Gericht des Sitzes des 
übertragenden Rechtsträgers den Tag der Eintragimg 
des neuen Rechtsträgers mitzuteüen. Nach Eingang 
der Mitteilungen für alle neuen Rechtsträger hat das 
Gericht des Sitzes des übertragenden Rechtsträgers 
die Spaltung einzutragen sowie von Amts wegen den 
Zeitpunkt der Eintragung den Gerichten des Sitzes 
jedes der neuen Rechtsträger mitzuteilen sowie ihnen 
einen Handelsregisterauszug und eine beglaubigte 


Abschrift des Gesellschaftsvertrages, der Satzung 
oder des Statuts des übertragenden Rechtsträgers zu 
übersenden. Der Zeitpunkt der Eintragung der Spal- 
tung ist in den Registern des Sitzes jedes der neuen 
Rechtsträger von Amts wegen einzutragen; gesetzlich 
vorgesehene Bekanntmachungen über die Eintra- 
gung der neuen Rechtsträger sind erst danach zuläs- 
sig. 


ZWEITER TEIL 

Besondere Vorschriften 


ERSTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 


§ 138 

Sachgründungsbericht 

Ein Sachgründungsbericht (§ 5 Abs. 4 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung) ist stets erforderlich. 


§ 139 

Herabsetzung des Stammkapitals 

Ist zur Durchführung der Abspaltung oder der 
Ausgliedenmg eine Herabsetzung des Stammkapitals 
einer übertragenden Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung erforderlich, so kann diese auch in verein- 
fachter Form vorgenommen werden. Wird das Stamm- 
kapital herabgesetzt, so darf die Abspaltung oder die 
Ausgliedenmg erst eingetragen werden, nachdem die 
Herabsetzimg des Stammkapitals im Register einge- 
tragen worden ist. 


§ 140 

Anmeldung der Abspaltung 
oder der Ausgliederung 

Bei der Anmeldimg der Abspaltimg oder der Aus- 
gliederung zur Eintragimg in das Register des Sitzes 
einer übertragenden Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung haben deren Geschäftsführer auch zu erklä- 
ren, daß die durch Gesetz und Gesellschaftsvertrag 
vorgesehenen Voraussetzungen für die Gründung 
dieser Gesellschaft unter Berücksichtigimg der 
Abspaltung oder der Ausgliedenmg im Zeitpunkt der 
Anmeldung vorliegen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
von Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 

§ 141 

Ausschluß der Spaltung 

Eine Aktiengesellschaft oder eine Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien, die noch nicht zwei Jahre im 
Register eingetragen ist, kann nicht gespalten wer- 
den. 

§ 142 

Spaltung mit Kapitalerhöhung; 

Spaltungsbericht 

(1) § 69 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß eine 
Prüfimg der Sacheinlage nach § 183 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes stets stattzufinden hat. 

(2) In dem Spaltungsbericht ist gegebenenfalls auf 
den Bericht über die Prüfung von Sacheinlagen bei 
einer übernehmenden Aktiengesellschaft nach § 183 
Abs. 3 des Aktiengesetzes sowie auf das Register, bei 
dem dieser Bericht zu hinterlegen ist, hinzuweisen. 

§ 143 

Besondere Unterrichtung 
über Vermögensveränderungen 

Der Vorstand einer übertragenden Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien hat 
deren Aktionäre vor der Beschlußfassung über jede 
wesentliche Veränderung des Vermögens dieser 
Gesellschaft, die zwischen dem Abschluß des Ver- 
trags oder der Aufstellung des Entwurfs und dem 
Zeitpunkt der Beschlußfassung eingetreten ist, zu 
unterrichten. Der Vorstand hat hierüber auch die 
Vertretungsorgane der übernehmenden Rechtsträger 
zu imterrichten; diese haben ihrerseits die Anteilsin- 
haber des von ihnen vertretenen Rechtsträgers vor der 
Beschlußfassimg über die Spaltung zu unterrichten. 

§ 144 

Gröndungsbericht und Gründungsprüfung 

Ein Gründungsbericht (§32 des Aktiengesetzes) 
imd eine Gründungsprüfimg (§ 33 Abs. 2 des Aktien- 
gesetzes) sind stets erforderlich. 

§ 145 

Herabsetzung des Grundkapitals 

Ist zur Durchfühnmg der Abspaltung oder der 
Ausgliederung eine Herabsetzimg des Grundkapitals 
einer übertragenden Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien erforderlich, so kann 
diese auch in vereinfachter Form vorgenommen wer- 


den. Wird das Grundkapital herabgesetzt, so darf die 
Abspaltung oder die Ausgliederung erst eingetragen 
werden, nachdem die Durchfühnmg der Herabset- 
zung des Grundkapitals im Register eingetragen wor- 
den ist. 

§ 146 

Anmeldung der Abspaltung 
oder der Ausgliederung 

(1) Bei der Anmeldung der Abspaltung oder der 
Ausgliederung zur Eintragimg in das Register des 
Sitzes einer übertragenden Aktiengesellschaft hat 
deren Vorstand oder einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien haben deren zu ihrer Vertretimg ermächtigten 
persönlich haftenden Gesellschafter auch zu erklären, 
daß die durch Gesetz und Satzung vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Gründung dieser Gesell- 
schaft imter Berücksichtigimg der Abspaltung oder 
der Ausgliederung im Zeitpunkt der Anmeldimg vor- 
liegen. 

(2) Der Anmeldung der Abspaltimg oder der Aus- 
gliederung sind außer den sonst erforderlichen Unter- 
lagen auch beizufügen: 

1. der Spalhmgsbericht nach § 127; 

2. bei Abspalhmg der Prüfimgsbericht nach § 125 in 

Verbindung mit § 12. 


DRITTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
eingetragener Genossenschaften 

§ 147 

Möglichkeit der Spaltung 

Die Spaltimg eines Rechtsträgers anderer Rechts- 
form zur Aufnahme von Teilen seines Vermögens 
durch eine eingetragene Genossenschaft kann nur 
erfolgen, wenn eine erforderliche Änderung des Sta- 
tuts der übernehmenden Genossenschaft gleichzeitig 
mit der Spalhmg beschlossen wird. 

§ 148 

Anmeldung der Abspaltung 
oder der Ausgliederung 

(1) Bei der Anmeldimg der Abspaltung oder der 
Ausgliederung zur Eintragung in das Register des 
Sitzes einer übertragenden Genossenschaft hat deren 
Vorstand auch zu erklären, daß die durch Gesetz und 
Statut vorgesehenen Voraussetzimgen für die Grün- 
dung dieser Genossenschaft unter Berücksichtigung 
der Abspaltung oder der Ausgliederung im Zeitpunkt 
der Anmeldimg vorliegen. 

(2) Der Anmeldung der Abspaltung oder der Aus- 
gliedenmg sind außer den sonst erforderlichen Unter- 
lagen auch beizufügen: 

1. der Spaltungsbericht nach § 127; 
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2. das Prüfungsgutachten nach § 125 in Verbindung 
mit § 81. 


VIERTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
rechtsfähiger Vereine 

§ 149 

Möglichkeit der Spaltung 

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann sich an einer 
Spaltung nur beteiligen, wenn die Satzung des Ver- 
eins oder Vorschriften des Landesrechts nicht entge- 
genstehen. 

(2) Ein eingetragener Verein kaim als übernehmen- 
der Rechtsträger im Wege der Spaltung nur andere 
eingetragene Vereine auf nehmen oder mit ihnen 
einen eingetragenen Verein gründen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung 
genossenschaftlicher Prüfungsverbände 

§ 150 

Möglichkeit der Spaltung 

Die Aufspaltung genossenschaftlicher Prüfungsver- 
bände oder die Abspaltung oder Ausgliederung von 
Teilen eines solchen Verbandes kann nur zur Auf- 
nahme der Teile eines Verbandes (übertragender 
Verband) durch einen anderen Verband (überneh- 
mender Verband), die Ausgliederung auch zur Auf- 
nahme von Teilen des Verbandes durch eine oder zur 
Neugründung einer Kapitalgesellschaft erfolgen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Spaltung unter Beteiligung von 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 

§ 151 

Möglichkeit der Spaltung 

Die Spaltung unter Beteiligung von Versicherungs- 
vereinen auf Gegenseitigkeit kann nur durch Auf spal- 
timg oder Abspaltimg und nur in der Weise erfolgen, 
daß die Teile eines übertragenden Vereins auf andere 
bestehende oder neue Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit oder auf Aktiengesellschaften, die 
den Betrieb von Versicherungsgeschäften zum Ge- 
genstand haben, übergehen. Ein Versicherungsver- 
ein auf Gegenseitigkeit kann ferner im Wege der 
Ausgliederung einen Vermögensteil auf eine beste- 
hende oder neue Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung übertragen, sofern damit keine Übertragung von 
Versicherungsverträgen verbunden ist. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Ausgliederung aus dem Vermögen 
eines Einzelkaufmanns 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Möglichkeit der Ausgliederung 

§ 152 

Übernehmende oder neue Rechtsträger 

Die Ausgliederung des von einem Einzelkaufmann 
betriebenen Unternehmens, dessen Firma im Han- 
delsregister eingetragen ist, oder von Teilen dessel- 
ben aus dem Vermögen dieses Kaufmanns kann nur 
zur Aufnahme dieses Unternehmens oder von Teilen 
dieses Unternehmens durch Personenhandelsgesell- 
schaften, Kapitalgesellschaften oder eingetragene 
Genossenschaften oder zur Neugründung von Kapi- 
talgesellschaften erfolgen. Sie kann nicht erfolgen, 
wenn die Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns 
sein Vermögen übersteigen. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Ausgliederung zur Aufnahme 

§ 153 

Ausgliederungsbericht 

Ein Ausgliederungsbericht ist für den Einzelkauf- 
mann nicht erforderlich. 

§ 154 

Eintragung der Ausgliederung 

Das Gericht des Sitzes des Einzelkaufmarms hat die 
Eintragung der Ausgliederung auch dann abzuleh- 
nen, wenn offensichtlich ist, daß die Verbindlichkei- 
ten des Einzelkaufmanns sein Vermögen überstei- 
gen. 

§ 155 

Wirkungen der Ausgliederung 

Erfaßt die Ausgliederung das gesamte Unterneh- 
men des Einzelkaufmarms, so bewirkt die Eintragimg 
der Ausgliederung nach § 131 das Erlöschen der von 
dem Einzelkaufmaim geführten Firma. Das Erlöschen 
der Firma ist von Amts wegen in das Register einzu- 
tragen. 

§ 156 

Haltung des Einzelkaufmanns 

Durch den Übergang der Verbindlichkeiten auf über- 
nehmende oder neue Gesellschaften wird der Einzel- 
kaufmaim von der Haftung für die Verbindlichkeiten 
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nicht befreit. § 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
nicht anzuwenden. 

§ 157 

Zeitliche Begrenzung der Haftung 
für übertragene Verbindlichkeiten 

(1) Der Einzelkaufmann haftet für die im Ausgliede- 
rungs- und Übemahmevertrag auf geführten Verbind- 
lichkeiten, wenn sie vor Ablauf von fünf Jahren nach 
der Ausgliederung fällig und daraus Ansprüche 
gegen ihn gerichtlich geltend gemacht sind; bei 
öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeiten genügt zur 
Geltendmachung der Erlaß eines Verwaltungsaktes. 
Eine Haftung des Einzelkaufmanns als Gesellschafter 
des aufnehmenden Rechtsträgers nach § 128 des 
Handelsgesetzbuchs bleibt imberührt. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Eintragung der Ausgliederung in das Register des 
Sitzes des Einzelkaufmanns nach § 125 in Verbindimg 
mit § 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. Die für die 
Verjährung geltenden §§ 203, 206, 207, 210, 212 bis 
216 und 220 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Einer gerichtlichen Geltendmachimg bedarf es 
nicht, soweit der Einzelkaufmann den Anspruch 
schriftlich anerkannt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn 
der Einzelkaufmann in dem Rechtsträger anderer 
Rechtsform geschäftsführend tätig wird. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Ausgliederung zur Neugründimg 

§ 158 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Ausgliederung zur Neugründung sind die 
Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich aus diesem Unterab- 
schnitt nichts anderes ergibt. 

§ 159 

Sachgründungsbericht, Gründungsbericht 
und Gründungsprüfung 

(1) Auf den Sachgründimgsbericht (§ 5 Abs. 4 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftimg) ist § 58 Abs. 1, auf den Grün- 
dimgsbericht (§ 32 des Aktiengesetzes) § 75 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Im Falle der Gründimg einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien haben 
die Prüfimg durch die Mitglieder des Vorstands und 
des Aufsichtsrats (§ 33 Abs. 1 des Aktiengesetzes) 
sowie die Prüfimg durch einen oder mehrere Prüfer 
(§ 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes) sich auch darauf zu 


erstrecken, ob die Verbindlichkeiten des Einzelkauf- 
manns sein Vermögen übersteigen. 

(3) Zur Prüfung, ob die Verbindlichkeiten des Ein- 
zelkaufmanns sein Vermögen übersteigen, hat der 
Einzelkaufmann den Prüfern eine AufsteUimg vorzu- 
legen, in der sein Vermögen seinen Verbindlichkeiten 
gegenübergestellt ist. Die Aufstellung ist zu gliedern, 
soweit das für die Prüfimg notwendig ist. § 320 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs gilt 
entsprechend, wenn Anlaß für die Annahme besteht, 
daß in der AufsteUimg auf geführte Vermögensgegen- 
stände überbewertet oder VerbindUchkeiten nicht 
oder nicht voUständig aufgeführt worden sind. 

§ 160 

Anmeldung und Eintragung 

(1) Die Anmeldimg nach § 137 Abs. 1 ist von dem 
Einzelkaufmann und den Geschäftsführern oder den 
Mitgliedern des Vorstands imd des Aufsichtsrats einer 
neuen Gesellschaft vorzunehmen. 

(2) Die Eintragung der Gesellschaft ist abzulehnen, 
wenn die Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns 
sein Vermögen übersteigen. 


ACHTER ABSCHNITT 

Ausgliederung aus dem Vermögen 
rechtsfähiger Stiftungen 

§ 161 

Möglichkeit der Ausgliederung 

Die Ausgliederung des von einer rechtsfähigen 
Stiftung (§ 80 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) betrie- 
benen Unternehmens oder von Teilen desselben aus 
dem Vermögen dieser Stiftimg kann nur zur Auf- 
nahme dieses Unternehmens oder von Teilen dieses 
Unternehmens durch Personenhandelsgesellschaften 
oder KapitalgeseUschaften oder zur Neugründung 
von Kapitalgesellschaften erfolgen. 

§ 162 

Ausgliederungsbericht 

(1) Ein Ausgliederungsbericht ist nur erforderlich, 
wenn das Stiftungsrecht die staatliche Genehmigung 
der Änderung der Satzung oder des Zweckes der 
Stiftung oder bei Lebzeiten des Stifters dessen Zustim- 
mimg hierzu vorsieht. 

(2) Soweit nach Absatz 1 die Ausgliederung der 
staatlichen Genehmigimg oder der Zustimmimg des 
Stifters bedarf, ist der Ausgliederungsbericht der 
zuständigen Behörde und dem Stifter zu übermitteln. 
Er muß von sämtlichen Mitgliedern des Vorstands 
imd, wenn ein Aufsichtsrat, ein Beirat oder ein ande- 
res Aufsichtsorgan vorhanden ist, von dem Vorsitzen- 
den dieses Organs imterzeichnet sein. 
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§ 163 

Beschluß über den Vertrag 

(1) Auf den Ausgliederungsbeschluß sind die Vor- 
schriften des Stiftungsrechts für die Beschlußfassung 
über Satzungsänderungen entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Sofern das nach Absatz 1 anzuwendende Stif- 
tungsrecht nicht etwas anderes bestimmt, muß der 
Ausgliederungsbeschluß von dem für die Beschluß- 
fassimg über Satzungsänderungen nach der Satzung 
zuständigen Organ oder, wenn ein solches Organ 
nicht bestimmt ist, vom Vorstand der Stiftung einstim- 
mig gefaßt werden. 

(3) Der Beschluß und die Zustimmungen nach 
Absatz 1 und 2 müssen notariell beurkundet wer- 
den. 

§ 164 

Genehmigung der Ausgliederung 

(1) Die Ausgliedenmg bedarf der staatlichen Ge- 
nehmigimg, sofern das Stiftungsrecht die staatliche 
Genehmigung einer Änderung der Satzimg oder des 
Zweckes der Stiftung vorsieht. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 soll die zuständige 
Behörde die Ausgliederung nur genehmigen, wenn 
dies wegen einer wesentlichen Veränderung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse gegenüber den im Zeit- 
punkt der Entstehimg der Stiftimg bestehenden Ver- 
hältnissen angebracht ist. § 87 Abs. 2 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Soweit die Ausgliederung nach Absatz 1 der 
staatlichen Genehmigung nicht bedarf, hat das 
Gericht des Sitzes der Stiftung die Eintragimg der 
Ausgliederung auch dann abzulehnen, wenn offen- 
sichtlich ist, daß die Verbindlichkeiten der Stiftung ihr 
Vermögen übersteigen. 

§ 165 

Sachgründungsbericht und Gründungsbericht 

Auf den Sachgründungsbericht (§ 5 Abs. 4 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) ist § 58 Abs. 1, auf den Grün- 
dungsbericht (§ 32 des Aktiengesetzes) § 75 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. 

§ 166 

Haftung der Stiftung 

Durch den Übergang der Verbindlichkeiten auf 
übernehmende oder neue Gesellschaften wird die 
Stifhmg von der Haftung für die Verbindlichkeiten 
nicht befreit. § 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
nicht anzuwenden. 


§ 167 

Zeitliche Begrenzung der Haftung 
für übertragene Verbindlichkeiten 

Auf die zeitliche Begrenzung der Haftung der 
Stiftimg für die im Ausgliederungs- imd Übemahme- 
vertrag aufgeführten Verbindlichkeiten ist § 157 ent- 
sprechend anzuwenden. 


NEUNTER ABSCHNITT 

Ausgliedemng aus dem Vermögen 
von Gebietskörperschaften 
oder Zusammenschlüssen 
von Gebietskörperschaften 

§ 168 

Möglichkeit der Ausgliederung 

Die Ausgliederung eines Unternehmens, das von 
einer Gebietskörperschaft oder von einem Zusam- 
menschluß von Gebietskörperschaften, der nicht Ge- 
bietskörperschaft ist, betrieben wird, aus dem Vermö- 
gen dieser Körperschaft oder dieses Zusammen- 
schlusses kann nur zur Aufnahme dieses Unterneh- 
mens durch eine Personenhandelsgesellschaft, eine 
Kapitalgesellschaft oder eine eingetragene Genos- 
senschaft oder zur Neugründung einer Kapitalge- 
sellschaft oder einer eingetragenen Genossenschaft 
sowie nur dann erfolgen, wenn das für die Körper- 
schaft oder den Zusammenschluß maßgebende Bun- 
des- oder Landesrecht einer Ausgliederung nicht 
entgegensteht. 


§ 169 

Ausgliederungsbericht; 

Ausgliederungsbeschluß 

Ein Ausgliederungsbericht ist für die Körperschaft 
oder den Zusammenschluß nicht erforderlich. Das 
Organisationsrecht der Körperschaft oder des Zusam- 
menschlusses bestimmt, ob und unter welchen Vor- 
aussetzungen ein Ausgliederungsbeschluß erforder- 
lich ist. 


§ 170 

Sachgründungsbericht und Gründungsbericht 

Auf den Sachgründimgsbericht (§ 5 Abs. 4 des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) ist § 58 Abs. 1, auf den Grün- 
dungsbericht (§ 32 des Aktiengesetzes) § 75 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. 
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§ 171 

Wirksamwerden der Ausgliederung 

Die Wirkungen der Ausgliederung nach § 13 1 treten 
mit deren Eintragimg in das Register des Sitzes des 
übernehmenden Rechtsträgers oder mit der Eintra- 
gimg des neuen Rechtsträgers ein. 

§ 172 

Haftung der Körperschaft 
oder des Zusammenschlusses 

Durch den Übergang der Verbindlichkeiten auf den 
übernehmenden oder neuen Rechtsträger wird die 
Körperschaft oder der Zusammenschluß von der Haf- 
tung für die Verbindlichkeiten nicht befreit. § 418 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

§ 173 

Zeitliche Begrenzung der Haftung 
für übertragene Verbindlichkeiten 

Auf die zeitliche Begrenzung der Haftung für die im 
Ausgliederungs- und Übemahmevertrag aufgeführ- 
ten Verbindlichkeiten ist § 157 entsprechend anzu- 
wenden. 


VIERTES BUCH 

V eraiögensübertragung 

ERSTER TEIL 

Möglichkeit der Vermögensübertragung 
§ 174 

Arten der Vermögensübertragung 

(1) Ein Rechtsträger (übertragender Rechtsträger) 
kann unter Auflösung ohne Abwicklung sein Vermö- 
gen als Ganzes auf einen anderen bestehenden 
Rechtsträger (übernehmender Rechtsträger) gegen 
Gewährung einer Gegenleistung an die Anteilsinha- 
ber des übertragenden Rechtsträgers, die nicht in 
Anteüen oder Mitgliedschaften besteht, übertragen 
(VoUübertragimg) . 

(2) Ein Rechtsträger (übertragender Rechtsträger) 
kann 

1 . unter Auflösung ohne Abwicklung sein Veimögen 
aufspalten durch gleichzeitige Ubertragimg der 
Vermögens teile jeweils als Gesamtheit auf andere 
bestehende Rechtsträger, 

2. von seinem Vermögen einen Teil oder mehrere 
Teile abspalten durch Übertragimg dieses Teils 
oder dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen 
oder mehrere bestehende Rechtsträger oder 

3. aus seinem Vermögen einen Teil oder mehrere 
Teile ausgliedem durch Übertragimg dieses Teils 


oder dieser Teile jeweils als Gesamtheit auf einen 
oder mehrere bestehende Rechtsträger 

gegen Gewährung der in Absatz 1 bezeichneten 
Gegenleistung in den Fällen der Nummern 1 oder 2 an 
die Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers, 
im Falle der Nummer 3 an den übertragenden Rechts- 
träger (Teilübertragung). 

§ 175 

Beteiligte Rechtsträger 

Eine Vollübertragung ist oder Teilübertragungen 
sind jeweils nur möglich 

1. von einer Kapitalgesellschaft auf den Bimd, ein 
Land, eine Gebietskörperschaft oder einen Zusam- 
menschluß von Gebietskörperschaften; 

2. a) von einer Aktiengesellschaft, die den Betrieb 

von Versichenmgsgeschäften zum Gegenstand 
hat, auf Versicherungs vereine auf Gegenseitig- 
keit oder auf öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungsimtemehmen; 

b) von einem Versicherungs verein auf Gegensei- 
tigkeit auf Aktiengesellschaften, die den Be- 
trieb von Versicherungsgeschäften zum Gegen- 
stand haben, oder auf öffentlich-rechtliche Ver- 
sichenmgsuntemehmen; 

c) von einem öffentlich-rechtlichen Versiche- 
rungsuntemehmen auf Aktiengesellschaften im 
Sinne der Buchstaben a und b oder auf Versi- 
cherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 


ZWEITER TEIL 

Übertragung des Vermögens oder von 
Vermögensteilen einer Kapitalgesellschaft 
auf die öffentliche Hand 

ERSTER ABSCHNITT 
Vollübertragung 

§ 176 

Anwendung der Verschmelzungsvorschriften 

(1) Bei einer Vollübertragung nach § 175 Nr. 1 sind 
auf die übertragende Kapitalgesellschaft die für die 
Verschmelzung durch Aufnahme einer solchen über- 
tragenden Gesellschaft jeweils geltenden Vorschrif- 
ten des Zweiten Buches entsprechend anzuwenden, 
soweit sich aus den folgenden Vorschriften nichts 
anderes ergibt. 

(2) Die Angaben im Übertragungsvertrag nach § 5 
Abs. 1 Nr. 4, 5 imd 7 entfallen. An die Stelle des 
Registers des Sitzes des übernehmenden Rechtsträ- 
gers tritt das Register des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft. An die Stelle des Umtauschverhältnisses 
der Anteile treten Art und Höhe der Gegenleistimg. 
An die Stelle des Anspruchs nach § 23 tritt ein 
Anspruch auf Barabfindung; auf diesen sind § 29 
Abs. 1, § 30 und § 34 entsprechend anzuwenden. 
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(3) Mit der Eintragung der Vermögensübertragung 
in das Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft geht deren Vermögen einschließlich der 
Verbindlichkeiten auf den übernehmenden Rechts- 
träger über. Die übertragende Gesellschaft erlischt; 
einer besonderen Löschung bedarf es nicht. 

(4) Die Beteiligung des übernehmenden Rechtsträgers 
an der Vermögensübertragung richtet sich nach den 
für ihn geltenden Vorschriften. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Teilübertragung 

§ 177 

Anwendung der Spaltungsvorschriften 

(1) Bei einer Teüübertragung nach § 175 Nr. 1 sind 
auf die übertragende Kapitalgesellschaft die für die 
Aufspaltung, Abspaltung oder Ausgliedenmg zur 
Aufnahme von Teüen einer solchen übertragenden 
Gesellschaft geltenden Vorschriften des Dritten 
Buches sowie die dort für entsprechend anwendbar 
erklärten Vorschriften des Zweiten Buches auf den 
vergleichbaren Vorgang entsprechend anzuwenden, 
soweit sich aus den folgenden Vorschriften nichts 
anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden. 
An die Stelle des § 5 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 7 tritt § 126 
Abs. 1 Nr. 4, 5, 7 und 10. 


DRITTER TEIL 

Vermögensübertragung 
unter Versicherungsunternehmen 

ERSTER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens 
einer Aktiengesellschaft 
auf Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
oder öffentlich-rechtliche 
Versicherungsunternehmen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
V ollübertragung 

§ 178 

Anwendung der Verschmelzungsvorschriften 

(1) Bei einer Vollübertragung nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe a sind auf die beteiligten Rechtsträger die 
für die Verschmelzung durch Aufnahme einer Aktien- 
gesellschaft und die für einen übernehmenden Versi- 
chenmgsverein im Falle der Verschmelzung jeweüs 
geltenden Vorschriften des Zweiten Buches entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich aus den folgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 bis 4 ist entsprechend anzuwen- 
den. 


(3) Das für ein übernehmendes öffentlich-rechtli- 
ches Versicherungsuntemehmen maßgebende Bun- 
des- oder Landesrecht bestimmt, ob der Vertrag über 
die Vermögensüb ertragrmg zu seiner Wirksamkeit 
auch der Zustimmung eines anderen als des zur 
Vertretung befugten Organs des öffentlich-rechtli- 
chen Versicherungsuntemehmens oder einer ande- 
ren Stelle und welcher Erfordernisse die Zustimmung 
bedarf. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Teilübertragung 

§ 179 

Anwendung der Spaltungsvorschriften 

(1) Bei einer Teilüb ertragimg nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe a sind auf die beteiligten Rechtsträger die 
für die Aufspaltung, Abspaltung oder Ausgliedenmg 
zur Aufnahme von Teüen einer AktiengeseUschaft 
und die für übernehmende Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit im FaUe der Aufspaltung, Abspaltung 
oder Ausgliederung von Vermögens teüen geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches und die dort für 
entsprechend anwendbar erklärten Vorschriften des 
Zweiten Buches auf den vergleichbaren Vorgang 
entsprechend anzuwenden, soweit sich aus den fol- 
genden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 bis 4 sowie § 178 Abs. 3 sind 
entsprechend anzuwenden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit 
auf Aktiengesellschaften oder 
öffentlich-rechtliche Versicherungsunternehmen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Vollübertragung 
§ 180 

Anwendung der Verschmelzungsvorschriften 

(1) Bei einer VoUübertragung nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe b sind auf die beteiligten Rechtsträger die 
für die Verschmelzung durch Aufnahme eines Versi- 
cherungsvereins und die für eine übernehmende 
AktiengeseUschaft im FaUe der Verschmelzung je- 
weils geltenden Vorschriften des Zweiten Buches 
entsprechend anzuwenden, soweit sich aus den fol- 
genden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 bis 4 sowie § 178 Abs. 3 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Hat ein Mitglied oder ein Dritter nach der 
Satzung des Vereins ein unentziehbares Recht auf den 
Abwicklungsüberschuß oder einen Teil davon, so 
bedarf der Beschluß über die Vermögensübertragung 
der Zustimmung des Mitglieds oder des Dritten; die 
Zustimmung muß notarieU beurkundet werden. 
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§ 181 

Gewährung der Gegenleistung 

(1) Der übernehmende Rechtsträger ist zur Gewäh- 
rung einer angemessenen Gegenleistung verpflichtet, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Vermögens- 
und Ertragslage des übertragenden Vereins im Zeit- 
punkt der Beschlußfassung der obersten Vertretung 
gerechtfertigt ist. 

(2) In dem Beschluß, durch den dem Übertragimgs- 
vertrag zugestimmt wird, ist zu bestimmen, daß bei 
der Verteilimg der Gegenleistung jedes Mitglied zu 
berücksichtigen ist, das dem Verein seit mindestens 
drei Monaten vor dem Beschluß angehört hat. Ferner 
sind in dem Beschluß die Maßstäbe festzusetzen, nach 
denen die Gegenleistung auf die Mitglieder zu vertei- 
len ist. 

(3) Jedes berechtigte Mitglied erhält eine Gegenlei- 
stimg in gleicher Höhe. Eine andere Verteilung kaim 
nur nach einem oder mehreren der folgenden Maß- 
stäbe festgesetzt werden: 

1. die Höhe der Versicherungssumme, 

2. die Höhe der Beiträge, 

3. die Höhe der Deckungsrückstellung in der Lebens- 
versicherung, 

4. der in der Satzung des Vereins bestimmte Maßstab 
für die Verteilung des Überschusses, 

5. der in der Satzung des Vereins bestimmte Maßstab 
für die Verteüimg des Vermögens, 

6. die Dauer der Mitgliedschaft. 

(4) Ist eine Gegenleistung entgegen Absatz 1 nicht 
vereinbart worden, so ist sie auf Antrag vom Gericht 
zu bestimmen; § 30 Abs. 1 imd § 34 sind ensprechend 
anzuwenden. 

§ 182 

Unterrichtung der Mitglieder 

Sobald die Vermögensübertragimg wirksam ge- 
worden ist, hat das Vertretungsorgan des überneh- 
menden Rechtsträgers allen Mitgüedem, die dem 
Verein seit mindestens drei Monaten vor dem Be- 
schluß der obersten Vertretimg über die Vermögens- 
übertragung angehört haben, den Wortlaut des Ver- 
trags schriftlich mitzuteüen. In der Mitteilung ist auf 
die Möglichkeit hinzuweisen, die gerichtliche Bestim- 
mung der angemessenen Gegenleistung zu verlan- 
gen. 

§ 183 

Bestellung eines Treuhänders 

(1) Ist für die Vermögensübertragung eine Gegen- 
leistung vereinbart worden, so hat der übertragende 
Verein einen Treuhänder für deren Empfang zu 
bestellen. Die Vermögensübertragung darf erst einge- 
tragen werden, wenn der Treuhänder dem Gericht 


angezeigt hat, daß er im Besitz der Gegenleistung 
ist. 

(2) Bestimmt das Gericht nach § 181 Abs. 4 die 
Gegenleistung, so hat es von Amts wegen einen 
Treuhänder für deren Empfang zu bestellen. Die 
Gegenleistung steht zu gleichen Teilen den Mitglie- 
dern zu, die dem Verein seit mindestens drei Monaten 
vor dem Beschluß der obersten Vertretung über die 
Vermögensübertragimg angehört haben. § 26 Abs. 4 
ist entsprechend anzuwenden. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Teilübertragung 

§ 184 

Anwendung der Spaltungsvorschriften 

(1) Bei einer Teilübertragung nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe b sind auf die beteiligten Rechtsträger die 
für die Aufspaltimg, Abspaltung oder Ausgliederung 
zur Aufnahme von Teilen eines Versicherungsvereins 
auf Gegenseitigkeit und die für übernehmende 
Aktiengesellschaften im Falle der Aufspaltimg, Ab- 
spaltung oder Ausgliederung geltenden Vorschriften 
des Dritten Buches und die dort für entsprechend 
anwendbar erklärten Vorschriften des Zweiten 
Buches auf den vergleichbaren Vorgang entspre- 
chend anzuwenden, soweit sich aus den folgenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 bis 4 sowie § 178 Abs. 3 sind 
entsprechend anzuwenden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens 
eines kleineren Versicherungsvereins 
auf Gegenseitigkeit auf eine Aktiengesellschaft 
oder auf ein öffentlich-rechtliches 
Versicherungsunternehmen 

§ 185 

Möglichkeit der Vermögensübertragung 

Ein kleinerer Versicherungsverein auf Gegenseitig- 
keit kann sein Vermögen nur im Wege der Vollüber- 
tragung auf eine Aktiengesellschaft, die den Betrieb 
von Versicherungsgeschäften zum Gegenstand hat, 
oder auf ein öffentlich-rechtliches Versicherungsun- 
temehmen übertragen. 

§ 186 

Anzuwendende Vorschriften 

Auf die Vermögensübertragung sind die Vorschrif- 
ten des Zweiten Abschnitts entsprechend anzuwen- 
den. Dabei treten bei kleineren Vereinen an die Stelle 
der Anmeldung zur Eintragung in das Register der 
Antrag an die Aufsichtsbehörde auf Genehmigung, an 
die Stelle der Eintragung in das Register und ihrer 


39 




Drucksache 12/6699 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bekanntmachung die Bekanntmachung im Bundes- 
anzeiger nach § 187. 

§ 187 

Bekanntmachung der Vermögensübertragung 

Sobald die Vermögensübertragung von allen betei- 
ligten Aufsichtsbehörden genehmigt worden ist, 
macht bei einer Vermögensübertragung auf ein 
öffentlich-rechtliches Versicherungsuntemehmen die 
für den übertragenden kleineren Verein zuständige 
Aufsichtsbehörde die Vermögensübertragimg und 
ihre Genehmigimg im Bundesanzeiger sowie in den 
weiteren Blättern bekannt, die für die Bekanntma- 
chungen des Amtsgerichts bestimmt sind, in dessen 
Bezirk der übertragende kleinere Verein seinen Sitz 
hat. 


VIERTER ABSCHNITT 

Übertragung des Vermögens 
eines öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmens 
auf Aktiengesellschaften oder 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Vollübertragung 
§ 188 

Anwendung der Verschmelzungsvorschriiten 

(1) Bei einer VoUübertragung nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe c sind auf die übernehmenden Rechtsträ- 
ger die für die Verschmelzung durch Aufnahme 
geltenden Vorschriften des Zweiten Buches sowie auf 
das übertragende Versicherungsuntemehmen § 176 
Abs. 3 entsprechend anzuwenden, soweit sich aus den 
folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 und 4 sowie § 178 Abs. 3 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(3) An die Stelle der Anmeldung zur Eintragung in 
das Register treten bei den öffentlich-rechtlichen 
Versichenmgsuntemehmen der Antrag an die Auf- 
sichtsbehörde auf Genehmigung, an die Stelle der 
Eintragung in das Register und ihrer Bekanntma- 
chung die Bekanntmachung nach Satz 2. Die für das 
öffentlich-rechtliche Versicherungsimternehmen zu- 
ständige Aufsichtsbehörde macht, sobald die Vermö- 
gensübertragung von allen beteiligten Aufsichtsbe- 
hörden genehmigt worden ist, die Übertragung imd 
ihre Genehmigung im Bundesanzeiger sowie in den 
weiteren Blättern bekannt, die für die Bekanntma- 
chungen des Amtsgerichts bestimmt sind, in dessen 
Bezirk das übertragende Versicherungsuntemehmen 
seinen Sitz hat. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Teilübertragung 

§ 189 

Anwendung der Spaltungsvorschriften 

(1) Bei einer Teilübertragung nach § 175 Nr. 2 
Buchstabe c sind auf die übernehmenden Rechtsträ- 
ger die für die Aufspaltung, Abspaltung oder Ausglie- 
derung zur Aufnahme geltenden Vorschriften des 
Dritten Buches und die dort für entsprechend anwend- 
bar erklärten Vorschriften des Zweiten Buches auf 
den vergleichbaren Vorgang sowie auf das übertra- 
gende Versicherimgsxmtemehmen § 176 Abs. 3 ent- 
sprechend anzuwenden, soweit sich aus den folgen- 
den Vorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) § 176 Abs. 2 und 4, § 178 Abs. 3 sowie § 188 
Abs. 3 sind entsprechend anzuwenden. 


FÜNFTES BUCH 

Formwechsel 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 190 

Allgemeiner Anwendungsbereich 

(1) Ein Rechtsträger kann durch Formwechsel eine 
andere Rechtsform erhalten. 

(2) Soweit nicht in diesem Buch etwas anderes 
bestimmt ist, gelten die Vorschriften über den Form- 
wechsel nicht für Änderungen der Rechtsform, die 
in anderen Gesetzen vorgesehen oder zugelassen 
sind. 


§ 191 

Einbezogene Rechtsträger 

(1) Formwechselnde Rechtsträger können sein: 

1. Personenhandelsgesellschaften (§ 3 Abs. 1 Nr. 1); 

2. Kapitalgesellschaften (§ 3 Abs. 1 Nr. 2); 

3. eingetragene Genossenschaften; 

4. rechtsfähige Vereine; 

5. Versichenmgsvereine auf Gegenseitigkeit; 

6. Körperschaften imd Anstalten des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Rechtsträger neuer Rechtsform können sein: 

1. Gesellschaften des bürgerlichen Rechts; 

2. Personenhandelsgesellschaften; 

3. Kapitalgesellschaften; 

4. eingetragene Genossenschaften. 
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(3) Der Formwechsel ist auch bei aufgelösten 
Rechtsträgern möglich, wenn ihre Fortsetzung in der 
bisherigen Rechtsform beschlossen werden könnte. 

§ 192 

Umwandlungsbericht 

(1) Das Vertretungsorgan des formwechselnden 
Rechtsträgers hat einen ausführlichen schriftlichen 
Bericht zu erstatten, in dem der Formwechsel und 
insbesondere die künftige Beteiligung der Anteilsin- 
haber an dem Rechtsträger rechtlich und wirtschaft- 
lich erläutert und begründet werden (Umwandlimgs- 
bericht). § 8 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 2 ist 
entsprechend anzuwenden. Der Umwandlungsbe- 
richt muß etuen Entwmf des Umwandlungsbeschlus- 
ses enthalten. 

(2) Dem Bericht ist etue Vermögensaufstellung 
beizufügen, in der die Gegenstände und Verbindlich- 
keiten des formwechselnden Rechtsträgers mit dem 
wirklichen Wert anzusetzen sind, der ihnen am Tage 
der Erstellung des Berichts beizulegen ist. Die Aufstel- 
lung ist Bestandteil des Berichts. 

(3) Ein Umwandlungsbericht ist nicht erforderlich, 
wenn an dem formwechselnden Rechtsträger nur ein 
Anteilsinhaber beteiligt ist oder wenn alle Anteüsin- 
haber auf seine Erstattung verzichten. Die Verzichts- 
erklänmgen sind notariell zu beurkunden. 

§ 193 

Umwandlungsbeschluß 

(1) Für den Formwechsel ist ein Beschluß der 
Anteilsinhaber des formwechselnden Rechtsträgers 
(Umwandlungsbeschluß) erforderlich. Der Beschluß 
kann nur in einer Versammlung der Anteilsinhaber 
gefaßt werden. 

(2) Ist die Abtretung der Anteüe des formwechseln- 
den Rechtsträgers von der Genehmigung einzelner 
Anteüsinhaber abhängig, so bedarf der Umwand- 
lungsbeschluß zu seiner Wirksamkeit ihrer Zustim- 
mung. 

(3) Der Umwandlungsbeschluß und die nach diesem 
Gesetz erforderlichen Zustimmungserklärungen ein- 
zelner Anteilsinhaber einschließlich der erforderli- 
chen Zustimmimgserklärungen nicht erschienener 
Anteilsinhaber müssen notariell beurkundet werden. 
Auf Verlangen ist jedem Anteilsinhaber auf seine 
Kosten unverzüglich eine Abschrift der Niederschrift 
des Beschlusses zu erteilen. 

§ 194 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) In dem Umwandlungsbeschluß müssen minde- 
stens bestimmt werden: 

1. die Rechtsform, die der Rechtsträger durch den 

Formwechsel erlangen soll; 


2. der Name oder die Firma des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform; 

3. eine Beteiligung der bisherigen Anteilsinhaber an 
dem Rechtsträger nach den für die neue Rechts- 
form geltenden Vorschriften, soweit ihre Beteili- 
gung nicht nach diesem Buch entfällt; 

4. Zahl, Art und Umfang der Anteile oder der Mit- 
gliedschaften, welche die Anteilsinhaber durch 
den Formwechsel erlangen sollen oder die eiuem 
beitretenden persönlich haftenden Gesellschafter 
eingeräumt werden sollen; 

5. die Rechte, die einzelnen Anteilsinhabem sowie 
den Inhabern besonderer Rechte wie Anteile ohne 
Stimmrecht, Vorzugsaktien, Mehrstimmrechtsak- 
tien, Schuldverschreibungen und Genußrechte in 
dem Rechtsträger gewährt werden sollen, oder die 
Maßnahmen, die für diese Personen vorgesehen 
sind; 

6. ein Abfindungsangebot nach § 207, sofern nicht der 
Umwandlungsbeschluß zu seiner Wirksamkeit der 
Zustimmung aller Anteilsinhaber bedarf oder an 
dem formwechselnden Rechtsträger nur ein An- 
teilsinhaber beteiligt ist; 

7. die Folgen des Formwechsels für die Arbeitnehmer 
und ihre Vertretungen sowie die insoweit vorgese- 
henen Maßnahmen. 

(2) Der Entwurf des Umwandlungsbeschlusses ist 
spätestens einen Monat vor dem Tage der Versamm- 
lung der Anteilsinhaber, die den Formwechsel 
beschließen soll, dem zuständigen Betriebsrat des 
formwechselnden Rechtsträgers zuzuleiten. 

§ 195 

Befristung und Ausschluß von Klagen 
gegen den Umwandlungsbeschluß 

(1 ) Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Umwand- 
lungsbeschlusses muß binnen eines Monats nach der 
Beschlußfassung erhoben werden. 

(2) Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Umwand- 
lungsbeschlusses kann nicht darauf gestützt werden, 
daß die in dem Beschluß bestimmten Anteile an dem 
Rechtsträger neuer Rechtsform zu niedrig bemessen 
stad oder daß die Mitgliedschaft kein ausreichender 
Gegenwert für die Anteile oder die Mitgliedschaft bei 
dem formwechselnden Rechtsträger ist. 

§ 196 

Verbesserung des Beteiligungsverhältnisses 

Sind die in dem Umwandlungsbeschluß bestimm- 
ten Anteile an dem Rechtsträger neuer Rechtsform zu 
niedrig bemessen oder ist die Mitgliedschaft bei 
diesem kein ausreichender Gegenwert für die Anteile 
oder die Mitgliedschaft bei dem formwechselnden 
Rechtsträger, so kann jeder Anteilsinhaber, dessen 
Recht, gegen die Wirksamkeit des Umwandlungs- 
beschlusses Klage zu erheben, nach § 195 Abs. 2 
ausgeschlossen ist, von dem Rechtsträger euren Aus- 
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gleich durch bare Zuzahlung verlangen. § 15 Abs. 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 197 

Anzuwendende Gründungsvorschriften 

Auf den Formwechsel sind die für die neue Rechts- 
form geltenden Gründungsvorschriften anzuwenden, 
soweit sich aus diesem Buch nichts anderes ergibt. 
Vorschriften, die für die Gründung eine Mindestzahl 
der Gründer vorschreiben, sowie die Vorschriften 
über die Bildung und Zusammensetzung des ersten 
Aufsichtsrats sind nicht anzuwenden. 

§ 198 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Die neue Rechtsform des Rechtsträgers ist zur 
Eintragimg in das Register, in dem der formwech- 
selnde Rechtsträger eingetragen ist, anzumelden. 

(2) Ist der formwechselnde Rechtsträger nicht in 
einem Register eingetragen, so ist der Rechtsträger 
neuer Rechtsform bei dem zuständigen Gericht zur 
Eintragxmg in das für die neue Rechtsform maßge- 
bende Register anzumelden. Das gleiche gilt, wenn 
sich durch den Formwechsel die Art des für den 
Rechtsträger maßgebenden Registers ändert oder 
durch eine mit dem Formwechsel verbundene Sitzver- 
legimg die Zuständigkeit eines anderen Registerge- 
richts begründet wird. Im Falle des Satzes 2 ist die 
Umwandlimg auch zur Eintragimg in das Register 
anzumelden, in dem der formwechselnde Rechtsträ- 
ger eingetragen ist. Diese Eintragung ist mit dem 
Vermerk zu versehen, daß die Umwandlung erst mit 
der Eintragung des Rechtsträgers neuer Rechtsform in 
das für diese maßgebende Register wirksam wird. Der 
Rechtsträger neuer Rechtsform darf erst eingetragen 
werden, nachdem die Umwandlung nach Satz 3 und 4 
eingetragen worden ist. 

(3) § 16 Abs, 2 und 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 199 

Anlagen der Anmeldung 

Der Anmeldung der neuen Rechtsform oder des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform sind in Ausfertigung 
oder öffentlich beglaubigter Abschrift oder, soweit sie 
nicht notariell zu beurkunden sind, in Urschrift oder 
Abschrift außer den sonst erforderlichen Unterlagen 
auch die Niederschrift des Umwandlungsbeschlusses, 
die nach diesem Gesetz erforderlichen Zustimmungs- 
erklänmgen einzelner Anteilsinhaber einschließlich 
der Zustimmungserklärungen nicht erschienener An- 
teilsinhaber, der Umwandlungsbericht oder die Erklä- 
nmgen über den Verzicht auf seine Erstellung, ein 
Nachweis über die Zuleitimg nach § 194 Abs. 2 sowie, 
weim der Formwechsel der staatlichen Genehmigung 
bedarf, die Genehmigimgsurkimde beizufügen. 


§ 200 

Firma des Rechtsträgers 

(1) Der Rechtsträger neuer Rechtsform darf seine 
bisher geführte Firma beibehalten, soweit sich aus 
diesem Buch nichts anderes ergibt. § 18 Abs. 1 Satz 2 
und 3 ist entsprechend anzuwenden. Zusätzliche Be- 
zeichmmgen, die auf die Rechtsform der formwech- 
selnden Gesellschaft hinweisen, dürfen auch darm 
nicht verwendet werden, weim der Rechtsträger die 
bisher geführte Firma beibehält. 

(2) Auf eine nach dem Formwechsel beibehaltene 
Firma ist § 4 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftimg, § 4 Abs. 2 
oder § 279 Abs. 2 des Aktiengesetzes entsprechend 
anzuwenden. § 3 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes betref- 
fend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
ist auf die Firma der Genossenschaft auch darm an- 
zuwenden, wenn der Rechtsträger seine bisher ge- 
führte Firma beibehält. 

(3) Das Registergericht kann auf Antrag genehmi- 
gen, daß eine Personenhandelsgesellschaft, die ein 
bisher betriebenes Handelsgeschäft weiterführt, bei 
der Bildung ihrer neuen Firma den in der bisher 
geführten Firma enthaltenen Namen einer natürli- 
chen Person verwendet und insoweit von § 19 des 
Handelsgesetzbuchs ab weicht. 

(4) War an dem formwechselnden Rechtsträger eine 
natürhche Person beteiligt, deren Beteiligung an dem 
Rechtsträger neuer Rechtsform entfällt, so darf der 
Name dieses Anteilsinhabers nur darm in der beibe- 
haltenen bisherigen oder in der neu gebildeten Firma 
verwendet werden, wenn der betroffene Anteilsinha- 
ber oder dessen Erben ausdrücklich in die Verwen- 
dimg des Namens einwühgen. 

(5) Durch den Formwechsel in eine Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts erlischt die Firma der formwech- 
selnden Gesellschaft. 

§ 201 

Bekanntmachung des Formwechsels 

Das für die Anmeldimg der neuen Rechtsform oder 
des Rechtsträgers neuer Rechtsform zuständige Ge- 
richt hat die Eintragung der neuen Rechtsform oder 
des Rechtsträgers neuer Rechtsform durch den Bun- 
desanzeiger und durch mindestens ein anderes Blatt 
ihrem ganzen Inhalt nach bekanntzumachen. Mit dem 
Ablauf des Tages, an dem das letzte der die Bekannt- 
machimg enthaltenden Blätter erschienen ist, gilt die 
Bekarmtmachung als erfolgt. 

§ 202 

Wirkungen der Eintragung 

(1) Die Eintragung der neuen Rechtsform in das 
Register hat folgende Wirkungen: 
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1. Der formwechselnde Rechtsträger besteht in der in 
dem Umwandlungsbeschluß bestimmten Rechts- 
form weiter. 

2. Die Anteilsinhaber des formwechselnden Rechts- 
trägers sind an dem Rechtsträger nach den für die 
neue Rechtsform geltenden Vorschriften beteiligt, 
soweit ihre Beteiligung nicht nach diesem Buch 
entfällt. Rechte Dritter an den Anteilen oder Mit- 
gliedschaften des formwechselnden Rechtsträgers 
bestehen an den an ihre Stelle tretenden Anteilen 
oder Mitgliedschaften des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform weiter. 

3.. Der Mangel der notariellen Beurkundxing des 
Umwandlimgsbeschlusses und gegebenenfalls er- 
forderlicher Zustimmimgs- oder Verzichts erklä- 
rungen einzelner Anteilsinhaber wird geheilt. 

(2) Die in Absatz 1 bestimmten Wirkungen treten in 
den Fällen des § 198 Abs. 2 mit der Eintragung des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform in das Register ein. 

(3) Mängel des Formwechsels lassen die Wirkungen 
der Eintragimg der neuen Rechtsform oder des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform in das Register imbe- 
rührt. 

§ 203 

Amtsdauer von Aufsichtsratsmitgliedern 

Wird bei einem Formwechsel bei dem Rechtsträger 
neuer Rechtsform in gleicher Weise wie bei dem 
formwechselnden Rechtsträger ein Aufsichtsrat gebil- 
det und zusammengesetzt, so bleiben die Mitglieder 
des Aufsichtsrats für den Rest ihrer Wahlzeit als 
Mitglieder des Aufsichtsrats des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform im Amt. Die Anteilsinhaber des form- 
wechselnden Rechtsträgers können im Umwand- 
lungsbeschluß für ihre Aufsichtsratsmitglieder die 
Beendigimg des Amtes bestimmen. 

§ 204 

Schutz der Gläubiger 
und der Inhaber von Sonderrechten 

Auf den Schutz der Gläubiger ist § 22, auf den 
Schutz der Inhaber von Sonderrechten § 23 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 205 

Schadenersatzpflicht der Verwaltungsträger 
des formwechselnden Rechtsträgers 

(1) Die Mitglieder des Vertretungsorgans und, wenn 
ein Auf sichts Organ vorhanden ist, des Aufsichtsorgans 
des formwechselnden Rechtsträgers sind als Gesamt- 
schuldner zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den 
der Rechtsträger, seine Anteilsinhaber oder seine 
Gläubiger durch den Formwechsel erleiden. § 25 
Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 


(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in fünf 
Jahren seit dem Tage, an dem die anzumeldende 
Eintragimg der neuen Rechtsform oder des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform in das Register nach § 201 
Satz 2 als bekanntgemacht gilt. 

§ 206 

Geltendmachung 
des Schadenersatzanspruchs 

Die Ansprüche nach § 205 Abs. 1 köimen nur durch 
einen besonderen Vertreter geltend gemacht werden. 
Das Gericht des Sitzes des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform hat einen solchen Vertreter auf Antrag 
eines Anteilsinhabers oder eines Gläubigers des form- 
wechselnden Rechtsträgers zu bestellen. § 26 Abs. 1 
Satz 3 und 4, Abs. 2, Abs. 3 Satz 2 und 3 und Abs. 4 ist 
entsprechend anzuwenden; an die Stelle der Blätter 
für die öffentlichen Bekanntmachungen des übertra- 
genden Rechtsträgers treten die entsprechenden Blät- 
ter des Rechtsträgers neuer Rechtsform. 

§ 207 

Angebot der Barabfindung 

(1) Der formwechselnde Rechtsträger hat jedem 
Anteilsinhaber, der gegen den Umwandlungsbe- 
schluß Widerspruch zur Niederschrift erklärt, den 
Erwerb seiner umgewandelten Anteile oder Mitglied- 
schaften gegen eine angemessene Barabfindung 
anzubieten; § 71 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes ist 
insoweit nicht anzuwenden. Kann der Rechtsträger 
auf Grund seiner neuen Rechtsform eigene Anteile 
oder Mitgliedschaften nicht erwerben, so ist die Bar- 
abündung für den Fall anzubieten, daß der Anteilsin- 
haber sein Ausscheiden aus dem Rechtsträger erklärt. 
Der Rechtsträger hat die Kosten für eine Übertragimg 
zu tragen. 

(2) § 29 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 208 

Inhalt des Anspruchs auf Barabiindung 
und Prüfung der Barabfindung 

Auf den Anspruch auf Barabfindung ist § 30 ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 209 

Annahme des Angebots 

Das Angebot nach § 207 kann nur binnen zwei 
Monaten nach dem Tage angenommen werden, an 
dem die Eintragimg der neuen Rechtsform oder des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform in das Register nach 
§ 201 Satz 2 als bekarmtgemacht gilt. Ist nach § 212 ein 
Antrag auf Bestimmung der Barabfindung durch das 
Gericht gesteht worden, so kann das Angebot binnen 
zwei Monaten nach dem Tage angenommen werden. 
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an dem die Entscheidung im Bimdesanzeiger be- 
kanntgemacht worden ist. 

§ 210 

Ausschluß von Klagen 
gegen den Umwandlungsbeschluß 

Eine Klage gegen die Wirksamkeit des Umwand- 
lungsbeschlusses kann nicht darauf gestützt werden, 
daß das Angebot nach § 207 zu niedrig bemessen oder 
daß die Barabfindimg im Umwandlungsbeschluß 
nicht oder nicht ordnungsgemäß angeboten worden 
ist. 

§ 211 

Anderweitige Veräußerung 

Einer anderweitigen Veräußenmg des Anteils 
durch den Anteilsinhaber innerhalb der in § 209 
bestimmten Frist stehen Verfügungsbeschränkim- 
gen im Gesellschaftsvertrag, in der Satzving oder im 
Statut des Rechtsträgers neuer Rechtsform nicht ent- 
gegen. 

§ 212 

Gerichtliche Nachprüfung der Abfindung 

Macht ein Anteilsinhaber geltend, daß eine im 
Umwandlungsbeschluß bestimmte Barabfindvmg, die 
ihm nach § 207 Abs. 1 anzubieten war, zu niedrig 
bemessen sei, so hat auf seinen Antrag das Gericht die 
angemessene Barabfindung zu bestimmen. Das glei- 
che gilt, wenn die Barabfindvmg nicht oder nicht 
ordnungsgemäß angeboten worden ist. 

§ 213 

Bezeichnung unbekannter Aktionäre 

Auf die Bezeichnvmg vmbekannter Aktionäre ist 
§ 35 entsprechend anzuwenden. 


ZWEITER TEIL 

Besondere Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Formwechsel 

von Personenhandelsgesellschaften 

§ 214 

Möglichkeit des Formwechsels 

(1) Eine Personenhandelsgesellschaft kann auf 
Grund eines Umwandlvmgsbeschlusses nach diesem 
Gesetz nur die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
oder einer eingetragenen Genossenschaft erlangen. 


(2) Eine aufgelöste Personenhandelsgesellschaft 
kann die Rechtsform nicht wechseln, wenn die Gesell- 
schafter nach § 145 des Handelsgesetzbuchs eine 
andere Art der Auseinandersetzung als die Abwick- 
lung oder als den Formwechsel vereinbart haben. 

§ 215 

Umwandlungsbericht 

Ein Umwandlungsbericht ist nicht erforderlich, 
wenn alle Gesellschafter der formwechselnden Ge- 
sellschaft zur Geschäftsführvmg berechtigt sind. 

§ 216 

Unterrichtung der Gesellschafter 

Das Vertretvmgsorgan der formwechselnden Ge- 
sellschaft hat allen von der Geschäftsführung ausge- 
schlossenen Gesellschaftern spätestens zusammen 
mit der Einberufvmg der Gesellschafterversammlvmg, 
die den Formwechsel beschließen soll, diesen Form- 
wechsel als Gegenstand der Beschlußfassvmg schrift- 
lich anzukündigen und einen nach diesem Buch 
erforderlichen Umwandlvmgsbericht sowie ein Abfin- 
dvmgsangebot nach § 207 zu übersenden. 

§ 217 

Beschluß der Gesellschafterversammlung 

(1) Der Umwandlvmgsbeschluß der Gesellschafter- 
versammlvmg bedarf der Zustimmvmg aller anwesen- 
den Gesellschafter; ihm müssen auch die nicht er- 
schienenen Gesellschafter zustimmen. Der Gesell- 
schaftsvertrag der formwechselnden Gesellschaft 
kann eine Mehrheitsentscheidung der Gesellschafter 
vorsehen. Die Mehrheit muß mindestens drei Viertel 
der Stimmen der Gesellschafter betragen. 

(2) Die Gesellschafter, die im Falle einer Mehrheits- 
entscheidvmg für den Formwechsel gestimmt haben, 
sind in der Niederschrift über den Umwandlvmgs- 
beschluß namentlich aufzuführen. 

(3) Dem Formwechsel in eine Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien müssen alle Gesellschafter zustim- 
men, die in dieser Gesellschaft die Stellvmg eines 
persönlich haftenden Gesellschafters haben sollen. 

§ 218 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) In dem Umwandlvmgsbeschluß muß auch der 
Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftvmg oder das Statut der Genossenschaft ent- 
halten sein oder die Satzvmg der Aktiengesellschaft 
oder der Kommanditgesellschaft auf Aktien festge- 
stellt werden. Eine Unterz eichnvmg des Statuts dvirch 
die Genossen ist nicht erforderlich. 

(2) Der Beschluß zur Umwandlvmg in eine Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien muß vorsehen, daß sich an 
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dieser Gesellschaft mindestens ein Gesellschafter der 
formwechselnden Gesellschaft als persönlich haften- 
der Gesellschafter beteiligt oder daß der Gesellschaft 
mindestens ein persönlich haftender Gesellschafter 
beitritt. 

(3) Der Beschluß zur Umwandlung in eine Genos- 
senschaft muß die Beteiligung jedes Genossen mit 
mindestens einem Geschäftsanteil vorsehen. In dem 
Beschluß karm auch bestimmt werden, daß jeder 
Genosse bei der Genossenschaft mit mindestens 
einem und im übrigen mit so vielen Geschäftsanteilen, 
wie sie durch Anrechmmg seines Geschäftsguthabens 
bei dieser Genossenschaft als voll eingezahlt anzuse- 
hen sind, beteiligt wird. 

§ 219 

Rechtsstellung als Gründer 

Bei der Anwendimg der Gründimgsvorschriften 
stehen den Gründern die Gesellschafter der form- 
wechselnden Gesellschaft gleich. Im Falle einer 
Mehrheitsentscheidung treten an die Stelle der Grün- 
der die Gesellschafter, die für den Formwechsel 
gestimmt haben, sowie beim Formwechsel in eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien auch beitretende 
persönlich haftende Gesellschafter. 

§ 220 

Kapitalschutz 

(1) Der Nennbetrag des Stammkapitals einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung oder des Grund- 
kapitals einer Aktiengesellschaft oder einer Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien darf das nach Abzug der 
Schulden verbleibende Vermögen der formwechseln- 
den Gesellschaft nicht übersteigen. 

(2) In dem Sachgründimgsbericht beim Formwech- 
sel in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftimg oder 
in dem Gründungsbericht beim Formwechsel in eine 
Aktiengesellschaft oder in eine Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien sind auch der bisherige Geschäfts- 
verlauf und die Lage der formwechselnden Gesell- 
schaft darzulegen. 

(3) Beim Formwechsel in eine Aktiengesellschaft 
oder in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien hat die 
Gründimgsprüfimg durch einen oder mehrere Prüfer 
(§ 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes) in jedem Fall stattzu- 
finden. Die für Nachgründungen in § 52 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes bestimmte Frist von zwei Jahren 
begiimt mit dem Wirksamwerden des Formwech- 
sels. 

§ 221 

Beitritt persönlich haftender Gesellschafter 

Der in einem Beschluß zur Umwandlung in eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien vorgesehene Bei- 
tritt eines Gesellschafters, welcher der formwechseln- 
den Gesellschaft nicht angehört hat, muß notariell 


beurkundet werden. Die Satzung der Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien ist von jedem bei tretenden per- 
sönlich haftenden Gesellschafter zu genehmigen. 

§ 222 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Die Anmeldung nach § 198 einschließlich der 
Anmeldung des Statuts der Genossenschaft ist durch 
alle Mitglieder des künftigen Vertretungsorgans 
sowie, wenn der Rechtsträger nach den für die neue 
Rechtsform geltenden Vorschriften einen Aufsichtsrat 
haben muß, auch durch alle Mitglieder dieses Axif- 
sichtsrats vorzunehmen. Zugleich mit der Genossen- 
schaft sind die Mitglieder ihres Vorstandes zur Eintra- 
gung in das Register anzumelden. 

(2) Ist der Rechtsträger neuer Rechtsform eine 
Aktiengesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, so haben die Anmeldung nach Absatz 1 
auch alle Gesellschafter vorzunehmen, die nach § 219 
den Gründern dieser Gesellschaft gleichstehen. 

(3) Die Anmeldung der Umwandlung zur Eintra- 
gimg in das Register nach § 198 Abs. 2 Satz 3 kann 
auch von den zur Vertretung der formwechselnden 
Gesellschaft ermächtigten GeseUschaftem vorge- 
nommen werden. 

§ 223 

Anlagen der Anmeldung 

Der Anmeldung der neuen Rechtsform oder des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform sind beim Formwech- 
sel in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien außer 
den sonst erforderlichen Unterlagen auch die Urkun- 
den über den Beitritt aller beitretenden persönlich 
haftenden Gesellschafter in Ausfertigung oder öffent- 
lich beglaubigter Abschrift beizufügen. 

§ 224 

Fortdauer und zeitliche Begrenzung 
der persönlichen Haftung 

(1) Der Formwechsel berührt nicht die Ansprüche 
der Gläubiger der Gesellschaft gegen einen ihrer 
Gesellschafter aus Verbindlichkeiten der formwech- 
selnden Gesellschaft, für die dieser im Zeitpunkt des 
Formwechsels nach § 128 des Handelsgesetzbuchs 
persönlich haftet. 

(2) Der Gesellschafter haftet für diese Verbindlich- 
keiten, wenn sie vor Ablauf von fünf Jahren nach dem 
Formwechsel fällig und daraus Ansprüche gegen ihn 
gerichtlich geltend gemacht sind; bei öffentlich-recht- 
lichen Verbindlichkeiten genügt zur Geltendma- 
chung der Erlaß eines Verwaltungsakts. 

(3) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Eintragung der neuen Rechtsform oder des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform in das Register nach § 201 
Satz 2 als bekanntgemacht gilt. Die für die Verjährung 
geltenden §§ 203, 206, 207, 210, 212 bis 216 und 220 
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des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend an- 
zuwenden. 

(4) Einer gerichüichen Geltendmachung bedarf es 
nicht, soweit der Gesellschafter den Anspruch schrift- 
lich anerkannt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn 
der Gesellschafter in dem Rechtsträger anderer 
Rechtsform geschäftsführend tätig wird. 

§ 225 

Prüfung des Abfindungsangebots 

Im Falle des § 217 Abs. 1 Satz 2 ist die Angemes- 
senheit der angebotenen Barabfindung nach § 208 in 
Verbindung mit § 30 Abs. 2 nur auf Verlangen eines 
Gesellschafters zu prüfen. Die Kosten trägt die Gesell- 
schaft. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Formwechsel von Kapitalgesellschaften 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 226 

Möglichkeit des Formwechsels 

Eine Kapitalgesellschaft kann auf Grund eines 
Umwandlungsbeschlusses nach diesem Gesetz nur 
die Rechtsform einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts, einer Personenhandelsgesellschaft, einer an- 
deren Kapitalgesellschaft oder einer eingetragenen 
Genossenschaft erlangen. 

§ 227 

Nicht anzuwendende Vorschriften 

Die §§ 207 bis 212 sind beim Formwechsel einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien nicht auf deren 
persönlich haftende Gesellschafter anzuwenden. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel 

in eine Personengesellschaft 
§ 228 

Maßgeblichkeit des Unternehmensgegenstandes 

(1) Durch den Formwechsel kann eine Kapitalge- 
sellschaft die Rechtsform einer Personenhandelsge- 
sellschaft nur erlangen, wenn der Untemehmensge- 
genstand im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 
Formwechsels den Vorschriften über die Gründimg 
einer offenen Handelsgesellschaft (§105 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) genügt. 


(2) Genügt der Gegenstand des Unternehmens 
diesen Vorschriften nicht, kaim durch den Umwand- 
lungsbeschluß bestimmt werden, daß die formwech- 
selnde Gesellschaft die Rechtsform einer Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts erlangen soll. 


§ 229 

Vermögensaufstellung 

Beim Formwechsel einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien ist die Vermögensaufstellung nach § 192 
Abs. 2, soweit erforderlich, nach den Grundsätzen 
aufzustellen, die für die Auseinandersetzung nüt den 
persönlich haftenden Gesellschaftern vorgesehen 
sind. Soll für die Auseinandersetzung ein Stichtag 
maßgebend sein, der vor dem Tage der Einberufung 
der Hauptversammlung liegt, so kann die Vermögens- 
aufstellung auf diesen Stichtag aufgestellt werden. 


§ 230 

Vorbereitung der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

(1) Die Geschäftsführer einer formwechselnden 
Gesellschaft nüt beschränkter Haftung haben allen 
Gesellschaftern spätestens zusammen mit der Ein- 
berufung der Gesellschafterversammlimg, die den 
Formwechsel beschließen soll, diesen Formwechsel 
als Gegenstand der Beschlußfassung schriftlich anzu- 
kündigen und den Umwandlungsbericht zu übersen- 
den. 

(2) Der Umwandlungsbericht einer Aktiengesell- 
schaft oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien 
ist von der Einberufung der Hauptversammlung an, 
die den Formwechsel beschließen soll, in dem Ge- 
schäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht der Aktio- 
näre auszulegen. Auf Verlangen ist jedem Aktionär 
und jedem von der Geschäftsführung ausgeschlosse- 
nen persönlich haftenden Gesellschafter unverzüg- 
lich und kosteiüos eine Abschrift des Umwandlungs- 
berichts zu erteüen. 


§ 231 

Mitteilung des Abfindungsangebots 

Das Vertretungsorgan der formwechselnden Ge- 
sellschaft hat den Gesellschaftern oder Aktionären 
spätestens zusammen mit der Einberufung der Gesell- 
schafterversammlung oder der Hauptversammlung, 
die den Formwechsel beschließen soll, das Abfin- 
dungsangebot nach § 207 zu übersenden. Der Über- 
sendimg steht es gleich, wenn das Abfindungsange- 
bot im Bundesanzeiger und den sonst bestimmten 
Gesellschaftsblättem bekanntgemacht wird. 
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§ 232 

Durchführung der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

(1) In der Gesellschafterversammlung oder in der 
Hauptversammlung, die den Formwechsel beschlie- 
ßen soll, ist der Umwandlungsbericht auszulegen. 

(2) Der Entwurf des Umwandlungsbeschlusses einer 
Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien ist von deren Vertretungsorgan zu Beginn 
der Verhandlung mündlich zu erläutern. 

§ 233 

Beschluß der Versammlung der Anteilsinhaber 

(1) Der Umwandlungsbeschluß der Gesellschafter- 
Versammlung oder der Hauptversammlung bedarf, 
wenn die form wechselnde Gesellschaft die Rechts- 
form einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts oder 
einer offenen Handelsgesellschaft erlangen soll, der 
Zustimmung aller anwesenden Gesellschafter oder 
Aktionäre; ihm müssen auch die nicht erschienenen 
Anteilsinhaber zustimmen. 

(2) Soll die formwechselnde Gesellschaft in eine 
Kommanditgesellschaft umgewandelt werden, so be- 
darf der Umwandlungsbeschluß einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der bei der Gesellschafter- 
versammlung einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung abgegebenen Stimmen oder des bei der 
Beschliißfassung einer Aktiengesellschaft oder einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien vertretenen 
Grundkapitals; § 50 Abs. 2 und § 65 Abs. 2 sind 
entsprechend anzuwenden. Der Gesellschaftsvertrag 
oder die Satzung der formwechselnden Gesellschaft 
kann eine größere Mehrheit und weitere Erforder- 
nisse bestimmen. Dem Formwechsel müssen alle 
Gesellschafter oder Aktionäre zustimmen, die in der 
Kommanditgesellschaft die Stellung eines persönlich 
haftenden Gesellschafters haben sollen. 

(3) Dem Formwechsel einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien müssen ferner deren persönlich haftende 
Gesellschafter zustimmen. Die Satzung der form- 
wechselnden Gesellschaft kann für den Fall des Form- 
wechsels in eine Kommanditgesellschaft eine Mehr- 
heitsentscheidung dieser Gesellschafter vorsehen. 
Jeder dieser Gesellschafter kann sein Ausscheiden 
aus dem Rechtsträger für den Zeitpunkt erklären, in 
dem der Formwechsel wirksam wird. 

§ 234 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

In dem Umwandlungsbeschluß müssen auch ent- 
halten sein: 

1. die Bestimmung des Sitzes der Personengesell- 
schaft; 

2. beim Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft 
die Angabe der Kommanditisten sowie des Betra- 
ges der Einlage eines jeden von ihnen. 


§ 235 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Beim Formwechsel in eine Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts ist statt der neuen Rechtsform die 
Umwandlung der Gesellschaft zur Eintragung in das 
Register, in dem die formwechselnde Gesellschaft 
eingetragen ist, anzumelden. § 198 Abs. 2 ist nicht 
anzuwenden. 

(2) Die Anmeldung nach Absatz 1 oder nach § 198 ist 
durch das Vertretungsorgan der formwechselnden 
Gesellschaft vorzunehmen. 

§ 236 

Wirkungen des Formwechsels 

Mit dem Wirksamwerden des Formwechsels einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien scheiden persön- 
lich haftende Gesellschafter, die nach § 233 Abs. 3 
Satz 3 ihr Ausscheiden aus dem Rechtsträger erklärt 
haben, aus der Gesellschaft aus. 

§ 237 

Fortdauer und zeitliche Begrenzung 
der persönlichen Haftung 

Erlangt ein persönlich haftender Gesellschafter 
einer formwechselnden Kommanditgesellschaft auf 
Aktien beim Formwechsel in eine Kommanditgesell- 
schaft die Rechtsstellung eines Kommanditisten, so ist 
auf seine Haftung für die im Zeitpunkt des Form- 
wechsels begründeten Verbindlichkeiten der form- 
wechselnden Gesellschaft § 224 entsprechend anzu- 
wenden. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft 
anderer Rechtsform 

§ 238 

Vorbereitung der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

Auf die Vorbereitung der Gesellschafterversamm- 
lung oder der Hauptversammlung, die den Form- 
wechsel beschließen soll, sind die §§ 229 bis 231 
entsprechend anzuwenden. § 192 Abs. 3 bleibt unbe- 
rührt. 

§ 239 

Durchführung der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

(1) In der Gesellschafterversammlung oder in der 
Hauptversammlung, die den Formwechsel beschlie- 
ßen soll, ist der Umwandlungsbericht auszulegen. 
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(2) Der Entwurf des Umwandlungsbeschlusses einer 
Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien ist von deren Vertretungsorgan zu Begiim 
der Verhandlung mündlich zu erläutern. 

§ 240 

Beschluß der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

(1) Der Umwandlungsbeschluß bedarf einer Mehr- 
heit von mindestens drei Vierteln der bei der Gesell- 
schafterversammlung einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung abgegebenen Stimmen oder des 
bei der Beschlußfassung einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien vertre- 
tenen Grundkapitals; § 65 Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. Der Gesellschaftsvertrag oder die Sat- 
zung der formwechselnden Gesellschaft kann eine 
größere Mehrheit und weitere Erfordernisse, beim 
Formwechsel einer Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien in eine Aktiengesellschaft auch eine geringere 
Mehrheit bestimmen. 

(2) Dem Formwechsel einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung oder einer Aktiengesellschaft in 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien müssen alle 
Gesellschafter oder Aktionäre zustimmen, die in der 
Gesellschaft neuer Rechtsform die Stellung eines 
persönhch haftenden Gesellschafters haben sollen. 
Auf den Beitritt persönlich haftender Gesellschafter ist 
§ 221 entsprechend anzuwenden. 

(3) Dem Formwechsel einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien müssen ferner deren persönlich haftende 
Gesellschafter zustimmen. Die Satzung der form- 
wechselnden Gesellschaft kann eine Mehrheitsent- 
scheidung dieser Gesellschafter vorsehen. 

§ 241 

Zustimmungserfordernisse beim Formwechsel 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

(1) Wird durch den Umwandlungsbeschluß einer 
formwechselnden Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung der Nennbetrag der Aktien in der Satzung der 
Aktiengesellschaft oder der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien auf einen höheren Betrag als fünfzig 
Deutsche Mark und abweichend vom Nermbetrag der 
Geschäftsanteile der formwechselnden Gesellschaft 
festgesetzt, so muß der Festsetzung jeder Gesellschaf- 
ter zustimmen, der sich nicht dem Gesamtnennbetrag 
seiner Geschäftsanteile entsprechend beteiligen 
kann. § 17 Abs. 6 des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung gilt insoweit 
nicht. 

(2) Auf das Erfordernis der Zustimmung einzelner 
Gesellschafter ist ferner § 50 Abs. 2 entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Sind einzelnen Gesellschaftern außer der Lei- 
stung von Kapitaleinlagen noch andere Verpflichtun- 
gen gegenüber der Gesellschaft auf erlegt und können 
diese wegen der einschränkenden Bestimmimg des 


§ 55 des Aktiengesetzes bei dem Formwechsel nicht 
aufrechterhalten werden, so bedarf der Formwechsel 
auch der Zustimmung dieser Gesellschafter. 


§ 242 

Zustimmungserfordernis beim Formwechsel 
einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien 

Wird durch den Umwandlungsbeschluß einer form- 
wechselnden Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien der Nennbetrag der Geschäfts- 
anteile in dem Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft 
iiüt beschränkter Haftung abweichend vom Nennbe- 
trag der Aktien festgesetzt und ist dies nicht durch 
§ 243 Abs. 3 Satz 2 bedingt, so muß der Festsetzung 
j eder Aktionär zustimmen, der sich nicht deiti Gesamt- 
nennbetrag seiner Aktien entsprechend beteiligen 
kann. 

§ 243 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) Auf den Umwandlungsbeschluß ist § 218 ent- 
sprechend anzuwenden. Festsetzungen über Son- 
dervorteile, Gründungsaufwand, Sacheinlagen und 
Sachübernahmen, die in dem Gesellschaftsvertrag 
oder in der Satzung der formwechselnden Gesell- 
schaft enthalten sind, sind in den Gesellschaftsvertrag 
oder in die Satzung der Gesellschaft neuer Rechtsform 
zu übernehmen. § 26 Abs. 4 und 5 des Aktiengesetzes 
bleibt unberührt. 

(2) Vorschriften anderer Gesetze über die Änderung 
des Stammkapitals oder des Grundkapitals bleiben 
unberührt. 

(3) In dem Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung 
der Gesellschaft neuer Rechtsform kann der Nennbe- 
trag der Anteile abweichend vom Nennbetrag der 
Anteile der formwechselnden Gesellschaft festgesetzt 
werden. Er mxiß in jedem Fall nündestens fünfzig 
Deutsche Mark betragen und durch zehn teilbar 
sein. 

§ 244 

Niederschrift über den Umwandlungsbeschluß; 

Gesellschaftsvertrag 

(1) In der Niederschrift über den Umwandlungs- 
beschluß sind die Personen, die nach § 245 Abs. 1 bis 3 
den Gründern der Gesellschaft gleichstehen, nament- 
lich aufzuführen. 

(2) Beim Formwechsel einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftimg braucht der 
Gesellschaftsvertrag von den Gesellschaftern nicht 
unterzeichnet zu werden. 
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§ 245 

Rechtsstellung als Gründer; Kapitalschutz 

(1) Bei einem Formwechsel einer Gesellschaft mit 
beschänkter Haftung in eine Aktiengesellschaft oder 
in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien treten bei 
der Anwendung der Gründungsvorschriften des Ak- 
tiengesetzes an die Stelle der Gründer die Gesell- 
schafter, die für den Formwechsel gestimmt haben, 
sowie beim Formwechsel einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung in eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien auch beitretende persönlich haftende 
Gesellschafter. § 220 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Beim Formwechsel einer Aktiengesellschaft in 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien treten bei der 
Anwendung der Gründungsvorschriften des Aktien- 
gesetzes an die Stelle der Gründer die persönlich 
haftenden Gesellschafter der Gesellschaft neuer 
Rechtsform. § 220 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Beim Formwechsel einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien in eine Aktiengesellschaft treten bei 
der Anwendung der Gründungsvorschriften des Ak- 
tiengesetzes an die Stelle der Gründer die persönhch 
haftenden Gesellschafter der formwechselnden Ge- 
sellschaft. § 220 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Beim Formwechsel einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist ein Sach- 
gründungsbericht nicht erforderlich. 

§ 246 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Die Aruneldung nach § 198 ist durch das Vertre- 
tungsorgan der formwechselnden Gesellschaft vorzu- 
nehmen. 

(2) Zugleich mit der neuen Rechtsform oder mit dem 
Rechtsträger neuer Rechtsform sind die Geschäftsfüh- 
rer der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die 
Vorstandsmitglieder der Aktiengesellschaft oder die 
persönlich haftenden Gesellschafter der Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien zur Eintragung in das Register 
anzumelden. 

(3) § 8 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung und § 37 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes sind auf die Anmeldung nach § 198 
nicht anzuwenden. 

§ 247 

Wirkungen des Formwechsels 

(1) Durch den Form Wechsel wird das bisherige 
Stammkapital einer form wechselnden Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung zum Grundkapital der 
Gesellschaft neuer Rechtsform oder das bisherige 
Grundkapital einer formwechselnden Aktiengesell- 


schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien zum 
Stammkapital der Gesellschaft neuer Rechtsform. 

(2) Eine vereinfachte Kapitalherabsetzung nach 
dem Formwechsel kann in der Jahresbilanz auch dann 
rückwirkend berücksichtigt werden, wenn diese Bi- 
lanz das letzte vor dem Formwechsel abgelaufene 
Geschäftsjahr einer formwechselnden Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betrifft. 

(3) Durch den Formwechsel einer Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien scheiden deren persönlich haf- 
tende Gesellschafter als solche aus der Gesellschaft 
aus. 


§ 248 

Umtausch der Anteile 

(1) Auf den Umtausch der Geschäftsanteile einer 
formwechselnden Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung gegen Aktien ist § 73 des Aktiengesetzes, bei 
Zusammenlegung von Geschäftsanteilen § 226 des 
Aktiengesetzes über die Kraftloserklärung von Aktien 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Auf den Umtausch der Aktien einer formwech- 
selnden Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien gegen Geschäftsanteile einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung ist § 73 Abs. 1 
und 2 des Aktiengesetzes, bei Zusammenlegung von 
Aktien § 226 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes über die 
Kraftloserklärung von Aktien entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Einer Genehmigung des Gerichts bedarf es 
nicht. 


§ 249 

Gläubigerschutz 

Auf den Formwechsel einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien in eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder in eine Aktiengesellschaft ist auch § 224 
entsprechend anzuwenden. 


§ 250 

Nicht anzu wendende Vorschriften 

Die §§ 207 bis 212 sind auf den Formwechsel einer 
Aktiengesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien 
in eine Aktiengesellschaft nicht anzuwenden. 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel 

in eine eingetragene Genossenschaft 

§ 251 

Vorbereitung und Durchführung der Versammlung 
der Anteilsinhaber 

(1) Auf die Vorbereitimg der Gesellschafterver- 
sammlung oder der Hauptversammlung, die den 
Formwechsel beschließen soll, sind die §§ 229 bis 231 
entsprechend anzuwenden. § 192 Abs. 3 bleibt imbe- 
rührt. 

(2) Auf die Gesellschaf terversammlung oder die 
Hauptversammlung, die den Formwechsel beschlie- 
ßen soll, ist § 239 Abs. 1 , auf die Hauptversammlung 
auch § 239 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 252 

Beschluß der Versammlung der Anteilsinhaber 

(1) Der Umwandlungsbeschluß der Gesellschafter- 
versammlung oder der Hauptversammlung bedarf, 
wenn das Statut der Genossenschaft eine Verpflich- 
tung der Genossen zur Leistimg von Nachschüssen 
vorsieht, der Zustimmung aller anwesenden Gesell- 
schafter oder Aktionäre; ihm müssen auch die nicht 
erschienenen Anteilsinhaber zustimmen. 

(2) Sollen die Genossen nicht zur Leistimg von 
Nachschüssen verpflichtet werden, so bedarf der 
Umwandlungsbeschluß einer Mehrheit von minde- 
stens drei Vierteln der bei der Gesellschafterver- 
sammlung einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung abgegebenen Stimmen oder des bei der Be- 
schlußfassung einer Aktiengesellschaft oder einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien vertretenen 
Grundkapitals; § 50 Abs. 2 imd § 65 Abs. 2 sind 
entsprechend anzuwenden. Der Gesellschaftsvertrag 
oder die Satzung der formwechselnden Gesellschaft 
kaim eine größere Mehrheit und weitere Erforder- 
nisse bestimmen. 

(3) Auf den Formwechsel einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien ist § 240 Abs. 3 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 253 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) In dem Umwandlimgsbeschluß muß auch das 
Statut der Genossenschaft enthalten sein. Eine Unter- 
zeichnung des Statuts durch die Genossen ist nicht 
erforderlich. 

(2) Der Umwandlimgsbeschluß muß die Beteiligung 
jedes Genossen mit mindestens einem Geschäftsan- 
teil vorsehen. In dem Beschluß kann auch bestimmt 
werden, daß jeder Genosse bei der Genossenschaft 
mit mindestens einem und im übrigen mit so vielen 
Geschäftsanteilen, wie sie durch Anrechnung seines 


Geschäftsguthabens bei dieser Genossenschaft als 
voll eingezahlt anzusehen sind, beteiligt wird. 

§ 254 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Die Anmeldung nach § 198 einschließlich der 
Anmeldung des Statuts der Genossenschaft ist durch 
das Vertretungsorgan der formwechselnden Gesell- 
schaft vorzunehmen. 

(2) Zugleich mit der Genossenschaft sind die Mit- 
glieder ihres Vorstandes zur Eintragimg in das Regi- 
ster anzumelden. 

§ 255 

Wirkungen des Formwechsels 

(1) Jeder Anteilsinhaber, der die Rechtsstellung 
eines Genossen erlangt, ist bei der Genossenschaft 
nach Maßgabe des Umwandlungsbeschlusses betei- 
ligt. Eine Verpflichtung zur Übernahme weiterer Ge- 
schäftsanteile bleibt unberührt. § 202 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die an 
den bisherigen Anteilen bestehenden Rechte Dritter 
an den durch den Formwechsel erlangten Geschäfts- 
guthaben weiterbestehen. 

(2) Das Gericht darf eine Auflösimg der Genossen- 
schaft von Amts wegen nach § 80 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften nicht vor Ablauf eines Jahres seit dem 
Wirksamwerden des Formwechsels aussprechen. 

(3) Durch den Formwechsel einer Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien scheiden deren persönlich haf- 
tende Gesellschafter als solche aus dem Rechtsträger 
aus. 

§ 256 

Geschäftsguthaben; 

Benachrichtigung der Genossen 

(1) Jedem Genossen ist als Geschäftsguthaben der 
Wert der Geschäftsanteile oder der Aktien gutzu- 
schreiben, mit denen er an der formwechselnden 
Gesellschaft beteiligt war. 

(2) Übersteigt das durch den Formwechsel erlangte 
Geschäfts guthaben eines Genossen den Gesamtbe- 
trag der Geschäftsanteile, mit denen er bei der Genos- 
senschaft beteiligt ist, so ist der übersteigende Betrag 
nach Ablauf von sechs Monaten seit dem Tage, an 
dem die Eintragimg der Genossenschaft in das Regi- 
ster nach § 201 Satz 2 als bekanntgemacht gilt, an den 
Genossen auszuzahlen. Die Auszahlung darf jedoch 
nicht erfolgen, bevor die Gläubiger, die sich nach 
§ 204 in Verbindimg mit § 22 gemeldet haben, 
befriedigt oder sichergestellt sind. 

(3) Die Genossenschaft hat jedem Genossen unver- 
züglich nach der Bekanntmachimg der Eintragung 
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der Genossenschaft in das Register schriftlich mitzu- 
teilen: 

1. den Betrag seines Geschäftsguthabens; 

2. den Betrag und die Zahl der Geschäftsanteile, mit 
denen er bei der Genossenschaft beteiligt ist; 

3. den Betrag der von dem Genossen nach Anrech- 
nung seines Geschäftsguthabens noch zu leisten- 
den Einzahlung oder den Betrag, der nach Absatz 2 
an ihn auszuzahlen ist; 

4. den Betrag der Haftsumme der Genossenschaft, 
sofern die Genossen Nachschüsse bis zu einer 
Haftsumme zu leisten haben. 


§ 257 

Gläubigerschutz 

Auf den Formwechsel einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien ist auch § 224 entsprechend anzuwen- 
den. 


DRITTER ABSCHNITT 

Formwechsel 

eingetragener Genossenschaften 

§ 258 

Möglichkeit des Formwechsels 

(1) Eine eingetragene Genossenschaft kann auf 
Grund eines Umwandlungsbeschlusses nach diesem 
Gesetz nur die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft 
erlangen. 

(2) Der Formwechsel ist nur möglich, wenn auf 
jeden Genossen, der an der Gesellschaft neuer 
Rechtsform beteihgt wird, als beschränkt haftender 
Gesellschafter ein durch zehn teilbarer Geschäftsan- 
teil von mindestens fünfzig Deutsche Mark oder als 
Aktionär mindestens ein Teilrecht im Nennbetrag von 
zehn Deutschen Mark entfällt. 

§ 259 

Gutachten des Prüfungsverbandes 

Vor der Einberufung der Generalversammlung, die 
den Formwechsel beschließen soll, ist eine gutachtli- 
che Äußenmg des Prüfungsverbandes einzuholen, ob 
der Formwechsel mit den Belangen der Genossen und 
der Gläubiger der Genossenschaft vereinbar ist, ins- 
besondere ob bei der Festsetzung des Stammkapitals 
oder des Grundkapitals § 263 Abs. 2 Satz 2 und § 264 
Abs. 1 beachtet sind (Prüf xmgsgut achten). 


§ 260 

Vorbereitung der Generalversammlung 

(1) Der Vorstand der formwechselnden Genossen- 
schaft hat allen Genossen spätestens zusammen mit 
der Einberufung der Generalversammlung, die den 
Formwechsel beschließen soll, diesen Formwechsel 
als Gegenstand der Beschlußfassung schriftlich anzu- 
kündigen. In der Ankündigung ist auf die für die 
Beschlußfassung nach § 262 Abs. 1 erforderlichen 
Mehrheiten sowie auf die Möglichkeit der Erhebung 
eines Widerspruchs und die sich daraus ergebenden 
Rechte hinzuweisen. 

(2) Auf die Vorbereihmg der Generalversammlung 
sind §§ 229, 230 Abs. 2 und § 231 Satz 1 entsprechend 
anzuwenden. § 192 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) In dem Geschäftsraum der formwechselnden 
Genossenschaft ist außer den sonst erforderlichen 
Unterlagen auch das nach § 259 erstattete Prüfungs- 
gutachten zur Einsicht der Genossen auszulegen. Auf 
Verlangen ist jedem Genossen unverzüglich und 
kostenlos eine Abschrift dieses Prüfungsgutachtens zu 
erteilen. 

§ 261 

Durchführung der Generalversammlung 

(1 ) In der Generalversammlung, die den Formwech- 
sel beschließen soll, ist der Umwandlungsbericht, 
sofern er nach diesem Buch erforderhch ist, und das 
nach § 259 erstattete Prüfungsgutachten auszulegen. 
Der Vorstand hat den Umwandlungsbeschluß zu 
Beginn der Verhandlung mündhch zu erläutern. 

(2) Das Prüfungsgutachten ist in der Generalver- 
sammlung zu verlesen. Der Prüfungsverband ist be- 
rechtigt, an der Generalversammlung beratend teilzu- 
nehmen. 


§ 262 

Beschluß der Generalversammlung 

(1) Der Umwandlungsbeschluß der Generalver- 
sammlung bedarf einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen. Er bedarf einer 
Mehrheit von neun Zehnteln der abgegebenen Stim- 
men, wenn spätestens bis zum Ablauf des dritten 
Tages vor der Generalversammlung wenigstens h\m- 
dert Genossen, bei Genossenschaften mit weniger als 
tausend Genossen ein Zehntel der Genossen, durch 
eingeschriebenen Brief Widerspruch gegen den 
Formwechsel erhoben haben. Das Statut kann größere 
Mehrheiten und weitere Erfordernisse bestimmen. 

(2) Auf den Formwechsel in eine Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien ist § 240 Abs. 2 entsprechend anzu- 
wenden. 
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§ 263 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) Auf den Umwandlungsbeschluß sind auch die 
§§ 218, 243 Abs. 3 und § 244 Abs. 2 entsprechend 
anzuwenden. 

(2) In dem Beschluß ist bei der Festlegimg von Zahl, 
Art und Umfang der Anteile (§ 194 Abs. 1 Nr. 4) zu 
bestimmen, daß an dem Stammkapital oder an dem 
Grundkapital der Gesellschaft neuer Rechtsform jeder 
Genosse, der die Rechtsstellung eines beschränkt 
haftenden Gesellschafters oder eines Aktionärs er- 
langt, in dem Verhältnis beteiligt wird, in dem am 
Ende des letzten vor der Beschlußfassung über den 
Formwechsel abgelaufenen Geschäftsjahres sein Ge- 
schäftsguthaben zur Summe der Geschäftsguthaben 
aller Genossen gestanden hat, die durch den Form- 
wechsel Gesellschafter oder Aktionäre geworden 
sind. Der Nennbetrag des Stammkapitals oder des 
Grundkapitals ist so zu bemessen, daß auf jeden 
Genossen möglichst ein voller Geschäftsanteil oder 
eine volle Aktie oder ein möglichst hoher Teil eines 
Geschäftsanteils oder einer Aktie (Teilrecht) ent- 
fällt. 

(3) Die Geschäftsanteile einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung sollen auf einen höheren Nenn- 
betrag als fünfhundert Deutsche Mark nur gestellt 
werden, soweit auf die Genossen der formwechseln- 
den Genossenschaft volle Geschäftsanteüe mit dem 
höheren Nennbetrag entfallen. Aktien können auf 
einen höheren Nennbetrag als fünfzig Deutsche Mark 
nur gestellt werden, soweit volle Aktien mit dem 
höheren Nennbetrag auf die Genossen entfallen. Wird 
das Vertretungsorgan der Aktiengesellschaft oder der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien in der Satzung 
ermächtigt, das Grundkapital bis zu einem bestimm- 
ten Nennbetrag durch Ausgabe neuer Aktien gegen 
Einlagen zu erhöhen, so darf die Ermächtigung nicht 
vorsehen, daß das Vertretungsorgan über den Aus- 
schluß des Bezugsrechts entscheidet. 

§ 264 

Kapitalschutz 

(1) Der Nennbetrag des Stammkapitals einer Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung oder des Grund- 
kapitals einer Aktiengesellschaft oder einer Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien darf das nach Abzug der 
Schulden verbleibende Vermögen der formwechseln- 
den Genossenschaft nicht übersteigen. 

(2) Beim Formwechsel in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung sind die Genossen der form- 
wechselnden Genossenschaft nicht verpflichtet, einen 
Sachgründungsbericht zu erstatten. 

(3) Beim Formwechsel in eine Aktiengesellschaft 
oder in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien hat die 
Gründungsprüfung durch einen oder mehrere Prüfer 
(§ 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes) in jedem Fall stattzu- 
finden. Jedoch sind die Genossen der formwechseln- 
den Genossenschaft nicht verpflichtet, einen Grün- 
dungsbericht zu erstatten; die §§ 32, 35 Abs. 1 und 2 


und § 46 des Aktiengesetzes sind nicht anzuwenden. 
Die für Nachgründungen in § 52 Abs. 1 des Aktienge- 
setzes bestimmte Frist von zwei Jahren beginnt mit 
dem Wirksamwerden des Formwechsels. 


§ 265 

Anmeldung des Formwechsels 

Auf die Anmeldung nach § 198 ist § 222 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3 entsprechend anzuwenden. Der Anmel- 
dung ist das nach § 259 erstattete Prüfungsgutachten 
in Urschrift oder in öffentlich beglaubigter Abschrift 
beizufügen. 


§ 266 

Wirkungen des Formwechsels 

(1) Durch den Formwechsel werden die bisherigen 
Geschäftsanteile zu Anteilen an der Gesellschaft 
neuer Rechtsform und zu Teilrechten. § 202 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
an den bisherigen Geschäftsguthaben bestehenden 
Rechte Dritter an den durch den Formwechsel erlang- 
ten Anteilen und Teilrechten weiterbestehen. 

(2) Teilrechte, die durch den Formwechsel entste- 
hen, sind selbständig veräußerlich und vererblich. 

(3) Die Rechte aus einer Aktie einschließlich des 
Anspruchs auf Ausstellung einer Aktienurkunde kön- 
nen nur ausgeübt werden, wenn Teilrechte, die zu- 
sammen eine volle Aktie ergeben, in einer Hand 
vereinigt sind oder wenn mehrere Berechtigte, deren 
Teilrechte zusammen eine volle Aktie ergeben, sich 
zur Ausübung der Rechte zusammenschheßen. Der 
Rechtsträger soll die Zusammenführung von Teilrech- 
ten zu vollen Aktien vermitteln. 


§ 267 

Benachrichtigung der Anteilsinhaber 

(1) Das Vertretungsorgan der Gesellschaft neuer 
Rechtsform hat jedem Anteilsinhaber unverzügtich 
nach der Bekaimtmachung der Eintragung der Ge- 
sellschaft in das Register deren Inhalt sowie die Zahl 
und den Nennbetrag der Anteile und des Teilrechts, 
die auf ihn entfallen sind, schriftlich mitzuteilen. 
Dabei soll auf die Vorschriften über Teilrechte in § 266 
hingewiesen werden. 

(2) Zugleich mit der schriftlichen Mitteilung ist 
deren wesentlicher Inhalt in den Gesellschafts blättern 
bekanntzumachen. Der Hinweis nach Absatz 1 Satz 2 
braucht in die Bekanntmachmig nicht aufgenommen 
zu werden. 
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§ 268 

Aufforderung an die Aktionäre; 

Veräußerung von Aktien 

(1) In der Mitteilung nach § 267 sind Aktionäre 
aufzufordem, die ihnen zustehenden Aktien abzuho- 
len. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß die Gesell- 
schaft berechtigt ist, Aktien, die nicht binnen sechs 
Monaten seit der Bekanntmachung der Aufforderung 
in den Gesellschaftsblättem abgeholt werden, nach 
dreimahger Androhung für Rechnung der Beteiligten 
zu veräußern. Dieser Hinweis braucht nicht in die 
Bekanntmachung der Aufforderung in den Gesell- 
schaftsblättem aufgenommen zu werden. 

(2) Nach Ablauf von sechs Monaten seit der Be- 
kanntmachung der Auffordenmg in den Gesell- 
schaftsblättem hat die Gesellschaft neuer Rechtsform 
die Veräußenmg der nicht abgeholten Aktien anzu- 
drohen. Die Androhung ist dreimal in Abständen von 
mindestens einem Monat in den Gesellschaftsblättem 
bekanntzumachen. Die letzte Bekanntmachung muß 
vor dem Ablauf von einem Jahr seit der Bekanntma- 
chung der Auffordenmg ergehen. 

(3) Nach Ablauf von sechs Monaten seit der letzten 
Bekanntmachung der Androhimg hat die Gesellschaft 
die nicht abgeholten Aktien für Rechnung der Betei- 
hgten zum amtlichen Börsenpreis durch Vermittlung 
eines Kursmaklers und beim Fehlen eines Börsenprei- 
ses durch öffentliche Versteigerung zu veräußern. 
§ 226 Abs. 3 Satz 2 bis 6 des Aktiengesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 


§ 269 

Hauptversammlungsbeschlüsse; 
genehmigtes Kapital 

Solange beim Formwechsel in eine Aktiengesell- 
schaft oder in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
die Nennbeträge der abgeholten oder nach § 268 
Abs. 3 veräußerten Aktien nicht insgesamt minde- 
stens sechs Zehntel des Grundkapitals erreichen, 
kann die Hauptversammlung der Gesellschaft neuer 
Rechtsform keine Beschlüsse fassen, die nach Gesetz 
oder Satzung einer Kapitalmehrheit bedürfen. Das 
Vertretungsorgan der Gesellschaft darf während die- 
ses Zeitraums von einer Ermächtigung zu einer Erhö- 
hung des Grundkapitals keinen Gebrauch machen. 

§ 270 

Abfindungsangebot 

Das Abfindungsangebot nach § 207 Abs. 1 Satz 1 
gilt auch für jeden Genossen, der dem Formwechsel 
bis zum Ablauf des dritten Tages vor dem Tage, an 
dem der Umwandlungsbeschluß gefaßt worden ist, 
durch eingeschriebenen Brief widersprochen hat. 


§ 271 

Fortdauer der Nachschußpilicht 

Wird über das Vermögen der Gesellschaft neuer 
Rechtsform binnen zwei Jahren nach dem Tage, an 
dem ihre Eintragimg in das Register nach § 201 Satz 2 
als bekarmtgemacht gilt, das Insolvenz verfahren er- 
öffnet, so ist jeder Genosse, der durch den Formwech- 
sel die Rechtsstellung eines beschränkt haftenden 
Gesellschafters oder eines Aktionärs erlangt hat, im 
Rahmen des Statuts der formwechselnden Genossen- 
schaft (§ 6 Nr. 3 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften) zu Nachschüssen 
verpflichtet, auch wenn er seinen Geschäftsanteil oder 
seine Aktie veräußert hat. Die §§ 105 bis 115 a des 
Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften sind mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, daß nur solche Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft zu berücksichtigen sind, die bereits im 
Zeitpunkt des Formwechsels begründet waren. 


VIERTER ABSCHNITT 
Formwechsel rechtsfähiger Vereine 


ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 272 

Möglichkeit des Formwechsels 

(1) Ein rechtsfähiger Verein kann auf Gnmd eines 
Umwandlungsbeschlusses nur die Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft oder einer eingetragenen Genos- 
senschaft erlangen. 

(2) Ein Verein kann die Rechtsform nur wechseln, 
wenn seine Satzung oder Vorschriften des Landes- 
rechts nicht entgegenstehen. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 
Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft 

§ 273 

Möglichkeit des Formwechsels 

Der Formwechsel ist nur möglich, wenn auf jedes 
Mitglied, das an der Gesellschaft neuer Rechtsform 
beteiligt wird, als beschränkt haftender Gesellschafter 
ein durch zehn teilbarer Geschäftsanteil von minde- 
stens fünfzig Deutsche Mark oder als Aktionär minde- 
stens ein Teilrecht im Nennbetrag von zehn Deut- 
schen Mark entfällt. 


53 



Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


§ 274 

Vorbereitung und Durchführung 
der Mitgliederversammlung 

(1) Auf die Vorbereitung der Mitgliederversamm- 
liuig, die den Formwechsel beschließen soll, sind 
§§ 229, 230 Abs. 2, § 231 Satz 1 imd § 260 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. § 192 Abs. 3 bleibt imbe- 
rührt. 

(2) Auf die Mitgliederversammlimg, die den Form- 
wechsel beschließen soll, ist § 239 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 275 

Beschluß der Mitgliederversammlung 

(1) Der Umwandlimgsbeschluß der Mitgliederver- 
sammlung bedarf, wenn der Zweck des Rechtsträgers 
geändert werden soll (§ 33 Abs. 1 Satz 2 des Bürger- 
hchen Gesetzbuchs), der Zustimmimg aller anwesen- 
den Mitgheder; ihm müssen auch die nicht erschiene- 
nen Mitglieder zustimmen. 

(2) In anderen Fällen bedarf der Umwandlungs- 
beschluß einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln 
der erschienenen Mitglieder. Er bedarf einer Mehr- 
heit von mindestens neim Zehnteln der erschienenen 
Mitglieder, wenn spätestens bis zum Ablauf des 
dritten Tages vor der Mitgliederversammlimg wenig- 
stens hundert Mitglieder, bei Vereinen mit weniger 
als tausend Mitgliedern ein Zehntel der Mitglieder, 
durch eingeschriebenen Brief Widerspruch gegen den 
Formwechsel erhoben haben. Die Satzimg kann grö- 
ßere Mehrheiten und weitere Erfordernisse bestim- 
men. 

(3) Auf den Formwechsel in eine Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien ist § 240 Abs. 2 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 276 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) Auf den Umwandlimgsbeschluß sind auch die 
§§ 218, 243 Abs. 3, § 244 Abs. 2 und § 263 Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Beteiligung der Mitglieder am Stammkapital 
oder am Grundkapital der Gesellschaft neuer Rechts- 
form darf, wenn nicht alle Mitglieder einen gleich 
hohen Anteil erhalten sollen, nur nach einem oder 
mehreren der folgenden Maßstäbe festgesetzt wer- 
den: 

1. bei Vereinen, deren Vermögen in übertragbare 
Anteile zerlegt ist, der Nennbetrag oder der Wert 
dieser Anteile; 

2. die Höhe der Beiträge; 

3. bei Vereinen, die zu ihren Mitgliedern oder einem 
Teil der Mitglieder in vertraglichen Geschäftsbe- 
ziehungen stehen, der Umfang der Inanspruch- 
nahme von Leistungen des Vereins durch die 


Mitglieder oder der Umfang der in Anspruch- 
nahme von Leistungen der Mitglieder durch den 
Verein; 

4 . ein in der Satzung bestimmter Maßstab für die V er- 
teilung des Überschusses; 

5. ein in der Satzung bestimmter Maßstab für die Ver- 
teilung des Vermögens; 

6. die Dauer der Mitgliedschaft. 

Soll die Beteiligung nur für einen Teil des Stammka- 
pitals oder des Grundkapitals in gleich hohen Antei- 
len festgesetzt werden, so muß der gleich hohe Anteil 
ein Teilrecht im Nennbetrag von zehn Deutschen 
Mark sein. 

§ 277 

Kapitalschutz 

Bei der Anwendung der für die neue Rechtsform 
maßgebenden Gründungsvorschriften ist auch § 264 
entsprechend anzuwenden. 

§ 278 

Anmeldung des Formwechsels 

(1) Auf die Anmeldung nach § 198 ist § 222 Abs. 1 
und 3 entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist der formwechselnde Verein nicht in ein 
Handelsregister eingetragen, so hat sein Vorstand den 
bevorstehenden Formwechsel durch das in der Ver- 
einssatzung für Veröffentlichungen bestimmte Blatt, 
in Ermangelung eines solchen durch dasjenige Blatt 
bekarmtzumachen, das für Bekanntmachungen des 
Amtsgerichts bestimmt ist, in dessen Bezirk der form- 
wechselnde Verein seinen Sitz hat. Die Bekanntma- 
chung tritt an die Stelle der Eintragung der Umwand- 
lung in das Register nach § 198 Abs. 2 Satz 3. § 50 
Abs. 1 Satz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 279 

Bekanntmachung des Formwechsels 

In der Bekaimtmachung nach § 201 Satz 1 ist auch 
anzugeben, nach welchen Maßstäben die Mitglieder 
des formwechselnden Vereins an der Gesellschaft 
neuer Rechtsform beteiligt sind. 

§ 280 

Wirkungen des Formwechsels 

Durch den Formwechsel werden die bisherigen 
Mitgliedschaften zu Anteüen an der Gesellschaft 
neuer Rechtsform und zu Teürechten. § 266 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 281 

Benachrichtigung der Anteilsinhaber; Veräußerung 
von Aktien; Hauptversammlungsbeschlüsse 

(1) Auf die Benachrichtigung der Anteilsinhaber 
durch die Gesellschaft, auf die Aufforderung von 
Aktionären zur Abholung der ihnen zustehenden 
Aktien und auf die Veräußerung nicht abgeholter 
Aktien sind die §§ 267 und 268 entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Auf Beschlüsse der Hauptversammlung der 
Gesellschaft neuer Rechtsform sowie auf eine Er- 
mächtigung des Vertretungsorgans zur Erhöhung des 
Grundkapitals ist § 269 entsprechend anzuwenden. 

§ 282 

Abfindungsangebot 

Auf das Abfindungsangebot nach § 207 Abs. 1 
Satz 1 ist § 270 entsprechend anzuwenden. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Formwechsel 

in eine eingetragene Genossenschaft 

§ 283 

Vorbereitung und Durchführung 
der Mitgliederversammlung 

(1) Auf die Vorbereitung der Mitgliederversamm- 
lung, die den Formwechsel beschließen soll, sind 
§§ 229, 230 Abs. 2, § 231 Satz 1 und § 260 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. § 192 Abs. 3 bleibt imbe- 
rührt. 

(2) Auf die Mitgliederversammlung, die den Form- 
wechsel beschließen soll, ist § 239 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 284 

Beschluß der Mitgliederversammlung 

Der Umwandlungsbeschluß der Mitgliederver- 
sammlimg bedarf, wenn der Zweck des Rechtsträgers 
geändert werden soll (§ 33 Abs. 1 Satz 2 des Bürger- 
Uchen Gesetzbuchs) oder wenn das Statut der Genos- 
senschaft eine Verpflichtung der Genossen zur Lei- 
stung von Nachschüssen vorsieht, der Zustimmung 
aller anwesenden MitgUeder; ihm müssen auch die 
nicht erschienenen Mitglieder zustimmen. Im übrigen 
ist § 275 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 285 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) Auf den Umwandlungsbeschluß ist auch § 253 
Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 entsprechend anzuwenden. 


(2) Sollen bei der Genossenschaft nicht aUe Mitglie- 
der mit der gleichen Zahl von Geschäftsanteilen betei- 
ligt werden, so darf die unterschiedÜch hohe Beteili- 
gung nur nach einem oder mehreren der in § 276 
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Maßstäbe festgesetzt wer- 
den. 


§ 286 

Anmeldung des Formwechsels 

Auf die Anmeldung nach § 198 sind die §§ 254, 278 
Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 


§ 287 

Bekanntmachung des Formwechsels 

In der Bekanntmachung nach § 201 Satz 1 ist auch 
anzugeben, nach welchen Maßstäben die Mitgheder 
des formwechselnden Vereins an der Genossenschaft 
beteiligt sind. 


§ 288 

Wirkungen des Formwechsels 

(1) Jedes MitgUed, das die Rechtsstellung eines 
Genossen erlangt, ist bei der Genossenschaft nach 
Maßgabe des Umwandlungsbeschlusses beteihgt. 
Eine Verpflichtung zur Übernahme weiterer Ge- 
schäftsanteile bleibt unberührt. § 255 Abs. 1 Satz 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Das Gericht darf eine Auflösimg der Genossen- 
schaft von Amts wegen nach § 80 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften nicht vor Ablauf eines Jahres seit dem 
Wirksamwerden des Formwechsels aussprechen. 


§ 289 

Geschäfts guthaben; 

Benachrichtigung der Genossen 

(1) Jedem Genossen kann als Geschäftsguthaben 
auf Grund des Formwechsels höchstens der Nennbe- 
trag der Geschäftsanteile gutgeschrieben werden, mit 
denen er bei der Genossenschaft beteihgt ist. 

(2) § 256 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 290 

Abfindungsangebot 

Auf das Abfindungsangebot nach § 207 Abs. 1 
Satz 2 ist § 270 entsprechend anzuwenden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Formwechsel von Versicherung svereinen 
auf Gegenseitigkeit 

§ 291 

Möglichkeit des Formwechsels 

(1) Ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 
der kein kleinerer Verein im Sinne des § 53 des 
Versichenmgsaufsichtsgesetzes ist, kann auf Grund 
eines Umwandlungsbeschlusses nur die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft erlangen. 

(2) Der Formwechsel ist nur möglich, wenn auf jedes 
Mitglied des Vereins, das an der Aktiengesellschaft 
beteiligt wird, mindestens ein Teilrecht im Nennbe- 
trag von zehn Deutschen Mark entfällt. 

§ 292 

Vorbereitung und Durchführung der Versammlung 
der obersten Vertretung 

(1) Auf die Vorbereitung der Versammlung der 
obersten Vertretung, die den Formwechsel beschlie- 
ßen soll, sind §§ 229, 230 Abs. 2, § 231 Satz 1 imd § 260 
Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Auf die Durchführung der Versammlung der 
obersten Vertretimg, die den Formwechsel beschlie- 
ßen soll, ist § 239 entsprechend anzuwenden, 

§ 293 

Beschluß der obersten Vertretung 

Der Umwandlimgsbeschluß der obersten Vertre- 
tung bedarf einer Mehrheit von mindestens drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen. Er bedarf einer 
Mehrheit von neim Zehnteln der abgegebenen Stim- 
men, wenn spätestens bis zum Ablauf des dritten 
Tages vor der Versammlimg der obersten Vertretimg 
wenigstens hundert Mitglieder des Vereins durch 
eingeschriebenen Brief Widerspruch gegen den 
Formwechsel erhoben haben. Die Satzung karm grö- 
ßere Mehrheiten imd weitere Erfordernisse bestim- 
men. 

§ 294 

Inhalt des Umwandlungsbeschlusses 

(1) Auf den Umwandlungsbeschluß sind auch § 218 
Abs. 1 imd § 263 Abs. 3 Satz 2 und 3 entsprechend 
anzuwenden. In dem Umwandlungsbeschluß karm 
bestimmt werden, daß Mitglieder, die dem formwech- 


selnden Verein weniger als drei Jahre vor der Be- 
schlußfassung über den Formwechsel angehören, von 
der Beteiligung an der Aktiengesellschaft ausge- 
schlossen sind. 

(2) Das Grundkapital der Aktiengesellschaft ist in 
der Höhe des Grundkapitals vergleichbarer Versiche- 
rungsuntemehmen in der Rechtsform der Aktienge- 
sellschaft festzusetzen. Würde die Aufsichtsbehörde 
einer neu zu gründenden Versicherungsaktiengesell- 
schaft die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb nur bei 
Festsetzung eines höheren Grundkapitals erteüen, so 
ist das Grundkapital auf diesen Betrag festzusetzen, 
soweit dies nach den Vermögensverhältnissen des 
form wechselnden Vereins möglich ist. Ist eine solche 
Festsetzung nach den Vermögensverhältnissen des 
Vereins nicht möglich, so ist der Nennbetrag des 
Grundkapitals so zu bemessen, daß auf jedes Mit- 
glied, das die Rechtsstellung eines Aktionärs erlangt, 
möglichst eine volle Aktie oder ein möghchst hohes 
Teilrecht entfällt. 

(3) Die Beteiligung der Mitglieder am Grundkapital 
der Aktiengesellschaft darf, wenn nicht alle Mitglie- 
der einen gleich hohen Anteil erhalten sollen, nur 
nach einem oder mehreren der folgenden Maßstäbe 
festgesetzt werden: 

1. die Höhe der Versicherungssumme; 

2. die Höhe der Beiträge; 

3. die Höhe der Deckungsrückstellung in der Lebens- 
versicherung; 

4. der in der Satzung bestimmte Maßstab für die 
Verteilung des Überschusses; 

5. ein in der Satzung bestimmter Maßstab für die 
Verteilung des Vermögens; 

6. die Dauer der Mitgliedschaft. 

§ 276 Abs. 2 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 295 

Kapitalschutz 

Bei der Anwendung der Gründungsvorschriften des 
Aktiengesetzes ist auch § 264 Abs. 1 und 3 entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 296 

Anmeldung des Formwechsels 

Auf die Anmeldung nach § 198 ist § 246 Abs. 1 und 2 
entsprechend anzuwenden. 

§ 297 

Bekanntmachung des Formwechsels 

In der Bekarmtmachung nach § 201 Satz 1 ist auch 
anzugeben, nach welchen Maßstäben die Mitglieder 
des formwechselnden Vereins an der Aktiengesell- 
schaft beteiligt sind. 
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§ 298 

Wirkungen des Formwechsels 

Durch den Formwechsel werden die bisherigen 
Mitgliedschaften zu Aktien luid Teilrechten. § 266 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 imd 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 299 

Benachrichtigung der Aktionäre; Veräußerung 
von Aktien; Hauptversanunlungsbeschlüsse 

(1) Auf die Benachrichtigung der Aktionäre durch 
die Gesellschaft ist § 267, auf die Aufforderung zur 
Abholiuig der ihnen zustehenden Aktien imd auf die 
Veräußerung nicht abgeholter Aktien ist § 268 ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Auf Beschlüsse der Hauptversammlung der 
Aktiengesellschaft sowie auf eine Ermächtigung des 
Vorstandes zur Erhöhimg des Gnmdkapitals ist § 269 
entsprechend anzuwenden. Die Aufsichtsbehörde 
kann Ausnahmen von der entsprechenden Anwen- 
dimg des § 269 Satz 1 zulassen, wenn dies erforderlich 
ist, um zu verhindern, daß der Aktiengesellschaft 
erhebliche Nachteile entstehen. 

§ 300 

Abfindungsangebot 

Auf das Abfindimgsangebot nach § 207 Abs. 1 
Satz 1 ist § 270 entsprechend anzuwenden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Formwechsel von Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts 

§ 301 

Möglichkeit des Formwechsels 

(1) Eine Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts kann durch Formwechsel nur die Rechtsform 
einer Kapitalgesellschaft erlangen. 

(2) Der Formwechsel ist nur möglich, wenn die 
Körperschaft oder Anstalt rechtsfähig ist imd das für 
sie maßgebende Bundes- oder Landesrecht einen 
Formwechsel vorsieht oder zuläßt. 

§ 302 

Anzuwendende Vorschriften 

Die Vorschriften des Ersten Teils sind auf den 
Formwechsel nur anzuwenden, soweit sich aus dem 
für die formwechselnde Körperschaft oder Anstalt 
maßgebenden Bimdes- oder Landesrecht nichts ande- 
res ergibt. Nach diesem Recht richtet es sich insbeson- 
dere, auf welche Weise der Gesellschaftsvertrag oder 
die Satzimg der Gesellschaft neuer Rechtsform abge- 


schlossen oder festgestellt wird, wer an dieser Gesell- 
schaft als Anteilsinhaber beteiligt wird imd welche 
Person oder welche Personen den Gründern der 
Gesellschaft gleichstehen; die §§ 28 und 29 des 
Aktiengesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 303 

Kapitalschutz; Zustimmungserfordemisse 

(1) Außer den für die neue Rechtsform maßgeben- 
den Gründungsvorschriften ist auch § 220 entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Ein Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien bedarf der Zustimmung aller Anteüsmha- 
ber, die in dieser Gesellschaft die Stellung eines 
persönhch haftenden Gesellschafters haben sollen. 
Auf den Beitritt persönlich haftender Gesellschafter ist 
§ 221 entsprechend anzuwenden. 

§ 304 

Wirksamwerden des Formwechsels 

Der Formwechsel wird mit der Eintragung der 
Kapitalgesellschaft in das Handelsregister wirksam. 
Mängel des Formwechsels lassen die Wirkungen der 
Eintragung unberührt. 

SECHSTES BUCH 

Spruchverfahren 

§ 305 

Antragsfrist 

Ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach den 
§§ 15, 34, 176 bis 181, 184, 186, 196 oder 212 kaim nur 
binnen zwei Monaten nach dem Tage gestellt werden, 
an dem die Eintragung der Umwandlung nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes als bekanntgemacht 
güt. 

§ 306 

Gerichtliche Zuständigkeit 

(1) Zuständig ist das Landgericht, in dessen Bezirk 
der Rechtsträger, dessen Anteüsmhaber antragsbe- 
rechtigt sind, seinen Sitz hat. 

(2) Ist bei dem Landgericht eine Kammer für Han- 
delssachen gebüdet, so entscheidet diese an Stelle der 
Zivilkammer. 

(3) Die Landesregierung kann die Entscheidung 
durch Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte einem der Landgerichte übertragen, 
wenn dies der Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung dient. Die Landesregierung kann die 
Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung über- 
tragen. 
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§ 307 

Gerichtliches Verfahren 

(1) Auf das Verfahren ist das Gesetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
anzuwenden, soweit in den folgenden Vorschriften 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Der Antrag ist gegen die übernehmenden oder 
neuen Rechtsträger oder gegen den Rechtsträger 
neuer Rechtsform, im Falle einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts gegen deren Gesellschafter zu 
richten. 

(3) Das Landgericht hat den Antrag im Bundesan- 
zeiger und, wenn der Gesellschaftsvertrag, die Sat- 
zung oder das Statut andere Blätter für die öffentli- 
chen Bekanntmachungen eines übertragenden oder 
formwechselnden Rechtsträgers bestimmt hatte, auch 
in diesen Blättern bekanntzumachen. Andere An- 
tragsberechtigte können noch binnen zwei Monaten 
nach dieser Bekanntmachung eigene Anträge stellen. 
Auf dieses Recht ist in der Bekanntmachimg hinzu- 
weisen. Nach Ablauf dieser Frist sind Anträge unzu- 
lässig. 

(4 ) Das Landgericht hat j eden verpflichteten Rechts- 
träger zu hören. 

(5) Das Landgericht entscheidet durch einen mit 
Gründen versehenen Beschluß. Es hat seine Entschei- 
dimg den Beteiligten zuzustellen. 

§ 308 

Gemeinsamer Vertreter 

(1) Das Landgericht hat den außenstehenden 
Anteilsinhabem, die nicht selbst Antragsteller sind, 
zur Wahnmg ihrer Rechte einen gemeinsamen Ver- 
treter zu bestellen. Dieser hat die Stellung eines 
gesetzlichen Vertreters. Werden die Festsetzimg 
eines Ausgleichs durch bare Zuzahlimg oder die 
Festsetzung der angemessenen Barabfindimg bean- 
tragt, so ist für jeden Antrag ein gemeinsamer Vertre- 
ter zu bestellen. Die Bestellimg kann unterbleiben, 
wenn die Wahrung der Rechte der Anteilsinhaber auf 
andere Weise sichergestellt ist. Die Bestellimg des 
gemeinsamen Vertreters hat das Landgericht nach 
§ 307 Abs. 3 Satz 1 bekanntzumachen. 

(2) Der Vertreter kann von jedem Rechtsträger, der 
Antragsgegner ist, den Ersatz angemessener barer 
Auslagen und eine Vergütung für seine Tätigkeit 
verlangen; mehrere Rechtsträger haften als Gesamt- 
schuldner. Die Auslagen und die Vergütung setzt das 
Gericht fest. Es kann den Rechtsträgern auf Verlangen 
des Vertreters die Zahlung von Vorschüssen auf ge- 
ben. Aus der Festsetzung findet die Zwangsvollstrek- 
kung nach der Zivilprozeßordnimg statt, 

(3) Der gemeinsame Vertreter kann das Verfahren 
auch nach Rücknahme eines Antrages weiterführen. 
Er steht in diesem Falle einem Antragsteller gleich. 


§ 309 

Rechtsmittel 

(1) Gegen die Entscheidung nach § 307 Abs. 5 findet 
die sofortige Beschwerde statt. Sie kann nur durch 
Einreichung einer von einem Rechtsanwalt Unter- 
zeichneten Beschwerdeschrift eingelegt werden. 

(2) Ober die Beschwerde entscheidet das Oberlan- 
desgericht. § 28 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilügen Gerichtsbarkeit gilt 
entsprechend. Die weitere Beschwerde ist ausge- 
schlossen. 

(3) Die Landesregierung kann die Entscheidung 
über die Beschwerde durch Rechtsverordnung für die 
Bezirke mehrerer Oberlandesgerichte einem der 
Oberlandesgerichte oder dem obersten Landesgericht 
übertragen, wenn dies der Sichenmg einer einheit- 
lichen Rechtsprechung dient. Die Landesregienmg 
kann die Ermächtigung auf die Landesjustizverwal- 
tung übertragen. 

§ 310 

Bekanntmachung der Entscheidung 

Die gesetzlichen Vertreter jedes übernehmenden 
oder neuen Rechtsträgers oder des Rechtsträgers 
neuer Rechtsform haben die rechtskräftige Entschei- 
dung ohne Gründe gemäß § 307 Abs. 3 Satz 1 be- 
kanntzumachen. 

§ 311 

Wirkung der Entscheidung 

Die Entscheidung wird erst mit der Rechtskraft 
wirksam. Sie wirkt für und gegen alle. 

§ 312 

Kosten des Verfahrens 

(1) Für die Kosten des Verfahrens gilt die Kosten- 
ordnung. 

(2) Für das Verfahren des ersten Rechtszugs wird 
das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. Für den 
zweiten Rechtszug wird die gleiche Gebühr erhoben; 
dies gilt auch dann, wenn die Beschwerde Erfolg hat. 
Wird der Antrag oder die Beschwerde zurückgenom- 
men, bevor es zu einer Entscheidung kommt, so er- 
mäßigt sich die Gebühr auf die Hälfte. 

(3) Der Geschäftswertist von Amts wegen festzuset- 
zen. Er bestimmt sich nach § 30 Abs. 1 der Kostenord- 
nung. 

(4) Schuldner der Kosten sind die übernehmenden 
oder neuen Rechtsträger oder der Rechtsträger neuer 
Rechtsform. Die Kosten können jedoch ganz oder zum 
Teil einem anderen Beteiligten auferlegt werden, 
wenn dies der Billigkeit entspricht. 
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SffiBENTES BUCH 

Strafvorschriften und Zwangsgelder 

§ 313 

Unrichtige Darstellung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer als Mitglied eines Ver- 
tretungsorgans, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter, als Mitglied eines Aufsichtsrats oder als 
Abwickler eines an einer Umwandlung beteiligten 
Rechtsträgers bei dieser Umwandlung 

1. die Verhältnisse des Rechtsträgers einschließlich 
seiner Beziehungen zu verbundenen Unterneh- 
men in einem in diesem Gesetz vorgesehenen 
Bericht (Verschmelzungsbericht, Spaltungsbe- 
richt, Übertragungsbericht, Umwandlungsbericht), 
in Darstellimgen oder Übersichten über den Ver- 
mögensstand, in Vorträgen oder Auskünften in der 
Versammlung der Anteilsinhaber unrichtig wie- 
dergibt oder verschleiert, wenn die Tat nicht in 
§ 331 Nr. 1 des Handelsgesetzbuchs mit Strafe 
bedroht ist, oder 

2. in Aufklärungen und Nachweisen, die nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes einem Verschmel- 
zungs-, Spaltungs- oder Übertragungsprüfer zu 
geben sind, unrichtige Angaben macht oder die 
Verhältnisse des Rechtsträgers einschließlich sei- 
ner Beziehungen zu verbundenen Unternehmen 
unrichtig wiedergibt oder verschleiert. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Geschäftsführer 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, als Mit- 
glied des Vorstands einer Aktiengesellschaft, als zur 
Vertretung ermächtigter persönlich haftender Gesell- 
schafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder 
als Abwickler einer solchen Gesellschaft in einer 
Erklänmg nach § 52 Abs. 1 über die Zustimmung der 
Anteüsinhaber dieses Rechtsträgers oder in einer 
Erklärung nach § 140 oder § 146 Abs. 1 über die 
Deckimg des Stammkapitals oder Grundkapitals der 
übertragenden Gesellschaft unrichtige Angaben 
macht oder seiner Erklänmg zugrunde legt. 

§ 314 

Verletzung der Berichtspflicht 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer als Verschmelzungs-, 
Spaltungs- oder Übertragungsprüfer oder als Gehilfe 
eines solchen Prüfers über das Ergebnis einer aus 
Anlaß einer Umwandlung erforderlichen Prüfung 
falsch berichtet oder erhebliche Umstände in dem 
Prüfungsbericht verschweigt. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 


§ 315 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer ein Geheimnis eines an 
einer Umwandlung beteiligten Rechtsträgers, na- 
mentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das 
ihm in seiner Eigenschaft als 

1. Mitglied des Vertretungsorgans, vertretungsbe- 
rechtigter Gesellschafter, Mitglied eines Aufsichts- 
rats oder Abwickler dieses oder eines anderen an 
der Umwandlimg beteiligten Rechtsträgers, 

2. Verschmelzungs-, Spalhmgs- oder Übertragimgs- 
prüfer oder Gehilfe eines solchen Prüfers 

bekannt geworden ist, unbefugt offenbart, wenn die 
Tat im Falle der Nummer 1 nicht in § 85 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, § 404 des Aktiengesetzes, § 151 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften oder § 138 des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes, im Falle der Nummer 2 nicht in § 333 des 
Handelsgesetzbuchs mit Strafe bedroht ist. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Ebenso wird 
bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 bezeich- 
neten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsge- 
heimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 bekannt geworden ist, imbefugt verwer- 
tet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag eines der an der 
Umwandlung beteiligten Rechtsträger verfolgt. Hat 
ein Mitglied eines Vertretungsorgans, ein vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder ein Abwickler 
die Tat begangen, so sind auch ein Aufsichtsrat oder 
ein nicht vertretungsberechtigter Gesellschafter an- 
tragsberechtigt. Hat ein Mitglied eines Aufsichtsrats 
die Tat begangen, sind auch die Mitglieder des 
Vorstands, die vertretungsberechtigten Gesellschaf- 
ter oder die Abwickler antragsberechtigt. 

§ 316 

Zwangsgelder 

(1) Mitglieder eines Vertretungsorgans, vertre- 
tungsberechtigte Gesellschafter oder Abwickler, die 
§ 13 Abs. 3 Satz 3 sowie § 125 Satz 1, § 176 Abs. 1, § 177 
Abs. 1, § 178 Abs. 1, § 179 Abs. 1, § 180 Abs. 1, § 184 
Abs. 1, § 186 Satz 1, § 188 Abs. 1 und § 189 Abs. 1, 
jeweils in Verbindung mit § 13 Abs. 3 Satz 3, sowie 
§ 193 Abs. 3 Satz 2 nicht befolgen, sind hierzu von dem 
zuständigen Registergericht durch Festsetzung von 
Zwangsgeld anzuhalten; § 14 des Handelsgesetz- 
buchs bleibt unberührt. Das einzelne Zwangsgeld darf 
den Betrag von zehntausend Deutsche Mark nicht 
übersteigen. 

(2) Die Anmeldungen einer Umwandlung zu dem 
zuständigen Register nach § 16 Abs. 1, §§ 38, 129, 137 
Abs. 1 und 2, § 176 Abs. 1, § 177 Abs. 1, § 178 Abs. 1, 
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§ 179 Abs. 1, § 180 Abs. 1, § 184 Abs. 1, §§ 186, 188 
Abs. 1, § 189 Abs. 1, §§ 198, 222, 235, 246, 254, 265, 
278 Abs. 1, §§ 286 und 296 werden durch Festsetzung 
von Zwangsgeld nicht erzwungen. 

ACHTES BUCH 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§317 

Umwandlung alter juristischer Personen 

Eine juristische Person im Sinne des Artikels 163 des 
Einführungsgesetzes zum BürgerUchen Gesetzbuch 
kann nach den für wirtschaftliche Vereine geltenden 
Vorschriften dieses Gesetzes umgewandelt werden. 
Hat eine solche juristische Person keine Mitgheder, so 
kann sie nach den für Stiftimgen geltenden Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes umgewandelt werden. 

§ 318 

Eingeleitete Umwandlungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht auf 
solche Umwandlimgen anzuwenden, zu deren Vorbe- 
reitimg bereits vor dem [einsetzen: Datum des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes] ein Vertrag oder eine Erklä- 
rung beurkundet oder notariell beglaubigt oder eine 
Versammlimg der Anteilsinhaber einberufen worden 
ist. Für diese Umwandlungen bleibt es bei der Anwen- 
dimg der bis zu diesem Tage geltenden Vorschrif- 
ten. 

§ 319 

Enthaftung bei Altverbindlichkeiten 

§§ 45, 133 Abs. 1, 3 bis 5, §§ 157, 167, 173, 224, 237, 
249 \md 257 sind auch auf vor dem [einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens des Gesetzes] entstandene Ver- 
bindlichkeiten anzuwenden, wenn 

1. die Umwandlung danach in das Register eingetra- 
gen wird und 

2. die Verbindlichkeiten nicht später als vier Jahre 

nach dem Zeitpimkt, an dem die Eintragimg der 
Umwandlimg in das Register als bekanntgemacht 
gilt, fähig werden oder nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zur zeiüichen Begrenzimg der Nachhaf- 
tung von GeseUschaftem (BGBl. I ... S ) 

begründet worden sind. 

Auf später fähig werdende und vor Inkrafttreten des 
Gesetzes zur zeiüichen Begrenzimg der Nachhaftung 

von Gesehschaftem (BGBl. I .... S ) entstandene 

Verbindhchkeiten sind §§ 45, 49 Abs. 4, §§ 56, 56f 
Abs. 2, § 57 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 des Umwandlungs- 
gesetzes in der durch Artikel 10 Abs. 8 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355) geänderten 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. November 1969 
(BGBl. I S. 2081) mit der Maßgabe anwendbar, daß die 
Verjährungsfrist ein Jahr beträgt. In den Fähen, in 
denen das bisher geltende Recht eine Umwandlimgs- 


möghchkeit nicht vorsah, verjähren die in Satz 2 
genannten Verbindhchkeiten entsprechend den dort 
genannten Vorschriften. 

§ 320 

Aufhebung des Umwandlungsgesetzes 1969 

Das Umwandlimgsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch Artikel 10 Abs. 8 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355), 
wird aufgehoben. 


§ 321 

Übergangsmandat des Betriebsrats 
bei Betriebsspaltung 

(1) Hat die Spaltung oder die Tehübertragung eines 
Rechtsträgers nach dem Dritten oder Vierten Buch die 
Spaltung eines Betriebs zur Folge, so bleibt dessen 
Betriebsrat im Amt und führt die Geschäfte für die ihm 
bislang zugeordneten Betriebstehe weiter, soweit sie 
über die in § 1 des Betriebsverfar^sungsgesetzes 
genannte Arbeitnehmerzahl verfügeii imd nicht in 
einen Betrieb eingegliedert werden, in dem ein Be- 
triebsrat besteht. Das Übergangsmandat endet, so- 
bald in den Betriebsteilen ein neuer Betriebsrat ge- 
wählt und das Wahlergebnis bekanntgegeben ist, 
spätestens jedoch drei Monate nach Wirksamwerden 
der Spaltung oder der Tehübertragung des Rechtsträ- 
gers. 

(2) Werden Betriebsteile, die bislang verschiedenen 
Betrieben zugeordnet waren, zu einem Betrieb zu- 
sammengefaßt, so nimmt der Betriebsrat, dem der 
nach der Zahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer 
größte Betriebsteil zugeordnet war, das Übergangs- 
mandat wahr. Satz 1 güt entsprechend, wenn Betriebe 
zu einem neuen Betrieb zusammengefaßt werden. 

(3) Stehen die an der Spaltung oder an der Teüüber- 
tragung beteiligten Rechtsträger im Wettbewerb 
zueinander, so sind in den Fällen der Absätze 1 und 2 
die Vorschriften über die Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats nicht anzuwenden, soweit sie Angele- 
genheiten betreffen, die den Wettbewerb zwischen 
diesen GeseUschaften beeinflussen können. 

§ 322 

Gemeinsamer Betrieb 

(1) Wird im Falle des § 321 Abs. 1 Satz 1 die 
Organisation des gespaltenen Betriebes nicht geän- 
dert, so wird für die Anwendimg des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes vermutet, daß dieser Betrieb von den 
an der Spaltung beteiligten Rechtsträgern gemeinsam 
geführt wird. 

(2) Führen an einer Spaltung oder an einer Teüüber- 
tragung nach dem Dritten oder Vierten Buch betei- 
ligte Rechtsträger nach dem Wirksamwerden der 
Spaltung oder der Tehübertragung einen Betrieb ge- 
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meinsam, gilt dieser als Betrieb im Sinne des Kündi- 
gungsschutzrechts. 

§ 323 

Kündigungsrechtliche Stellung 

Die kündigungsrechtliche Stellung eines Arbeit- 
nehmers, der vor dem Wirksamwerden einer Spalhmg 
oder Teüübertragimg nach dem Dritten oder Vierten 
Buch zu dem übertragenden Rechtsträger in einem 
Arbeitsverhältnis steht, darf sich aufgrund der Spal- 
tung oder Teüübertragimg für die Dauer von zwei 
Jahren ab dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens nicht 
verschlechtern. 

§ 324 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 19. . in Kraft. 


Artikel 2 
Änderung 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

§ 613 a Abs, 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der 
im Bundesgesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 
400-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu- 
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2182) geändert worden ist, vrird wie 
folgt gefaßt; 

„ (3) Absatz 2 güt nicht, weim eine juristische Person 
oder eine PersonenhandelsgeseUschaft durch Um- 
wandlung erlischt. " 


Artikel 3 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

In § 267 Abs. 4 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs in der 
im Bundesgesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 
4100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu- 
letzt durch Artikel 6 Abs. 42 des Gesetzes vom 27. De- 
zember 1993 (BGBl. I S. 2378) geändert worden ist, 
vrird zu Beginn des Satzes sowie am Ende des Satzes 
jeweüs die Angabe „Verschmelzung," gestrichen. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teü 
III, Gliedenmgsnummer 4123-1, veröffentlichten be- 
reiiügten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des 


Gesetzes vom 22. Jiüi 1993 (BGBl. I S. 1282) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 33 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) Der Erwerb eigener Geschäftsanteüe ist 
ferner zulässig zur Abfindung von Gesellschaftern 
nach § 29 Abs. 1, § 125 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 29 Abs. 1, § 207 Abs. 1 Satz 1 des Umwandlungs- 
gesetzes, sofern der Erwerb binnen sechs Monaten 
nach dem Wirksamwerden der Umwandlung oder 
nach der Rechtskraft der gerichtlichen Entschei- 
dung erfolgt und die Gesellschaft die nach § 272 
Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs vorgeschriebene 
Rücklage für eigene Anteüe büden kann, ohne das 
Stammkapital oder eine nach dem GeseUschafts- 
vertrag zu büdende Rücklage zu mindern, die nicht 
zu Zahlungen an die GeseUschafter verwandt wer- 
den darf." 

2. Nach § 57 b werden folgende §§ 57 c bis 57 o einge- 
fügt: 

.§57c 

(1) Das Stammkapital kann durch Umwandlung 
von Rücklagen in Stammkapital erhöht werden 
(Kapitalerhöhung aus GeseUschaftsmitteln). 

(2) Die Erhöhung des Stammkapitals kann erst 
beschlossen werden, nachdem der Jahresabschluß 
für das letzte vor der Beschlußfassung über die 
Kapitalerhöhung abgelaufene Geschäftsjahr (letz- 
ter Jahresabschluß) festgestellt und über die 
Ergebnisverwendung Beschluß gefaßt worden ist. 

(3) Dem Beschluß über die Erhöhung des Stamm- 
kapitals ist eine Büanz zugrunde zu legen, 

(4) Neben den §§53 und 54 über die Abändenmg 
des GeseUschaftvertrags gelten die §§ 57 d bis 
57o. 

§ 57d 

(1) Die Kapital- und Gewinnrücklagen, die in 
Stammkapital umgewandelt werden soUen, müs- 
sen in der letzten Jahresbüanz und, wenn dem 
Beschluß eine andere Büanz zugrunde gelegt wird, 
auch in dieser Büanz unter „Kapitalrücklage" oder 
„Gewinnrücklagen" oder im letzten Beschluß über 
die Verwendung des Jahresergebnisses als Zxifüh- 
rung zu diesen Rücklagen ausgewiesen sein. 

(2) Die Rücklagen können nicht umgewandelt 
werden, soweit in der zugrunde gelegten Büanz ein 
Verlust, einschließlich eines Verlustvortrags, aus- 
gewiesen ist. 

(3) Andere Gewinnrücklagen, die einem be- 
stimmten Zweck zu dienen bestimmt sind, dürfen 
nur umgewandelt werden, soweit dies mit ihrer 
Zweckbestimmung vereinbar ist. 

§ 57e 

(1) Dem Beschluß kann die letzte Jahresbüanz 
zugrunde gelegt werden, wenn die Jahresbüanz 
geprüft und die festgesteUte Jahresbilanz mit dem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der Ab- 
schlußprüfer versehen ist und wenn ihr Stichtag 
höchstens acht Monate vor der Anmeldung des 
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Beschlusses zur Eintragung in das Handelsregister 
liegt. 

(2) Bei Gesellschaften, die nicht große im Sinne 
des § 267 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs sind, 
kann die Prüfung auch durch vereidigte Buchprü- 
fer erfolgen; die Abschlußprüfer müssen von der 
Versammlimg der Gesellschafter gewählt sein. 

§ 57f 

(1) Wird dem Beschluß nicht die letzte Jahresbi- 
lanz zugrunde gelegt, so muß die Bilanz den 
Vorschriften über die Gliederung der Jahresbilanz 
imd über die Wertansätze in der Jahresbilanz 
entsprechen. Der Stichtag der Bilanz darf höch- 
stens acht Monate vor der Anmeldimg des 
Beschlusses zur Eintragimg in das Handelsregister 
liegen. 

(2) Die Bilanz ist, bevor über die Erhöhimg des 
Stammkapitals Beschluß gefaßt wird, durch einen 
oder mehrere Prüfer darauf zu prüfen, ob sie dem 
Absatz 1 entspricht. Sind nach dem abschließenden 
Ergebnis der Prüfung keine Einwendimgen zu 
erheben, so haben die Prüfer dies durch einen 
Vermerk zu bestätigen. Die Erhöhimg des Stamm- 
kapitals kann nicht ohne diese Bestätigimg der 
Prüfer beschlossen werden. 

(3) Die Prüfer werden von den Gesellschaftern 
gewählt; falls nicht andere Prüfer gewählt werden, 
gelten die Prüfer als gewählt, die für die Prüfimg 
des letzten Jahresabschlusses von den Gesellschaf- 
tern gewählt oder vom Gericht bestellt worden 
sind. Im übrigen sind, soweit sich aus der Beson- 
derheit des Prüfimgsauftrags nichts anderes ergibt, 
§ 318 Abs. 1 Satz 2, § 319 Abs. 1 bis 3, § 320 Abs. 1 
Satz 2, §§ 321, 323 des Handelsgesetzbuchs anzu- 
wenden. Bei Gesellschaften, die nicht große im 
Sinne des § 267 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs 
sind, können auch vereidigte Buchprüfer zu Prü- 
fern bestellt werden. 

§57g 

Die Bestimmimgen des Gesellschaf tsvertrags 
über die vorherige Bekanntgabe des Jahresab- 
schlusses an die Gesellschafter sind in den Fällen 
des § 57 f entsprechend anzuwenden. 

§57h 

(1) Die Kapitalerhöhimg kann vorbehaltlich des 
§ 571 Abs. 2 durch Bildimg neuer Geschäftsanteile 
oder durch Erhöhimg des Nennbetrags der Ge- 
schäftsanteile ausgeführt werden. Die neuen Ge- 
schäftsanteile imd die Geschäftsanteile, deren 
Nennbetrag erhöht wird, können auf jeden durch 
zehn teilbaren Betrag, müssen jedoch auf minde- 
stens fünfzig Deutsche Mark gestellt werden. 

(2) Der Beschluß über die Erhöhimg des Stamm- 
kapitals muß die Art der Erhöhung angeben. 
Soweit die Kapitalerhöhung durch Erhöhung des 
Nennbetrags der Geschäftsanteile ausgeführt wer- 
den soll, ist sie so zu bemessen, daß durch sie auf 
keinen Geschäftsanteil, dessen Nennbetrag erhöht 
wird, Beträge entfallen, die durch die Erhöhung 


des Nennbetrags des Geschäftsanteils nicht ge- 
deckt werden können. 

§ 57i 

(1) Der Anmeldung des Beschlusses über die 
Erhöhung des Stammkapitals zur Eintragung in das 
Handelsregister ist die der Kapitalerhöhung zu- 
grunde gelegte, mit dem Bestätigungsvermerk der 
Prüfer versehene Büanz, in den Fällen des § 57 f 
außerdem die letzte Jahresbilanz, sofern sie noch 
nicht eingereicht ist, beizufügen. Die Anmelden- 
den haben dem Registergericht gegenüber zu 
erklären, daß nach ihrer Kenntnis seit dem Stichtag 
der zugrunde gelegten Bilanz bis zum Tag der 
Anmeldung keine Vermögensmindenmg einge- 
treten ist, die der Kapitalerhöhung entgegen- 
stünde, wenn sie am Tag der Anmeldung beschlos- 
sen worden wäre. 

(2) Das Registergericht darf den Beschluß nur 
eintragen, wenn die der Kapitalerhöhung zu- 
grunde gelegte Bilanz für einen höchstens acht 
Monate vor der Anmeldimg liegenden Zeitpunkt 
aufgestellt imd eine Erklärung nach Absatz 1 Satz 2 
abgegeben worden ist. 

(3) Zu der Prüfung, ob die Bilanzen den gesetz- 
lichen Vorschriften entsprechen, ist das Gericht 
nicht verpflichtet. 

(4) Bei der Eintragung des Beschlusses ist anzu- 
geben, daß es sich um eine Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln handelt. 

§ 57j 

Die neuen Geschäftsanteile stehen den Gesell- 
schaftern im Verhältnis ihrer bisherigen Geschäfts- 
anteile zu. Ein entgegenstehender Beschluß der 
Gesellschafter ist nichtig. 

§ 57k 

(1) Führt die Kapitalerhöhung dazu, daß auf 
einen Geschäftsanteil nur ein Teü eines neuen 
Geschäftsanteils entfällt, so ist dieses Teilrecht 
selbständig veräußerlich und vererblich. 

(2) Die Rechte aus einem neuen Geschäftsanteil, 
einschließlich des Anspruchs auf Ausstellung einer 
Urkunde über den neuen Geschäftsanteil, können 
nur ausgeübt werden, wenn Teürechte, die zusam- 
men einen vollen Geschäftsanteil ergeben, in einer 
Hand vereinigt sind oder wenn sich mehrere 
Berechtigte, deren Teilrechte zusammen einen 
vollen Geschäftsanteil ergeben, zur Ausübung der 
Rechte (§ 18) zusammenschließen. 

§ 571 

(1) Eigene Geschäftsanteile nehmen an der Erhö- 
hung des Stammkapitals teil. 

(2) Teüeingezahlte Geschäftsanteile nehmen 
entsprechend ihrem Nennbetrag an der Erhöhung 
des Stammkapitals teü. Bei ihnen kaim die Kapi- 
talerhöhung nur durch Erhöhung des Nennbetrags 
der Geschäftsanteile ausgeführt werden. Sind 
neben teileingezahlten Geschäftsanteilen vollstän- 
dig eingezahlte Geschäftsanteüe vorhanden, so 
kann bei diesen die Kapitalerhöhung durch Erhö- 
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hung des Nennbetrags der Geschäftsanteile und 
durch Bildung neuer Geschäftsanteile ausgeführt 
werden. Die Geschäftsanteile, deren Nennbetrag 
erhöht wird, können auf jeden durch fünf teilbaren 
Betrag gestellt werden. 

§ 57m 

(1) Das Verhältnis der mit den Geschäftsanteilen 
verbundenen Rechte zueinander wird durch die 
Kapitalerhöhung nicht berührt. 

(2) Soweit sich einzelne Rechte teileingezahlter 
Geschäftsanteile, insbesondere die Beteiligung am 
Gewinn oder das Stimmrecht, nach der je Ge- 
schäftsanteil geleisteten Einlage bestimmen, ste- 
hen diese Rechte den Gesellschaftern bis zur Lei- 
stung der noch ausstehenden Einlagen nur nach 
der Höhe der geleisteten Einlage, erhöht um den 
auf den Nennbetrag des Stammkapitals berechne- 
ten Hundertsatz der Erhöhung des Stammkapitals, 
zu. Werden weitere Einzahlungen geleistet, so 
erweitern sich diese Rechte entsprechend, 

(3) Der wirtschaftliche Inhalt vertraglicher Be- 
ziehungen der Gesellschaft zu Dritten, die von der 
Gewinnausschüttung der Gesellschaft, dem Nenn- 
betrag oder Wert ihrer Geschäftsanteile oder ihres 
Stammkapitals oder in sonstiger Weise von den 
bisherigen Kapital- oder Gewinnverhältnissen 
abhäng en, wird durch die Kapitalerhöhung nicht 
berührt. 

§ 57n 

(1) Die neuen Geschäftsanteile nehmen, wenn 
nichts anderes bestimmt ist, am Gewinn des gan- 
zen Geschäftsjahres teil, in dem die Erhöhung des 
Stammkapitals beschlossen worden ist. 

(2) Im Beschluß über die Erhöhung des Stamm- 
kapitals kann bestimmt werden, daß die neuen 
Geschäftsanteile bereits am Gewinn des letzten vor 
der Beschlußfassung über die Kapitalerhöhung 
abgelaufenen Geschäftsjahrs teilnehmen. In die- 
sem Fall ist die Erhöhung des Stammkapitals 
abweichend von § 57 c Abs. 2 zu beschließen, bevor 
über die Ergebnisverwendung für das letzte vor der 
Beschlußfassung abgelaufene Geschäftsjahr Be- 
schluß gefaßt worden ist. Der Beschluß über die 
Ergebnisverwendung für das letzte vor der Be- 
schlußfassung über die Kapitalerhöhung abgelau- 
fene Geschäftsjahr wird erst wirksam, wenn das 
Stammkapital erhöht worden ist. Der Beschluß 
über die Erhöhung des Stammkapitals und der 
Beschluß über die Ergebnisverwendung für das 
letzte vor der Beschlußfassung über die Kapitaler- 
höhung abgelaufene Geschäftsjahr sind nichtig, 
wenn der Beschluß über die Kapitalerhöhung nicht 
binnen drei Monaten nach der Beschlußfassung in 
das Handelsregister eingetragen worden ist; der 
Lauf der Frist ist gehemmt, solange eine Anfech- 
timgs- oder Nichtigkeitsklage rechtshängig ist 
oder eine zur Kapitalerhöhung beantragte staatii- 
che Genehmigung noch nicht erteilt worden ist. 


§ 57o 

Als Anschaffungskosten der vor der Erhöhung 
des Stammkapitals erworbenen Geschäftsanteile 
und der auf sie entfallenden neuen Geschäftsan- 
teile gelten die Beträge, die sich für die einzelnen 
Geschäftsanteile ergeben, wenn die Anschaffungs- 
kosten der vor der Erhöhimg des Stammkapitals 
erworbenen Geschäftsanteile auf diese und auf die 
auf sie entfallenden neuen Geschäftsanteile nach 
dem Verhältnis der Nennbeträge verteilt werden. 
Der Zuwachs an Geschäftsanteilen ist nicht als 
Zugang auszuweisen. " 

3. In § 78 wird nach der Verweisung auf „ § 57 Abs. 1 , " 
die Verweisung auf „§ 57i Abs. 1," eingefügt. 

4. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird am Ende das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende neue Nummer 4 wird eingefügt: 

„4. als Geschäftsführer in der in § 57 i Abs. 1 
Satz 2 vorgeschriebenen Erklänmg oder". 

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 


Artikel 5 
Aufhebung 

des Kapitalerhöhungsgesetzes 

Das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln und über die Verschmelzung von Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Güederungsnummer 4120-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 10 Abs. 9 des Gesetzes vom 19. De- 
zember 1985 (BGBl. I S. 2355), wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 

S. 1089), zuletztgeändertdurch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 22. Juh 1993 (BGBl. I S. 1282), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 71 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. wenn der Erwerb geschieht, um Aktionäre 
nach § 305 Abs. 2, § 320 b oder nach § 29 
Abs. 1, § 125 Satz 1 in Verbindung mit § 29 
Abs. 1, § 207 Abs. 1 Satz 1 des Umwandlungs- 
gesetzes abzufinden,". 

2. § 99 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 7 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Sätze 8 bis 10 werden die 

Sätze 7 bis 9. 

3. Nach § 179 wird folgende neue Vorschrift einge- 
fügt: 
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„§ 179a 

Verpflichtung zur Übertragung 
des ganzen Gesellschafts Vermögens 

(1) Ein Vertrag, durch den sich eine Aktienge- 
sellschaft zur Übertragxmg des ganzen Gesell- 
schaftsvermögens verpflichtet, ohne daß die 
Übertragxmg imter die Vorschriften des Umwand- 
Ixmgsgesetzes fällt, bedarf auch dann eines 
Beschlusses der Hauptversammlimg nach § 179, 
wenn damit nicht eine Ändenmg des Untemeh- 
mensgegenstandes verbunden ist. Die Satzxmg 
kann nur eine größere Kapitalmehrheit bestim- 
men. 

(2) Der Vertrag ist von der Einberxifimg der 
Hauptversammlimg an, die über die Zustimmimg 
beschließen soll, in dem Geschäftsraum der 
Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszule- 
gen. Auf Verlangen ist jedem Aktionär imverzüg- 
lich eine Abschrift zu erteilen. In der Hauptver- 
sammlxmg ist der Vertrag auszulegen. Der Vor- 
stand hat ihn zu Beginn der Verhandlimg zu 
erläutern. Der Niederschrift ist er als Anlage 
beizufügen. 

(3) Wird aus Anlaß der Übertragxmg des Gesell- 
schaftsvermögens die Gesellschaft aufgelöst, so 
ist der Anmeldxmg der Auflösxmg der Vertrag in 
Ausfertigxmg oder öffentlich beglaubigter Ab- 
schrift beizufügen. " 

4. § 211 Abs. 2 vdrd aufgehoben. 

5. § 293 Abs. 3 Satz 2 bis 5 xmd Abs. 4 werden aufge- 
hoben. 

6. Nach § 293 werden folgende neue Vorschriften 
eingefügt: 

„§ 293a 

Bericht über den Untemehmensvertrag 

(1) Der Vorstand jeder an einem Untemeh- 
mensvertrag beteiligten Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien hat, soweit die 
Zustimmimg der Hauptversammlimg nach § 293 
erforderlich ist, einen ausführlichen schriftlichen 
Bericht zu erstatten, in dem der Abschluß des 
Unternehmens Vertrags, der Vertrag im einzelnen 
und insbesondere Art und Höhe des Ausgleichs 
nach § 304 und der Abfindung nach § 305 recht- 
lich und wirtschaftlich erläutert und begründet 
werden; der Bericht kann von den Vorständen 
auch gemeinsam erstattet werden. Auf besondere 
Schwierigkeiten bei der Bewertung der ver- 
tragschließenden Unternehmen sowie auf die Fol- 
gen für die Beteiligungen der Aktionäre ist hinzu- 
weisen. 

(2) In den Bericht brauchen Tatsachen nicht 
aufgenommen zu werden, deren Bekarmtwerden 
geeignet ist, einem der vertragschließenden 
Unternehmen oder einem verbundenen Unter- 
nehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zu- 
zufügen. In diesem Falle sind in dem Bericht die 
Gründe, aus denen die Tatsachen nicht auf ge- 
nommen worden sind, darzulegen. 


(3) Der Bericht ist nicht erforderlich, wenn alle 
Anteilsinhaber aller beteiligten Unternehmen auf 
seine Erstattung durch öffentlich beglaubigte Er- 
klärung verzichten. 

§ 293 b 

Prüfung des Untemehmensvertrags 

(1) Der Untemehmensvertrag ist für jede ver- 
tragschließende Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien durch sachverstän- 
dige Prüfer (Vertragsprüfer) zu prüfen, es sei 
denn, daß sich alle Aktien der abhängigen Gesell- 
schaft in der Hand des herrschenden Unterneh- 
mens befinden. 

(2) § 293 a Abs. 3 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 293 c 

Bestellung der Vertragsprüfer 

(1) Die Vertragsprüfer werden von dem Vor- 
stand der abhängigen Gesellschaft oder auf des- 
sen Antrag vom Gericht bestellt. Zuständig ist das 
Landgericht, in dessen Bezirk die abhängige 
Gesellschaft ihren Sitz hat. Ist bei dem Landge- 
richt eine Kammer für Handelssachen gebildet, so 
entscheidet diese an Stelle der Zivilkammer. Für 
den Ersatz von Auslagen und für die Vergütung 
der vom Gericht bestellten Prüfer gilt § 318 Abs. 5 
des Handelsgesetzbuchs. 

(2) Die Landesregierung kann die Entscheidung 
durch Rechtsverordnung für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte einem der Landgerichte übertra- 
gen, wenn dies der Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsprechung dient. Die Landesregierung kann 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen. 

§ 293 d 

Auswahl, Stellung und 
Verantwortlichkeit der Vertragsprüfer 

(1) Für die Auswahl und das Auskunftsrecht der 
Vertragsprüfer gelten § 319 Abs. 1 bis 3, § 320 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 und 2 des Han- 
delsgesetzbuchs entsprechend. Das Auskunfts- 
recht besteht gegenüber den vertragschließenden 
Unternehmen und gegenüber einem Konzemun- 
temehmen sowie einem abhängigen und einem 
herrschenden Unternehmen. 

(2) Für die Verantwortlichkeit der Vertragsprü- 
fer, ihrer Gehilfen und der bei der Prüfung mitwir- 
kenden gesetzlichen Vertreter einer Prüfungsge- 
sellschaft gilt § 323 des Handelsgesetzbuchs ent- 
sprechend. Die Verantwortlichkeit besteht ge- 
genüber den vertragschließenden Unternehmen 
und deren Anteilsinhabem. 

§ 293e 

Prüfungsbericht 

(1) Die Vertragsprüfer haben über das Ergebnis 
der Prüfung schriftlich zu berichten. Der Prü- 
fungsbericht ist mit einer Erklärung darüber abzu- 
schließen, ob der vorgeschlagene Ausgleich oder 
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die vorgeschlagene Abfindung angemessen ist. 
Dabei ist anzugeben, 

1 . nach welchen Methoden Ausgleich imd Abfin- 
d\mg ermittelt worden sind; 

2. aus welchen Gründen die Anwendimg dieser 
Methoden angemessen ist; 


3 . welcher Ausgleich oder welche Abfindung sich 
bei der Anwendimg verschiedener Methoden, 
sofern mehrere angewandt worden sind, je- 
weils ergeben würde; zugleich ist darzulegen, 
welches Gewicht den verschiedenen Metho- 
den bei der Bestimmimg des vorgeschlagenen 
Ausgleichs oder der vorgeschlagenen Abfin- 
dung und der ihnen zugrunde liegenden Werte 
beigemessen worden ist und welche beson- 
deren Schwierigkeiten bei der Bewertung der 
vertragschließenden Unternehmen aufgetre- 
ten sind. 

(2) § 293 a Abs. 2 ist entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 293 f 


Vorbereitung der Hauptversammlung 


(1) Von der Einberufung der Hauptversamm- 
lung an, die über die Zustimmung zu dem Unter- 
nehmensvertrag beschließen soll, sind in dem 
Geschäftsraum jeder der beteiligten Aktienge- 
sellschaften oder Kommanditgesellschaften auf 
Aktien zur Einsicht der Aktionäre auszulegen 


1. der Untemehmensvertrag; 

2, die Jahresabschlüsse imd die Lageberichte der 
vertragschließenden Unternehmen für die letz- 
ten drei Geschäftsjahre; 


3. die nach § 293 a erstatteten Berichte der Vor- 
stände imd die nach § 293 e erstatteten Berichte 
der Vertragsprüfer. 


(2) Auf Verlangen ist jedem Aktionär unverzüg- 
lich und kostenlos eine Abschrift der in Absatz 1 
bezeichneten Unterlagen zu erteilen. 


§ 293g 

Durchführung der Hauptversammlung 

(1) In der Hauptversammlung sind die in § 293 f 
Abs. 1 bezeichneten Unterlagen auszulegen. 

(2) Der Vorstand hat den Untemehmensvertrag 
zu Beginn der Verhandlimg mündlich zu erläu- 
tern. Er ist der Niederschrift als Anlage beizufü- 
gen. 


(3) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der 
Hauptversammlung Auskunft auch über alle für 
den Vertragschluß wesentlichen Angelegenhei- 
ten des anderen Vertragsteils zu geben." 

7. § 305 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „Vermögens- und 
Ertragslage" durch das Wort „Verhältnisse" 
ersetzt. 


b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Sie ist nach Ablauf des Tages, an dem der Be- 
herrschungs- oder Gewinnabfühnmgsvertrag 
wirksam geworden ist, mit jährlich zwei vom 
Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank zu verzinsen; die Gel- 
tendmachung eines weiteren Schadens ist 
nicht ausgeschlossen. " 

8. § 306 Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 7 wird aufgehoben, 

b) Die bisherigen Sätze 8 und 9 werden die Sätze 
7 und 8. 

9. § 319 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Von der Einbemfung der Hauptver- 
sammlung der zukünftigen Hauptgesellschaft 
an, die über die Zustimmung zur Eingliede- 
rung beschließen soll, sind in dem Geschäfts- 
raum dieser Gesellschaft zur Einsicht der 
Aktionäre auszulegen 

1 . der Entwurf des Eingliederungsbeschlusses; 

2. die Jahresabschlüsse und die Lageberichte 
der beteiligten Gesellschaften für die letz- 
ten drei Geschäftsjahre; 

3. ein ausführlicher schriftlicher Bericht des 
Vorstands der zukünftigen Hauptgesell- 
schaft, in dem die Eingliederung rechtlich 
und wirtschaftlich erläutert und begründet 
wird (Eingliederungsbericht). 

Auf Verlangen ist jedem Aktionär der zukünf- 
tigen Hauptgesellschaft unverzüglich und ko- 
stenlos eine Abschrift der in Satz 1 bezeichne- 
ten Unterlagen zu erteilen. In der Hauptver- 
sammlung sind diese Unterlagen auszulegen. 
Jedem i\ktionär ist in der Hauptversammlung 
auf Verlangen Auskunft auch über alle im 
Zusammenhang mit der Eingliederung we- 
sentlichen Angelegenheiten der einzuglie- 
demden Gesellschaft zu geben. " 

c) Nach Absatz 3 werden die folgenden neuen 
Absätze 4 bis 6 eingefügt: 

„(4) Der Vorstand der einzugliedemden Ge- 
sellschaft hat die Eingliederung und die Firma 
der Hauptgesellschaft zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. Der Anmeldung 
sind die Niederschriften der Hauptversamm- 
lungsbeschlüsse und ihre Anlagen in Ausferti- 
gung oder öffentlich beglaubigter Abschrift 
beizufügen, 

(5) Bei der Anmeldung nach Absatz 4 hat der 
Vorstand zu erklären, daß eine Klage gegen 
die Wirksamkeit eines Hauptversammlungs- 
beschlusses nicht oder nicht fristgemäß erho- 
ben oder eine solche Klage rechtskräftig abge- 
wiesen oder zurückgenommen worden ist; 
hierüber hat der Vorstand dem Registergericht 
auch nach der Anmeldung Mitteilung zu 
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machen. Liegt die Erklärung nicht vor, so darf 
die Eingliederung nicht eingetragen werden, 
es sei denn, daß die klageberechtigen Aktio- 
näre durch notariell beurkundete Verzichtser- 
klärung auf die Klage gegen die Wirksamkeit 
des Hauptversammlungsbeschlusses verzich- 
ten. 

(6) Der Erklänmg nach Absatz 5 Satz 1 steht 
es gleich, wenn nach Erhebung einer Klage 
gegen die Wirksamkeit eines Hauptversamm- 
lungsbeschlusses das für diese Klage zustän- 
dige Landgericht auf Antrag der Gesellschaft, 
gegen deren Hauptversammlungsbeschluß 
sich die Klage richtet, durch rechtskräftigen 
Beschluß festgestellt hat, daß die Erhebung der 
Klage der Eintragung nicht entgegensteht. Der 
Beschluß nach Satz 1 darf nur ergehen, wenn 
die Klage gegen die Wirksamkeit des Haupt- 
versammlungsbeschlusses unzulässig oder of- 
fensichtlich unbegründet ist oder wenn das 
alsbaldige Wirksamwerden der Eingliederung 
nach freier Überzeugimg des Gerichts unter 
Berücksichtigung der Schwere der mit der 
Klage geltend gemachten Rechtsverletzungen 
zur Abwendung der vom Antragsteller darge- 
legten wesenüichen Nachteüe für die Gesell- 
schaft und ihre Aktionäre vorrangig erscheint. 
Der Beschluß kann in dringenden Fällen ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. Die vorge- 
brachten Tatsachen, aufgrund derer der Be- 
schluß nach Satz 2 ergehen kann, sind glaub- 
haft zu machen. Gegen den Beschluß findet die 
sofortige Beschwerde statt. Erweist sich die 
Klage als begründet, so ist die Gesellschaft, die 
den Beschluß erwirkt hat, verpflichtet, dem 
Antragsgegner den Schaden zu ersetzen, der 
ihm aus einer auf dem Beschluß beruhenden 
Eintragimg der Eingliedenmg entstanden 
ist." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7. 

10. § 320 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „4" durch 
die Angabe „7" ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende neue Absätze 
angefügt: 

„(3) Die Eingliederung ist durch sachver- 
ständige Prüfer (Eingliederungsprüfer) zu prü- 
fen. Diese werden von dem Vorstand der zu- 
künftigen Hauptgesellschaft bestellt. § 293 a 
Abs. 3, §§ 293 c bis 293 e sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

(4) Die in § 319 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten 
Unterlagen sowie der Prüfungsbericht nach 
Absatz 3 sind jeweils von der Einberufung der 
Hauptversammlung an, die über die Zustim- 
mung zur Eingliederung beschließen soll, in 
dem Geschäftsraum der einzugliedemden Ge- 
sellschaft und der Hauptgesellschaft zur Ein- 
sicht der Aktionäre auszulegen. In dem Ein- 
gliederungsbericht sind auch Art und Höhe der 
Abftndimg nach § 320 b rechtlich und wirt- 
schaftlich zu erläutern und zu begründen; auf 


besondere Schwierigkeiten bei der Bewertung 
der beteiligten Gesellschaften sowie auf die 
Folgen für die Beteiligungen der Aktionäre ist 
hinzuweisen. § 319 Abs. 3 Satz 2 bis 4 güt 
sinngemäß für die Aktionäre beider Gesell- 
schaften. " 

c) Die Absätze 3 bis 7 werden aufgehoben. 

11. Nach § 320 werden die folgenden Vorschriften 
eingefügt: 

„§ 320 a 

Wirkungen der Eingliedenmg 

Mit der Eintragung der Eingliedenmg in das 
Handelsregister gehen alle Aktien, die sich nicht 
in der Hand der Hauptgesellschaft befinden, auf 
diese über. Sind über diese Aktien Aktienurkun- 
den ausgegeben, so verbriefen sie bis zu ihrer 
Aushändigung an die Hauptgesellschaft nur den 
Anspruch auf Abfindung. 

§ 320b 

Abfindung der aus geschiedenen Aktionäre 

(1) Die ausgeschiedenen Aktionäre der einge- 
gliederten Gesellschaft haben Anspruch auf an- 
gemessene Abfindung. Als Abfindung sind ihnen 
eigene Aktien der Hauptgesellschaft zu gewäh- 
ren. Ist die HauptgeseUschaft eine abhängige 
Gesellschaft, so sind den ausgeschiedenen Aktio- 
nären nach deren Wahl eigene Aktien der Haupt- 
gesellschaft oder eine angemessene Barabfin- 
dung zu gewähren. Werden als Abfindung Aktien 
der Hauptgesellschaft gewährt, so ist die Abfin- 
dung als angemessen anzusehen, wenn die 
Aktien in dem Verhältnis gewährt werden, in dem 
bei einer Verschmelzung auf eine Aktie der 
Gesellschaft Aktien der Hauptgesellschaft zu 
gewähren wären, wobei Spitzenbeträge durch 
bare Zuzahlungen ausgeglichen werden können. 
Die Barabfindung muß die Verhältnisse der Ge- 
sellschaft im Zeitpimkt der Beschlußfassimg ihrer 
Hauptversammlung über die Eingliederung be- 
rücksichtigen. Die Barabfindung sowie bare Zu- 
zahlungen sind von der Bekarmtmachung der 
Eintragung der Eingliederung an mit jährlich zwei 
vom Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank zu verzinsen; die 
Geltendmachung eines weiteren Schadens ist 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Die Anfechtung des Beschlusses, durch den 
die Hauptversammlung der eingegliederten Ge- 
sellschaft die Eingliederung der Gesellschaft 
beschlossen hat, kann nicht auf § 243 Abs. 2 oder 
darauf gestützt werden, daß die von der Hauptge- 
sellschaft nach § 320 Abs. 2 Nr. 2 angebotene 
Abfindimg nicht angemessen ist. Ist die angebo- 
tene Abfindung nicht angemessen, so hat das in 
§ 306 bestimmte Gericht auf Antrag die angemes- 
sene Abfindung zu bestimmen. Das gleiche gilt, 
wenn die HauptgeseUschaft eine Abfindung nicht 
oder nicht ordnungsgemäß angeboten hat und 
eine hierauf gestützte Anfechtimgsklage inner- 
halb der Anfechtimgsfrist nicht erhoben oder 
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zurückgenommen oder rechtskräftig abgewiesen 
worden ist. 

(3) Antragsberechtigt ist jeder ausgeschiedene 
Aktionär. Der Antrag kann nur binnen zwei 
Monaten nach dem Tage gestellt werden, an dem 
die Eintragung der Eingliederung in das Handels- 
register nach § 10 des Handelsgesetzbuchs als 
bekanntgemacht gilt. Für das Verfahren gilt § 306 
sinngemäß." 

12. Das Vierte Buch wird aufgehoben. 

13. Das Fünfte Buch erhält die Überschrift „Viertes 
Buch". 

14. In § 399 Abs. 2 werden die Worte „oder als 
Mitglied des Vorstands zum Zweck der Eintra- 
gimg einer Umwandlung der Gesellschaft in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftimg die in 
§ 371 Abs. 2 Satz 1 oder 2 oder Abs. 3 Satz 1 
vorgeschriebene Erklärung" gestrichen. 

15. § 407 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz wird die 
Angabe „§ 293 Abs. 3 Satz 2 und 3" durch die 
Angabe „§§ 293 f, 293 g Abs. 1" ersetzt; die 
Angabe „,§ 340d Abs. 2 und 4, § 361 Abs. 2 
Satz 1 und 2" wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „ , § 345 
Abs. 1, § 353 Abs. 5, §§ 364, 367, 371, 379, 390" 
gestrichen. 


Artikel 7 

Änderung des Genossenschaftsgesetzes 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- imd Wirt- 
schaftsgenossenschaften in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil III, Gliedeiungsnummer 4125-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 
2182), wird wie folgt geändert; 

1. Die §§ 63 e bis 63 i, 93 a bis 93 s werden aufgeho- 
ben. 

2. In § 156 Abs. 1 Satz 2 wird nach der Angabe „ § 82 
Abs. 1" das Komma durch das Wort „und" ersetzt; 
die Worte „imd der Verschmelzung und Umwand- 
lung von Genossenschaften" werden gestrichen. 

Artikel 8 
Änderung des 

Versicheningsaufsichtsgesetzes 

Das Versicheiungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13, Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 84 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378), 
wird wie folgt geändert: 


1. Nach § 14 wird folgende Vorschrift eingefügt; 

14a 

Jede Umwandlung eines Versicherungsunter- 
nehmens nach § 1 des Umwandlungsgesetzes be- 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. § 14 
Abs. 1 Satz 2, 3 und 5 gilt entsprechend. Die 
Genehmigung kann auch versagt werden, wenn 
die Vorschriften über die Umwandlung nicht be- 
achtet worden sind. " 

2. Die §§ 44 a bis 44 c, 53 a werden aufgehoben. 

3. § 157a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „ , der §§37 und 53 a" wird durch 
die Angabe „und des § 37" ersetzt. 

b) Der Punkt wird durch einen Strichpunkt 
ersetzt. 

c) Folgender neuer Halbsatz wird angefügt: 

„eine Umwandlimg nach dem Umwandlungs- 
gesetz ist nicht zulässig. " 


Artikel 9 

Änderung des Publizitätsgesetzes 

In § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Rech- 
nungslegung von bestimmten Unternehmen und Kon- 
zernen vom 15. August 1969 (BGBl. I S. 1189, 1970 I 
S. 1113), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
30. November 1990 (BGBl. I S. 2570) geändert worden 
ist, wird die Angabe „Verschmelzung," gestrichen. 


Artikel 10 

Änderung des Kreditwesengesetzes 

§ 40 Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwesen in 
der Fassimg der Bekanntmachimg vom 30. Juni 1993 
(BGBl. I S. 1082), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1770) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt. 

2. Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 
angefügt: 

„3. Unternehmen, die durch Umwandlimg der in 
Nummer 2 bezeichneten Unternehmen neu 
gegründet wurden. " 


Artikel 11 

Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in 
der Fassung der Bekanntmachimg vom 20. Februar 
1990 (BGBl. 1 S, 235), zuletzt geändert durch Artikel 6 
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Abs. 64 des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 

S. 2378), wird wie folgt geändert: 

1. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „Ver- 
schmelzung," gestrichen. 

b) ln Absatz 4 Nr. 1 werden die Worte „Verschmel- 
zung oder" gestrichen; ferner wird das Wort 
„neugebildeten" durch das Wort „neugegrün- 
deten" ersetzt. 

2. In § 24 Abs. 2 Satz 4 dritter Halbsatz und in Absatz 7 
Nr. 3 zweiter Halbsatz wird jeweils die Angabe 
„Verschmelzung," gestrichen; ferner werden je- 
weils die Worte „Handelsregister oder in das 
Genossenschaftsregister" durch die Worte „zu- 
ständige Register" ersetzt. 

3. § 24 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „Ver- 
schmelzung oder" gestrichen. 

b) In Absatz 4 Satz 1 dritter Halbsatz wird die An- 
gabe „Verschmelzung," gestrichen; ferner wer- 
den die Worte „Handelsregister oder in das 
Genossenschaftsregister" durch die Worte „zu- 
ständige Register" ersetzt. 


Artikel 12 

Änderung von 
Mitbestimmungsgesetzen 

In § 15 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unterneh- 
men des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugen- 
den Industrie — Mitbestimmungsergänzungsgesetz 
— in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 801-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 1988 (BGBl. I S. 2312) geändert worden ist, 
sowie in § 32 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer vom 4. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1 153), das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
26. Juni 1990 (BGBl. I S. 1206) geändert worden ist, 
wird jeweils die Angabe „ , Verschmelzung" gestri- 
chen. 


Artikel 13 

Änderung des 
Betriebsverfassungsgesetzes 

Das Betriebsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Dezember 1988 (BGBl. 
1989 1 S. 1, 902), zuletzt geändert durch Artikel 34 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 106 Abs. 3 Nr. 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. der Zusammenschluß oder die Spaltung von 
Unternehmen oder Betrieben;". 


2. § 111 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Zusammenschluß mit anderen Betrieben oder 
die Spaltung von Betrieben, " . 


Artikel 14 
Änderung des 

Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
11. Januar 1993 (BGBl. I S. 50), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 74 c Abs. 1 Nr. 1 wird hinter der Angabe „dem 
Gesetz zur Ausführung der EWG -Verordnung über 
die Europäische wirtschaftliche Interessenvereini- 
gung" das Wort „und" durch ein Komma ersetzt; 
ferner wird hinter dem Wort „ Genossenschaftsge- 
setz" die Angabe „und dem Umwandlungsgesetz" 
eingefügt. 

2. In § 95 Abs. 2 wird nach dem Wort „Aktiengeset- 
zes" die Angabe „sowie nach § 10 und § 306 des 
Umwandlungsgesetzes" eingefügt. 

Artikel 15 
Änderung 

des Rechtspflegergesetzes 

§ 17 Nr. 1 Buchstabe c des Rechtspfleger gesetzes 
vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2054) geändert worden ist, erhält folgende 
Fassung: 

„c) auf Eintragimg der Eingliederung oder der Um- 
wandlung, " . 


Artikel 16 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliedeiungsnummer 315-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 132 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „ § 37 Abs. 1 
des Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln und über die Verschmelzung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung" durch 
die Angabe „§ 316 des Umwandlungsgesetzes" 
ersetzt. 
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2. In § 145 Abs. 1 Satz 1 werden die Angaben „ § 340 b 
Abs. 2, § 350 Abs. 1 und 4" und „die nach § 29 
Abs. 1 und 4 des Gesetzes über die Kapitalerhö- 
hung aus Gesellschaftsmitteln und über die Ver- 
schmelzung von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung" gestrichen. 


Artikel 17 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassimg der Be- 
kanntmachxmg vom 15. Dezember 1975 (BGBl. 1 
S. 3047), zuletzt geändert durch Artikel 6 Abs. 39 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378), 
wild wie folgt geändert: 

1. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und die Worte „Verfahren nach 
§ 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes oder § 16 Abs. 3 
des Umwandlimgsgesetzes " angefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) In Verfahren nach § 319 Abs. 6 des 
Aktiengesetzes oder § 16 Abs. 3 des Umwand- 
lungsgesetzes bestimmt sich der Wert nach § 3 
der Zivilprozeßordnimg. Er darf jedoch ein 
Zehntel des Grundkapitals oder Stammkapitals 
des übertragenden oder formwechselnden 
Rechtsträgers oder, falls der übertragende oder 
formwechselnde Rechtsträger ein Grundkapital 
oder Stammkapital nicht hat, ein Zehntel des 
Vermögens dieses Rechtsträgers, höchstens je- 
doch eine Million Deutsche Mark nur insoweit 


Bonn, den 1. Februar 1994 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


übersteigen, als die Bedeutung der Sache für die 
Parteien höher zu bewerten ist. " 

2. Nach Nummer 1140 des Kostenverzeichnisses vurd 
folgende Nummer 1141 eingefügt: 

„1141 Verfahren nach § 319 Abs. 6 AktG oder § 16 
Abs. 3 UmwG ... 1." 


Artikel 18 

Änderung der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte 

Nach § 41 der Bimdesgebührenordnimg für Rechts- 
anwälte in der im Bxmdesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 368-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassimg, zuletzt geändert durch Artikel 11 Nr. 2 des 
Gesetzes vom 11. Januar 1993 (BGBl. I S. 50), wird 
folgender § 42 eingefügt: 

.§42 

Verfahren nach § 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes 
oder § 16 Abs. 3 des Umwandlimgsgesetzes 

In Verfahren nach § 319 Abs. 6 des Aktiengesetzes 
oder § 16 Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes erhält der 
Rechtsanwalt die Hälfte der in § 31 bestimmten Ge- 
bühren. " 

Artikel 19 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 19. . in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 


i. 

Der Gesetzentwurf verfolgt mehrere Ziele. 

1. Er soll zunächst die schon bestehenden Möglich- 
keiten zur Veränderung (Umstrukturierung, Reor- 
ganisation) von Unternehmen zusammenfassen 
und systematisieren. Insofern dient er der Rechts- 
bereinigung, 

2. Der Entwurf soll ferner Lücken der gesetzlichen 
Regelungen schließen und damit den Rechtsträ- 
gern deutscher Unternehmen zahlreiche neue 
Möglichkeiten eröffnen, ihre rechtlichen Struktu- 
ren jeweils den veränderten Umständen des Wirt- 
schaftslebens anzupassen. Insofern dient der Ent- 
wurf dazu, die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die Tätigkeit deutscher Unternehmen zu ver- 
bessern. 

3. Schließlich muß dabei der Schutz von Anlegern, 
insbesondere von Minderheitsbeteiligungen, und 
von Gläubigern in angemessener Weise berück- 
sichtigt werden. Insofern sollen die Beteiligung an 
den Rechtsträgern deutscher Unternehmen und 
der Rechtsverkehr mit ihnen für die Öffentlichkeit 
sicherer, transparenter und damit interessanter 
gemacht werden. 


II. 

Regelungsgegenstand des Entwurfs sind die verschie- 
denen Arten der Umwandlung von Untemehmensträ- 
gem. Dabei wird der Begriff „Unternehmen" nicht 
verwendet, weil es nach dem Entwurf in nahezu allen 
Fällen der Umwandlung nicht darauf ankommt, ob ein 
Rechtsträger ein Unternehmen im betriebswirtschaft- 
lichen und rechtlichen Sinne betreibt. Entscheidend 
ist vielmehr wie im geltenden Recht, das jeweils an die 
im Einzelfall betroffene Rechtsform anknüpft, ob eine 
im Rechtsverkehr auftretende juristische Einheit an 
einem Umwandlungsvorgang beteiligt ist. Der Ent- 
wurf verwendet deshalb für diese juristische Einheit 
den Begriff „Rechtsträger". Soweit es in besonderen 
Fällen darauf ankommt, daß ein Rechtsträger tatsäch- 
lich ein Unternehmen betreibt, wird dies im Geset- 
zestext besonders hervorgehoben. 

Unter „Rechtsträger" wird dabei wie bisher im Recht 
der Bundesrepublik Deutschland der Vollinhaber 
eines Rechts verstanden. Der Begriff knüpft also nicht 
an die juristische Terminologie der früheren DDR 
an. 

Bei der Umwandlung handelt es sich um folgende 
Rechtsinstitute: 


1. Verschmelzung (einschließlich der verschmelzen- 
den Umwandlung) 

Darunter ist zu verstehen die Übertragung des gesam- 
ten Vermögens eines Rechtsträgers auf einen ande- 
ren, entweder schon bestehenden oder neu gegrün- 
deten Rechtsträger im Wege der Gesamtrechtsnach- 
folge unter Auflösung ohne Abwicklung, wobei den 
Anteilsinhabem des übertragenden und erlöschen- 
den Rechtsträgers im Wege des Anteilstaus chs eine 
Beteiligung an dem übernehmenden oder neuen 
Rechtsträger gewährt wird. Die Verschmelzung ist im 
deutschen Recht für mehrere Untemehmensformen 
geregelt. 


2. Spaltung 

Dieser in Praxis und Schrifttum und insbesondere im 
Steuerrecht oft auch als Realteilung bezeichnete Vor- 
gang ist eine Art Gegenstück zur Verschmelzung. Er 
kann in drei Arten Vorkommen. 

a) Zunächst ist er als Aufspaltung bekannt. Bei dieser 
teilt ein übertragender Rechtsträger unter Auflö- 
sung ohne Abwicklung sein gesamtes Vermögen 
auf und überträgt im Wege der Sonderrechtsnach- 
folge („teilweise Gesamtrechtsnachfolge", „par- 
tielle Universalsukzession " , „ Spezialsukzession " ) 
die Vermögens teile auf mindestens zwei andere, 
entweder schon bestehende oder neu gegründete 
Rechtsträger, und zwar wie bei der Verschmelzung 
gegen Gewähnmg von Anteilen der übernehmen- 
den oder neuen Rechtsträger an die Anteilsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers. Dieser Vorgang 
war vor der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten im deutschen Gesellschaftsrecht bisher 
nicht geregelt, jedoch anderen Rechtsordnungen 
bekannt. Der Vorgang hat jedoch als „Teilung" 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
in den §§ 4 bis 12 des Landwirtschaftsanpassungs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Juli 1991 (BGBl. IS. 14, 18) sowie als Aufspaltung 
zur Neugründung in dem Gesetz über die Spaltung 
der von der Treuhandanstalt verwalteten Unter- 
nehmen (SpTrUG) vom 5. April 1991 (BGBl. I 
S. 854) für bestimmte Rechtsträger bereits Eingang 
in das deutsche Recht gefunden. 

b) Neben der Aufspaltung steht die wirtschaftlich 
bedeutsamere, weil häufiger vorkommende Ab- 
spaltung, Bei dieser bleibt der übertragende 
Rechtsträger bestehen und überträgt nur einen Teil 
seines Vermögens, in der Regel einen Betrieb oder 
mehrere Betriebe auf einen oder mehrere andere, 
bereits bestehende oder neue Rechtsträger, und 
zwar wiederum gegen Gewähnmg von Anteilen 
der übernehmenden oder neuen Rechtsträger an 
die Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträ- 
gers. Auch für diesen Vorgang fehlte bis zur 
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deutschen Einigung im deutschen Gesellschafts- 
recht eine Regelimg. Als Abspaltimg zur Neugrün- 
dimg ist jedoch auch dieser Vorgang in dem zu a) 
genannten Gesetz vom 5. April 1991 zugelassen 
worden. 

c) Schließlich kennen andere Rechtsordmmgen noch 
die Ausgliederung, bei der ebenso wie bei der 
Abspaltung nur ein Teü oder Teile des Vermögens 
eines Rechtsträgers auf andere Rechtsträger über- 
gehen, jedoch die als Gegenwert gewährten 
Anteile der übernehmenden oder neuen Rechtsträ- 
ger in das Vermögen des übertragenden Rechtsträ- 
gers selbst gelangen; die Beteiligimgen an diesem 
übertragenden Rechtsträger werden also nicht 
unmittelbar berührt. Auch dieser Vorgang hat 
erhebliche praktische Bedeutung, insbesondere 
als Ausgliederung zur Neugründimg eines Toch- 
terunternehmens (Ausgründung). 


3. Formwechselnde Umwandlung 

Diese Art der Umwandlimg beschränkt sich auf die 
Änderung der Rechtsform nur eines Rechtsträgers 
unter Wahrung seiner rechtlichen Identität, imd zwar 
grundsätzlich auch unter Beibehaltimg des bisherigen 
Kreises der Anteilsinhaber. Das deutsche Recht regelt 
einige Fälle des Formwechsels, enthält jedoch erheb- 
liche Lücken, 


4. Errichtende Umwandlung 

Dabei handelt es sich um die Gründimg eines neuen 
Rechtsträgers durch einen bestehenden Rechtsträger, 
der sein gesamtes Vermögen im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge auf den neuen Rechtsträger über- 
trägt, wobei ein Anteilstausch unter Beibehaltung des 
bisherigen Kreises der Anteilsinhaber stattfindet. Die 
errichtende Umwandlung ist eine Hilfskonstruktion 
des geltenden Rechts für die Fälle, in denen es einen 
Rechtsformwechsel nicht zuläßt, insbesondere für die 
Fälle, in denen eine Personenhandelsgesellschaft, die 
nicht eine juristische Person ist, in eine Kapitalgesell- 
schaft umgewandelt werden soll. 


5. Vermögensübertragung 

Hierbei handelt es sich wiederum um den Übergang 
des gesamten Vermögens eines Rechtsträgers im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge imter Auflösung 
ohne Abwicklimg auf einen anderen Rechtsträger. 
Jedoch wird den Anteilsinhabem des übertragenden 
Rechtsträgers keine Beteihgimg an dem übernehmen- 
den Rechtsträger, sondern eine Gegenleistimg (Ent- 
gelt, Entschädigimg) in anderer Form gewährt. Diese 
Art der Vermögensübertragimg dient in der Regel als 
Auffangtatbestand für Sonderfälle. Sie kann auch als 
Übertragimg nur eines Vermögensteils, also als Paral- 
lele zur Spaltung Bedeutimg haben. 

Den unter den Nummern 1, 2, 4 imd 5 genannten 
Arten der Umwandlung ist gemeinsam, daß die ein- 
zelnen Vermögensgegenstände imd die einzelnen 


Verbindlichkeiten der übertragenden Rechtsträger 
nicht — wie sonst im deutschen Recht zwingend 
vorgesehen — durch Einzelübertragung an die über- 
nehmenden und neuen Rechtsträger übertragen wer- 
den, sondern daß eine Gesamtrechtsnachfolge oder 
eine entsprechende Sonderrechtsnachfolge stattfin- 
det, die den Vermögensübergang erheblich erleich- 
tert, in vielen Fällen einen solchen Vorgang über- 
haupt erst möglich macht. 


6. Verpflichtung zur Vermögensübertragung 

Verträge, in denen sich ein oder mehrere Rechtsträger 
zur Übertragung ihres Vermögens oder von Teilen 
ihres Vermögens an einen oder mehrere andere 
Rechtsträger lediglich verpflichten, ohne daß es zu 
einer Gesamtrechtsnachfolge oder einer Sonder- 
rechtsnachfolge, also zu einem Übergang von Gegen- 
ständen oder zu einem Anteilstausch kommt, sind im 
geltenden Recht bisher nur durch § 361 des Aktienge- 
setzes erfaßt. Dabei handelt es sich jedoch nicht um 
einen Fall der Umwandlung. Deshalb soll der bishe- 
rige Inhalt des § 361 AktG an anderer Stelle im 
Aktiengesetz beibehalten werden (vgl. Artikel 6 
Nr. 3). 

III. 

1. a) Die Rechtsbereinigung für die unter II. 1., 
3. bis 5. genannten Möglichkeiten der Umstruk- 
turierung von Rechtsträgern geht auf einen 
Auftrag des Deutschen Bundestages zurück. 
Dessen Rechtsausschuß hat schon in seinem 
vom Plenum einstimmig angenommenen Be- 
richt zur GmbH-Novelle 1980 (Gesetz zur Ände- 
rung des GmbH- Gesetzes und anderer handels- 
rechtlicher Vorschriften vom 4, JuM 1980 
— BGBl. 1980 1 S. 836) als Ergebnis der Beratun- 
gen über die Verschmelzungsvorschriften jenes 
Entwurfs unter anderem folgendes ausgeführt 
(Bundestags -Drucksache 8/3908, S. 77 zu Arti- 
kel 1 Nr. 27): „. . . der Rechtsausschuß hält es 
außerdem für erforderlich, die Verschmelzung 
und Umwandlung aller in Betracht kommenden 
Untemehmensformen in einem Gesetz zu 
regeln und bei dieser Gelegenheit inhaltlich 
und formal zu überprüfen." 

Nachdem der Gesetzgeber durch die Verab- 
schiedung des Bilanzrichtlinien-Gesetzes (Ge- 
setz vom 19. Dezember 1985 — BGBl. I S. 2355) 
für die Publizitätspflicht von Unternehmen end- 
gültige Wertungen getroffen und damit gleich- 
zeitig für den Wechsel von einer Untemehmens- 
f orm in eine andere allgemeine Leitlinien gege- 
ben hat, soll dieser Auftrag des Deutschen 
Bundestages erfüllt werden. 

b) Der Auftrag des Deutschen Bundestages beruht 
einmal auf der starken Zersplitterung und 
Unübersichtlichkeit des Umwandlungsrechts. 
Die Regelimgen sind zur Zeit auf fünf Gesetze 
verteilt, nämlich das Umwandlungsgesetz vom 
6. November 1969 (UmwG), das Aktiengesetz 
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(AktG), das Gesetz über die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und über die Ver- 
schmelzung von Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung vom 23. Dezember 1959 mit der 
Ergänzung durch die GmbH-Novelle 1980 
(KapErhG), das Genossenschaftsgesetz (GenG) 
und das Versichenmgsauf Sichtsgesetz (VAG). 
Hinzu treten die Sonderregeln für die Umwand- 
lung landwirtschaftlicher Produktionsgenos- 
senschaften im oben erwähnten Landwirt- 
schaftsanpassungsgesetz sowie die Möglichkei- 
ten der Spaltung nach dem Gesetz vom 5. April 
1991. Da die verschiedenen Regelungen zum 
Teil aus unterschiedlichem Anlaß imd mit ver- 
schiedenen Zielen eingeführt worden sind, ist es 
trotz gleichgelagerter Interessen der vom 
Umwandlungsvorgang Betroffenen zu sachhch 
voneinander abweichenden gesetzlichen Lö- 
sungen gekommen, deren Unterschiedlichkeit 
häufig nicht zu rechtfertigen ist. Da die Rechts- 
materie „Umwandlung" in vier der genannten 
Gesetze jeweils an eine bestimmte Untemeh- 
mensform anknüpft und deren Besonderheiten 
Rechnung trägt, sind allgemeine Gnmdsätze 
bisher gesetzlich nicht formuliert worden, 
obwohl diese durchaus vorhanden sind. Dieser 
Rechtszustand ist unübersichtlich und für die 
Betroffenen unbefriedigend. Er ist deshalb auf 
erhebliche Kritik aus Praxis und Wissenschaft 
gestoßen. 

c) Die unterschiedliche Gesetzestechnik bringt 
zusätzliche Schwierigkeiten für die Rechtsan- 
wendung mit sich. Während die Regelungen für 
Aktiengesellschaften im Aktiengesetz, für Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung im Kapi- 
talerhöhungsgesetz und für Genossenschaften 
und genossenschaftliche Prüfungsverbände im 
Genossenschaftsgesetz ausformuliert sind, wird 
im Versicheixmgsauf Sichtsgesetz für Versiche- 
nmgsvereine auf Gegenseitigkeit auf die Vor- 
schriften des Aktiengesetzes verwiesen. Diese 
Verweisungstechiük führt gelegentlich zu Un- 
klarheiten. — Wenngleich sich auch im vorlie- 
genden Entwurf zur Einsparung von Vorschrif- 
ten Verweisungen nicht vermeiden lassen, so 
versucht der Entwurf doch, ihre Zahl möglichst 
einzuschränken. 

d) Im Rahmen der Behebung dieser Mängel sollen 
obsolete Regelungen beseitigt werden. So sind 
z. B. Vorschriften für die Verschmelzung von 
Kolonialgesellschaften und bergrechüichen 
Gewerkschaften inzwischen überflüssig gewor- 
den. 

2. Auf der anderen Seite hat sich ein nachhaltiges 

Bedürfnis in der Praxis der Unternehmen dafür 

ergeben, einige vorhandene Lücken des Umwand- 
lungsrechts zu schließen, 

a) Dies gilt zunächst für die Eröffnung der 
Umwandlung für Rechtsformen, die bisher gar 
nicht oder nicht allgemein in die abgeschlos- 
sene Zahl (numerus clausus) von Umwand- 
lungsmöglichkeiten aufgenommen waren, ob- 


wohl für ihren Ausschluß außer der historischen 
Entwicklung Gründe nicht ersichtlich sind. Die 
Praxis hat sich häufig mit Hilfslösungen zufrie- 
den geben müssen, die meistens komplizierter, 
zeitraubender und in der Regel auch wesentlich 
kostenaufwendiger sind als die unter II. darge- 
stellten Umwandlungsarten. 

Deshalb sollen für Handelsgesellschaften unter- 
einander gnmdsätzlich alle Arten der Umwand- 
lung eröffnet und für Untemehmensträger in 
anderen Rechtsformen zahlreiche neue Mög- 
lichkeiten geschaffen werden. 

In erster Linie betrifft dies Personenhandelsge- 
sellschaften (offene Handelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften). Bisher ist die Um- 
wandlung für diese Rechtsformen nur in einge- 
schränktem Maße nach dem Umwandlungsge- 
setz möglich. Diese Gesellschaften haben, ins- 
besondere in ihrer Ausgestaltung als GmbH & 
Co., im Wirtschaftsleben immer größere Bedeu- 
tung erlangt. Ihre Umwandlung z. B. in Kapital- 
gesellschaften soll daher zugelassen werden. 
Ebenso soll der umgekehrte Vorgang möglich 
sein. 

Ferner ist seit längerer Zeit ein dringendes 
Bedürfnis geltend gemacht worden, die Um- 
wandlung von Aktiengesellschaften in Genos- 
senschaften als Formwechsel zuzulassen. Nach- 
dem nunmehr der Gesetzgeber seit dem 1. Ja- 
nuar 1986 durch das Bilanzrichtlinien- Gesetz 
eine endgültige und abschließende Regelung 
für die Rechnungslegungspfhcht aller Unter- 
nehmensträger getroffen hat, kann auf dieser 
Wertung auch hier aufgebaut werden, weil die 
Unterschiede in der Strenge dieser Pflichten 
gewollt sind und deshalb nicht mehr als Hinder- 
nis für die Zulassung weiterer Umwandlungs- 
möglichkeiten angesehen werden können. 

Ein Bedürfnis hat sich auch gezeigt, die 
Umwandlung von rechtsfähigen Vereinen in 
Kapitalgesellschaften imd Genossenschaften 
sowie von Stiftungen in Kapitalgesellschaften 
zu ermöglichen. Dieses Bedürfnis ist besonders 
bei den sogenannten Freien Sparkassen hervor- 
getreten, die überwiegend wirtschaftliche Ver- 
eine und Stiftungen sind, weil diesen Kreditin- 
stituten die Möglichkeiten zur Beschaffung von 
Eigenkapital fehlen, die anderen Rechtsformen 
zur Verfügung stehen. — Auch bei wirtschaf fli- 
ehen Vereinen mit besonderen Aufgaben, wie 
z. B. den Postsparvereinen, hat sich ein Bedürf- 
nis für eine f ormwechselnde Umwandlung erge- 
ben. 

Schheßlich hat sich ein Bedürfnis für eine 
Umwandlung auch bei Idealvereinen gezeigt. 
Dies gilt in besonderem Maße für solche Ver- 
eine, die sich im Laufe der Zeit zu einem 
wirtschaftlichen Verein entwickelt haben, die 
sich teilen oder eine nach wirtschaftlichen 
Gixmdsätzen betriebene Abteilung ausgliedem 
möchten, wie dies in der Öffentlichkeit z. B. für 
die Lizenzspielerabteilung eines Fxißballvereins 


73 




Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


nach ausländischen Vorbildern immer häufiger 
erörtert und verlangt wird. 

b) Ein nachhaltiges Bedürfnis hat sich aber auch 
für die Eröffnung neuer Arten der Umwandlung 
ergeben, die im deutschen Gesellschaftsrecht 
bisher nicht oder nur für besondere Fälle vorge- 
sehen sind, nämlich für die drei Arten der 
Spaltung, wie sie oben unter II. 2. dargestellt 
worden sind. 

Der Rechtsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges hat schon im Jahre 1972 in seinem Bericht zu 
dem Vorschlag der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften für eine Dritte gesell- 
schaftsrechtliche Richtlinie betreffend die (in- 
nerstaatliche) Verschmelzung von Aktienge- 
sellschaften (Bundestags-Drucksache VI/3071 
S. 2) bemerkt, der Vorgang der Spaltung passe 
zwar nicht in diese Dritte Richtlinie. Der deut- 
sche Gesetzgeber werde jedoch diesen Fall im 
Auge behalten müssen, weil wegen der prakti- 
schen Bedeutung dieses Vorganges ein Bedürf- 
nis für eine gesetzliche Regelung in naher 
Zukunft durchaus auftreten könne. 

Seit dieser Zeit haben sich in der westdeutschen 
Praxis neben zwei Untemehmensspaltungen 
größeren Ausmaßes zahlreiche Fälle ereignet, 
in denen Unternehmen mit Hilfe juristischer 
Hilfskonstruktionen geteilt worden sind. 

Nach der politischen Wende in der ehemaligen 
DDR ist — wie oben erwähnt — zunächst für 
deren Gebiet die Aufspaltung landwirtschaftli- 
cher Produktionsgenossenschaften gesetzlich 
ermöglicht worden. 

Dem immer häufiger auf getretenen Bedürfnis 
gerade im Bereich der mittelständischen Unter- 
nehmen hat das westdeutsche Steuerrecht nach 
und nach Rechnung getragen. Nachdem schon 
die Spaltung (Realteilung) von Personengesell- 
schaften auf der Gnmdlage höchstrichterlicher 
Rechtsprechung steuemeutral durchgeführt 
werden konnte, ist auch für die Ausgliedenmg 
des Warengeschäfts einer gemischtwirtschaftli- 
chen Genossenschaft durch Erlaß des Finanzmi- 
nisteriums NordrheinWestfalen vom 19. Februar 
1980 (S 1978 b-2-V B 4 — , abgedruckt im 
Betriebsberater 1980 S. 355) im Einvernehmen 
mit den Finanzverwaltungen des Bundes und 
der anderen Länder eine Lösung ermöglicht 
worden. 

Schließlich hat der Bundesminister der Finan- 
zen durch Schreiben vom 9. Januar 1992 
— IV B 7-S 1978-37/91 — (vgl. BStBl. 1 1992, 47) 
im Einvernehmen mit den Finanzverwaltungen 
der Länder eine ertragsteuerliche Begünstigung 
der Spaltung von Körperschaften zugelassen. 

Da jedoch der steuerrechtlich anerkannte Vor- 
gang zivilrechtlich mit zahlreichen Unklarhei- 
ten behaftet ist, hat sich auch aus der Sicht der 
Steuerverwaltung ein Bedürfnis für eine gesell- 
schaftsrechtliche Regelung der Spaltimg er- 
geben, an die alsdann eine steuerrechüiche 
gesetzliche Regelung anknüpfen kann. 


Als Anlässe für solche Spaltungen werden in der 
Untemehmenspraxis und im Schrifttum u. a. 
folgende Fälle angeführt: 

— Schaffung kleinerer, am Markt selbständig 
auftretender Einheiten, insbesondere von 
Tochterunternehmen, als Kooperationspart- 
ner zur Bildung von Gemeinschaftsunter- 
nehmen oder als Vorstufe für eine Teilfusion 
mit anderen Unternehmen, 

— Vorbereitung der Veräußerung von Unter- 
nehmensteilen, vor allem in Sanierungsfäl- 
len oder bei Änderung des Leistungspro- 
gramms eines Unternehmens, 

— Isolienmg von Hafhmgsrisiken, insbeson- 
dere von Risiken bei der Entwicklung neuer 
Produkte, 

— Betriebsaufspaltungen, 

— Umwandlung eines gewerblichen Unterneh- 
mens in eine Holding oder in eine Teilhol- 
ding, 

— Trennung von operativem und nicht be- 
triebsnotwendigem Vermögen, 

— Auseinandersetzung unter Mitinhabern wie 
Aktionärsgruppen oder Familienstämmen, 

— Vorwegnahme oder Vorbereitung von Erb- 
auseinanders etzungen, 

— Einpassung von Teilen einer Konzern- Unter- 
gesellschaft oder eines Teilkonzems in die 
Spartenorganisation der Konzem-Oberge- 
sellschaft, 

— Rückgängigmachung fehlerhafter oder er- 
folgloser Verschmelzungen, 

— Auflösung vollzogener Untemehmenszu- 
sammenschlüsse nach § 24 Abs. 2, 6 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen, 

— Entflechtungsmaßnahmen (vgl. das Haupt- 
gutachten III der Monopolkommission 1978/ 
1979 S. 25 ff., S. 178ff.). 

In allen derartigen Fällen muß die Praxis mit 
gesellschaftsrechtlichen Hilfskonstruktionen 
auskommen, weil das deutsche Zivilrecht beim 
Übergang von Rechten und Verbindlichkeiten 
von der Einzelrechtsnachfolge ausgeht (vgl. die 
§§ 398ff., 873ff., 925, 929ff. BGB) und die 
Gesamtrechtsnachfolge oder Sonderrechts- 
nachfolge nur zuläßt, wenn das Gesetz sie 
ausdrücklich vorsieht (vgl. § 1922 BGB, § 346 
Abs. 3 Satz 1 AktG, § 25 Abs. 2 Satz 1 KapErhG, 
§§ 5, 55 Abs. 1 Satz 2 UmwG). Da beim Über- 
gang von Verbindlichkeiten für den Wechsel 
des Schuldners jeweils die Zustimmung des 
Gläubigers erforderlich ist (vgl. §§ 414 ff. BGB), 
können wirtschafüich notwendige Umwandlun- 
gen und damit auch Spaltungen scheitern. Dies 
gilt in verstärktem Maße für Unternehmen mit 
einer großen Zahl von Gläubigem, insbeson- 
dere also für Kreditinstitute und Versicherungs- 
Unternehmen. Hier kann nur die Zulassung der 
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Spaltung im Wege der Sonderrechtsnachfolge 
Abhüfe schaffen. 

Die Einfühlung eines solchen Rechtsinstituts in 
das deutsche Gesellschaftsrecht drängt sich 
aber auch aus der Sicht der Rechtsvergleichung 
auf. Andere Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft wie Frankreich und das Verei- 
nigte Königreich Großbritannien und Nordir- 
land haben bereits entsprechende Regelungen. 
Die Europäische Gemeinschaft hat mit der Sech- 
sten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie vom 
17. Dezember 1982 betreffend die Spaltung von 
Aktiengesellschaften (Richtlinie 82/891/EWG 
— Amtsblatt der EG Nr. L 378 vom 31. Dezem- 
ber 1982 S, 47 ff.) dieser Erscheinung des Wirt- 
schaftslebens für die (innerstaatliche) Aufspal- 
tung von Aktiengesellschaften bereits Rech- 
nung getragen, wenn auch die Mitgliedstaaten 
nicht zu einer Regelung verpflichtet. Es ist aber 
zu erwarten, daß weitere Mitgliedstaaten derar- 
tige Regelungen erlassen werden, soweit sie 
nicht schon Vorschriften haben. Deshalb sollen 
nunmehr auch den Trägem deutscher Unter- 
nehmen die notwendigen Mittel des Gesell- 
schaftsrechts zur Verfügung gestellt werden, 
um ihre rechtlichen Strukturen allen Erforder- 
nissen des Wirtschaftslebens anpassen zu kön- 
nen. 

Schließlich spricht für die Einführung einer 
umfassenden Spaltungsregelung der Gesichts- 
punkt, daß den Möglichkeiten der Konzentra- 
tion von Unternehmen durch Vereinigung von 
Rechtsträgern auch Möglichkeiten einer freiwil- 
ligen, auf Entscheidungen der Anteilsinhaber 
beruhenden Dekonzentration gegenüberstehen 
sollten. 

Der Entwurf schlägt deshalb vor, die oben 
unter II. 2. dargestellten drei Arten der Spaltung 
(Aufspaltung, Abspaltung, Ausgliederung) in 
das deutsche Recht einzuführen. 

c) Insgesamt sollen gegenüber 44 schon jetzt 
bestehenden Möglichkeiten der Umwand- 
lung 75 neue eröffnet werden, imd zwar bei der 
Verschmelzung 19, bei der Spaltung 34, bei der 
Vermögensübertragung 12 und beim Form- 
wechsel 10. 


IV. 

Ein hoher Prozentsatz der Umwandlungen findet 
innerhalb von Unternehmensverbindungen statt. Der 
Entwurf trägt dem Rechnung, indem er solche 
Umwandlimgen einerseits erleichtert (vgl. z. B. § 5 
Abs. 2, § 8 Abs. 3, § 9 Abs. 3 sowie die ihnen entspre- 
chenden Vorschriften in den anderen Büchern), ande- 
rerseits zusätzliche Unterrichtungspflichten festlegt 
(vgl. z. B. § 8 Abs. 1 Satz 3 und 4). 

Dagegen soll im gegenwärtigen Zeitpunkt darauf 
verzichtet werden, besondere Regeln für den Minder- 
heitenschutz bei Umwandlimgen in Untemehmens- 
verbüidimgen zu schaffen. Die Entwicklung in Recht- 


sprechung und Schrifttum ist im Fluß, jedoch noch 
nicht soweit gediehen, daß sich bereits für diesen 
besonderen Fragenkreis des Konzemxechts eine 
abschließende Regelung treffen ließe, die insbeson- 
dere auch den sogenannten faktischen Konzern erfas- 
sen würde. Eine solche Teilregelung kann erst getrof- 
fen werden, wenn eine allgemeine Lösung für die im 
Konzemrecht auftretenden Fragen gefunden worden 
ist. 


V. 

Im Bereich der Sozialpolitik ergeben sich bei 

Umwandlungen vier Fragenkreise. 

1. a) Die Mitbestimmung im Unternehmen, d. h. die 
Beteiligung der Arbeitnehmer in den Leitungs- 
und Aufsichtsorganen von Unternehmen, die im 
Betriebsverfassungsgesetz 1952, im Mitbestim- 
mungsgesetz 1976, im Montanmitbestim- 
mungsgesetz und im Mitbestimmungsergän- 
zungsgesetz geregelt ist, soll durch das neue 
Umwandlungsgesetz nicht geändert werden. 
Die einschlägigen Vorschriften dieser Gesetze 
werden durch Artikel 12 des Entwurfs lediglich 
auf die neu eröffneten Möglichkeiten der 
Umwandlung ausgedehnt. Formal hat der 
Gesetzentwurf also keine Folgen für die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer in den Untemeh- 
mensorganen. 

b) Zu einer mittelbaren Beeinträchtigung der Mit- 
bestimmungsrechte von Arbeitnehmern im Auf- 
sichtsrat eines Untemehmensträgers könnte es 
allerdings in Einzelfällen bei Arten der 
Umwandlung kommen, die bisher im Umwand- 
lungsrecht nicht vorgesehen sind oder in denen 
die Umwandlung gegenüber dem geltenden 
Recht erleichtert wird. 

Zur ersten Gruppe gehört die Verschmelzung 
von Kapitalgesellschaften mit Personenhan- 
delsgesellschaften und Genossenschaften. 
Übernimmt eine offene Handelsgesellschaft 
oder eine Kommanditgesellschaft im Wege der 
Verschmelzung eine Aktiengesellschaft, eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, so ent- 
fällt der Aufsichtsrat dieser Kapitalgesellschaf- 
ten und mit ihm die Vertretung der Arbeitneh- 
mer, sofern bei dem übertragenden Rechtsträ- 
ger ein Aufsichtsrat mit Vertretern der Arbeit- 
nehmer gesetzlich vorgesehen ist. Entsprechen- 
des gilt für eine so gestaltete Verschmelzimg 
durch Neugründung. 

Vergleichbares trifft zu für den Wechsel der 
Rechtsform von einer Kapitalgesellschaft in eine 
Personenhandelsgesellschaft. 

Wird eine GmbH oder eine Genossenschaft von 
Aktiengesellschaften oder Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien durch Verschmelzung neu 
gegründet imd hat der übernehmende oder 
neue Rechtsträger nach der Verschmelzung 
weniger als 500 Arbeitnehmer, so entfällt die 
Mitbestimmung ebenfalls. 
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Bei den drei Arten der Spaltung können die für 
die Mitbestimmung entscheidenden Grenzen 
der Arbeitnehmerzahl — 500 oder 2 000 Arbeit- 
nehmer — durch die Teilimg imterschritten 
werden, so daß es zum Wegfall der Mitbestim- 
mung oder zu einer geringeren Vertretung im 
Aufsichtsrat eines Rechtsträgers kommt, wenn- 
gleich dies für die Anwendimg des Mitbestim- 
mungsgesetzes 1976 wegen der Zurechnimg 
der Arbeitnehmer von Tochterunternehmen auf 
Grund der Konzemklausel in § 5 dieses Geset- 
zes nur selten Bedeutung haben wird. 

Die zweite Gruppe der Fälle — Erleichterung 
bestehender Umwandlimgsmöglichkeiten — 
betrifft die Verschmelzimg einer Aktiengesell- 
schaft mit einer GmbH und den Formwechsel 
„AG in GmbH", bei denen die Erfordernisse für 
die Mehrheit bei der Beschlußfassimg herabge- 
setzt werden sollen. Hat die GmbH nach der 
Umwandlung weniger als 500 Arbeitnehmer, so 
kann auch hier die Mitbestimmung entfallen. 

Allen diesen Fällen ist gemeinsam, daß die 
Beeinträchtigung der Mitbestimmung nur eine 
mittelbare ist und daß es auf die Ausgestaltung 
des einzelnen Falles ankommt. 

Die erste Gruppe der Fälle ist im wesentlichen 
nur eine Erweiterung bereits bestehender Mög- 
lichkeiten. In Konzernen können nach dem 
Umwandlungsgesetz schon jetzt Kapitalgesell- 
schaften von Personenhandelsgesellschaften 
aufgenommen werden. Der Entwurf erweitert 
diese Möglichkeit auf Rechtsträger, die nicht 
voneinander abhängig sind. Damit sollen im 
Interesse der Gleichbehandlung der Rechtsträ- 
ger die Erleichterungen, die für Umstrukturie- 
rungen im Konzern gelten, auch selbständigen 
Rechtsträgern eröffnet werden. — Die Möglich- 
keit der Verschmelzung einer AG auf eine 
Genossenschaft oder durch Neugründung einer 
Genossenschaft unter Beteiligung einer über- 
tragenden AG oder KGaA ist ein Sonderfall, der 
nicht häufig sein dürfte, für den sich jedoch in 
der Praxis gelegentlich ein Bedürfnis gezeigt 
hat. Die Umwandlung einer GmbH in eine 
Genossenschaft ist wegen der für beide gelten- 
den Grenze der Zahl von 500 Arbeitnehmern 
ohnehin mitbestimmungsneutral. 

Der Formwechsel „Kapitalgesellschaft in Perso- 
nenhandelsgesellschaft" ist als errichtende Um- 
wandlimg nach dem Umwandlungsgesetz mög- 
lich; es werden lediglich die Voraussetzungen 
für die Beschlußfassung erleichtert und die 
rechtliche Konstruktion verändert. 

Die Verschmelzung einer Aktiengesellschaft im 
Wege der Aufnahme durch eine GmbH wird nur 
selten dazu führen, daß die übernehmende 
GmbH weniger als 500 Arbeitnehmer hat. 

Die Spaltung wird, wenn sie von Rechtsträgern 
im Wege der Einzelübertragung von Rechten 
imd der Einzelübemahme von Verbindlichkei- 
ten durchgeführt wird, schon jetzt steuerlich wie 
eine Verschmelzung begünstigt. Damit ist aber 


der entscheidende Anreiz für Untemehmenstei- 
limgen bereits gegeben; die gesellschaftsrecht- 
liche Zulassung schafft nur die erforderliche 
rechtliche Klarheit für diese Vorgänge. 

Für die zweite Fallgruppe — Erleichterung 
bereits bestehender Umwandlimgsmöglichkei- 
ten — gilt ebenfalls die Erwägung, daß auch 
voneinander unabhängigen Kapitalgesellschaf- 
ten die Möglichkeiten eröffnet werden sollen, 
die bei einer hohen Beteiligung an der übertra- 
genden oder formwechselnden Aktiengesell- 
schaft, also innerhalb von Konzernen, bereits 
bestehen. 

Diesen Fallgestaltungen, die mittelbar zu einer 
Minderung der Mitwirkungsrechte von Arbeit- 
nehmern führen können, stehen zahlreiche 
neue Umwandlungsmöglichkeiten gegenüber, 
die zu einer Einführung der Mitbestimmung 
oder zu einem Mehr an Mitbestimmung für die 
Arbeitnehmer der beteiligten Untemehmens- 
träger führen. 

Hier sind zunächst die sich ständig häufenden 
Fälle des sogenannten „going public" zu nen- 
nen, in denen ein Unternehmen sich von der 
Rechtsform der PersonenhandelsgeseUschaft 
über die GmbH bis zur — letztlich börsennotier- 
ten — Aktiengesellschaft wandelt. Ferner ist an 
die Aufnahme von Personenhandelsgesell- 
schaften sowie nicht mitbestimmter GmbH oder 
Genossenschaften durch AG oder Komman- 
ditAG zu denken. Die ebenfalls neu eröffnete 
Verschmelzimg solcher GmbH und Genossen- 
schaften kann dazu führen, daß die Zahl der 
Arbeitnehmer die Grenze von 500 oder 2 000 
überschreitet. 

Hinzu treten die Umwandlungen von nicht 
mitbestimmten Vereinen und Stiftungen in mit- 
bestimmte Kapitalgesellschaften oder Genos- 
senschaften. 

Unter Abwägung der möglichen mittelbaren 
Folgen einer Umwandlung bei einer nicht 
abstrakten, sondern auf den einzelnen Unter- 
nehmensträger bezogenen Betrachtung wird 
vorgeschlagen, diese Folgen sowohl bei nütbe- 
stimmungsmindemdem als auch bei mitbestim- 
mungsmehrendem Ergebnis im Einzelfall hin- 
zunehmen. Diese im Einzelfall möglichen mit- 
telbaren Folgen dürfen schon aus gesamtwirt- 
schaftlichem Interesse nicht dazu führen, daß 
deutschen Unternehmen und Unternehmens- 
Verbindungen die bestmögliche Gestaltung 
ihrer Struktur nach wirtschaftlichen Notwen- 
digkeitenverwehrt bleibt, obwohl diese Gestal- 
timgsmöglichkeiten den Unternehmen anderer 
Staaten, insbesondere der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft, zur Verfügung 
stehen. 

c) Von besonderen gesetzlichen Regelungen über 
die Bildung und Zusammensetzung des Auf- 
sichtsrats bei Rechtsträgern, die von einer 
Umstrukturierung betroffen werden, sieht der 
Entwurf aus folgenden Gründen ab: 
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Zur Sicherung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats einer Ak- 
tiengesellschaft sehen die §§97 bis 99 AktG vor, 
daß es der Vorstand in den Gesellschaf tsblättem 
und gleichzeitig durch Aushang in sämtlichen 
Betrieben der Gesellschaft und ihrer Konzem- 
untemehmen bekanntmachen muß, wenn die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats nach An- 
sicht des Vorstands nicht mehr den maßgeben- 
den gesetzlichen Vorschriften entspricht; bei 
Streitigkeiten hierüber ist ein gerichtliches Ver- 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgese- 
hen. Eine entsprechende Regelung findet sich 
für Kommanditgesellschaften auf Aktien über 
§ 278 Abs. 3 AktG, für Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und bergrechtliche Ge- 
werkschaften in § 27 des Einfühnmgsgesetzes 
zum AktG, für Genossenschaften in § 77 Abs. 3 
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 
und für Versicherungsvereine auf Gegenseitig- 
keit über § 35 Abs. 3 VAG. 

Da bei einer Umwandlung durch Wechsel der 
Rechtsform die Möglichkeit besteht, daß sich 
die Zusammensetzung des Aufsichtsrats ändert, 
enthält das geltende Recht in den §§ 363, 366, 
370, 377, 384, 385f, 385m, 386, 389, 393 AktG 
besondere Vorschriften für eine Bekanntma- 
chung über die Zusammensetzung des Auf- 
sichtsrats. Für die Verschmelzung einer Aktien- 
gesellschaft mit einer GmbH enthält § 33 Abs. 3 
des Kapitalerhöhungsgesetzes in Verbindung 
mit § 370 AktG eine vergleichbare Regelung, 
während das Gesetz im umgekehrten Fall (Ver- 
schmelzung einer GmbH mit einer AG, vgl. 
§ 355 AktG) schweigt, obwohl sich die Frage in 
ähnlicher Weise stellt. Die genannten Regelun- 
gen sind allerdings nur als unvollkommene 
Normen (leges imperfectae) ausgestaltet. Schon 
für diese konstruktiv verhältnismäßig einfachen 
Fälle der formwechselnden Umwandlung und 
der Verschmelzung entstehen jedoch aus den 
genannten Sondervorschriften mehr Probleme, 
als sie zu lösen in der Lage sind. Dies beruht 
nicht zuletzt darauf, daß diese Vorschriften auf 
dem Stande der Mitbestimmungsregelungen 
von 1965 aufbauen, während zu den damaligen 
Mitbestimmungsmodellen inzwischen die Mit- 
bestimmung nach dem Mitbestimmungsgesetz 
1976 hinzugetreten ist. 

In allen Fällen kann sich aus den genannten 
Vorschriften ergeben, daß zunächst ein Auf- 
sichtsrat gebildet und in bestimmter Weise 
zusammengesetzt werden muß, daß dieser Auf- 
sichtsrat aber nach Abschluß eines nachgehol- 
ten Bekanntmachungsverfahrens oder nach 
gerichtlicher Klänmg wieder entfällt oder 
anders zusammenzusetzen ist. Die genannten 
besonderen Verfahren wären aber nur hilfreich, 
wenn sie sicherstellen würden, daß der Auf- 
sichtsrat des umgewandelten Rechtsträgers von 
vornherein entsprechend dem materiellen 
Recht richtig gebildet und zusammengesetzt 
wird. Dies vermögen diese Verfahren jedoch 
schon nach geltendem Recht nicht zu leisten. 


Der Sirm dieser besonderen Verfahren vrird 
unter anderem darin gesehen, im Zuge der 
Umwandlung generell eine Überprüfung der 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats zu erzwin- 
gen. Wenn es jedoch nach den allgemeinen 
Vorschriften (vgl. §96 Abs. 2, §§97 ff. AktG) 
ausschließlich den interessierten Beteiligten 
- überlassen wird, bei Veränderung der Um- 
stände die danach materiell richtige Bildung 
oder Zusammensetzung des Aufsichtsrats zu 
betreiben, so ist es nur folgerichtig, die Initiative 
für die richtige Bildung oder Zusammensetzung 
eines Aufsichtsrats aufgrund der allgemeinen 
Regelungen den interessierten Beteiligten auch 
bei einer Umwandlung zu überlassen. Betrof- 
fene Rechtsträger, Gewerkschaften und Arbeit- 
nehmer sind im übrigen inzwischen mit den 
Mitbestimmungsgesetzen so vertraut, daß es 
nicht mehr eines besonderen gesetzlichen 
Anstoßes zur Überprüfung der Zusammenset- 
zung des Aufsichtsrats bedarf. 

In allen neuen Fällen kann über das geltende 
Recht hinaus die Bildung oder Zusammenset- 
zung eines Aufsichtsrats bei übertragenden, 
übernehmenden, neuen oder bei Rechtsträgern 
neuer Rechtsform in Frage stehen. Besondere 
Vorschriften, die eine Bildung oder Zusammen- 
setzung eines Aufsichtsrats im Zusammenhang 
mit der Umwandlung gewährleisten, sind 
jedoch auch für diese neuen Möglichkeiten 
einer Umstrukturieiung weder erforderlich, 
noch wären sie hilfreich. 

Wenn bei bereits mitbestimmten übertragenden 
Rechtsträgern, soweit sie bei der Umwandlung 
bestehen bleiben, fraglich wird, ob und wie sie 
nach anderen als den bisher angewandten Vor- 
schriften einer Mitbestimmung unterliegen, 
kann dies in den Verfahren geklärt werden, die 
allgemein bei Veränderung der Umstände zur 
Verfügung stehen. Gleiches gilt für eine etwa 
erforderliche Bildung oder Änderung der 
Zusammensetzung eines Aufsichtsrats bei über- 
nehmenden Rechtsträgern. Bei neuen Rechts- 
trägern unterliegt die Gründung den allgemei- 
nen Gründungsvorschriften, durch die — wie 
auch sonst bei einer Sachgründung mit Einbrin- 
gung eines Unternehmens — beantwortet vrird, 
ob und gegebenenfalls wie ein Aufsichtsrat zu 
bilden und zusammenzusetzen ist (für die AG 
vgl. § 31 AktG). Bei Rechtsträgern neuer 
Rechtsformen entscheiden zunächst die für die 
neue Rechtsform geltenden Organisationsrege- 
lungen darüber, ob überhaupt ein Aufsichtsrat 
gebildet werden muß. Sofern er für die in Frage 
stehende Rechtsform stets zu bilden ist, kann, 
wenn eine Zusammensetzung auch mit Auf- 
sichtsratsmitgliedem der Arbeitnehmer in 
Frage steht, in den allgemeinen Verfahren nach 
den §§97 ff. AktG entschieden werden, wie der 
Aufsichtsrat zusammenzusetzen ist. Gleiches 
gilt, wenn die Pflicht zur Bildung eines Auf- 
sichtsrats nicht allein von der Rechtsform des 
Untemehmensträgers, sondern darüber hinaus 
von bestimmten weiteren Voraussetzungen, so 
der Zahl der Arbeitnehmer, abhängt. In diesen 
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Fällen kann nicht nur die Zusammensetzung 
des Aufsichtsrats, sondern auch die Pflicht zur 
Bildung des Aufsichtsrats selbst nach den allge- 
meinen Regeln der §§ 97 ff. AktG geklärt wer- 
den. 

Bei diesen allgemeinen Regeln soll es auch 
deshalb verbleiben, weil für die im Entwurf 
vorgesehenen bereits bestehenden und zahlrei- 
chen neuen Möglichkeiten der Umstrukturie- 
nmg im Hinblick auf die vielfältigen und imter- 
schiedlichen Mitbestinummgsregelimgen eine 
den §§ 363, 366, 370, 377, 384, 385 f, 385m, 386, 
389, 393 AktG, § 33 Abs. 3 KapErhG entspre- 
chende Sonderregelung einerseits nur schwer 
auf eine einheitliche, gemeinsam für alle 
Umstrukturierungsmöglichkeiten geltende Re- 
gelimg eingegrenzt werden könnte und ande- 
rerseits je auf die verschiedenen Umstrukturie- 
rungsmöglichkeiten bezogene Einzelregelun- 
gen einen unverhältnismäßig großen Rege- 
limgsaufwand erfordern würden, ohne den 
ohnehin begrenzten Nutzen dieser Regelungen 
vermehren zu können. 

Mit dieser Lösung soll ein weiterer Beitrag zur 
Rechtsbereinigung geleistet werden. 

Für die Amtsdauer von Auf sichtsratsmitgliedem 
im Falle des Formwechsels enthält der Entwurf 
eine Übergangsvorschrift. 

2. Im Bereich des Betriebsverfassungsrechts soll 
zunächst die rechtzeitige Unterrichtimg der 
zuständigen Arbeitnehmervertretimgen sicherge- 
stellt werden (vgl. Artikel 1 §§ 5, 126 imd 194 sowie 
Artikel 13). Im übrigen haben sich bisher im Recht 
der Umwandlung keine Schwierigkeiten ergeben, 
weil es bei den bisherigen Möglichkeiten nicht zu 
einer Zerschlagimg von Betrieben kommen kann. 
Dies kann sich jedoch durch die Einführung der 
neuen Rechtsinstitute der Spaltimg und Teilüber- 
tragung nach dem Dritten imd Vierten Buch des 
Umwandlungsgesetzes ändern. Nach dem Vorbild 
des „kleinen Spaltungsgesetzes" vom 5. April 1991 
sieht der Entwurf deshalb zum einen in Artikel 1 
§ 321 ein Übergangsmandat für den Betriebsrat 
vor. Daneben soll nach einer Spaltung oder Teil- 
übertragimg die gemeinsame Führung eines 
gespaltenen Betriebes sowie die kündigungsrecht- 
liche Stellung der Arbeitnehmer eine ausdrückli- 
che Regelung erhalten (vgl. Artikel 1 §§ 322 
und 323). 

3. Umwandlimgen, insbesondere Spaltimgen, kön- 
nen gelegentlich zu Folgen im Tarifvertragsrecht 
führen, die für die betroffenen Arbeitnehmer 
ungünstig sind. Zu denken ist auch an den Fall, daß 
durch Abspaltung oder Ausgliederung eines 
Betriebes oder Betriebsteils dessen Arbeitnehmer 
unter den Geltimgsbereich eines anderen Tarifver- 
trages fallen, so z. B. bei der Ausgliederung eines 
Restaurationsbetriebes aus einem Kaufhausbe- 
trieb. 

Diese FäUe werden einmal durch die imter V. 2. 
erwähnte Verbesserung der Informationsrechte 


und durch das Übergangsmandat des Betriebsrats 
erfaßt; damit wird eine Vertretung der betroffenen 
Arbeitnehmerinteressen sichergestellt. 

Zum anderen vollziehen sich derartige Vorgänge 
schon heute im Wege der Ausgründimg durch 
Einzelübertragimg; sie können auch in Zukunft auf 
diese Weise durchgeführt werden. 

Im übrigen wird die Weitergeltung von Tarifverträ- 
gen durch § 613 a Abs. 1 Satz 2 BGB geregelt. 

Der Entwurf sieht deshalb davon ab, eine Ände- 
rung des Tarifvertragsrechts vorzuschlagen. 

4. Für das Recht des einzelnen Arbeitsverhältnisses 
gilt § 613 a BGB (vgl. Artikel 1 § 132 sowie die 
Begründung zu Artikel 1 § 126 Abs. 1 Nr. 9 und 
§ 132), der im übrigen lediglich einer formalen 
Änderung bedarf (vgl. Artikel 2). 


VI. 

Zur Beremigimg des Umwandlimgsrechts löst der 
EntYnirf die Regelungen aus den jeweils im wesentli- 
chen auf eine Rechtsform bezogenen Sondergesetzen 
(AktG, KapErhG, GenG, VAG) heraus und faßt die 
zum Teil sehr langen Paragraphen in einer Neufas- 
simg des Umwandlungsgesetzes rechtsformübergrei- 
fend zusammen (Artikel 1 des Entwurfs). Damit wer- 
den in diesen Spezialgesetzen auch zahlreiche später 
eingefügte „a-Paragraphen" überflüssig. Das Kapital- 
erhöhungsgesetz soll gänzlich beseitigt, sein Ver- 
schmelzimgsteil in das Umwandlungsgesetz, sein 
Kapitalerhöhungsteil in das GmbH-Gesetz eingestellt 
werden. Mit diesen Maßnahmen wird in erheblichem 
Maße zur Bereinigung der Gesetzeslage beigetragen. 
Die erforderlichen Anpassungen der betroffenen Ge- 
setze sind in den Artikeln 2 bis 8 des Entwurfs 
enthalten. 

Die Sonderregelimgen für landwirtschaftliche Pro- 
duktionsgenossenschaften sind am 31. Dezember 
1991 außer Kraft getreten; die Vorschriften für die von 
der Treuhandanstalt verwalteten Kapitalgesellschaf- 
ten nach dem Gesetz vom 5. April 1991 sollen dagegen 
bestehen bleiben, weil sie für eine Übergangszeit 
noch benötigt werden. 

Redaktionell bemüht sich der Entwurf darum, die 
einzelnen Vorschriften kürzer zu fassen und moderner 
zu formulieren, sofern nicht der technische Charakter 
einer Vorschrift diesem Bemühen Grenzen zieht. Sehr 
lange Vorschriften, so z. B. § 353 AktG mit neim 
Absätzen, werden aufgeteilt. Damit soll die Lesbarkeit 
des Gesetzes verbessert werden, ein Ziel, dem bei 
einer so speziellen Rechtsmaterie wie dem Umwand- 
limgsrecht besondere Aufmerksamkeit zu widmen 
ist. 

Zur besseren Übersichtlichkeit imd Anwendbarkeit 
der Umwandlungsvorschriften werden für jede Um- 
wandlungsart zunächst die allen Rechtsformen ge- 
meinsamen Vorschriften in einem Allgemeinen Teil 
zusammengefaßt, während die abweichenden oder 
ergänzenden Bestimmungen, die nur einzelne Rechts- 
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formen betreffen, jeweils in einem Besonderen Teil 
enthalten sind. Diese Rechtstechnik hat bei einem 
Vorgang, an dem Rechtsträger verschiedener Rechts- 
formen beteiligt sind, zur Folge, daß neben den 
Vorschriften des Allgemeinen Teils die für jede Rechts- 
form geltenden Bestimmungen des Besonderen Teüs 
nebeneinander anzuwenden sind. Durch diese „Bau- 
kasten "-Technik werden ansonsten aufwendigere 
Regelungen für Vorgänge unter Beteiligung von 
Rechtsträgern verschiedener Rechtsformen vermie- 
den; hierdurch konnte der Entwurf gegenüber dem 
bislang geltenden Recht vereinfacht werden. 

Der Regienmgsentwurf ist bereits durch einen vom 
Bundesministerium der Justiz am 3, August 1988 der 
Öffentlichkeit vorgelegten „Diskussionsentwurf eines 
Gesetzes zur Bereinigung des Umwandlungsrechts" 
sowie den Referentenentwurf gleichen Titels vom 
15. April 1992 vorbereitet worden. Beide Entwürfe 
sind bei den beteiligten Kreisen imd in der Rechtswis- 
senschaft eingehend erörtert worden. Sie haben in 
ihren Grundzügen imd den meisten Einzelregelungen 
nahezu einmütige Zustimmimg gefunden. Die zu 
ihnen vorgebrachten Verbessenmgsvorschläge ins- 
besondere der Untemehmenspraxis sind weitgehend 
berücksichtigt worden. Einzelne Abschnitte des Dis- 
kussionsentwurfs haben bei den gesetzgeberischen 
Arbeiten nach der Wende in der ehemaligen DDR als 
Vorbild gedient (so insbesondere bei der Umwand- 
lung der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen- 
schaften) oder zu notwendigen Teüregelungen bei 
der Umgestaltung der staatseigenen Wirtschaft ge- 
führt (so das „kleine Spaltimgsgesetz" vom 5. April 
1991). Der jetzige Entwurf berücksichtigt auch die 
dabei gemachten Erfahrungen. 

VII. 

Bund und Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Durch die 
Eintragung neu eröffneter Formen der Umwandlung 
von Rechtsträgern in öffentliche Register kann es zu 
zusätzlichem Personal- und Sachaufwand für die 
Haushalte der Länder kommen. Dieser Aufwand 
dürfte jedoch nicht allzu groß sein, da Unternehmens- 
Umwandlungen keine alltäglichen Vorgänge sind. Für 
die Tätigkeit der Gerichte und Behörden werden die 
schon jetzt für Umwandlungen vorgesehenen Gebüh- 
ren erhoben. Der Umfang dieser zusätzlichen Gebüh- 
ren dürfte, gemessen an den Gesamtkosten der ein- 
zelnen Umwandlung, jedoch nicht so erheblich sein, 
daß Auswirkimgen auf Einzelpreise und das Preisni- 
veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, da- 
von zu erwarten sind. 

Sofern zusätzliche Aufwendungen insbesondere in 
den neu eröffneten Fällen der Umwandlimg für Beur- 
kimdimgen durch Notare oder für Prüfimgen durch 
Sachverständige erforderlich werden, können diese 
Kosten erheblich sein. Insofern sind Auswirkimgen 
auf Einzelpreise und das Verbraucherpreisniveau 
nicht auszuschließen; sie lassen sich aber im voraus 
nicht bestimmen. Auswirkungen auf das Preisniveau 
sind dagegen vom Umfang her nicht zu erwarten. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Änderung des 
Umwandlungsgesetzes 

Durch Artikel 1 wird das Umwandlungsgesetz vom 
6. November 1969 inhaltlich neu gestaltet und insge- 
samt neu gefaßt. Nach dem alle Umwandlungsarten 
betreffenden Ersten Buch werden in den folgenden 
vier Büchern Verschmelzung, Spaltung (als Aufspal- 
tung, Abspaltung und Ausgliederung), Vermögens- 
übertragung und Rechtsformwechsel geregelt, und 
zwar soweit möglich jeweils mit einem Allgemeinen 
Teil und einem Besonderen Teü, der besondere Vor- 
schriften für die betroffenen Untemehmensformen 
enthält. Das Sechste Buch regelt ein Verfahren zur 
Entschädigung von Anteüsinhabem betroffener 
Rechtsträger (sogenanntes Spruchverfahren). Das 
Siebente Buch betrifft Sanktionen gegen Gesetzes- 
verstöße. Das Achte Buch faßt die erforderlichen 
Übergangsvorschriften imd die Schlußbestimmungen 
zusammen. 

Innerhalb des Zweiten bis Fünften Buches wird in dem 
jeweiligen Besonderen Teil der Aufbau eingehalten, 
dem auch das Büanzrichtlinien-Gesetz gefolgt ist: Es 
wird mit der Umwandlung der einfacher strukturier- 
ten Rechtsträger wie der offenen Handelsgesellschaft 
und der Kommanditgesellschaft begonnen, die weni- 
ger strenge Regeln erfordern als die Umwandlung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, von Aktien- 
gesellschaften und von Kommanditgesellschaften auf 
Aktien. 

Hieran schließen sich jeweils Vorschriften über die 
Umwandlung von Genossenschaften und von Verei- 
nen und deren Spezialformen an. Ein Aufbau dieser 
Art ist anläßlich der dritten Lesung des Bilanzrichtli- 
nien-Gesetzes im Deutschen Bundestag von den Spre- 
chern der an den Ausschußberatungen seinerzeit 
besonders beteiligten drei Fraktionen des Deutschen 
Bundestages als wünschenswert hervorgehoben wor- 
den. 

In sachlicher Hinsicht geht der Entwurf von der 
Eigenverantwortlichkeit der Anteüsinhaber, also der 
Gesellschafter, Aktionäre, Genossen und Mitglieder 
der beteiligten Rechtsträger, aus. Er imterwirft jeden 
Umwandlungsvorgang ihrer freien Entscheidung. 
Staatliche Aufsicht und behördliche Genehmigimgen 
werden auf das imvermeidliche Maß beschränkt. Die 
Meinungsbildung der Anteilsinhaber wird durch 
umfassende Unterrichtungs- und Aufklärungspflich- 
ten der Unternehmensleitungen erleichtert. Soweit 
erforderlich, müssen der Umwandlungsvorgang und 
seine Folgen für die Anteilsinhaber von unabhängi- 
gen Sachverständigen beurteilt werden. Nachteüe 
einer Umwandlung können in einem gerichtlichen 
Verfahren ausgeglichen werden. In bestimmten Fäl- 
len wird dieser Schutz durch Austrittsrechte und 
Ausgleichsansprüche der betroffenen Minderheitsge- 
sellschafter ergänzt. 

Diese umfassenden Schutzmaßnahmen ermöglichen 
es auf der anderen Seite, einmal wirksam gewordene 
Umwandlungen davor zu sichern, daß sie rückgängig 
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gemacht werden. Damit wird die erforderliche Rechts- 
sicherheit für die Untemehmenspolitik und den 
Rechtsverkehr gewährleistet. 

Der Entwurf setzt die Geltimg der zivil- imd gesell- 
schaftsrechtlichen Gesetze, welche die verschiedenen 
Rechtsformen der Untemehmensträger regeln, vor- 
aus. Die Vorschriften des Entwurfs stehen daher in 
diesem System der Organisationsnormen. Der Ent- 
wurf bemüht sich darum, diese Normen möglichst 
wenig und nur dort anzutasten, wo die besonderen 
Erforderrüsse der verschiedenen Umwandlungsvor- 
gänge dies imumgänglich machen oder geboten er- 
scheinen lassen. 

Zum Ersten Buch — Möglichkeiten 
von Umwandlungen 

Das Erste Buch regelt grundlegend, inwieweit 
Umwandlimgen von Rechtsträgern überhaupt mög- 
lich sind. 


Zu§l 

Die Vorschrift zählt in Absatz 1 die verschiedenen 
Arten der Umwandlung auf, die nach diesem Gesetz 
möglich sind. 

Die Beschränkimg der UmwandlimgsmÖglichkeiten 
auf Rechtsträger mit Sitz im Inland entspricht in fast 
allen Fällen dem geltenden Recht. Angesichts der 
Bemühungen der Europäischen Gemeinschaften um 
eine Regelung grenzüberschreitender Vorgänge, ins- 
besondere der internationalen Fusion, sollte eine 
Regelung dieses Komplexes zurückgestellt werden. 
Überdies würde die Ausdehnung des Gesetzes auf 
internationale Fälle politisch wie rechtstechnisch 
erhebliche Probleme aufwerfen. 

Entsprechend dem im Gesellschaftsrecht geltenden 
Typenzwang ist die Aufzählimg der Umwandlungsar- 
ten abschließend; andere Arten der Umwandlimg sind 
nur dann zulässig, wenn sie in anderen Bundes- oder 
Landesgesetzen zugelassen oder angeordnet sind 
(Absatz 2). 

Dieser schon bisher bestehende geschlossene Kreis 
(numerus clausus) der Umwandlungsmöglichkeiten 
betrifft nur die in diesem Gesetz definierten Arten der 
Umwandlung, wie der Wortlaut des Absatzes 2 aus- 
drücklich hervorhebt. Bisher schon bestehende an- 
dere Methoden, die Struktur eines Untemehmensträ- 
gers zu verändern, wie z. B. die Anwachsung nach 
§ 105 Abs. 2 HGB in Verbindung mit § 738 BGB oder 
andere Arten der Umstrukturierung öffentlich- rechtii- 
cher Anstalten, wie die Verschmelzung von Sparkas- 
sen aufgrund Landesrechts, bleiben erhalten. 

Die von dem neuen Umwandlimgsgesetz eröffneten 
Möglichkeiten der Umwandlung in allen ihren For- 
men treten also neben die nach allgemeinem Zivil- 
imd Handelsrecht schon jetzt möglichen Methoden, 
die Vereinigung, Realteilung oder Umgründung von 
Rechtsträgern durchzuführen. Die zwingenden Vor- 
schriften des Umwandlimgsgesetzes müssen dem- 


nach nur daim beachtet werden, wenn sich die betei- 
ligten Rechtsträger der Vorteile bedienen wollen, die 
das Gesetz und die mit ihm verbundenen steuerrecht- 
lichen Regelimgen mit sich bringen. 

Dies ist insbesondere für die neuen Umwandlimgsar- 
ten der Spaltung (Aufspaltung, Abspaltung, Ausglie- 
derung — vgl. das Dritte Buch) und dort besonders für 
die Ausgliederung von Bedeutung. Die bisher schon 
möglichen Methoden, eine Ausgliederung von Unter- 
nehmensteilen im Wege der Übertragung der einzel- 
nen Gegenstände imd der Überleitung einzelner Ver- 
bindlichkeiten herbeizuführen, bleiben erhalten. Dies 
ist insbesondere für Sacheinlage und Sachgründung 
und ihr Verhältnis zu dem neuen Rechtsinstitut der 
Ausgliederung wichtig. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Vorschriften des Umwand- 
lungsgesetzes zwingendes Recht enthalten. Der Wort- 
laut ist an § 23 Abs. 5 AktG angelehnt. Für Personen- 
handelsgesellschaften und Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung ist eine solche Vorschrift neu. 
Diese Einschränkimg der Parteiautonomie ist bei so 
einmaligen und für die betroffenen Unternehmen 
einschneidenden Vorgängen, wie es Umwandlungen 
sind, im Interesse der Klarheit und Sicherheit der 
Regelung erforderlich. Sie führt auch nicht zu einer 
imangemessenen Starrheit der Regelung, weil sie im 
wesentlichen nur die Mehrheitserforderrüsse bei der 
Beschlußfassung über die Umwandlung betrifft und 
weil durch Einzelregelungen die erforderliche und 
vertretbare Flexibilität sichergestellt wird. 


Zum Zweiten Buch — Verschmelzung 

Das Zweite Buch des Gesetzes regelt die Verschmel- 
zung im engeren Sinne, wie sie aus dem geltenden 
Recht bekarmt ist (vgl. §§ 339 bis 358 AktG, §§19 
bis 34 KapErhG, §§ 63e bis 63 i, 93a bis 93s GenG, 
§§44 a, 53a VAG). Einbezogen in diese Regelung 
werden diejenigen Fälle der verschmelzenden Um- 
wandlung, die bisher im Umwandlungsgesetz gere- 
gelt sind (vgl. §§ 1 bis 15, 20 Satz 1, §§ 23, 24 
UmwG). 

Der Begriff der Verschmelzung wird sachlich unver- 
ändert aus dem geltenden Recht übernommen. Es 
handelt sich um den Vorgang, bei dem ein oder 
mehrere Rechtsträger ihr Vermögen als Ganzes unter 
Auflösung ohne Abwicklung auf einen anderen beste- 
henden oder neuen Rechtsträger gegen Gewährung 
von Anteilen oder Mitgliedschaften dieses Rechtsträ- 
gers an die Anteilsinhaber der übertragenden Rechts- 
träger übertragen. 

Bei der Zusammenfassung der zahlreichen Vorschrif- 
ten des geltenden Rechts ist der Dritten gesellschafts- 
rechtlichen Richtlinie des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 9. Oktober 1978 betreffend die 
Verschmelzung von Aktiengesellschaften (Ver- 
schmelzungsrichtlinie) — Amtsblatt der EG Nr. L 295 
vom 20. Oktober 1978 S. 36ff. — Rechnung zu tragen, 
die durch Gesetz vom 25. Oktober 1982 (BGBl. I 
S. 1425) — Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz — in 
deutsches Recht umgesetzt worden ist. 
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Im Zweiten Buch sollen, soweit möglich, nach einer 
Begriffsbestimmung (§ 2) und einer Aufzählung der 
verschmelzungsfähigen Rechtsträger {§ 3) in einem 
Ersten Teil diejenigen Vorschriften zusammengefaßt 
werden, die grundsätzlich für die Verschmelzung aller 
Rechtsträger gelten sollen. Ein Zweiter Teil soll 
Besondere Vorschriften für verschiedene Rechtsfor- 
men enthalten. 

Soweit Vorschriften des geltenden Rechts sachlich 
unverändert übernommen werden, beschränkt sich 
die Begründung in der Regel auf einen Hinweis unter 
Anfühnmg der Paragraphen. Zugleich werden die zu 
beachtenden Bestimmungen der Dritten Richtlinie 
genannt. 


Zum Ersten Teil — Allgemeine Vorschriften 

Im Ersten Teil des Zweiten Buches sollen die Vor- 
schriften zusammengefaßt werden, die für alle Fälle 
der Verschmelzung gelten, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, welche Rechtsform die beteiligten Rechtsträ- 
ger haben. 

Der Entwurf übernimmt in Aufbau und Inhalt grund- 
sätzlich die Regelungen, die in Durchführung der 
Dritten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie durch das 
Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz getroffen worden 
sind. Diese Regelungen gelten schon heute für 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Versichenmgsvereine auf Gegenseitig- 
keit. Sie sollen auch für andere Untemehmensformen, 
insbesondere für Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und Genossenschaften gelten, soweit nicht 
die unterschiedlichen Strukturen dieser Rechtsträger 
andere Lösungen, vor allem Erleichterungen erforder- 
lich machen oder zweckmäßig erscheinen lassen. 


Zum Ersten Abschnitt — Möglichkeit der 
Verschmelzung 

Der Erste Abschnitt definiert die beiden Arten der 
Verschmelzung und legt fest, welche Rechtsträger 
grundsätzlich an einer dieser beiden Arten beteiligt 
sein können. 


Zu §2 

(Vgl. § 339 AktG, § 19 KapErhG, §§ 93 a, 93 s GenG, 
§ 44 a Abs. 1 VAG; Artikel 3 Abs. 1, Artikel 4 Abs. 1 
der Dritten Richtlinie). 

§ 2 übernimmt sachlich die aus dem geltenden Recht 
bekannten Begriffsbestimmungen der beiden Arten 
der Verschmelzung. Die Begriffsbestimmung für den 
zweiten Fall, also für die Verschmelzung durch Neu- 
gründung, ist dabei an Artikel 4 der Dritten gesell- 
schaftsrechtlichen Richtlinie und die entsprechenden 
Vorschriften in den Gesellschaftsrechten der anderen 
EG-Mitgliedstaaten angepaßt worden. Außerdem 
wird durch diese redaktionelle Ändenmg die Parallele 
zur Verschmelzung durch Aufnahme besser hervor- 
gehoben. 


Die Definitionen werden ergänzt um die Fälle, in 
denen kein Anteilsumtausch, sondern ein Wechsel der 
Mitgliedschaft stattfindet, wie dies z. B. bei der Ver- 
schmelzung von Genossenschaften und von Versiche- 
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit vorkommt. 

Dem Aktiengesetz folgend, unterscheidet der Entwurf 
im Aufbau zwischen Verschmelzung durch Aufnahme 
(Zweiter Abschnitt) und Verschmelzung durch Neu- 
gründung (Dritter Abschnitt), wie dies auch die Dritte 
EG-Richtli^e tut. 

§ 2 definiert am Ende in der Klammer zugleich für die 
Anwendung des Gesetzes den Begriff des Anteilsin- 
habers; er umfaßt neben Gesellschaftern und Aktio- 
nären auch die Mitglieder von Genossenschaften, 
genossenschaftlichen Prüfungsverbänden, Versiche- 
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit und rechtsfähigen 
Vereinen. 


Zu §3 

(Vgl. § 1 Abs. 2 Satz 1 UmwG; § 339 Abs. 2 AktG, § 19 
Abs. 2 KapErhG, § 93a Abs. 2 GenG, § 44a Abs. 3, 4 
VAG, § 2 UmwG; § 358a AktG; Artikel 1, 2, 3 Abs. 2, 
Artikel 4 Abs. 2 der Dritten Richtlinie). 

Nach § 1 Abs. 2 sind Verschmelzungen nur in den 
gesetzlich genannten Fällen zulässig. § 3 Abs. 1 und 2 
zählt die verschmelzungsfähigen Untemehmensfor- 
men abschließend auf. 

Die Fälle, in denen eine Verschmelzung stattfinden 
kaim, werden gegenüber dem geltenden Recht erheb- 
lich erweitert, um interessierten Rechtsträgern wirt- 
schaftlich erforderliche Neustmkturierungen der ver- 
schiedensten Arten zu ermöglichen. 

Nach Absatz 2 Nr. 1 kann ein wirtschaftlicher Verein 
nicht andere Rechtsträger durch eine Verschmelzung 
aufnehmen oder aus einer Fusion als neuer Untemeh- 
mensträger entstehen. Der Verein ist als Träger eines 
Unternehmens nur ausnahmsweise geeignet. Seine 
Vergrößenmg oder Neugründung im Wege der Ver- 
schmelzung soll daher wie bisher nicht zugelassen 
werden. Dagegen spricht die Tatsache, daß wirt- 
schaftliche Vereine sich von den anderen Unterneh- 
mens trägem, insbesondere den Gesellschaften nach 
Handelsrecht, in ganz wesentlichen Punkten unter- 
scheiden. Solche Vereine sind einmal nur nach dem 
Publizitätsgesetz (Gesetz über die Rechnungslegimg 
von bestimmten Unternehmen und Konzernen vom 
15. August 1969 — BGBl. I S. 1189), nicht aber 
allgemein zur Rechnungslegimg verpflichtet. Zum 
zweiten enthält das Vereinsrecht keinerlei Vorschrif- 
ten über die Aufbringung und Erhaltung eines Kapi- 
tals, obwohl auch den Gläubigem des Vereins nur 
dessen Vermögen haftet; insofern besteht ein grund- 
legender Unterschied zu den Kapitalgesellschaften. 
Ferner ist die Kontrolle des Vereinsvorstands in seiner 
Geschäftsführung durch die Mitglieder gesetzlich 
schwächer ausgebüdet als bei den Unternehmens trä- 
gem nach dem Gesellschaftsrecht. Schließlich unter- 
liegen wirtschaftliche Vereine selbst dann, wenn sie 
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eine große Zahl von Arbeitnehmern beschäftigen, 
nicht den Vorschriften über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer. 

Die Aufnahme von Vereinen durch Handelsgesell- 
schaften soll zugleich dem Abbau staatlicher Auf- 
sichtsbefugnisse und dadurch auch der Verwaltungs- 
vereinfachung dienen. 

Absatz 2 Nr. 2 erwähnt einen Sonderfall der Konzem- 
verschmelzung, der bisher im Umwandlungsgesetz 
geregelt ist. 

Absatz 3 des § 3 erklärt wie das geltende Recht (vgl. 
§ 339 Abs. 2 AktG, § 19 Abs. 2 KapErhG, § 93a Abs. 2 
GenG, § 44a Abs. 3, 4 VAG, § 2 UmwG) auch die 
Verschmelzung bereits aufgelöster übertragender 
Rechtsträger für zulässig, wenn deren Fortsetzung 
beschlossen werden könnte. Mit dieser Regelung 
sollen vor allem Sanierungsfusionen erleichtert wer- 
den. 

Voraussetzung dafür ist unter anderem, daß noch 
nicht mit der Verteilung des Vermögens an die 
Anteilsinhaber begonnen worden ist. Damit wird 
zugleich das Erfordernis in Artikel 3 Abs. 2 der Dritten 
Richtlinie erfüllt, daß noch nicht mit der Verteilung 
des Vermögens an die Anteilsmhaber begonnen wor- 
den sein darf (vgl. § 274 Abs. 1 AktG, § 79a GenG). 

Absatz 4 läßt neben der Verschmelzung von Rechts- 
trägern derselben Rechtsform nach dem Vorbild des 
§ 358 a AktG auch die Beteiligung von Rechtsträgern 
unterschiedlicher Rechtsform an demselben Ver- 
schmelzungsvorgang zu, um eüie möglichst große 
Bewegungsfreiheit m das Recht der Umstrukturierxmg 
einzuführen. 

Soweit die Besonderheiten emer Rechtsform auch für 
die Möglichkeit von Verschmelzungen Sondervor- 
schriften erfordern, sind diese im Zweiten Teil des 
Zweiten Buches jeweils bei den einzelnen Rechtsfor- 
men enthalten. 


Zum Zweiten Abschnitt — Verschmelzung 
durch Aufnahme 

Zu §4 

(Vgl. § 340 Abs. 1, § 341 Abs. 1 Satz 2 AktG, § 21 
Abs. 4 Satz 2 KapErhG, § 44 a Abs. 3 VAG; Artikel 5 
Abs. 1 der Dritten Richlinie). 

Absatz 1 Satz 1 erfordert wie das geltende Recht den 
Abschluß eiaes Vers chmelzungs Vertrages. 

Dies ist neu für die Fälle der verschmelzenden 
Umwandlung, die im Umwandlungsgesetz geregelt 
sind (vgl. § 3 letzter Halbsatz UmwG). Es entspricht 
jedoch allgemeinen Grundsätzen des bürgerlichen 
und des Handelsrechts, daß ein Vermögensübergang 
auf einem Vertrag beruht. 

Satz 1 weist die Zuständigkeit für den Abschluß des 
Verschmelzungsvertrags den Vertretimgsorganen 


der Rechtsträger, also Vorständen, Geschäftsführern 
und vertretungsberechtigten Gesellschaftern, zu. 

Absatz 1 Satz 2 übernimmt unverändert die Regelung 
des § 341 Abs. 1 Satz 2 AktG und des § 21 Abs. 4 Satz 2 
KapErhG. 

Absatz 2 setzt entsprechend der bestehenden Rechts- 
lage voraus, daß der Verschmelzungsvertrag sowohl 
vor als auch nach den gemäß § 13 erforderlichen 
Beschlüssen der Anteilsinhaber geschlossen werden 
karm, wie dies auch bei den Untemehmensverträgen 
des Konzemrechts der Fall ist. 

Die besondere Verpflichtung zur Vorlage eines 
schriftlichen Vertragsentwurfs soll sicherstellen, daß 
die Anteilsinhaber aller beteiligten Rechtsträger vor 
ihrer Beschlußfassung auch dann eine vollständige 
Grundlage für ihre Entschließung zur Verfügung 
haben, wenn der Vertrag erst nach einem oder meh- 
reren der erforderlichen Beschlüsse abgeschlossen 
wird. Dies ist für Aktiengesellschaften durch die Dritte 
gesellschaftsrechtliche EG-Richtlinie vorgeschrieben, 
ist aber auch für alle anderen Rechtsformen zum 
Schutze der Anteilsinhaber zweckmäßig. 


Zu §5 

(Vgl. § 340 Abs. 2 AktG, § 21 KapErhG, § 44 a Abs. 3 
VAG; § 352b Abs. 2 AktG; Artikel 5 Abs. 2, Artikel 24 
der Dritten Richtlinie). 

Nach dem Vorbild des Verschmelzungsrichtlinie-Ge- 
setzes legt Absatz 1 des § 5 den Mindestinhalt des 
Verschmelzungsvertrags fest. 

Da es nach dem Entwurf möglich sein soll, Rechtsträ- 
ger verschiedener Rechtsformen miteinander zu ver- 
schmelzen, muß auch den Fällen Rechnung getragen 
werden, in denen es nicht zu einem Umtausch von 
Anteilen an Gesellschaften, sondern zu dem Erlö- 
schen einer Mitgliedschaft und dem gleichzeitigen 
Erwerb einer neuen Mitgliedschaft kommt, wie dies 
z. B. bei Genossenschaften und Vereinen der Fall ist. 
Hierauf beruhen die beiden Alternativen in den Num- 
mern 3 und 4. Sie decken auch die Fälle ab, in denen es 
zu einem Ersatz eines Anteils durch eine Mitglied- 
schaft oder umgekehrt kommt. 

Die Zeitpunkte nach den Nummern 5 und 6 können 
wie schon nach geltendem Recht von den Beteiligten 
frei bestimmt werden. 

Nach Nummer 8 ist — über § 340 Abs. 2 Nr. 8 AktG 
hinaus — auch ein besonderer Vorteil zu erwähnen, 
der eiaem Abschlußprüfer gewährt wird. Dies er- 
scheint zweckmäßig, weil insbesondere im Bereich 
prüfungspflichtiger Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung bei deren Erlöschen auf Grund einer Fusion 
des öfteren Prüfer, die längere Zeit für eine solche 
Gesellschaft tätig waren, aus Verträgen entlassen und 
entschädigt werden müssen. Berufsrechtliche Rege- 
lungen werden diesen Fall selten sein lassen. 

Nach Nummer 9 sind auch die durch die Verschmel- 
zung eintretenden individual- und kollektivarbeits- 
rechtlichen Ändenmgen im Verschmelzungsvertrag 
aufzuzeigen, da die Verschmelzung auch die Interes- 
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sen der Arbeitnehmer und ihrer Vertretungen in den 
an der Verschmelzung beteiligten Rechtsträgern be- 
rührt. Hierdurch soll insbesondere den Arbeitnehmer- 
vertretungen (vgl. Absatz 3) eine frühzeitige Informa- 
tion über die Verschmelzung und die durch sie 
bevrirkten Folgen für die Arbeitnehmer zur Verfü- 
gung gestellt werden, um bereits im Vorfeld des 
Verschmelzungsvorgangs seine möglichst sozialver- 
trägliche Durchfühnmg zu erleichtern. Die Regelung 
dient somit auch dem sozialen Frieden. 

Absatz 2 gewährt eine Erleichtenmg für die Ver- 
schmelzung durch die Aufnahme eines 100%igen 
Tochterunternehmens, wie sie bisher in § 352 b Abs. 2 
AktG für Aktiengesellschaften enthalten ist. 

Um die Gewährleistung der oben zu Absatz 1 Nr. 9 
beschriebenen Ziele sicherzustellen, sieht Absatz 3 in 
Anlehnung an § 2 Abs. 4 SpTrUG die nachweisbare 
(vgl. § 17 Abs. 1) Zuleitung des Verschmelzungs Ver- 
trags oder seines Entwurfs an den jeweils zuständigen 
Betriebsrat der an der Verschmelzung beteiligten 
Rechtsträger vor. Die Frage, welcher Betriebsrat je- 
weils zuständig ist, richtet sich nach den Vorschrif- 
ten des Betriebsverfassungsrechts (vgl. §§ 50, 58 
BetrVG). 


Zu §6 

(Vgl. § 341 Abs. 1 Satz 1 AktG, § 21 Abs. 4 Satz 1 
KapErhG, § 63e Abs. 2, § 93 c GenG, § 44 a Abs. 3 
VAG). 

Der Grundsatz des § 311 BGB, daß Verträge über die 
Übertragung des Vermögens notariell beurkundet 
werden müssen, soll auch für den Verschmelzungs- 
vertrag gelten, wie dies bisher auch schon in den 
meisten Fällen vorgesehen ist. 

Die Ausnahmen, die für die Verschmelzung von 
Genossenschaften (§ 93 c GenG) und genossenschaft- 
lichen Prüfungsverbänden in der Rechtsform des 
eingetragenen Vereins (§ 63 e Abs. 2 GenG) mitein- 
ander die Schriftform ausreichen lassen, sollen entfal- 
len. Zum einen finden sich heute unter den fusions- 
wilhgen Genossenschaften und Verbänden eher grö- 
ßere Unternehmen, denen die Kostenbelastung durch 
die Notargebühr bei einem so seltenen Vorgang wie 
einer Verschmelzung zugemutet werden kann. Zum 
anderen soll bei Verschmelzungen von Rechtsträgern 
verschiedener Rechtsformen unter Beteihgung von 
Genossenschaften eindeutig sein, welche Form des 
Vertrags vorgeschrieben ist. Schließhch kaim bei 
Spaltungen, für die auf das Recht der Verschmelzung 
verwiesen wird (vgl. § 125), in keinem Fall auf die 
notarielle Beurkundung verzichtet werden, weil sonst 
mit Hilfe des handelsrechtlichen Instruments die 
zwingenden Formvorschriften des bürgerlichen 
Rechts bei der Einzelübertragung umgangen werden 
könnten. 

Die Abweichung des Wortlauts von § 341 Abs. 1 Satz 1 
AktG hat nur redaktionelle Bedeutimg; sie soll dem 
veränderten Sprachgebrauch Rechnung tragen. 


Zu §7 

(Vgl. § 341 Abs. 2 AktG, § 21 Abs. 5 KapErhG, § 44 a 
Abs. 3 VAG). 

Die Vorschrift übernimmt zum Teil geltendes Recht, 
soweit es praktische Bedeutung hat. Nach überein- 
stimmenden Äußenmgen aus der Praxis der Unter- 
nehmen, des Notariats und der Anwaltschaft kommen 
Verschmelzungsverträge, deren Wirkung erst nach 
zehn Jahren eintreten soll, nicht vor. Deshalb soll 
Satz 1 der bisherigen Regelung entfallen. 

Dagegen sind Verträge unter einer auf schiebenden 
Bedingung (Satz 1) nicht selten (vgl. Satz 2 der 
bisherigen Regelung). Allerdings wird die Sperrfrist 
für die Kündigung von bisher zehn Jahren allgemein 
als zu lang erachtet. Sie soll deshalb auf fünf Jahre 
verkürzt werden. 

Der zweite Halbsatz des Satzes 1 ermöglicht es den 
Parteien des Verschmelzungsvertrages, einen kürze- 
ren Zeitpunkt als fünf Jahre für den Beginn der 
Kündigungsmöghchkeit festzulegen. 

Für den Beginn der Fünfjahresfrist in Satz 1 soll 
abweichend von der bisher herrschenden Meinung 
auf den Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und nicht 
auf den Zeitpunkt des letzten Verschmelzungsbe- 
schlusses abgestellt werden, weil bei Verschmelzun- 
gen unter Beteiligung von mehr als zwei Rechtsträ- 
gern eher Umstände eintreten können, die den Eintritt 
der Bindungs Wirkung des Verschmelzungsvertrags 
hinauszögem und damit die sachlich gebotene Kün- 
digungsmöghchkeit einengen, obwohl sich die Ver- 
hältnisse, die das Umtauschverhältnis der Anteile 
bestimmen, in demselben Maße geändert haben kön- 
nen. 


Zu §8 

(Vgl. §§ 340 a, § 340b Abs. 4 Satz 5, 354 Abs. 2, § 355 
Abs. 2, § 356 Abs. 2 AktG; Artikel 9 der Dritten 
Richtlinie). 

Ein Verschmelzimgsbericht der Leitimgsorgane von 
Rechtsträgern, die an der Fusion beteiligt sind, ist 
nach den §§ 340 a, 354 Abs. 2, § 355 Abs. 2, § 356 
Abs. 2 AktG im geltenden Recht nur für Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und 
für solche GeseUschaften mit beschränkter Haftung 
erforderlich, die mit einer AG oder mit einer KGaA 
verschmolzen werden sollen. An einer ausführüchen 
Vorabinformation haben jedoch die Anteilsinhaber 
eines jeden Rechtsträgers ohne Rücksicht auf dessen 
Rechtsform ein berechtigtes Interesse. Ein solches 
formalisiertes Informationsrecht hat einen größeren 
Wert als die allgemeinen Unterrichtungs- und Ein- 
sichtsrechte. Dies gilt besonders für Untemehmens- 
träger mit großem Gesellschafter- oder Mitgheder- 
kreis. Deshalb soll dieses Recht als allgemeines Erfor- 
dernis für alle fusionswilligen Rechtsträger vorgese- 
hen werden (Absatz 1). 

Anknüpfend an die Regelung des § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG soll die Berichtspflicht erweitert werden. Die 
Leitungsorgane sollen auch darlegen, welche rechtli- 
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chen und wirtschaftlichen Gründe die Verschmelzung 
als das geeignete Mittel zur Verfolgung des Untemeh- 
menszwecks erscheinen lassen. Daneben sollen die 
Bestimmungen des Verschmelzimgsvertrags im ein- 
zelnen erläutert werden (Satz 1). Die Folgen, die sich 
aus der Verschmelzung für die Beteiligungen der 
Anteüseigner ergeben können, sollen ebenfalls dar- 
gelegt werden (Satz 2), weü mit einer Verschmelzung 
in der Regel eine Änderung der Beteiligungsquote 
verbunden ist. Dies ist insbesondere für Minderheiten 
von großer Bedeutung. 

Die Begründungspflicht soll sich auch auf die Höhe 
einer Barabfindung erstrecken, falls eine solche nach 
§ 29 anzubieten ist. Damit soll den Verschmelzungs- 
prüfem auch für diese zusätzliche Prüfung (vgl. § 30 
Abs. 2) eine Unterlage an die Hand gegeben wer- 
den. 

Für die Offenlegimg des Verschmelzungsberichts 
wird je nach Rechtsform im Besonderen Teü des 
Zweiten Buches eine differenzierende Lösung vorge- 
schlagen. 

Der zweite Halbsatz des Satzes 1 stellt klar, daß der 
Berichtspflicht auch durch einen gemeinsamen Be- 
richt der Vertretungs Organe genügt werden kaim, wie 
dies von der Praxis angeregt worden ist. 

Satz 3 und 4 erweitern für den Fall verbundener 
Unternehmen (vgl. § 15 AktG) die Berichtspflichten 
im Verschmelzungsbericht sowie die Auskunftspflich- 
ten in den Versammlimgen der Anteilsinhaber. Sie 
sollen es den Anteüsinhabem vor ihrer Beschluß- 
fassimg über die Verschmelzimg ermöglichen, sich 
auch über diejenigen Angelegenheiten verbundener 
Rechtsträger zu unterrichten, die für die Verschmel- 
zung wesentlich sind. 

In der Rechtsprechung haben sich Zweifel ergeben, 
ob auch den Rechtsträgern schädliche Informationen 
in den Bericht aufgenommen werden müssen. Ab- 
satz 2 stellt klar, daß dies nicht der Fall ist. Er knüpft in 
Satz 1 dabei an die aktienrechtliche Regelung des 
Auskunftsverweigerungsrechts (§131 Abs. 3 Nr. 1 
AktG) an und berücksichtigt in Satz 2 die hierzu 
ergangene höchstrichterliche Rechtsprechung hin- 
sichtlich der Darlegung der Verweigerungsgründe 
(vgl. BGHZ 107, 296, 305f.; BGH, Urteü vom 18. De- 
zember 1989, ZIP 1990 S. 168, 169; Urteü vom 29. Ok- 
tober 1990, ZIP 1990 S. 1560, 1561). 

Der Verschmelzungsbericht dient ausschließlich dem 
Schutz der Anteüsiiüiaber; denn seine Hauptfunktion 
ist deren Unterrichtung, damit sie sich vor ihrer 
Entscheidung ein ausreichendes Büd über die tatsäch- 
lichen Gnmdlagen für die Ermittlung des angemesse- 
nen Umtauschverhältnisses machen können. Der Be- 
richt ist deshalb für den Fortgang der Verschmelzung 
ohne Belang, wenn sämtliche Anteüsiiüiaber auf ihn 
verzichten. Absatz 3 des § 8 eröffnet diese Verzichts- 
möglichkeit (Satz 1). 

Zum Schutze der Anteüsiiüiaber soUen nach Satz 2 die 
Verzichtserklänmgen notarieU beurkundet werden, 
um dem Registergericht eine sichere Nachprüfung zu 
ermöglichen (vgl. § 17 Abs. 1). Zugleich hat die Beur- 
kimdimg die üir auch sonst eigene Warnfunktion. 


Zu §9 

(Vgl. § 340 b Abs. 1, § 352b Abs. 2, § 355 Abs. 2 Satz 1, 
2 zweiter Halbsatz AktG; Artikel 10 Abs. 1 der Dritten 
Richtlinie). 

In der Praxis der deutschen AktiengeseUschaften 
hatte es sich schon vor der Verabschiedimg der Dritten 
geseUschaftsrechtlichen EG-Richtlinie eingebürgert, 
den Aktionären vor der Beschlußfassung über die 
Verschmelzung ein Sachverständigengutachten über 
die Angemessenheit des Umtauschverhältnisses der 
Aktien zur Verfügung zu stellen. Dieser Präventiv - 
schütz durch verbesserte Information ist also insoweit 
durch Artikel 10 Abs. 1 der Dritten Richtlinie imd 
durch § 340 b Abs. 1 AktG, der durch das Verschmel- 
zimgsrichtlinie-Gesetz aufgnmd dieser Richtlinie in 
das deutsche Recht eingefügt worden ist, nur als 
gesetzliche Pflicht ausgestaltet worden. Seine Über- 
nahme für die Mischverschmelzung einer GmbH mit 
einer AG ist von den Betroffenen ebenfaUs angenom- 
men worden. 

Die Interessenlage der betroffenen Anteüsiiüiaber ist 
aber im Gnmdsatz bei jeder anderen Ausgestaltimg 
der Verschmelzung, also unabhängig von der Rechts- 
form der beteiligten Rechtsträger, dieselbe. Die An- 
teüsinhaber können stets ein Interesse daran haben, 
daß insbesondere das Umtauschverhältnis der Anteüe 
und dessen Angemessenheit von unabhängigen 
Sachverständigen geprüft imd gegebenenfaUs bestä- 
tigt wird. 

Die Frage, ob die Verschmelzung in jedem FaU ge- 
prüft werden muß oder ob dies nur auf Verlangen 
einer Minderheit oder eines einzelnen Anteilsinha- 
bers geschehen muß, kann jedoch nicht für aUe 
Rechtsformen verschmelzungsfähiger Rechtsträger 
einheitlich beantwortet werden, weü RechtssteUung, 
Einsichtsrechte und Einflußmöglichkeiten der ver- 
schiedenen Arten von Anteüsinhabem sehr unter- 
schiedlich sind und weil für bestimmte Rechtsformen 
schon andere Prüfungsinstanzen existieren. 

Deshalb soll im AUgemeinen Teil des Gesetzes zwar 
die Prüfung der Verschmelzung als gesetzliches Insti- 
tut geregelt werden (§ 9 Abs. 1). Der Gesetzesbefehl, 
der die Prüfung anordnet und erforderlichenfaUs 
besondere Voraussetzimgen vor sieht, ist jedoch 
jeweüs in den Abschnitten des Zweiten Teüs des 
Zweiten Buches enthalten (vgl. die §§44, 48, 
60, 100). 

Eine Prüfung der Verschmelzung, die das Umtausch- 
verhältnis bewerten soll, ist entbehrhch, wenn es nicht 
zu einem Umtausch von Anteilen kommt. Dies wird in 
Absatz 2 des § 9 berücksichtigt. 

Absatz 3 eröffnet die Möghchkeit, durch notarieUe 
Erklärungen sämtücher Anteilsinhaber auf die Prü- 
fung zu verzichten. Die zu § 8 Abs. 3 angeführten 
Gründe treffen auch hier zu. 
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Zu § 10 

(Vgl. § 340b Abs. 2, § 355 Abs. 2 Satz 1 AktG). 

Die Vorschrift stellt in .Absatz 1 Satz 1 wie das geltende 
Recht klar, daß die Bestellung der Verschmelzungs- 
prüfer grundsätzlich Sache des Vertretungsorgans 
jedes Rechtsträgers ist. Die Zahl der Prüfer steht im 
Ermessen des Vertretungsorgans. Es kann sich mit 
den Vertretungsorganen der anderen beteiligten 
Rechtsträger auf einen oder mehrere Prüfer einigen 
(Satz 2), sofern nicht — wie bei Aktiengesellschaf- 
ten — im Besonderen Teil eine abweichende Rege- 
lung getroffen ist. 

Auf Anregimgen aus der Praxis hin soll neben der 
Bestellimg der Verschmelzungsprüfer unmittelbar 
durch die Vertretimgsorgane selbst auch die Bestel- 
limg durch ein Gericht vorgesehen werden. Die Erfah- 
rung im sogenannten Spruchverfahren bei der Nach- 
prüfung von Abfindimgen im Konzemrecht (vgl. 
§§ 304 ff. AktG) haben gezeigt, daß sich die Beteüig- 
ten mit dem Gutachten eines gerichtlich bestellten 
Sachverständigen eher zufrieden geben als mit dem 
eines von einer privaten Stelle bestellten Prüfers. Die 
Möglichkeit, einen Verschmelzungsprüfer durch das 
Gericht bestellen zu lassen, kann also der Vermei- 
dimg späterer Streitigkeiten über den Prüfimgsbe- 
richt (vgl. § 12) imd die vom Prüfer attestierte Ange- 
messenheit des Umtauschverhältnisses dienen. 

Satz 2 des Absatzes 1 stellt klar, daß sowohl die 
Vertretungsorgane der beteiligten Rechtsträger als 
auch das Gericht den oder die Verschmelzungsprüfer 
für mehrere oder alle beteiligten Rechtsträger ge- 
meinsam bestellen können. 

Die Regelung in Satz 3 entspricht dem geltenden 
Recht. 

Aus verfahrensökononüschen Gründen soll nach 
Absatz 2 dasjenige Gericht für die Bestellimg der 
Verschmelzungsprüfer zuständig sein, das in einem 
sich etwa an die Verschmelzung anschließenden 
Spruchverfahren die Angemessenheit des Umtausch- 
verhältnisses der Anteüe nachprüfen muß (vgl. die 
Vorschriften des Sechsten Buches). Damit können 
nach den bisher im Konzemrecht gemachten Erfah- 
rungen häufig die Bestellung eines Obergutachters 
und eine erhebhche Verzögerung des Spmchverfah- 
rens vermieden werden. 

Die Ermächtigung der Landesregierungen zur Kon- 
zentration der Bestellungsverfahren (Absatz 3) beruht 
ebenfalls auf den Erfahrungen, die im konzemrecht- 
lichen Spmchverfahren mit der dort geltenden Rege- 
lung gemacht worden sind (vgl. § 306 Abs. 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 132 Abs. 1 Satz 3 und 4 AktG). 

Eine gerichthche Ersatzbestellung von Prüfern vorzu- 
sehen ist nicht erforderüch, weil das gerichtliche 
Spmchverfahren (vgl. das Sechste Buch) eine ausrei- 
chende Sicherheit für diejenigen Anteilsinhaber bie- 
tet, die mit der Bewertung des Umtauschverhältnisses 
durch die Prüfer nicht einverstanden sind. 


Zu §11 

(Vgl. § 340b Abs. 3 und 5, § 355 Abs. 2 Satz 1 
AktG). 

Für die Auswahl, das Auskunftsrecht und die Verant- 
wortlichkeit von Verschmelzungsprüf em soll die Re- 
gelung der aktienrechtlichen Verschmelzimgsvor- 
schriften übernommen werden. Die Vorschrift ist 
gegenüber dem geltenden Recht nur geringfügig 
redaktionell geändert worden. 

Für eingetragene Genossenschaften und deren Toch- 
terunternehmen gilt nach § 81 eine Sonderrege- 
lung. 


Zu § 12 

(Vgl. § 340b Abs. 4, § 355 Abs. 2 Satz 1 AktG). 

Auch diese Vorschrift entspricht nahezu wörtlich dem 
geltenden Recht. 

Absatz 2 ist ergänzt worden, um die Fälle der Ver- 
schmelzung von Rechtsträgern unterschiedlicher 
Rechtsform zu erfassen. 

Absatz 3 entbindet durch Verweisung auf § 8 Abs. 2 
die Prüfer von der Pflicht, untemehmensschädhche 
Tatsachen offenzulegen. Die Verweisung auf § 8 
Abs. 3 stellt klar, daß auch auf die Erstellung des 
Prüfungsberichts verzichtet werden kann. Dies kann 
selbständige Bedeutung erlangen, wenn die Anteils- 
inhaber nach Durchführung der Prüfung deren Ergeb- 
nis nach mündlicher Erörterung für richtig und den 
häufig kostenaufwendigen Bericht nicht mehr für 
erforderlich halten. 


Zu § 13 

(Vgl. § 340c Abs. 1 AktG, § 20 Abs. 1 KapErhG, § 93b 
Abs. 1 Satz 1 GenG, § 44 a Abs. 2 VAG; § 35 BGB, 
§ 376 Abs. 2 Satz 2 AktG; § 24 Abs. 1 Satz 2, § 42 
Abs. 1, § 48 Abs. 1 UmwG; Artikel 7, 25 der Dritten 
Richtlinie; § 130 Abs. 1 Satz 1. § 355 Abs. 3 Satz 3 
AktG, § 20 Abs. 3 Satz 1, § 33 Abs. 2 Satz 1 KapErhG; 
§ 42 Abs. 1 Satz 2, § 48 Abs. 1 Satz 2 UmwG; § 36 
Satz 1 VAG in Verbindung mit § 130 Abs. 1 Satz 1 
AktG, § 53 a Abs. 2 Satz 2 VAG; § 340 d Abs. 5 Satz 3 
AktG, § 20 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 KapErhG, § 44 a 
Abs. 3 VAG). 

Absatz 1 Satz 1 legt wie das geltende Recht fest, daß 
der Verschmelzungsvertrag der Zustimmung der An- 
teilsinhaber bedarf. 

Die Vorschrift erstreckt diesen Grundsatz auch auf die 
Fälle, für die eine Möglichkeit zur Verschmelzung erst 
durch dieses Gesetz geschaffen werden soll. 

Nach Satz 2 muß der Verschmelzungsbeschluß stets in 
einer Versammlung der Anteilsinhaber gefaßt wer- 
den. Dies entspricht dem geltenden Recht und ergibt 
sich für die meisten Untemehmensformen bereits aus 
den Vorschriften über die Versammlung der Anteils- 
inhaber. Es soll jedoch im Interesse der Klarheit als 
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allgemeiner Grundsatz ausdrücklich geregelt wer- 
den. 

Eine Ausnahmeregelung zu § 13 Abs. 1 enthält 
§62. 

Absatz 2 ist Ausdruck des allgemeinen Rechtsgedan- 
kens, daß Sonderrechte eines Anteilsinhabers nicht 
ohne dessen Zustimmung beeinträchtigt werden dür- 
fen (vgl. § 35 BGB). Im Recht der Umwandlung findet 
sich die Ausprägung dieses Grundsatzes bisher nur in 
§ 376 Abs. 2 Satz 2 AktG bei der formwechselnden 
Umwandlung einer GmbH in eine AG oder KGaA. Da 
die Interessenlage dieser Anteilsinhaber bei der Ver- 
schmelzung jedoch dieselbe ist, soll dieser Grundsatz 
auch in das Verschmelzungsrecht auf genommen wer- 
den. Er geht über den Schutz des § 23 hinaus, weil er 
die Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses von 
der Zustimmung der berechtigten Anteilsinhaber 
abhängig macht. — Die Vorschrift gilt jedoch nicht, 
wenn die Abtretung der Anteile von der Zustimmung 
des Rechtsträgers selbst abhängig ist (vgl. z. B. § 68 
Abs. 2 AktG für vinkulierte Namensaktien). 

Dagegen empfiehlt es sich nicht, die Regelung in 
Satz 3 des § 376 Abs. 2 AktG in das allgemeine 
Verschmelzungsrecht zu übernehmen, weil die 
Schuldner der dort genannten Verpflichtungen für 
den Verlust des Gegenwerts dieser Verpflichtungen 
im Rahmen der Bestimmung des Umtauschverhältnis- 
ses angemessen entschädigt werden können. 

Ebensowenig ist eine Übernahme der Rechtsgedan- 
ken, die in § 180 Abs. 1 AktG (Auferlegung von 
Nebenverpflichtungen) und in § 53 Abs. 3 GmbHG 
(Vermehrung obliegender Leistungen) enthalten 
smd, zweckmäßig, weil dadurch Verschmelzungen 
häufig verhindert würden. Diesen Besonderheiten 
kann ebenfalls bei der Bestimmung des Umtauschver- 
hältnisses und bei dessen gerichtlicher Nachprüfung 
Rechnung getragen werden. 

Der Entwurf übernimmt auch nicht die Vorstellungen, 
die von Rechtsprechung und Schrifttum für eine 
materielle Kontrolle wichtiger Hauptversammlungs- 
beschlüsse von Aktiengesellschaften dahin entwik- 
kelt worden sind, daß der Beschluß im Interesse der 
Gesellschaft liegen, zur Verfolgung des Untemeh- 
mensgegenstandes erforderlich und das angemes- 
sene Mittel sein müsse. Ist schon zweifelhaft, ob sich 
diese bisher nur zur Kapitalerhöhung unter Bezugs- 
rechtsausschluß entwickelten Grundsätze ohne wei- 
teres auf Verschmelzungsbeschlüsse übertragen las- 
sen, so erscheint es ausgeschlossen, dieses Grundsatz- 
problem des Gesellschaftsrechts nur für den besonde- 
ren Fall der Verschmelzung, also nicht allgemein für 
wichtige Beschlüsse von Anteilseignern zu regeln. 

Die in Absatz 3 Satz 1 vorgesehene notarielle Beur- 
kundung des Verschmelzungsbeschlusses dient der 
Rechtssicherheit durch die Kontrolle des Notars, der 
die Verantwortung dafür übernimmt, daß die Ver- 
sammlung der Anteilsinhaber ordnungsgemäß abge- 
wickelt wird. Die Regelung entspricht dem geltenden 
Recht mit drei Ausnahmen: Beschlüsse der General- 
versammlung einer Genossenschaft sowie der Mit- 
gliederversammlung wirtschaftlicher Vereine und 


genossenschaftlicher Prüfimgsverbände müssen bis- 
her nicht notariell beurkundet werden. 

Der Verschmelzungsbeschluß ist jedoch ein wirt- 
schaftlich und rechtlich sehr bedeutsamer Vorgang. 
Bei übertragenden Rechtsträgern führt er zur Auflö- 
sung, bei übernehmenden Rechtsträgern zur Über- 
nahme von unter Umständen erheblichen Verbind- 
lichkeiten. Deshalb ist seine Überwachung durch den 
Notar schon allgemein wünschenswert. 

Für die drei genannten Ausnahmefälle gelten zusätz- 
liche Erwägimgen: Bei dem Formwechsel von einer 
Genossenschaft in eine Aktiengesellschaft ist schon 
jetzt (vgl. § 385 m Abs. 2 Satz 6 AktG) die notarielle 
Beurkundung nötig. Diesem Vorgang entsprechen im 
Bereich der Verschmelzung und Spaltung diejenigen, 
jetzt neu zugelassenen Fälle, in denen eine Genossen- 
schaft ihr ganzes Vermögen oder einen Teil desselben 
in einen Rechtsträger anderer Rechtsform einbringt. 
Die Befreiung von der notariellen Form könnte also 
allenfalls für die reine Genossenschaftsverschmel- 
zung aufrechterhalten werden. Der Schutzzweck, der 
mit dem Beurkundungszwang verfolgt wird, trifft je- 
doch auch auf sie zu. 

Für die genossenschaftlichen Prüfungsverbände wer- 
den zwar über das geltende Recht hinaus nur die Fälle 
der Spaltung neu zugelassen, so daß die zur Genos- 
senschaft für die Beurkundungspflicht dargelegten 
Gründe nicht zutreffen. Die mit ihr verbundene 
Kostenbelastung, die letztlich allein gegen diesen 
Formzwang spricht, kann jedoch bei einem so selte- 
nen Vorgang, wie ihn die Umwandlung darstellt, 
hingenommen werden. 

Diese Erwägimg trifft auch für die Verschmelzungs- 
beschlüsse von Vereinen zu. 

Bei der in besonderen Fällen nötigen Zustimmungs- 
erklänmg einzelner Anteilsinhaber (vgl. z. B. § 13 
Abs. 2, § 40 Abs. 2 Satz 2, § 50 Abs. 2, § 51), die nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 ebenfalls notariell beurkundet 
werden muß, übernimmt die zum Teil auch jetzt schon 
nötige notarielle Form zusätzlich die ihr auch sonst im 
Zivilrecht eigene Warnfunktion. Diese verstärkt den 
Schutz der Anteilsinhaber. Ferner wird dem Register- 
richter, dem die Zustimmungserklärungen nach § 17 
Abs. 1 des Entwurfs vorzulegen sind, die Prühmg 
erleichtert, ob alle Erfordernisse der Umwandlung 
erfüllt sind. Dies ist wie bei den Verschmelzungs- 
beschlüssen um so notwendiger, als nach der Eintra- 
gimg der Verschmelzung deren Wirksamkeit nicht 
mehr angegriffen werden kann, der Schutz der Betei- 
ligten und des Rechtsverkehrs also vor dem Zeitpunkt 
der Eintragimg verstärkt werden muß. 

Der Entwurf folgt nicht der Anregung, auch die Zu- 
stimmung einer Minderheit von Anteilsinhabem, die 
eine Sperrminorität nicht bilden können, zur Voraus- 
setzung für die Wirksamkeit des Vertrages zu machen; 
denn damit würden Verschmelzungen in vielen Fällen 
erschwert, wenn nicht sogar verhindert. 

Nach Satz 2 des § 13 Abs. 3 soll bei allen Formen der 
beteiligten Rechtsträger der Vertrag dem Verschmel- 
zungsbeschluß als Anlage beigefügt werden. Dies 
entspricht für Aktiengesellschaften, Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und Versicherungsvereine 
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auf Gegenseitigkeit dem geltenden Recht (vgl. § 340 d 
Abs. 5 Satz 3 AktG, § 20 Abs. 3 Satz 2 KapErhG, § 44 a 
Abs. 3 VAG). Diese förmliche Absichenmg des Ver- 
schmelzungsvorgangs ist auch für die neu zugelasse- 
nen Vorgänge zweckmäßig. 

Nach Satz 3 soll jedem Anteilsinhaber eine Abschrift 
des Verschmelzungsvertrags und der Niederschrift 
des Verschmelzungsbeschlusses seines Rechtsträgers 
erteilt werden, damit er die für ihn nötigen Unterlagen 
hat. Dies geht zwar für AG und WaG über das 
geltende Recht hinaus (vgl. § 130 Abs. 5 AktG, § 36 
Satz 1 VAG), belastet jedoch die Unternehmen nicht 
mit Kosten, denn diese trägt der Anteilsinhaber. 


Zu § 14 

(Vgl. § 246 Abs. 1 AktG, § 51 Abs. 1 Satz 1 GenG, § 36 
VAG; § 352 c Abs. 1 Satz 1 AktG, § 31a Abs. 1 Satz 1 
KapErhG). 

In § 14 wird entsprechend dem in den §§ 305, 306, 
352c Abs. 1 Satz 1 AktG, §§ 15, 12, 13, 30 UmwG 
enthaltenen allgemeinen Gedanken vorgesehen, daß 
eine Klage gegen die Wirksamkeit des Beschlusses 
über die Verschmelzung bei dem übertragenden 
Rechtsträger nicht auf eine zu niedrige Bemessung 
der Abfindung — in der Regel in Gestalt eines unange- 
messenen Umtauschverhältnisses — gestützt wer- 
den kann (Absatz 2). Damit soll einem Streit über die 
Wirksamkeit der Verschmelzung mit dieser Begrün- 
dung der Boden entzogen werden. Als Ausgleich für 
den Verlust des Anfechtungsrechts haben die Anteils- 
inhaber des übertragenden Unternehmens das Recht, 
die Angemessenheit ihrer Abfindung in einem 
Spruchverfahren gerichtlich nachprüfen zu lassen 
(vgl. die Vorschriften des Sechsten Buches). 

§ 14 erfaßt nicht nur die Fälle der Anfechtung eines 
Verschmelzungsbeschlusses bei Kapitalgesellschaf- 
ten, Genossenschaften und Versichenmgsvereinen 
auf Gegenseitigkeit, sondern auch Klagen gegen die 
Wirksamkeit von Beschlüssen übertragender Perso- 
nenhandelsgesellschaften und Vereine. Die herr- 
schende Meinung in Rechtsprechung und Schrifttum 
sieht solche Klagen nicht als Anfechtungsklagen im 
Sinne des Rechts der Kapitalgesellschaften an. Des- 
halb muß eine Fassung des § 14 gewählt werden, die 
alle Klagetypen erfaßt, nüt denen die Nichtigkeit, 
Unwirksamkeit oder Anfechtbarkeit eines Beschlus- 
ses der Anteilsinhaber geltend gemacht werden kann; 
denn eine Beschränkung auf Anfechtungsklagen 
würde beim gegenwärtigen Stand der Meinungen 
Personenhandelsgesellschaften und Vereine nicht 
erfassen. Andererseits ist es nicht möglich, für diese 
Rechtsformen nur für Beschlüsse über Verschmelzun- 
gen und andere Umwandlungsarten eine Anfech- 
tungsklage nach dem Vorbild etwa des Aktiengeset- 
zes einzuführen; dieser Fragenkreis kann nur allge- 
mein für alle Beschlüsse von Anteilsinhabem gesetz- 
lich geregelt werden. 

Eine Frist für die Erhebung einer solchen Klage ist 
bisher im deutschen Recht nicht allgemein vorgese- 
hen. Nur § 246 Abs. 1 AktG legt für Anfechtungskla- 
gen gegen den Hauptversammlungsbeschluß einer 


Aktiengesellschaft eine Ausschlußfrist von einem 
Monat fest. Die Rechtsprechung hat dies für Anfech- 
tungsklagen gegen Gesellschafterbeschlüsse einer 
GmbH übernommen. 

Da § 16 Abs. 2 des Entwurfs an die Erhebung der 
Klage gegen die Wirksamkeit des Verschmelzungs- 
beschlusses aller Rechtsträger erhebliche Folgen in 
Gestalt einer Sperre gegen die Eintragung der Ver- 
schmelzung im Register knüpft, muß für alle Arten 
solcher Klagen und für alle Rechtsformen der Unter- 
nehmensträger eine Ausschlußfrist vorgesehen wer- 
den, weil sonst die Eintragung und damit das Wirk- 
samwerden der Verschmelzung auf unbestimmte Zeit 
hinausgeschoben würde. Dies sieht Absatz 1 des § 14 
vor, der sachlich und redaktionell an § 246 Abs. 1 
AktG anknüpft. 

Absatz 1 betrifft die Verschmelzungsbeschlüsse so- 
wohl übertragender als auch übernehmender Rechts- 
träger, während Absatz 2 nur für Beschlüsse übertra- 
gender Rechtsträger gilt. 

Es ist angeregt worden, die Anfechtung des Ver- 
schmelzungsbeschlusses auch bei dem übernehmen- 
den Rechtsträger auszuschließen und dessen Anteils- 
inhaber für einen Ausgleich auf das Spruchverfahren 
nach § 15 zu verweisen. Der Entwurf greift diese 
Anregung nicht auf. Sie entspringt im wesentlichen 
der Befürchtung, die Verschmelzung werde durch die 
Erhebung solcher gelegentlich auch mißbräuchlicher 
Klagen verzögert oder gar verhindert. Dieser Befürch- 
tung soll jedoch durch die in § 16 Abs. 3 vorgesehene 
Regelung begegnet werden. Völlig ausräumen ließe 
sich diese Befürchtung bei der Verschmelzung von 
Kapitalgesellschaften aber nur dann, wenn auch Kla- 
gen gegen die Wirksamkeit eines Beschlusses zur 
Kapitalerhöhung bei der übernehmenden Gesell- 
schaft ausgeschlossen würden. Dies wäre jedoch ein 
zu tiefer Eingriff in das allgemeine Gesellschafts- 
recht. 

Ferner würden sich bei einem Barausgleich zugunsten 
der Aktionäre einer übernehmenden Aktiengesell- 
schaft Probleme wegen des Verbots der Rückgewähr 
von Einlagen (§ 57 Abs. 1 AktG) ergeben können, in 
geringerem Maße möglicherweise auch bei einer 
übernehmenden GmbH (vgl. § 30 Abs. 1 GmbHG). 
Schließlich könnte auch die Bereitstellung der für die 
Verschmelzung erforderlichen Mittel schwierig wer- 
den, wenn auch sämtlichen Anteilsinhabem des über- 
nehmenden Rechtsträgers ein Nachbessenmgsan- 
spruch gewährt würde. 


Zu § 15 

(Vgl. § 352c AktG, § 31a KapErhG, §§ 15, 12, 13, 30 
bis 37 UmwG). 

§ 14 Abs. 2 schließt die Klage gegen einen Verschmel- 
zungsbeschluß wegen zu niedriger Bemessung des 
Gegenwerts für die bisherige Beteiligung aus, § 15 
Abs. 1 gewährt als Ausgleich dafür nach dem Vorbild 
des § 352 c AktG, des § 31a KapErhG und der §§ 15, 
12, 13 UmwG einen Anspmch auf Verbessenmg des 
Umtauschverhältnisses durch bare Zuzahlungen. 
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Die Regelung soll auf alle Fälle der Verschmelzung 
ausgedehnt werden, bei denen es zu einem Tausch 
der Anteile oder zu einem Wechsel der Mitgliedschaft 
kommen kann, weil die Interessenlage in allen Fällen 
dieselbe ist (Absatz 1). 

Wie bei der Regelimg des Umwandlimgsgesetzes imd 
des aktienrechtlichen Konzemrechts (vgl. §§ 305, 306 
AktG), jedoch abweichend von § 352 c AktG und 
§ 31a KapErhG, soll der Ausgleich nicht auf diejeni- 
gen Anteilsinhaber eines übertragenden Rechtsträ- 
gers beschränkt werden, die sich der Verschmelzimg 
widersetzt, also dem Verschmelzimgsbeschluß wider- 
sprochen haben; denn das Erfordernis eines Wider- 
spruchs könnte zur Folge haben, daß Anteilsinhaber, 
die an sich die Verschmelzimg befürworten, gegen sie 
stimmen und Widerspruch eiiüegen, um sich ihren 
Nachbessenmgsanspruch zu sichern. Dadurch könn- 
ten notwendige Fusionen verhindert werden. 

Das Spruchverfahren, in dem der Anspruch geltend 
gemacht werden muß, ist im Sechsten Buch des 
Entwurfs geregelt. 

Um zu verhindern, daß ein Spruchverfahren von dem 
zur baren Zuzahlimg verpflichteten Rechtsträger ver- 
zögert wird, muß für die Zuzahlimg eine angemessene 
Verzinsung gewährt werden (Absatz 2). Ein fester 
Zinssatz hat sich in dem vergleichbaren Falle der 
Abfindung im aktienrechtlichen Vertragskonz em 
nicht bewährt, weil er infolge der Zinsschwankungen 
auf dem Kapitalmarkt häufig zu niedrig ist, aber auch 
zu hoch sein kann. Nach dem Vorbild des § 1 1 Abs. 1 
des Verbraucherkreditgesetzes vom 17. Dezember 
1990 (BGBl, I S. 2840) soll die Verzinsung deshalb an 
den jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundes- 
bank angelmüpft werden. Der Zinsfuß von 2 % über 
diesem Diskontsatz erscheint der Lage der Beteiligten 
angemessen. Wie auch sonst üblich (vgl. z. B. § 288 
Abs. 2 BGB, § 320 Abs. 5 Satz 6 zweiter Halbsatz 
AktG), soll die Geltendmachung eines weiteren Scha- 
dens möglich sein. 


Zu den §§ 16 und 17 

(Vgl. § 345 AktG, § 24 KapErhG, §§ 93 d, 63 f GenG, 
§ 44 a Abs. 3 VAG). 

Auch diese Vorschriften übernehmen weitgehend 
Regelimgen des geltenden Rechts. Sie trennen aller- 
dings zur besseren Lesbarkeit die Bestimmungen über 
die Anmeldimg und die dabei abzugebenden Erklä- 
rungen (§16) von denjenigen über die erforderlichen 
Anlagen (§ 17). 


Zu § 16 

(Vgl. § 345 Abs. 1, 2 Satz 1 AktG, 24 Abs. 1, 2 Satz 1 
KapErhG, § 63 f Abs. 1 Satz 1, § 93d Abs. 1 GenG, 
§ 44 a Abs. 3 VAG, § 4 Abs. 1 Satz 1 UmwG; Artikel 18 
Abs. 2 der Dritten Richtlinie). 

Absatz 1 Satz 2, der auf Artikel 18 Abs. 2 der Dritten 
Richtlinie beruht \md bisher nur im Aktiengesetz 
enthalten ist, soll auf die übrigen Fälle ausgedehnt 
werden, weü das Vertretimgsorgan des übernehmen- 


den Rechtsträgers stets ein Interesse daran hat, daß 
die Verschmelzimg so schnell wie möglich in die 
Register eingetragen und damit wirksam wird. 

Die weite Fassimg des Absatzes 2 Satz 1 erfaßt nicht 
nur die Anfechtungsklagen des Rechts der Kapitalge- 
sellschaften, sondern wie § 14 alle Klagetypen, mit 
denen Mängel eines Verschmelzungsbeschlusses gel- 
tend gemacht werden können. 

Absatz 2 Satz 1 verlangt wie bisher die sogenannte 
Negativerklärung. Die zusätzliche Pflicht, das Regi- 
stergericht auch nach der Anmeldimg über die Erhe- 
bung einer Klage zu unterrichten, geht auf Anregun- 
gen aus der Praxis zurück. Damit soll die Stellung 
etwaiger Kläger gestärkt werden. 

Absatz 2 Satz 2 stellt nunmehr ausdrücklich klar, daß 
ein Fehlen der Negativerklärung nach Satz 1 die 
Eintragung der Verschmelzung hindert. Diese früher 
umstrittene Frage ist zwar durch die neuere höchst- 
richterliche Rechtsprechung bereits in dem vorgese- 
henen Sinne geklärt worden (vgl. BGHZ 112,9); 
jedoch ist es zweckmäßig, diese Regelung ausdrück- 
lich im Gesetzestext zu treffen, um auch in der Zukunft 
grundsätzlich eine Eintragung der Verschmelzung 
trotz anhängiger Klage gegen die Wirksamkeit des 
Verschmelzungsbeschlusses und damit den Eintritt 
nicht mehr rückgängig zu machender wirtschaftlicher 
Folgen zu verhindern. 

Die Eintragimg der Verschmelzimg soll jedoch mög- 
lich sein, wenn alle klageberechtigten Anteilsinhaber 
durch notarielle Erklärung auf die Klage gegen die 
Wirksamkeit des Verschmelzungsbeschlusses ver- 
zichtet haben, und zwar auch schon vor Ablauf der 
Klagefrist. Dies kaim die Verschmelzung von Rechts- 
trägern mit einem nur kleinen Kreis von AnteUsinha- 
bem beschleunigen. 

Mit dem neuen Absatz 3 soll eine wichtige Ausnahme 
von dem Grundsatz des Absatzes 2 Satz 2 ausdrück- 
lich geregelt werden. In letzter Zeit hat sich zuneh- 
mend die Auffassung durchgesetzt, daß es wirtschaft- 
lich unvertretbar sein kaim, dem beklagten Rechtsträ- 
ger zuzumuten, vor dem Vollzug der Verschmelzung 
erst den rechtskräftigen Abschluß des erfahrungsge- 
mäß langen Rechtsstreits über die Wirksamkeit des 
Verschmelzungsbeschlusses abzuwarten; anderen- 
falls würde der wirtschaftliche Erfolg der Verschmel- 
zung stets verzögert oder gar vereitelt, ohne daß dies 
in einigen Fällen zu rechtfertigen wäre. 

Schon nach bislang geltendem Recht hatte daher die 
neuere höchstrichterliche Rechtsprechung die Mög- 
lichkeit bejaht, daß das Registergericht die Ver- 
schmelzung trotz einer anhängigen Klage im Han- 
delsregister eintragen kann, wenn die Klage offen- 
sichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat (vgl. 
BGHZ 112,9). Dieser richtige Grundsatz soll mit der 
Regelung von Absatz 3 fortgeführt und erweitert 
werden. 

Die Regelung des Absatzes 3 will zunächst die verfah- 
rensrechtlichen Nachteile, die sich aus der bisherigen 
Rechtslage ergeben, beseitigen. Die Entscheidung 
über die trotz anhängiger Klage vorzunehmende 
Eintragung obliegt bislang ausschließlich dem Regi- 
stergericht, das die Frage zudem stets von Amts 
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wegen zu prüfen hat. Hierdurch kann es bei der 
Beurteilung der Unzulässigkeit oder der Unbegrün- 
detheit der Klage zu voneinander abweichenden 
Entscheidungen durch das Registergericht und durch 
das für die Klage zuständige Prozeßgericht kommen. 
Außerdem ist es dem klagenden Anteilsinhaber nicht 
möglich, gegen den die Eintragimg trotz anhängiger 
Klage betreibenden Rechtsträger Schadenersatzan- 
sprüche geltend zu machen, falls sich die Klage im 
Ergebnis doch als erfolgreich erweist. 

Um diese Nachteile zu vermeiden, sieht Absatz 3 für 
den beklagten Rechtsträger einen eigenständigen 
Rechtsbehelf vor. Nach Satz 1 kaim die Frage, ob die 
Verschmelzung trotz einer erhobenen Klage eingetra- 
gen werden kann, nur noch das für diese Klage 
zuständige Prozeßgericht in einem gesonderten Ver- 
fahren entscheiden. 

Dieses Verfahren setzt einen Antrag des beklagten 
Rechtsträgers voraus, der sich gegen den klagenden 
Anteüsinhaber in dem Rechtsstreit um die Wirksam- 
keit des Verschmelzungsbeschlusses richtet und erst 
nach Klageerhebung (vgl. § 253 Abs. 1, § 261 Abs. 1 
der Zivilprozeßordnung) statthaft ist. Durch den ein- 
leitenden Wortlaut von Satz 1 wird sichergesteUt, daß 
eine rechtskräftige Entscheidung des Prozeßgerichts 
in diesem Beschlußverfahren das Registergericht bin- 
det, dieses also die Eintragimg nicht mehr mit dem 
Hinweis auf die erhobene Klage oder das Fehlen der 
Negativerklärung ablehnen darf; die Zuständigkeit 
des Registergerichts zur Prüfung der sonstigen Eintra- 
gungsvoraussetzungen bleibt hiervon jedoch unbe- 
rührt. 

Satz 2 legt die sachlichen Voraussetzungen für den 
Beschluß des Prozeßgerichts abschließend fest. Da- 
nach soU in Anlehnung an die bisherige höchstrichter- 
liche Rechtsprechung zur Registersperre ein Beschluß 
zunächst dann möglich sein, wenn die anhängige 
Klage unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist. 
Wie bislang schon ist eine Klage vor allem dann als 
unbegründet anzusehen, wenn sie rechtsmißbräuch- 
lich im Sinne der hierzu ergangenen höchstrichterli- 
chen Entscheidungen (vgl. BGHZ 107, 296; BGH 
NJW-RR 1990 S. 350; BGH ZIP 1990 S. 1560) erhoben 
worden ist. Die Entscheidung darüber, wann eine 
Klage „offensichtiich" unbegründet ist, soU der weite- 
ren Rechtsprechung überlassen bleiben. 

Neu ist die dritte Möglichkeit für den Erlaß eines 
Beschlusses. Sie berücksichtigt die Kritik, die gegen 
die bestehende Rechtslage und den diese lediglich 
verfahrensrechtlich verbessernden Regelungsvor- 
schlag im Referentenentwurf vom 15. April 1992 
insbesondere von seiten des Bundesgerichtshofes vor- 
getragen worden ist. 

Die Fälle, in denen das Prozeßgericht ohne aufwen- 
dige Beweiserhebungen eine Unzulässigkeit oder 
offensichtliche Unbegründetheit der anhängigen 
Klage feststellen kann, dürften nach den bisherigen 
Erfahrungen selten sein; zudem bedarf es zur Beja- 
hung dieser Voraussetzungen für den Erlaß eines 
Beschlusses nach Satz 1 Wertungen, die das Gericht in 
einem beschleunigten Verfahren nur schwer vorneh- 
men kann. Häufig werden von dem jeweiligen Kläger 
Rechtsverletzungen behauptet, deren Rüge nicht von 


vomeherein als unzulässig oder offensichtlich unbe- 
gründet bewertet werden kann, die aber, ihr VorMe- 
gen untersteht, im Verhältnis zu der durch die Klage 
bewirkten Verzögerung der Verschmelzung nicht als 
so schwerwiegend erscheinen, daß es wegen dieser 
behaupteten Rechtsverletzungen gerechtfertigt wäre, 
den Eintritt der durch die beabsichtigte Verschmel- 
zung zu erzielenden wirtschaftlichen Vorteile (z. B. 
Synergieeffekte) aufzuschieben. Oft handelt der kla- 
gende Anteilseigner eben gerade nicht auch im Inter- 
esse aller übrigen Anteilseigner, sondern in Wirklich- 
keit zu deren Schaden. Während § 127 FGG immerhin 
eine Abwägimg der Nachteile zuläßt, kennt das gel- 
tende Recht für die Fälle der Registersperre keine 
Regelung, durch die es möglich wäre, trotz der 
Geringfügigkeit der behaupteten Rechtsverletzungen 
die Verschmelzung im Register eintragen zu lassen 
und dadurch vollziehen zu können. Dies soll aber 
künftig möglich sein. In solchen Fällen sind die 
Interessen des Klägers durch den in Satz 6 geregelten 
Schadenersatzanspruch ausreichend gewahrt. 

Dem Gericht soll es daher möglich sein, in bestimmten 
Fällen für die Frage der Eintragungsfähigkeit der 
Verschmelzung zwischen dem Interesse des Klägers 
auf der einen Seite und dem Interesse der an der 
Verschmelzung beteiligten Rechtsträger und ihrer 
Anteüsinhaber auf der anderen Seite eine Abwägung 
zu treffen. Hierbei sind sowohl die wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte als auch die geltend gemachten 
Rechtsverletzungen gegeneinander abzuwägen. Da- 
bei ist auf der Seite des Klägers die Schwere der von 
ihm behaupteten Rechtsverletzungen ausschlagge- 
bend. Für die übrigen Anteilseigner werden wie für 
die beteiligten Rechtsträger die wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte im Vordergrund stehen. 

Die Festlegtmg, in welchen Fällen den behaupteten 
Rechtsverletzungen nur ein geringes Gewicht beizu- 
messen ist, soll der EmzelfaUentscheidung der Recht- 
sprechung überlassen bleiben; dabei wird es entschei- 
dend darauf ankommen, inwieweit das Individual- 
interesse des Klägers auch anderweitig gewahrt ist. So 
kann etwa die in der Vergangenheit bei Klagen häufig 
geltend gemachte Behauptung, das Umtauschver- 
hältnis sei nicht ausreichend begründet und erläutert 
worden, im EinzelfaU als geringfügig angesehen wer- 
den. 

Dem so bewerteten Interesse des klagenden Anteüs- 
inhabers sind auf der anderen Seite die Nachteüe 
gegenüberzustellen, die nach Darlegung des antrag- 
steUenden Rechtsträgers eine Verzögenmg der Ver- 
schmelzung für aUe an der Verschmelzung beteiligten 
Rechtsträger und deren Anteilsinhaber haben wird. 
Dabei soU in der Abwägimg nicht auf jeden noch so 
geringfügigen Nachteil abgesteUt werden, sondern 
nur auf die Nachteüe, die „wesentlich" sind, also nur 
auf solche, denen im Hinblick auf die durch die 
Verschmelzung beabsichtigten wirtschaftlichen Vor- 
teüe einiges Gewicht zukommt. Die Formuherimg 
stellt sicher, daß für diese Nachteüe nicht nur die 
wirtschafüichen Überlegungen der jeweüigen Unter- 
nehmensleitung, sondern auch die Auswirkungen der 
Verzögenmg der Verschmelzung auf die Anteüsinha- 
ber maßgebend sind. Diese Nachteüe sind in die 
Abwägung nur dann einzubeziehen, wenn sie unter 
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Beachtung der in Satz 4 vorgesehenen Beweisrege- 
lung zur Überzeugung des Gerichts (vgl, § 286 der 
Zivilprozeßordnung) feststehen. 

Für die Abwägung zwischen den so festgelegten 
widerstreitenden Interessen soll dem Gericht größt- 
mögliche Entscheidimgsfreiheit eingeräumt werden. 
Es soll daher nach seiner freien Überzeugung ent- 
scheiden können. 

In den überwiegenden Fällen setzt das Verfahren 
nach Absatz 3 eine mündliche Verhandlung voraus; 
jedoch soll es möglich sein, daß das Gericht in wohl 
nur selten vorliegenden dringenden Fällen auch im 
schriftlichen Verfahren entscheiden kann (Satz 3), 

Satz 4 trägt dem Bedürfnis nach besonderer Beschleu- 
nigimg des Verfahrens Rechnung. Es reicht daher die 
Glaubhaftmachung (§ 294 Abs. 1 der Zivilprozeßord- 
nung) aus; dadurch wird außerdem erreicht, daß eine 
Beweisaufnahme, die nicht sofort erfolgen kann, 
unstatthaft ist (§ 294 Abs. 2 der Zivilprozeßord- 
nung). 

Mit Satz 5 soll dem Beschleunigimgsgnmdsatz 
dadurch Rechnung getragen werden, daß gegen den 
Beschluß nur die sofortige Beschwerde (§ 577 der 
Zivüprozeßordnimg) statthaft ist. 

Durch den Beschluß nach Satz 1 wird das anhängige 
Klageverfahren nicht berührt, da Streitgegenstand 
des besonderen Rechtsbehelfs nach Absatz 3 nur das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer registerverfah- 
rensrechtlichen Voraussetzung ist, nämlich die Frage, 
ob die anhängige Klage der Eintragimg entgegen- 
steht; demgegenüber betrifft die anhängige Klage 
nicht die Eintragimgsfähigkeit der Verschmelzimg, 
sondern die Wirksamkeit des Verschmelzungsbe- 
schlusses. Es ist daher denkbar, daß sich die Klage 
später trotz der Eintragimg und des Vollzugs der 
Verschmelzung als begründet erweist. In diesem Fall 
soll es dem Kläger möglich sein, sein durch die Klage 
verfolgtes Individualinteresse als Schadenersatzan- 
spruch weiterzuverfolgen (Satz 6 erster Halbsatz). 
Durch § 25 Abs. 2 ist sichergestellt, daß für den Fall, 
daß der Beschluß nach Satz 1 von einem der übertra- 
genden Rechtsträger erwirkt worden ist, der Anspruch 
nach Satz 6 auch noch nach dem Wirksamwerden der 
Verschmelzung geltend gemacht werden kann. Der 
zweite Halbsatz von Satz 6 schließt jedoch die auf eine 
Beseitigung der Wirkungen der Eintragung der Ver- 
schmelzung im Register des Sitzes des übernehmen- 
den Rechtsträgers (vgl. § 20 Abs. 1) gerichtete Rück- 
gängigmachung der Verschmelzung aus, da die Her- 
stellung eines Status quo ante schon tatsächlich nicht 
möglich ist und eine Spaltung zwar gnmdsätzlich 
denkbar wäre, jedoch dem Interesse der übrigen 
Anteilsinhaber regelmäßig zuwiderlaufen dürfte. 

Im übrigen sind auf das Verfahren nach Absatz 3 
aufgrund der allgemeinen Grundsätze die Vorschrif- 
ten der Zivilprozeßordnung anwendbar, da es sich um 
ein Verfahren der ordentlichen Gerichtsbarkeit (§13 
des Gerichtsverfassungsgesetzes) handelt, das nicht 
ausdrücklich dem Verfahren der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit unterworfen wird (vgl. § 1 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit). 


Um der Eigenständigkeit des neuen Rechtsbehelfs 
Rechnung zu tragen, sieht das Bereinigungsgesetz in 
Artikel 17 und Artikel 18 neue Gebührentatbestände 
für den besonderen Rechtsbehelf durch entspre- 
chende Ändenmgen des Gerichtskostengesetzes und 
der Bundes gebühr enordnung für Rechtsanwälte vor. 


Zu §17 

(Vgl. § 345 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 AktG, § 24 Abs. 2 
Satz 3, Abs. 3 KapErhG, § 93 d Abs. 2, 3 GenG, § 44a 
Abs. 3 VAG, vgl. auch § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
UmwG). 

In Absatz 1 ist neben der bisherigen Regelung auch 
vorgesehen, daß Zustimmungserklärungen einzelner 
Anteilsinhaber, die in besonderen Fällen nach diesem 
Gesetz erforderlich sind, sowie die nach § 8 Abs. 3, § 9 
Abs. 3 und § 12 Abs. 3 möglichen Verzichtserklärun- 
gen der Anmeldung beigefügt werden müssen. Damit 
soll dem Registergericht die Prüfung erleichtert wer- 
den, ob alle Voraussetzungen für die Eintragung 
erfüllt sind. Gleichzeitig soll der Schutz der Anteilsin- 
haber verstärkt werden. 

Wie der erforderliche formalisierte Nachweis der 
Zuleitung des Verschmelzungsvertrages oder seines 
Entwurfs an den jeweils zuständigen Betriebsrat 
erbracht wird, soll der Praxis überlassen bleiben; in 
Betracht kommt etwa die Vorlage des Übersendungs- 
schreibens oder der Empfangsbestätigung des Vorsit- 
zenden des jeweiligen Betriebsrats. 

Die Frist für das Alter der Schlußbilanz nach Absatz 2 
soll einheitlich für alle Rechtsformen auf acht Monate 
festgelegt werden, also abweichend von § 4 Abs. 2 
UmwG und § 93 d Abs. 3 GenG. Die für Aktiengesell- 
schaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit maß- 
gebenden Erwägungen für die Länge dieser Zeit- 
spanne treffen auch auf die übrigen Fälle zu: sie 
ermöglicht es, die Bilanz des letzten Geschäftsjahres 
als Schlußbilanz zu verwenden. Die Regelung soll 
auch für alle Rechtsformen zwingend sein. 


Zu § 18 

Das Recht der übertragenden Umwandlung enthält in 
den §§6,9 Abs. 2, §§ 14, 15, 16 Satz 2, § 17 Abs. 3, § 19 
Abs. 3, §§ 20, 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, §§ 23, 24, 25, 42 
Abs. 3, § 48 Abs. 3, § 52 Abs. 3, § 56c Abs. 3 Satz 1 
UmwG (teilweise durch Verweisungen) firmenrechtli- 
che Vorschriften, welche im wesentlichen die Fortfüh- 
rung einer Firma durch einen übernehmenden oder 
neuen Rechtsträger betreffen. 

Die Möglichkeit, die Firma eines übertragenden 
Rechtsträgers bei Fortführung des von diesem betrie- 
benen Handelsgeschäfts weiter zu verwenden, ist 
bisher im Verschmelzungsrecht nicht vorgesehen. 
Dafür kann jedoch ein Bedürfnis bestehen, wenn ohne 
diese Möglichkeit ein traditions reicher Firmenname 
untergehen würde oder seine weitere Verwendung 
mit Schwierigkeiten verbunden wäre. Dieses Bedürf- 
nis wird nunmehr dadurch verstärkt, daß zahlreiche 


90 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DrUCksache 1 2/6699 


neue Verschmelzungsmöglichkeiten eröffnet werden, 
an denen Rechtsträger verschiedener Rechtsformen 
beteüigt sein können, für die jeweils andere Grund- 
sätze für die Firmenbildung gelten. Deshalb soll die 
Fortführung der Firma unter den in § 22 Abs. 1 HGB 
genannten Voraussetzungen, nämlich Existenz einer 
Firma bei einem übertragenden Rechtsträger und 
Erwerb des Handelsgeschäfts dxirch den überneh- 
menden Rechtsträger, allgemein für Verschmelzim- 
gen zugelassen werden (Absatz 1 Satz 1), Jedoch soll 
es abweichend von § 22 Abs. 1 HGB nicht auf die 
Einwühgung des betroffenen übertragenden Rechts- 
trägers ankommen, weil dieser durch die Verschmel- 
zung aufgelöst und voll beendigt wird und also kein 
Interesse mehr daran haben kann, daß sein Name 
nicht weiter verwendet wird. 

Satz 2 des Absatzes 1 enthält im Interesse der Firmen- 
wahrheit für Personenhandelsgesellschaften eine Ein- 
schränkung dieser Regelung in Gestalt des Verbots 
der Sachfirmen für Personenhandelsgesellschaften 
(vgl. § 6 Abs. 3 Satz 1, § 14 UmwG). Satz 3 soll das in 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 GenG enthaltene Verbot, den Namen 
natürlicher Personen in der Firma einer Genossen- 
schaft zu verwenden, aufrechterhalten. 

In Absatz 2 ist eine dem bisherigen Recht entspre- 
chende Erleichterung vorgesehen (vgl. § 6 Abs. 3 
Satz 2 UmwG). 

Absatz 3 trägt wie das geltende Recht dem Interesse 
natürlicher Personen Rechnimg, daß ihr Name gnmd- 
sätzlich nur mit ihrer oder ihrer Erben Einwilligung 
verwendet werden darf. 

Für die Verschmelzung durch Neugründung ergibt 
sich dieselbe Lösung für den neuen Rechtsträger über 
die Verweisung in § 36 Abs. 2 auf die Gründungsvor- 
schriften, die auch das jeweils für die Rechtsform 
geltende Firmenrecht erfassen, und aus der Verwei- 
srmg in § 36 Abs. 1 auf § 18. 


Zu § 19 

(Vgl. § 346 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 6 AktG, § 25 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 5 KapErhG, § 93e Abs. 4 GenG, 
§ 44 a Abs. 3 VAG; Artikel 17, 18 der Dritten Richtli- 
nie; § 10 HGB). 

Das Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz hat in Durch- 
führung der Dritten Richtlinie die Verschmelzung 
durch gleichzeitige Aufnahme mehrerer übertragen- 
der Gesellschaften in das Aktiengesetz eingefügt. 
Dies machte eine Ändenmg des Eintragungssystems 
in § 346 AktG erforderlich. 

Da nunmehr die gleichzeitige Aufnahme mehrerer 
Rechtsträger in einem Verschmelzungsvorgang für 
alle erfaßten Rechtsformen zugelassen werden soll, 
muß dieses System der Registereintragung allgemein 
gelten, 

§ 19 faßt die reinen Verfahrensregeln für die verschie- 
denen Registergerichte in einer Vorschrift zusam- 
men. 

Absatz 1 und 2 betreffen die Eintragimg. 


Absatz 3 enthält anstelle einer Verweisung auf § 10 
HGB eine selbständige Regel. Diese ist für die Han- 
delsgesellschaften nnr eine Wiederholung des ohne- 
hin geltenden Rechts (vgl. § 10 HGB), hat jedoch 
Bedeutung für Genossenschaften und Vereine. Mit 
der Aufnahme des Absatzes 3 soll die Regelimg in sich 
verständüch gemacht und eine Verweisung auf an- 
dere Gesetze hier vermieden werden. 


Zu §20 

(Vgl. § 346 Abs. 3 bis 5 AktG, § 25 Abs. 2 bis 4 
KapErhG, § 93 e Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3, § 93 h Abs. 1, 
§ 63 f Abs. 2, § 63 g Abs. 1 GenG, § 44 a Abs. 3 VAG, 
§ 5 UmwG; Artikel 17,19 Abs. 1, 2 der Dritten Richt- 
linie; § 352a AktG; Artikel 22 der Dritten Richtli- 
nie). 

§ 20 regelt in Absafz 1 die Wirkungen der Eintragung. 
Diese Materie soll von den Verfahrensvorschriften in 
§ 19 zur besseren Übersichtlichkeit getrennt, die Fas- 
sung soll vereinfacht werden. Die Nummern 1 und 2 
entsprechen dem geltenden Recht. 

Dies gilt im Gnmdsatz auch für Nummer 3. Nach 
Aktienrecht (§ 346 Abs. 4 Satz 3 zweiter Halbsatz 
AktG; vgl. auch Artikel 19 Abs. 2 der Dritten Richtli- 
nie) findet durch eine Verschmelzung ein Umtausch 
von Aktien jedoch nicht statt, soweit dadurch eigene 
Aktien entstehen können. Der Anwendungsbereich 
dieses Grundsatzes wird durch Satz 1 der Nummer 3 
zunächst auf die Fälle der Mischverschmelzung aus- 
gedehnt, weil es nicht darauf ankommen kann, in 
welchen Fällen es zur Entstehimg eigener Aktien 
kommen könnte. 

Auch wenn im GmbH-Recht im Gegensatz zum 
Aktienrecht der Erwerb eigener Geschäftsanteile 
nicht grundsätzlich verboten ist, so soll diesem rechts- 
politisch unerwünschten Vorgang, durch den das 
Stammkapital der GmbH ausgehöhlt wird, jedenfalls 
durch eine Verschmelzung nicht Vorschub geleistet 
werden. Deshalb soll auch in Fällen, in denen durch 
den Anteilstausch aufgrund einer Verschmelzung 
eigene Geschäftsanteile entstehen könnten, wie im 
Aktienrecht der Wechsel der Gesellschafterstellung 
ausgeschlossen werden. 

Schließlich müssen auch die Fälle erfaßt werden, in 
denen es zu vergleichbaren Gefährdungen des Eigen- 
kapitals eines Rechtsträgers kommen könnte, wenn- 
gleich solche anderen Fälle selten sein dürften. 

Auch Nummer 3 Satz 2 beruht auf geltendem Recht, Er 
gibt einen allgemeinen Gnmdsatz zum Schutze von 
Gläubigem der Anteilsinhaber des übertragenden 
Rechtsträgers wieder, der bisher in § 44 Abs. 2, § 49 
Abs, 3 UmwG und in § 372 Satz 3 und § 381 Satz 3 
AktG enthalten ist. 

Die Einschränkung der Nichtigkeit von Verschmel- 
zungen durch Absatz 2 beruht auf einer allgemeinen 
Tendenz, gesellschaftsrechtliche Akte möglichst zu 
erhalten. Zudem ist eine „Entschmelzimg" im Sinne 
einer Rückübertragimg jedes einzelnen Vermögens- 
gegenstandes praktisch nicht möglich. Die durch das 
Verschmelzungsrichthnie-Gesetz eingeführte Vor- 
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Schrift des § 352 a AktG soll deshalb für edle Ver- 
schmelzungen gelten. Dieser Einschränkung der 
Nichtigkeit entspricht es, die Stellung der Anteilsin- 
haber vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung 
durch Unterrichtimgs- und Prüfungsrechte zu verstär- 
ken. 

Als Möglichkeit für die wirtschafüiche Rückabwick- 
limg einer Fusion, die sich nachträglich als unzweck- 
mäßig erweist, steht die Spaltung nach dem Dritten 
Buch dieses Gesetzes zur Verfügimg. 


Zu §21 

(Vgl. § 346 Abs. 3 Satz 2 AktG, § 25 Abs. 2 Satz 2 
KapErhG, § 44 a Abs. 3 VAG). 

Die Vorschrift soll den Sonderfall, der als materielle 
Vorschrift in § 346 Abs. 3 Satz 2 AktG und den 
entsprechenden anderen Vorschriften in einer Ver- 
fahrensbestimmung enthalten war, selbständig re- 
geln. 


Zu §22 

(Vgl. § 347 AktG, § 26 KapErhG, § 93 f GenG, § 44 a 
Abs. 3 VAG, §§ 7, 8 UmwG; Artikel 13, 14 der Dritten 
Richtlinie). 

Die Vorschrift über den Schutz der Gläubiger bei 
Verschmelzungen ist wie im geltenden Recht als 
Anspruch auf Sicherheitsleistung ausgestaltet. Sie 
hindert nicht das Wirksam werden einer Verschmel- 
zimg. 

Nach dem Vorbild des § 347 AktG in der Fassung des 
Verschmelzungsrichtlinie-Gesetzes, der auf Arti- 
kel 13 der Dritten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie 
beruht, soll der Schutz auf die Gläubiger des überneh- 
menden Rechtsträgers ausgedehnt werden, weil es 
häufig von nicht zu kontrollierenden Erwägxmgen wie 
z. B. Sitzvorteil, Firma und Arbeitsmarkt abhängt, 
welcher der beteiligten Rechtsträger welche Rolle bei 
einer Verschmelzung übernimmt. 

In Absatz 1 Satz 1 soll, einer Anregxmg aus der Praxis 
entsprechend, verlangt werden, daß der Gläubiger 
seinen Anspruch nach Grund und Höhe schriftlich 
präzisiert, wie dies offenbar schon jetzt fast stets 
geschieht. Damit wird auch dem Vertretungsorgan 
des Rechtsträgers die weitere wirtschaftliche Behand- 
lung erleichtert. 

Absatz 1 Satz 2 weicht in zweierlei Hinsicht vom 
geltenden Recht ab. Zum einen wird von den Gläubi- 
gem abweichend von § 347 AktG nicht mehr der 
Nachweis, sondern nur noch die Glaubhaftmachung 
der Gefährdimg ihres Anspmehs verlangt, weil der 
Nachweis der Gefährdung häufig schwer zu führen 
ist. Artikel 13 der Dritten gesellschaftsrechtiichen 
Richtlinie steht dieser Regelung nicht entgegen. Zum 
anderen sollen auch die Gläubiger der übertragenden 
Rechtsträger Sicherheit nur im Falle der Gefährdung 
ihres Anspmehes verlangen können, da sie nicht 
stärker schutzbedürftig erscheinen als die Gläubiger 
des übernehmenden Rechtsträgers. 


Neben dem Individualschutz des § 22 schien es nicht 
erforderlich, das System der gesonderten Vermögens- 
verwaltung (vgl. § 8 UmwG) als allgemeine Regelung 
zu übernehmen; es ist im allgemeinen Recht der 
Verschmelzung schon früher als zu schwerfällig und 
wenig praktikabel aufgegeben worden. 

Absatz 2 übernimmt die bereits im geltenden Ver- 
schmelzungsrecht des Aktiengesetzes (vgl. § 347 
Abs. 2 AktG) vorgesehene Regelung für eine Aus- 
nahme vom Anspmch auf Sicherheitsleistung und 
führt sie als allgemeine Vorschrift für alle Verschmel- 
zungsvorgänge fort. 

Der Regelimg liegt der Gedanke zugrunde, daß es 
eines Anspmehs auf Sicherheitsleistung stets dann 
nicht bedarf, wenn der Gläubiger bereits anderweitig 
ausreichend gesichert ist. 

Auf diesen Gedanken war auch die Einfühnmg der 
parallelen Vorschrift bei Kapitalherabsetzimgen in 
§ 178 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes von 1937, dem 
wortgleich nunmehr § 225 Abs. 1 Satz 3 AktG ent- 
spricht, gestützt worden (vgl. die AmÜiche Begrün- 
dung zu § 178 des Aktiengesetzes von 1937, in: 
Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsan- 
zeiger 1937 Nr. 28 vom 4. Febmar 1937). Bei Erlaß 
dieser Vorschrift hatte der Gesetzgeber ursprünglich 
nur die dinglichen Sicherheiten nach § 35 HypBankG, 
§ 35 SchiffsbankG und die §§77 und 79 VAG im 
Auge, bei denen es sich zum damaligen Zeitpunkt um 
die einzigen Fälle handelte, die eine besondere Siche- 
rung der Gläubiger im Falle des Konkurses vorsahen. 
Der Grundgedanke der Regelimg kann jedoch über 
die drei vorgenannten Fälle hinaus für alle Ansprüche 
verallgemeinert werden, bei denen Gläubiger bereits 
anderweitig für den Fall der Insolvenz des übertragen- 
den Rechtsträgers gesichert sind, sofern diese Sicher- 
heiten nach gesetzlicher Vorschrift bestehen und 
staatlich überwacht werden. Absatz 2 ist daher auch 
auf die von dem besonderen Insolvenzschutz durch 
den Pensionssicherungsverein nach den §§ 7ff. des 
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610), 
zuletzt geändert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 
25. Febmar 1992 (BGBl. I S. 297), erfaßten Versor- 
gungsansprüche und unverfaUbaren Versorgungsan- 
wartschaften der Arbeitnehmer, die sich aus einer 
unmittelbaren Versorgungszusage des Arbeitgebers 
ergeben, anwendbar, wie dies von der herrschenden 
Meinung im Schrifttum bereits zu der jetzt geltenden 
Regelung zu Recht angenommen wird. 


Zu §23 

(Vgl. § 347 a AktG; Artikel 15 der Dritten RichÜi- 
nie). 

Nach dieser Vorschrift soll der sogenannte Verwässe- 
rungsschutz, wie er in § 347 a AktG aufgrund des 
Artikels 15 der Dritten Richtlinie eingeführt worden 
ist, für die Verschmelzung von Rechtsträgern aller 
Rechtsformen gelten, weil er Ausdmck eines allge- 
meinen Rechtsgedankens ist. Dieser Schutz ist auch 
erforderlich, weil die Rechtsstellung der „Inhaber von 
Rechten in einem Rechtsträger" einerseits über die 
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nur schuldrechtliche Gläubigereigenschaft hinaus- 
geht, andererseits den hier genannten Rechtsinha- 
bem die Möglichkeit fehlt, durch Ausübung des 
Stimmrechts auf die Verschmelzimg Einfluß zu neh- 
men. 

Der Anspruch kann auch durch Gewährung eines 
höherwertigen Rechts erfüllt werden. 

Die Fassung des § 23 ist gegenüber § 347 a AktG 
vereinfacht worden. 


Zu §24 

(Vgl. § 348 Abs. 1 AktG, § 27 Abs. 1 KapErhG, § 93 g 
GenG, § 44 a Abs. 3 VAG). 

§ 348 Abs. 1 AktG, § 27 Abs. 1 KapErhG, § 93 g GenG 
und § 44a Abs. 3 VAG schreiben für die Verschmel- 
zung durch Aufnahme vor, daß die in der Schlußbilanz 
eines übertragenden Rechtsträgers angesetzten 
Werte für die Jahresbilanzen des übernehmenden 
Rechtsträgers als Anschaffungskosten im Sinne des 
§ 253 Abs. 1 HGB gelten. Die Regelung schließt den 
Ansatz der von dem übernehmenden Rechtsträger 
übernommenen Vermögensgegenstände und Schul- 
den (Wirtschaftsgüter) mit den Anschaffungskosten 
aus, die dem übernehmenden Rechtsträger durch 
Gewährung von Anteilen oder Mitgliedschaften ent- 
stehen, sofern diese Anschaffungskosten von den 
Buchwerten abweichen; damit wird das Prinzip des 
§ 253 Abs. 1 HGB durchbrochen. Enthalten die über- 
nommenen Vermögensgegenstände erhebliche stille 
Reserven, so können beim übernehmenden Rechts- 
träger Verluste entstehen, die den Wert der Anteile 
der bisherigen Gesellschafter des übernehmenden 
Rechtsträgers mindern, obwohl wirtschaftlich eine 
Wertminderung nicht eingetreten ist. Der in bestimm- 
ten Fällen nach § 348 Abs. 2 AktG und § 27 Abs. 2 
KapErhG zulässige Ausgleichsposten löst dieses Pro- 
blem nicht, weil es sich nur um eine Bilanzienmgshilfe 
durch einen Posten handelt, der im Grundsatz in nicht 
mehr als fünf Jahren aufzulösen ist. 

Die Fortfühlung der strikten Buchwertverknüpfung 
und ihre Ausdehnung auf alle verschmelzimgsfähigen 
Rechtsformen wäre deshalb nur vertretbar, wenn sich, 
wirtschaftlich betrachtet, für die Beteiligten keine 
substantiellen Änderungen ergäben. Dies wäre nur 
der Fall, wenn die Gesellschafter der übertragenden 
Gesellschaft ihre Anteile gegen gleichwertige Anteile 
an der übernehmenden Gesellschaft tauschten. Wenn 
jedoch bei zwei beteiligten Rechtsträgern stille Reser- 
ven in unterschiedlichem Umfange bestehen, so kann 
dies zu Übemahmeverlusten führen, die nicht nur das 
Unternehmen belasten, sondern auch den Wert der 
Anteile der Altgesellschaft mindern. Diese Nachteile 
werden vermieden, wenn auf das Anschaffungswert- 
prinzip übergegangen imd die Buchwertverknüpfung 
jedenfalls teilweise aufgegeben wird. Es müssen dann 
nur diejenigen stillen Reserven aufgelöst werden, die 
beim übertragenden Rechtsträger, dessen Vermögen 
angeschafft wird, entstanden imd vom übernehmen- 
den Rechtsträger „bezahlt" worden sind. 

Deshalb soll die Methode der strikten Buchwertver- 
knüpfimg abgemildert und durch ein Wahlrecht 


ersetzt werden. Dieser Übergang auf eine durch das 
Anschaffungswertprinzip modifizierte Buchwertfort- 
führung hat nicht nur den Vorteü, daß wirtschaftlich 
nicht gerechtfertigte Nachteüe vermieden werden 
können. Gleichzeitig werden auch alle Zweifel ausge- 
räumt, inwieweit die strenge Buchwertfortführung mit 
den Grundsätzen der Vierten und Siebenten gesell- 
schaftsrechtlichen EG -Richtlinie (BÜanzrichtlinien) 
vereinbar ist. 

Die neue Lösimg hat zugleich den Vorteil, daß die 
besonderen Vorschriften des § 348 Abs. 2 AktG imd 
§ 27 Abs. 2 KapErhG über den Wertansatz bei Kapi- 
talerhöhungen entfallen körmen. 

Rechtstechnisch karm sich die Ausgestaltung der 
Buchwertverknüpfimg als Wahlrecht darauf be- 
schränken, in § 24 die Fortführung der Buchwerte als 
zulässig zu bezeichnen. Damit wird zugleich die 
Geltimg des Grundsatzes in § 253 Abs. 1 HGB (An- 
schaffimgswertprinzip) hergestellt. 

Die erforderlichen Kapitalschutzvorschriften für Ak- 
tiengesellschaften sind in § 69 Abs. 1 des Entwurfs 
enthalten. 


Zu § 25 

(Vgl. § 349 AktG, § 28 KapErhG, § 93n GenG, § 44a 
Abs. 3 VAG; Artikel 20 der Dritten Richtlinie). 

§ 25 entspricht ebenfalls dem geltenden Recht. Er soll 
als allgemeine Vorschrift auch diejenigen Fälle erfas- 
sen, in denen eine Verschmelzung bisher nicht mög- 
lich war oder die im Umwandlungsgesetz geregelt 
sind. 

Die Verweisung auf § 19 Abs, 3 entspricht den Ver- 
weisungen auf § 10 HGB im geltenden Recht. 


Zu §26 

(Vgl. §350 AktG, §29 KapErhG, §44a Abs. 3 
VAG). 

Die Vorschrift über die Geltendmachung von Scha- 
denersatzansprüchen soll ebenfalls auf alle Rechtsfor- 
men ausgedehnt werden, weil bei jeder Rechtsform 
die Gefahr besteht, daß die Verwaltungs träger des 
übertragenden Rechtsträgers mit zahlreichen Prozes- 
sen überzogen werden, in denen voneinander abwei- 
chende Entscheidimgen über ihr Verschulden erge- 
hen können. Ferner könnte es ohne eine gesetzliche 
Regelung auch hier zu einem Wettlauf der Berech- 
tigten mit der Folge unterschiedlicher Befriedigung 
kommen. 


Zu §27 

(Vgl. § 351 AktG, § 30 KapErhG, § 93o GenG, § 44a 
Abs. 3 VAG). 

Mit der Bestimmung einer einheitlichen Verjährungs- 
frist von fünf Jahren für die hier genannten Schaden- 
ersatzansprüche imd mit der Anknüpfung des Fristbe- 
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ginns an die Bekanntmachung der Verschmelzung 
werden nunmehr auch die Fälle des Umwandlungs- 
gesetzes erfaßt. 

Für die Dauer der Verjährung ergibt sich sachlich 
gegenüber dem geltenden Recht kein Unterschied. 


Zu §28 

(Vgl. § 352 AktG, § 31 KapErhG, § 93q GenG, § 44 a 
Abs. 3 VAG). 

Die Regelung entspricht dem geltenden Recht, soll 
jedoch auf alle Klagen im Sinne des § 14 ausgedehnt 
werden und für alle Rechtsformen gelten. 


Zu §29 

(Vgl. § 33 Abs. 3 KapErhG in Verbindung mit § 369 
Abs. 4, § 375 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 AktG). 

§ 29 Abs. 1 übernimmt den Schutz der Aktionäre, der 
für die Verschmelzung einer AG oder KommanditAG 
mit einer GmbH güt, und dehnt ihn auf alle anderen 
Fälle der Mischverschmelzung aus, weil auch bei 
ihnen der Grund für diesen besonderen Schutz in 
Form eines Anspruchs auf Barabfindung gegeben 
ist. 

Voraussetzimg für die Pflicht, ein Abfindungsangebot 
zu machen, ist, daß der Anteilsinhaber sich durch 
Widerspruch gegen die Verschmelzimg gewehrt hat 
oder sich nicht wehren konnte (§ 29 Abs. 2). 

Die Pflicht zur Abgabe des Abfindungsangebots 
gegen Erwerb der Anteile oder Mitgliedschaften 
besteht bei einer übernehmenden Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien auch dann, 
wenn durch die Annahme aller Angebote Verpflich- 
tungen zum Erwerb eigener Aktien entstehen wür- 
den, die den Bestand an eigenen Aktien der überneh- 
menden AG oder KGaA entgegen § 71 Abs. 2 AktG 
über die Grenze von 10% des Gnmdkapitals hinaus 
ansteigen lassen würden. Dem Schutz widerspre- 
chender oder am Widerspruch gehinderter Anteilsin- 
haber der übertragenden Rechtsträger soll hier der 
Vorrang eingeräumt werden, um Verschmelzungen 
nicht zu erschweren. Dies entspricht auch der in 
Artikel 6 Nr. 1 des Entwurfs vorgesehenen Erweite- 
rung des § 71 Abs. 1 Nr. 3 AktG, die den Erwerb 
eigener Aktien zur Durchführung von Umwandlun- 
gen erleichtern soll. Überdies wird es bei den Mehr- 
heitsregelungen für Verschmelzungen nur selten 
dazu kommen, daß bei einer AG oder KGaA ein 
überhöhter Bestand an eigenen Aktien entsteht, weil 
nur in Ausnahmefällen alle Anteilsinhaber der über- 
tragenden Rechtsträger, die der Verschmelzung nicht 
zustimmen wollen, auch Widerspruch zur Nieder- 
schrift bei der Beschlußfassung ihres übertragenden 
Rechtsträgers anmelden oder zu Unrecht hieran 
gehindert worden sind und damit die förmliche Vor- 
aussetzung für den Abfindungsanspruch erfüllen. 

Ist der Erwerb eigener Aktien bei Erfüllimg eines 
Abfindungsanspruchs aber zulässig, muß die in § 71 
Abs. 4 Satz 2 AktG vorgesehene Sanktion, nämlich die 


Nichtigkeit des schuldrechtlichen Grundgeschäfts 
über diesen Erwerb ausgeschlossen werden. Dies tut 
der zweite Halbsatz in Absatz 1 Satz 1. 

Nach Satz 2 des Absatzes 1 soll die Verpflichtung zur 
Abfindung auch dann entstehen, wenn aus einem frei 
veräußerbaren Anteil ein vinkulierter Anteil wird. Der 
Hauptfall dürfte eine Verschmelzung sein, bei der 
eine AG mit Inhaberaktien von einer AG mit vinku- 
lierten Namensaktien aufgenommen wird. Bei derar- 
tigen Vorgängen wird ebenfalls in die Verfügungsbe- 
fugnis des Anteilsinhabers in so erheblichem Maße 
eingegriffen, daß ihm der Austritt aus dem Unterneh- 
men ermöglicht werden muß. 

Satz 3 verpflichtet zur Abgabe eines Abfindungsange- 
bots in den Fällen, in denen die Rechtsform und damit 
die Struktur des übernehmenden Rechtsträgers den 
Erwerb eigener Anteile oder Mitgliedschaftsrechte 
ausschließt, wie dies bei Personenhandelsgesellschaf- 
ten, Vereinen und eingetragenen Genossenschaften 
der Fall ist. Hier steht der Abfindung als „Gegenlei- 
stimg" das Ausscheiden aus dem übernehmenden 
Rechtsträger gegenüber. 

Die Vorschrift über die Bekanntmachung (Absatz 1 
Satz 4) güt, wie die Verwendung des unbestimmten 
Artikels am Anfang ergibt, nur dann, wenn die für die 
betreffende Rechtsform geltenden Vorschriften eine 
Bekanntmachung vorsehen, wie dies z. B. nach § 124 
Abs. 2 Satz 2 AktG bei Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien der Fall ist. 

Die Kostenregelung in Absatz 1 Satz 5 geht auf eine 
vergleichbare Lösung im Recht des Formwechsels 
zurück (vgl. § 375 Abs. 1 Satz 4, § 388 AktG). Sie 
entspricht der Interessenlage. 

Dem widersprechenden Anteüsinhaber muß derje- 
nige gleichgestellt werden, der zu einem Widerspruch 
ohne eigenes Verschiüden nicht in der Lage war 
(Absatz 2). Dies entspricht einem allgemeinen Grund- 
satz des Anfechtimgsrechts, der hier auf das Spruch- 
verfahren übertragen werden muß (vgl. § 51 Abs. 2 
Satz 1, § 93k Abs. 1 Nr. 2 GenG). 


Zu § 30 

(Vgl. § 375 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz in Verbin- 
dung mit § 320 Abs. 5 Satz 5, 6 AktG; § 15 Abs. ISatzl 
in Verbindung mit § 12 Abs. 1 UmwG). 

§ 30 übernimmt in Absatz 1 aus dem Umwandlungs- 
gesetz die Regelung über die Angemesseiüieit einer 
Barabfindimg. Entsprechende Vorschriften finden 
sich auch in § 305 Abs. 3 Satz 2, § 320 Abs. 5 Satz 5, 6, 
§ 375 Abs. 1 Satz 1 AktG. Weil es sich danach um 
einen allgemeinen Grundsatz für die Bemessung 
einer Barabfindimg handelt, soll dieser in die allge- 
meinen Vorschriften über die Verschmelzung einge- 
stellt werden. Allerdings soll nicht mehr wie im gelten- 
den Recht die Berücksichtigung bestimmter Bewer- 
tungsmethoden vorgeschrieben werden. Dies hat sich 
nicht bewährt, weil die Berücksichtigung und die 
Gewichtung der verschiedenen Methoden je nach 
Natur und Gegenstand des Unternehmens verschie- 
den sein kann. Deshalb beschränkt sich die Vorschrift 
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darauf, den für die Bemessung der Barabfindung 
entscheidenden Zeitpunkt festzulegen. 

Die Barabfindung soll wie die bare Zuzahlung ange- 
messen verzinst werden (Satz 2). 

Eine Verjährungsvorschrift wie in § 12 Abs. 2 UmwG 
ist bei dem System der §§ 29 ff. nicht erforderlich. 

Die Barabfindung ist für austrittsberechtigte Anteils- 
inhaber von ebenso großer Bedeutung wie das 
Umtauschverhältnis für die im Unternehmen verblei- 
benden Anteilsinhaber. Deshalb soll die Barabfin- 
dung ebenfalls einer Prüfimg durch imabhängige 
Sachverständige imterworfen werden (Absatz 2 Satz 1 
und 2). Diese Prüfung soll jedoch, anders als die nicht 
immer erforderliche Prüfung des Umtauschverhältnis- 
ses, stets stattfinden, weil der Austritt aus einem 
Unternehmen ein für den Anteilsinhaber besonders 
schwerwiegender Vorgang ist. 

Für die Verzichtserklärung (Satz 3) soll es jedoch 
anders als bei Verschmelzungsbericht und Ver- 
schmelzungsprüfung nur auf den Willen der Berech- 
tigten, also derjenigen ankommen, die aus dem Unter- 
nehmen ausscheiden wollen, weil die quotenmäßige 
Beteiligung anderer Anteilsinhaber am Rechtsträger 
durch das Ausscheiden nicht vermindert werden 
kann. 


Zu §31 

§ 31 weicht von § 375 Abs. 1 Satz 3 AktG nur redak- 
tionell ab; die Abweichung soll besser deutlich 
machen, daß die zweite Frist auch erst nach Ablauf der 
ersten Frist begiimen kann. 


Zu §32 

Die Vorschrift entspricht § 14. 


Zu §33 

(vgl. § 375 Abs. 4, § 388 AktG). 

Das Aktiengesetz* enthält für die formwechselnde 
Umwandlung einer AG in eine GmbH und einer 
KommanditAG in eine GmbH Vorschriften, welche 
die freie Veräußenmg eines Anteils trotz entgegenste- 
hender Satzungsbestimmimgen ermöglichen, wenn 
der Anteilsinhaber ein Austrittsrecht hat. Der tra- 
gende Gedanke dieser Vorschriften trifft auch für die 
Verschmelzung zu. § 33 enthält deshalb eine entspre- 
chende Regelung für alle betroffenen Rechtsformen. 

Die Frage, ob eine Beteiligung überhaupt veräußert 
werden kann und welche Vorschriften bejahenden- 
falls dabei zu beachten sind, ist nach dem Recht der 
jeweiligen Untemehmensform zu beantworten. 


Zu §34 

(Vgl. § 33 Abs. 3 KapErhG in Verbindung nüt § 375 
Abs. 1 Satz 3, Abs. 2, 3 AktG). 

Die Vorschrift betrifft, anders als § 29, den Fall, daß 
dem Anteilsinhaber des übertragenden Unterneh- 
mens das Angebot der Barabfindung zu niedrig 
erscheint, er es also nicht annehmen will. Hier steht 
ihm innerhalb derselben Frist, die er für die Annahme 
des Angebots hatte (vgl. § 31), der Antrag auf gericht- 
liche Bestimmung der angemessenen Barabfindung 
offen (§ 305). Dem Anteilsinhaber, der gegen den 
Verschmelzungsbeschluß Widerspruch erklärt hat, ist 
es zuzumuten, sich innerhalb der zwei Monate, die 
dem Wirksamwerden der Verschmelzimg folgen, zu 
entscheiden, ob er das Angebot annehmen oder sich 
an das Gericht wenden will. Die jetzige Regelung 
in § 375 Abs. 1 Satz 3 AktG, der über § 33 Abs. 3 
KapErhG anzuwenden ist, enthält Unklarheiten, ohne 
dem berechtigten Aktionär wesentliche Vorteile zu 
bringen. 

Diese Erwägungen gelten um so mehr, als der a- 
priori-Schutz der betroffenen Anteilsinhaber durch 
die Einführung und nähere Ausgestaltung des schrift- 
lichen Verschmelzungsberichts beträchtlich verstärkt 
worden ist. 

Das Verfahren ist im Sechsten Buch des Entwurfs 
geregelt. 


Zu §35 

(Vgl. § 33 Abs. 2 Satz 3 KapErhG). 

Bei der Verschmelzung einer AG oder KommanditAG 
auf einen Rechtsträger anderer Rechtsform kann es 
erforderlich werden, im Verschmelzungsvertrag bei 
der Anmeldung zur Eintragimg in das zuständige 
Register (Handelsregister, Genossenschaftsregister) 
oder bei der Eintragung in eine Liste von Anteilsinha- 
bem (GmbH-Gesellschafter, Genossen) auch Aktio- 
näre zu bezeichnen, die unbekannt sind. Damit die 
Verschmelzung in solchen Fällen nicht an einem 
derartigen techrüschen Hindernis scheitert, sieht § 35 
entsprechend dem § 33 Abs. 2 Satz 3 KapErhG vor, 
daß die unbekannten Aktionäre durch Angabe ihrer 
Aktienurkunden bezeichnet werden müssen. Bei der 
Aufnahme der AG oder KommanditAG durch die 
GmbH oder eine eingetragene Genossenschaft ist 
in die Liste der Gesellschafter oder der Genossen 
zugleich der auf die Aktie entfallende Geschäftsanteil 
zu bezeichnen (Satz 1), Bei späterem Bekanntwerden 
sollen Register oder Liste berichtigt werden (Satz 2), 

Es ist angeregt worden, im Gesetz eine Vorschrift über 
den Ausschluß solcher imbekannter Aktionäre vorzu- 
sehen. Dagegen spricht zunächst, daß sich diese 
Personen nach der Verschmelzung noch melden kön- 
nen. Dagegen spricht weiter, daß der Anlaß für die 
Veränderung der Rechtsstellung nicht von dem Aktio- 
när, sondern von dem Rechtsträger ausgeht, an dem 
die Beteiligung besteht. Ferner könnte eine Regelung 
dieser Frage nicht an die frühere Rechtsstellung als 
Aktionär, sondern müßte an die neue Rechtsstellung 
als Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
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oder einer GmbH oder als Genosse einer eingetrage- 
nen Genossenschaft anknüpfen, also zu einem Ein- 
griff in die allgemeinen Normen für diese verschiede- 
nen Rechtsformen führen. Schließlich sind Vorschrif- 
ten, die zu dem zwangsweisen Ausschluß von Anteils- 
inhabem aus einem Rechtsträger führen, nur in ganz 
seltenen Ausnahmefällen und kaum mit rechtstechni- 
schen Schwierigkeiten zu rechtfertigen. 


Zum Dritten Abschnitt — Verschmelzung 
durch Neugründung 

(Vgl. § 353 AktG, § 32 KapErhG, § 93 s GenG, § 44 a 
Abs. 4 VAG). 

Die Möglichkeit einer Verschmelzung durch Neu- 
gründung soll durch Aufnahme in die Allgemeinen 
Vorschriften grundsätzhch für alle im Gesetz genaim- 
ten Rechtsformen eröffnet werden. Die Regelung 
lehnt sich ebenfalls eng an das geltende Recht an. 
Redaktionell ergibt sich eine Kürzung der langen 
Vorschriften des geltenden Rechts — § 353 AktG hat 
z. B, neun Absätze — schon dadurch, daß ihr Inhalt auf 
die Allgemeinen Vorschriften (Erster Teil) und die 
Besonderen Vorschriften für die einzelnen Rechtsfor- 
men (Zweiter Teil) aufgeteilt wird. 


Zu §36 

(Vgl. § 353 Abs. 1, 4 Satz 1 AktG, § 32 Abs. 1, 3 Satz 1 
KapErhG, § 93 s Abs. 3 Satz 6 GenG, § 44 a Abs. 4 
VAG; Artikel 4, 23 der Dritten Richtlinie). 

Wie bisher sollen nach Absatz 1 für diese zweite Art 
der Verschmelzung die Vorschriften über die Ver- 
schmelzung durch Aufnahme, also die im Zweiten 
Abschnitt zusammengefaßten Allgemeinen Vor- 
schriften der §§ 4 bis 35, entsprechend gelten. Insbe- 
sondere soll die Eintragung des neuen Rechtsträgers 
bei der Verschmelzung durch Neugründung diesel- 
ben Wirkungen haben wie die Eintragung der Ver- 
schmelzung bei der Verschmelzung durch Auf- 
nahme. 

Besondere Vorschriften für die einzelnen Rechtsfor- 
men sind auch für diese Verschmelzungsart im Zwei- 
ten Teil des Zweiten Buches enthalten. 

Die in Satz 1 vorgesehenen Ausnahmen der entspre- 
chenden Anwendung betreffen Fälle, die im folgen- 
den anders geregelt werden oder bei einer Ver- 
schmelzung durch Neugründung nicht auftreten kön- 
nen. 

Gesetzestechnisch soll auf die Vorschriften des Zwei- 
ten Abschnitts insgesamt verwiesen werden, weil 
deren weitaus größter Teil entsprechend gelten soll. 
Die erforderlichen Ausnahmen werden jeweils aus- 
drücklich genannt. Diese Technik soll auch bei den 
Besonderen Vorschriften beibehalten werden. 

Für die Beachtung der Gründungsvorschriften bei 
Umwandlungsvorgängen verschiedener Art, die zur 
Gründung neuer Rechtsträger führen, finden sich im 


Recht der Umwandlung gesetzestechnisch verschie- 
dene Methoden. Für die Verschmelzung wird in § 353 
Abs, 4 Satz 1 AktG, in § 32 Abs. 3 Satz 1 KapErhG und 
in § 44 a Abs. 4 VAG (durch Verweisung auf § 353 
Abs. 4 Satz 1 AktG) auf einzelne Vorschriften des 
jeweiligen Gründungsrechts der betroffenen Rechts- 
form verwiesen. Bei der errichtenden Umwandlung 
finden sich dagegen Pauschalverweisungen auf das 
jeweilige Gründungsrecht (vgl. z. B. § 41 Abs. 2, § 47 
Abs. 2, § 51 Abs. 2, § 56b Abs. 2, § 57 Abs, 2, § 58 
Abs. 2, § 59 Abs. 4, § 60 Abs. 1 Satz 3, § 61 Abs. 1 
Satz 3 UmwG), Beim Rechtsformwechsel finden sich 
beide Gesetzesmethoden nebeneinander (vgl. einer- 
seits § 362 Abs. 4, §§ 378, 385g, 385m Abs. 5, § 388 
AktG, andererseits § 385a Abs. 4 AktG). 

Da nunmehr sämüiche Arten der Umwandlung in 
einem Gesetz zusammengefaßt werden sollen, muß 
eine einheitliche Methode gewählt werden. 

Die im Verschmelzungsrecht bisher übhchen Einzel- 
verweisungen auf Gründungsvorschriften, die metho- 
disch noch aus dem Aktiengesetz 1937 stammen imd 
weder bei der Aktienrechtsreform 1965 noch bei der 
GmbH- Novelle 1980 überprüft worden sind, haben 
sich nicht bewährt. Nach herrschender Meinung sind 
neben den jeweüs ausdrücklich für anwendbar erklär- 
ten Vorschriften eine größere Zahl weiterer Vorschrif- 
ten des jeweiligen Gründungsrechts anzuwenden, 
weü es sonst zu erheblichen Lücken bei den Grün- 
dungsvorgängen käme. Im einzelnen ist manches 
streitig. Die Praxis der Unternehmen beachtet daher 
die Gründungsvorschriften auch jeweüs in vollem 
Umfang, soweit nicht bestimmte Erfordernisse ausge- 
schlossen oder, wie z, B. die Gründungsprüfung bei 
der Verschmelzung durch Neugründung einer Ak- 
tiengesellschaft, durch andere Erfordernisse des Ver- 
schmelzungsrechts ersetzt sind. 

Deshalb soll die im Umwandlungsgesetz befolgte 
Methode der allgemeinen Verweisung auf die Grün- 
dungsvorschriften bei den jeweüs betroffenen Rechts- 
formen gewählt werden, die sich z, B, im Genossen- 
schaftsrecht bewährt hat. Diese Verweisung ist in 
Absatz 2 Satz 1 des § 36 enthalten. Ihr sind daim 
aUerdings jeweüs im Besonderen Teil Ausnahmen 
anzuschließen, um Umwandlungsvorgänge nicht un- 
nötig zu erschweren, 

Satz 2 legt fest, von wem die erforderlichen Grün- 
dungsmaßnahmen vorzunehmen sind; die Vorschrift 
dient der Verfahrenserleichtenmg. 

Satz 3 ersetzt allgemein das Erfordernis einer höheren 
Gründerzahl durch die Zahl der übertragenden Unter- 
nehmen. 


Zu § 37 

In der Praxis wird der GeseUschaftsvertrag, die Sat- 
zung oder das Statut eines neuen Rechtsträgers stets 
in den notarieU beurkundeten Verschmelzungsver- 
trag aufgenommen oder ihm als sein Bestandteü 
beigefügt und mitbeurkundet. Damit soU die Streit- 
frage umgangen werden, ob im FaUe der Verschmel- 
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zung durch Neugründung ein solcher Akt notariell 
beurkundet werden muß oder ob dies entbehrlich ist. 
§ 37 klärt diese Frage im Siime der Praxis und der 
herrschenden Meinung dahin, daß der Akt mitzube- 
urkunden ist (vgl. auch § 9 Abs. 1 Satz 2 des Beurkun- 
dungsgesetzes). 


Zu §38 

(Vgl. § 353 Abs. 5 Satz 1, Abs. 8 AktG, § 32 Abs. 4 
Satz 1, Abs. 7 KapErhG, § 93 s Abs. 3 Satz 1 GenG, 
§44a Abs. 4 VAG). 

Für das registergerichtliche Verfahren kann überwie- 
gend auf die für die erforderlichen Eintragungen bei 
einer Verschmelzung durch Aufnahme vorgesehenen 
Bestimmungen (vgl. § 19) verwiesen werden (vgl. § 36 
Abs. 1 Satz 1). Der Schwerpunkt der Regelung liegt 
somit auf der Eintragung des neuen Rechtsträgers. 
Dies entspricht im Ergebnis dem bisherigen bewähr- 
ten System der Verschmelzung durch Neugründung. 
Einer von den für die Verschmelzung durch Auf- 
nahme abweichenden Regelung bedarf es daher nur 
für die Frage, von wem die erforderlichen Anmeldun- 
gen vorzunehmen sind. 


Zum Zweiten Teil — Besondere Vorschriften 

Der Zweite Teil enthält besondere Vorschriften, die 
jeweüs auf einen an der Verschmelzung beteiligten 
Rechtsträger einer bestimmten Rechtsform anzuwen- 
den sind. Das Gesetz folgt, da es nahezu allen Rechts- 
formen von Unternehmen die Verschmelzung ermög- 
lichen soll, damit einer anderen Systematik als das 
geltende Recht. Dieses geht von der Verschmelzung 
von Rechtsträgern derselben Rechtsform miteinander 
aus und schließt hieran Verweisungsvorschriften für 
sogenannte Mischverschmelzungen an. Die neue 
Systematik entspricht für Handelsgesellschaften der 
des französischen Rechts. 

Wie schon einleitend ausgeführt, wird innerhalb des 
Zweiten Teüs der Aufbau eingehalten, dem auch das 
Büanzrichtlinien- Gesetz folgt; Es wird mit der Ver- 
schmelzung einfacher strukturierter Rechtsträger wie 
offene Handelsgesellschaft und Kommanditgesell- 
schaft (Erster Abschnitt) begonnen, die weniger 
strenge Regeln erfordern als die Verschmelzung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung (Zweiter 
Abschnitt), Aktiengesellschaften (Dritter Abschnitt) 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien (Vierter 
Abschnitt). Hieran anschließen sollen sich die Vor- 
schriften über die Verschmelzung von Genos- 
senschaften (Fünfter Abschnitt), rechtsfähigen Ver- 
einen (Sechster Abschnitt), genossenschaftlichen Prü- 
fungsverbänden (Siebenter Abschnitt) und Versi- 
cherungsvereinen auf Gegenseitigkeit (Achter Ab- 
schnitt). 

Die jetzt im Umwandlungsgesetz geregelten Fälle der 
Verschmelzung durch Aufnahme einer Kapitalgesell- 
schaft durch den Alleingesellschafter sind im Neunten 
Abschnitt geregelt. 


Zum Ersten Abschnitt — Verschmelzung unter 
Beteiligung von Personenhandelsgesellschaften 

Im Ersten Abschnitt sind alle zusätzlich erforderlichen 
Vorschriften für die Verschmelzung unter Beteiligung 
einer Personenhandelsgesellschaft als übertragender, 
übernehmender oder neuer Rechtsträger zusammen- 
gefaßt. 

Wie die verschmelzende Umwandlung im Umwand- 
lungsgesetz soll auch die neue Regelung nicht die 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts einbeziehen. 
Ein Bedürfnis hierfür ist zwar gelegentlich geltend 
gemacht, jedoch nicht näher begründet worden. 

Entsprechend dem in § 3 Abs. 4 vorgesehenen System 
betrifft der Erste Abschnitt nicht nur die Verschmel- 
zung von Personenhandelsgesellschaften untereinan- 
der, sondern auch alle Mischformen, sofern an der 
Verschmelzung eine PersonenhandelsgeseUschaft 
beteiligt ist. 

Der Entwurf behält die Terminologie in § 40 Abs. 1 
UmwG bei: Danach sind Personenhandelsgesell- 
schaften die offene Handelsgesellschaft und die Kom- 
manditgesellschaft. 

Der Erste Abschnitt unterscheidet nicht wie der Allge- 
meine Teil und die meisten übrigen Abschiütte des 
Besonderen Teüs zwischen Verschmelzung durch 
Aufnahme und Verschmelzung durch Neugründung, 
weil beide FäUe in den einzelnen Vorschriften hier 
jeweüs durch eine entsprechende Formiüierung er- 
faßt werden können und weil die geringe Zahl der 
Bestimmungen die sonst übliche Unterteilung ent- 
behrlich macht. 

Der Entwurf sieht bewußt davon ab, besondere Vor- 
schriften für sogenannte PublikumsgeseUschaften, 
die in der Regel die Form der GmbH & Co KG wählen, 
vorzuschlagen. Diese Art der KommanditgeseUschaft, 
deren Ausgestaltung in der Regel nur auf steuerlichen 
Gründen beruht, könnte nur insgesamt als Sonder- 
form der KG geregelt werden, wenn man einem 
solchen Gedanken trotz der durch die Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofs entwickelten Grund- 
sätze und Einzellösungen überhaupt nähertreten 
wollte. Eine einzelne Frage aus diesem Komplex wie 
die der Beteüigung an einer Umwandlung oder an 
einer bestimmten Umwandlungsart kann nicht für 
sich und unabhängig von einer Gesamtkonzeption für 
diese Erscheinung des GeseUschaftsrechts gelöst wer- 
den. 


Zu §39 

(Vgl. § 40 Abs. 2, § 46 Satz 2 UmwG). 

Für aufgelöste Personenhandelsgesellschaften wird 
die Möglichkeit der Verschmelzung davon abhängig 
gemacht, daß die Gesellschafter nicht nach § 145 HGB 
die mit der Auflösung an sich verbundene Abwick- 
lung durch eine andere Art der Auseinandersetzung 
ersetzt haben. Damit soU — unter anderem in Über- 
einstimmung mit dem Grundgedanken des § 3 
Abs. 3 — erreicht werden, daß nicht mehr verschmol- 
zen werden kann, wenn den GeseUschaftem das 
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Vermögen der aufgelösten Gesellschaft aufgrund der 
anderen Art der Auseinandersetzung zufließt. Dies 
entspricht geltendem Recht. 

Dagegen soll die Regelung in § 1 Abs. 2 Satz 1 UmwG, 
nach der eine Personenhandelsgesellschaft nicht mit 
einer Kapitalgesellschaft & Co. verschmolzen werden 
kann, nicht aufrechterhalten werden. Dieses Um- 
wandlimgsverbot kann in der Praxis leicht umgangen 
werden imd hat sich als wirkimgslos erwiesen. 


Zu §40 

Bei Verschmelzungen, bei denen der übernehmende 
oder der neue Rechtsträger eine Personenhandelsge- 
sellschaft ist, kann für Aktionäre, GmbH- Gesellschaf- 
ter, Genossen imd Mitglieder von Vereinen eine 
zusätzliche Gefährdimg ihres Vermögens auftreten, 
wenn sie für die Verbindlichkeiten der übernehmen- 
den oder der neuen oHG als neue Gesellschafter 
gemäß §§ 130, 128 HGB unbeschränkt persönlich 
haften sollen. Entsprechendes gilt für die Kommandi- 
tisten einer Kommanditgesellschaft. 

Die Übernahme dieser Haftimg kann niu mit der 
Zustiimmmg des betroffenen Anteilsinhabers zulässig 
sein. Dies sieht § 40 in Absatz 2 Satz 2 vor. 

Den verschmelzenden Rechtsträgern imd ihren 
Anteilsinhabem soll jedoch eine gewisse Gestaltimgs- 
freiheit eingeräumt werden. Deshalb wird in Absatz 1 
zugelassen, daß sich die Beteiligten auf die von ihnen 
gewünschte Gestaltimg des neuen Rechtsträgers eini- 
gen imd dies im Verschmelzungsvertrag ausdrücklich 
festhalten. 

Die Regelung kann vor allem für Familiengesellschaf- 
ten Bedeutung erlangen. 


Zu §41 

Der Verschmelzungsbericht nach § 8 des Entwurfs 
dient der Unterrichtimg derjenigen Anteilsinhaber, 
denen es nicht möglich ist, an der Geschäftsführung 
teilzunehmen imd sich damit selbst über alle Vor- 
gänge, hier insbesondere auch über den Wert der 
fusionsbereiten Rechtsträger, zu unterrichten. Der 
Bericht ist daher entbehrlich, wenn alle Gesellschafter 
geschäftsfühnmgsberechtigt sind und deshalb die 
Möglichkeit haben, alle Unterlagen einzusehen und 
bei der Vorbereitung der Verschmelzung mitzuwir- 
ken. 


Zu § 42 

Die Vorschrift konkretisiert das Kontrollrecht der von 
der Geschäftsführung ausgeschlossenen Gesellschaf- 
ter einer oHG (vgl. § 118 HGB). Für die Kommanditi- 
sten einer KG wird dadurch für die Fusion ein selb- 
ständiges Auskunftsrecht geschaffen (vgl. § 166 
Abs. 2 HGB), das ihre Stellung stärkt und ihnen eine 
Grundlage für ihre Entscheidung gibt. 


Da es für die Einberufung der Gesellschafterver- 
sammlimg einer Personenhandelsgesellschaft keine 
gesetzlichen Fristen gibt, soll auch davon abgesehen 
werden, eine bestimmte Frist für die Übersendung der 
Verschmelzimgsimterlagen vorzuschreiben. 


Zu §43 

(Vgl. § 42 Abs. 1, § 48 Abs. 1 UmwG). 

Wie bei allen grundlegenden Beschlüssen im Recht 
der Personenhandelsgesellschaften soll auch für den 
Verschmelzimgsbeschluß Einstimmigkeit vorgesehen 
werden (Absatz 1 Satz 1). 

Für eine übertragende Gesellschaft entspricht dies der 
Regel bei der Auflösung. Für eine übernehmende 
Gesellschaft ist es erforderlich, weil deren Gesell- 
schafter nunmehr auch für die Verbindlichkeiten des 
übertragenden Rechtsträgers haften oder doch stark 
davon betroffen sind. Überdies ist die Einstimmigkeit 
insbesondere in einer konzemverbundenen Perso- 
nenhandelsgesellschaft das wirksamste, oft auch das 
einzig wirksame Mittel zum Schutze der Minderheits- 
geseUschafter. 

Nach Absatz 2 Satz 2 kann diese gesetzliche Regel im 
Gesellschafts vertrag jedoch abbedungen werden, 
allerdings nur bis zu der in Satz 2 genannten Mindest- 
grenze, die derjenigen bei den anderen Rechtsformen 
verschmelzimgsfähiger Rechtsträger entspricht und 
notwendig ist, weil die Bedeutung des Vorgangs eine 
so qualifizierte Mehrheit erfordert. Es kommt dabei 
entsprechend der Vertragspraxis bei Personenhan- 
delsgesellschaften auf die Zahl der Stimmen, nicht auf 
die Zahl der Gesellschafter an. Die Klausel im Gesell- 
schaftsvertrag muß sich ausdrücklich auf den Be- 
schluß über die Verschmelzung beziehen. 

Ein bisher schon persönlich unbeschränkt haftender 
Anteilsinhaber eines übertragenden Rechtsträgers, 
der bei einer Mehrheitsentscheidung überstimmt 
wird, soll jedoch nicht gezwungen werden können, für 
die Verbindlichkeiten des übernehmenden Rechtsträ- 
gers weiterhin persönlich unbeschränkt zu haften, 
wenn ihm die Schuldenlast oder die Erfolgsaussichten 
des übernehmenden Rechtsträgers nach der Fusion 
bedenklich erscheinen. Deshalb muß ihm die Stellung 
des nur beschränkt haftenden Kommanditisten einge- 
räumt werden. Dies kann für die Aufnahme einer 
oHG, KG oder KGaA durch eine oHG öder KG 
Bedeutung erlangen. Wegen der vergleichbaren Risi- 
ken soll diese Regelung auch zugunsten der unbe- 
schränkt haftenden Gesellschafter der übernehmen- 
den Personenhandelsgesellschaft gelten. 


Zu §44 

Die Möglichkeit, die Verschmelzung nach § 43 Abs. 2 
auch mit Mehrheit zu beschließen, kann für die 
Minderheitsgesellschafter Nachteile mit sich bringen. 
Deshalb soll deren Information in diesen Fällen ver- 
bessertwerden: Jeder Gesellschafter soll die Möglich- 
keit haben, die Verschmelzung und insbesondere das 
Umtauschverhältnis der Anteile durch unabhängige 
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Sachverständige prüfen zu lassen. Diese Möglichkeit 
soll insbesondere die Kommanditisten einer soge- 
nannten Publikums-KG schützen, weil diese auf das 
Schicksal ihres Rechtsträgers in der Regel keinen 
Einfluß nehmen können. 


Zu §45 

(Vgl. §§ 45, 49 Abs. 4 UmwG). 

Wie im geltenden Recht bei der errichtenden 
Umwandlung muß auch bei einer Verschmelzung die 
Frage der Nachhaftung der persönlich haftenden 
Gesellschafter geregelt werden. Das Gesetz über- 
nimmt die durch Artikel 2 des Gesetzes zur zeitlichen 
Begrenzung der Nachhaftung von Gesellschaftern 
(Nachhaftungsbegrenzungsgesetz) vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) eingeführte Regelung, die sich ihrerseits an 
§ 160 HGB in der Fassung des Artikels 1 des Nachhaf- 
tungsbegrenzungsgesetzes anlehnt. Allerdings soll 
der Fristbeginn nach Absatz 2 Satz 1 entsprechend 
dem System des Entwurfs (vgl. z. B. die §§ 25, 27) an 
die Bekanntmachung der Verschmelzung nach § 19 
Abs. 3 angeknüpft werden, weil die Gläubiger erst 
durch diesen Außenakt unterrichtet werden. 


Zum Zweiten Abschnitt — Verschmelzung 
imter Beteiligung von Gesellschaften 
nüt beschränkter Haftung 

Der Zweite Abschnitt der Besonderen Vorschriften 
regelt die Verschmelzung unter Beteiligung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, soweit diese 
betroffen ist (vgl. § 3 Abs. 4). Wie der Erste Teü des 
Zweiten Buches unterscheidet er zwischen Ver- 
schmelzung durch Aufnahme (Erster Unterabschnitt) 
und Verschmelzung durch Neugründung (Zweiter 
Unterabschnitt). 


Zum Ersten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Aufnahme 

Zu §46 

(Vgl. § 21 Abs. 1 bis 3 KapErhG und § 33 Abs. 3 
KapErhG in Verbindung mit § 369 Abs. 6 Satz 1, 2 
AktG). 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem gelten- 
den Recht für die Verschmelzung einer AG mit einer 
GmbH, berücksichtigt allerdings auch diejenigen 
Fälle, in denen eine GmbH einen Rechtsträger ande- 
rer Rechtsform im Wege der Verschmelzung über- 
nimmt. Dabei werden die Erleichterungen für die 
Festsetzung der Geschäftsanteile (vgl. § 33 Abs. 3 
KapErhG in Verbindung mit § 369 Abs. 6 Satz 1 und 2 
AktG) beibehalten, die gegenüber § 5 GmbHG vorge- 
sehen sind. 

Da nach § 65 der Verschmelzungsbeschluß einer 
Aktiengesellschaft auch bei Übernahme durch einen 
Rechtsträger anderer Rechtsform (abweichend von 
§ 33 Abs. 3 KapErhG in Verbindung mit § 369 Abs. 2, 


3 AktG) mit Dreiviertel- Mehrheit gefaßt werden kann, 
muß in diesem Fall die Sondervorschrift über die 
Zustimmung aller Aktionäre (vgl. § 33 Abs. 3 
KapErhG in Verbindung mit § 369 Abs. 6 Satz 3 bis 5 
AktG) entfallen. Andererseits muß Vorsorge getroffen 
werden, daß auch unbekannte Aktionäre berücksich- 
tigt werden; dies ist in § 35 geschehen. 


Zu §47 

(Vgl. § 24 Abs. 2 UmwG). 

Die Vorschrift konkretisiert das allgemeine Aus- 
kunfts- und Einsichtsrecht des GmbH- Gesellschafters 
(vgl. § 51 a GmbHG) für den Vorgang der Verschmel- 
zung. Dieser ist für eine GmbH so wesentlich, daß den 
Gesellschaftern diejenigen Unterlagen, die für ihre 
Zustimmung die größte Bedeutung haben, rechtzeitig 
vor der Beschlußfassung nach § 13 Abs. 1 zur Verfü- 
gung gestellt werden sollen. 

Die Frist für die Übersendung der Verschmelzungsun- 
terlagen soll abweichend von § 24 Abs. 2 UmwG an 
die allgemeine Frist von mindestens einer Woche nach 
§ 51 Abs. 1 GmbHG angepaßt werden. Die längere 
Frist des Umwandlungsrechts trägt der Konzemver- 
bundenheit der GmbH im Falle des § 24 UmwG 
Rechnung. Dies ist im allgemeinen Verschmelzungs- 
recht (vgl. das KapErhG) nicht erforderlich. Außerdem 
wäre eine längere Frist als bei der Verschmelzung von 
Genossenschaften (eine Woche, vgl. § 46 Abs. 1 
GenG) angesichts der größeren Untemehmensnähe 
von GmbH- Gesellschaftern kaum zu rechtfertigen. 


Zu §48 

(Vgl. § 355 Abs. 2 Satz 1, 2 zweiter Halbsatz i.V.m. 
§ 340b Abs. 1, § 352b Abs. 2 AktG). 

Für die Verschmelzung einer GmbH mit einer Aktien- 
gesellschaft ist in § 355 Abs. 2 Satz 2 AktG vorgese- 
hen, daß der Verschmelzungsvertrag und das Um- 
tauschverhältnis der Anteile wie bei einer Verschmel- 
zung von Aktiengesellschaften geprüft werden müs- 
sen; dabei ist aber die Bestellung eines eigenen 
Prüfers für die übertragende GmbH nur erforderlich, 
falls ein GmbH- Gesellschafter dies verlangt. 

Die Interessenlage ist bei jeder anderen Ausgestal- 
tung der Verschmelzung, also bei reinen GmbH- 
Verschmelzungen und bei der Beteiligung von 
Rechtsträgern anderer Rechtsformen, dieselbe. Der 
GmbH-Gesellschafter kann stets ein Interesse daran 
haben, daß das Umtauschverhältnis der Anteile von 
unabhängigen Sachverständigen geprüft wird. Dies 
gilt insbesondere für Gesellschaften mit einem großen 
Kreis von Gesellschaftern, von denen jedenfalls der 
größere Teil dem Geschäftsleben der GmbH fern steht 
und deren Untemehmenswert aus eigener Anschau- 
ung nicht beurteilen kann. Es gilt aber auch für 
Minderheitsgesellschafter kleiner GmbH. 

Deshalb soll den Gesellschaftern allgemein das Recht 
eingeräumt werden, eine Prüfung der Verschmelzung 
nach den §§ 9 bis 12 zu verlangen, falls sie Zweifel 
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haben, ob ihre wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
angemessen berücksichtigt worden ist. 

Die Kostenregelung in Sa fz 2 soll dazu beitragen, daß 
schon bfei der Vorbereitimg der Verschmelzung durch 
den Verschmelzungsbericht der Geschäftsführer (vgl. 
§ 8) möglichst umfassende und überzeugende Infor- 
mationen gegeben werden, die eine Verschmelzungs- 
prüfung überflüssig machen. 


Zu §49 

(Vgl. § 355 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz AktG, § 20 
Abs. 5 KapErhG). 

Die Vorschrift dient ebenfalls der rechtzeitigen und 
möglichst umfassenden Unterrichtung der Gesell- 
schafter. 

Absatz 1 macht es den Geschäftsführern zur Pflicht, 
die Verschmelzung als Gegenstand der Beschlußfas- 
sung bekanntzumachen, um die Gesellschafter aus- 
drücklich axif diesen wichtigen Vorgang aufmerksam 
zu machen. 

Die in Absatz 2 in Anlehnung an § 340 d Abs. 2 Nr. 2 
AktG vorgesehene Pflicht, den Gesellschaftern die 
drei letzten Bilanzen aller an der Verschmelzung 
beteiligten Rechtsträger zur Verfügung zu stellen, soll 
es den Gesellschaftern erleichtern, den Vorschlag der 
Geschäftsleitung zu beurteüen. 

Absatz 3 entspricht dem geltenden Recht (vgl. § 20 
Abs. 5 KapErhG). 


Zu §50 

(Vgl. § 20 Abs. 2 Satz 1, 2, Abs. 3, 4, § 33 Abs. 2 Satz 1 
KapErhG, § 355 Abs. 3 AktG). 

Die Vorschrift lehnt sich in Absatz 1 ebenfalls eng an 
das geltende Recht an. § 47 Abs. 4 GmbHG gilt für den 
Verschmelzungsbeschluß nicht. 

Absatz 2 schützt bestimmte einzelne Gesellschafter 
einer übertragenden GmbH, deren Rechtsstellung 
durch eine Verschmelzung besonders beeinträchtigt 
werden kann, durch ein individuelles Zustimmungs- 
erfordemis. 

Es handelt sich dabei nicht um den Schutz von 
Vermögensrechten wie in § 23 des Entwurfs, sondern 
um die Sicherung von Möghchkeiten, auf die Leitimg 
und auf das Leben der übertragenden GmbH einzu- 
wirken. 

Erfaßt werden zwei Gruppen besonderer Rechte: 
Einmal Geschäftsfühnmgssonderr echte sowie Bestel- 
lungsrechte und Vorschlagsrechte für die Geschäfts- 
führung aufgrund des Gesellschaftsvertrages und 
zum anderen auf dem Gesellschaftsvertrag beru- 
hende Minderheitsrechte. Auch hier muß es sich um 
Individualrechte handeln, also nicht um Rechte, die 
sich wie z, B. bei § 50 GmbHG erst aus einer bestimm- 
ten Beteiligungsquote ergeben, denn eine solche 
Quote wird durch eine Verschmelzung in der Regel 
vermindert. Ihre Berücksichtigung als zustimmungs- 


begründendes Element würde also zahlreiche Ver- 
schmelzungen verhindern. Da die Beteiligung an 
einer GmbH anders als die Aktie keine beliebig 
verwertbare Vermögensanlage ist, muß der GmbH- 
Gesellschafter stärker als der Aktionär geschützt wer- 
den. Diesem Gedanken trägt Absatz 2 Rechnung. 

Die Abgrenzung dieser Individualrechte zu Betei- 
ligimgselementen, die bei der Bemessung des 
Umtauschverhältnisses zu berücksichtigen sind, wie 
z. B. Gewiimvorzüge, muß im einzelnen der Recht- 
sprechung überlassen bleiben. 


Zu §51 

(Vgl. § 20 Abs. 2 Satz 3, § 33 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 
KapErhG, § 369 Abs. 6 AktG). 

Das geltende Recht schützt die Gesellschafter einer 
übertragenden GmbH und die Aktionäre einer über- 
tragenden AG für den Fall einer Verschmelzung ihres 
Rechtsträgers mit einer GmbH, auf deren Geschäfts- 
anteile noch nicht alle Leistungen bewirkt sind, weil 
mit der Verschmelzung eine Verpflichtung entsteht, 
die restlichen Leistungen zu erbringen. Dieser Schutz 
soll durch Absatz 1 Satz 1 und 2, soweit möglich und 
zweckmäßig, auf andere Fälle der Mischverschmel- 
zung ausgedehnt werden, weil auch auf sie dieser 
Schutzgedanke zutrifft. Diese Vorschriften verdrän- 
gen in diesem Falle die für die übertragenden Rechts- 
träger nach diesem Gesetz ansonsten geltenden Vor- 
schriften über die für die Beschlußfassung zu beach- 
tenden Mehrheitserfordemisse. 

Der Schutzgedanke soll durch Satz 3 auf den Fall 
ausgedehnt werden, daß bei einer reinen GmbH- 
Verschmelzung die Emlageverpflichtung gegenüber 
der übertragenden GmbH noch nicht voll erfüllt ist; 
denn auch in diesem Fall greift die Ausfallhaftimg 
nach § 24 GmbHG ein. 

Absatz 2 behält den bisher schon bestehenden Schutz 
für Aktionäre einer übertragenden AG in dem weite- 
ren Sonderfall bei, wenn deren neuer Geschäftsanteil 
nicht dem Gesamtnennbetrag ihrer Aktien ent- 
spricht. 


Zu §52 

(Vgl. § 24 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4, § 33 Abs. 2 Satz 3, 4, 
§ 34 Abs. 2 Satz 1 KapErhG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht, soweit dies 
noch nicht in den allgemeinen Vorschriften enthalten 
ist. 


Zu §53 

(Vgl. § 25 Abs. 1 Satz 2 KapErhG), 

Die Vorschrift übernimmt unter redaktioneller Anpas- 
sung an § 19 Abs. 1 Satz 1 geltendes Recht. 
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Zu §54 

(Vgl. § 23 KapErhG, § 344 Abs. 1 Satz 4 AktG). 

Die Vorschrift, welche die Entstehung eigener Ge- 
schäftsanteile ebenfalls verhindern oder erschweren 
soll, entspricht dem geltenden Recht, ist jedoch redak- 
tionell vereinfacht worden. 

Da nunmehr die Verschmelzung von Rechtsträgern 
imterschiedlicher Rechtsformen mit einer GmbH 
zugelassen werden soll, mußten auch die Fälle be- 
rücksichtigt werden, in denen einem übertragenden 
Rechtsträger anderer Rechtsform Geschäftsanteile 
der übernehmenden GmbH gehören. 

Ferner soll durch Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2, die 
dem § 344 Abs. 1 Satz 4 AktG nachgebildet sind, die 
verdeckte Anteilsinhaberschaft jeweils der offenen 
gleichgestellt werden. 

Im Zusammenhang mit Absatz 1 Satz 2 ist insbeson- 
dere durch Vertreter von Großunternehmen^ angeregt 
worden, bei der sogenannten Schwester-Fusion eben- 
falls auf das Erfordernis einer Kapitalerhöhung zu 
verzichten, also in dem Fall, in dem ein Dritter, in der 
Regel eine Konzemobergesellschaft, 100% der An- 
teile an zwei Konzemuntergesellschaften hält und 
diese miteinander verschmelzen will. 

Während eine solche Verschmelzimg in technischer 
Hinsicht durch den Verzicht der Mutter gesellschaft 
auf Verschmelzungsbericht und Verschmelzungsprü- 
fung erleichtert werden kaim (vgl. § 8 Abs. 3, § 9 
Abs. 3, § 12 Abs. 3), würde der Verzicht auf eine 
Kapitalerhöhung bei der übernehmenden GmbH zu 
Problemen beim Kapitalschutz führen: Würde eine 
GmbH nüt einem verhältnismäßig niedrigen Stamm- 
kapital eine andere GmbH mit hohem Stammkapital 
durch Verschmelzung aufnehmen, ohne daß die über- 
nehmende GmbH ihr niedriges Stammkapital zur 
Übernahme des hohen Stammkapitals erhöhte, so 
würde das Rückzahlungsverbot des § 30 Abs. 1 
GmbHG nach der Verschmelzung nur für das alte 
niedrige Stammkapital der übernehmenden GmbH 
gelten, während die Summe des alten hohen Stamm- 
kapitals der übertragenden GmbH nicht mehr unter 
§ 30 Abs. 1 GmbHG fiele, also für eine Auszahlimg an 
die Gesellschafter zur Verfügung stünde imd damit 
den Gläubigem als Haftungsmasse entzogen würde. 
Noch deutlicher wird die Gefahr einer Gläubigerschä- 
digimg im Falle der Aufnahme einer AG oder Kom- 
manditAG durch eine GmbH ohne Kapitalerhöhung, 
weil damit die wesentlich strengere Kapitalschutzvor- 
schrift des § 57 Abs. 1 AktG (Verbot jeglicher Einla- 
genrückgewähr) umgangen werden könnte. Deshalb 
kann auf das Erfordernis einer Kapitalerhöhung bei 
der übernehmenden GmbH über die geltende Rege- 
lung hinaus vom Gesetz nicht verzichtet und auch ein 
Verzicht durch die Beteiligten nicht ermöglicht wer- 
den. 

Absatz 4, der § 23 Abs. 3 KapErhG entspricht, gilt nur 
für bare Zuzahlungen, die schon im Verschmelzungs- 
vertrag festgesetzt sind, also nicht für spätere Erhö- 
hungen oder Neufestsetzimgen durch das Gericht 
aufgrund des § 15. 


Zu § 55 

(Vgl. § 22 KapErhG). 

Auch hier wird geltendes Recht beibehalten, das von 
den gesetzgebenden Körperschaften erst im Jahre 
1980 geschaffen worden ist. 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Neugründimg 

Zu §56 

(Vgl. § 32 Abs. 1, 3 KapErhG). 

Die Vorschrift verweist wie § 32 Abs. 1 Satz 1 
KapErhG auf die Vorschriften über die Verschmel- 
zung durch Aufnahme. 

Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 gelten ferner die Grün- 
dungsvorschriften des GmbH-Gesetzes. Diese aUge- 
meine Verweisung erfaßt auch § 52 GmbHG, soweit 
er den ersten Aufsichtsrat der neugegründeten GmbH 
betrifft. Damit wird eine Regelung überflüssig, die 
§ 32 Abs. 6 Nr. 1 KapErhG entsprechen würde, weil 
deren Inhalt bereits durch § 52 Abs. 2 Satz 1 GmbHG 
in Verbindung mit § 37 Abs. 4 Nr. 3, § 40 Abs. 1 Nr. 4 
AktG erfaßt ist. Die Vorschrift über die Bekanntma- 
chungsblätter der neuen GmbH (§32 Abs. 6 Nr. 2 
KapErhG) wird durch die Anwendimg des § 10 Abs. 3 
GmbHG ersetzt. 


Zu §57 

(Vgl. § 32 Abs. 3 Satz 2 KapErhG). 

§ 57 übernimmt die verschmelzungstypische Vor- 
schrift des § 32 Abs. 3 Satz 2 KapErhG. 


Zu §58 

Die wichtigste, weil für den Gläubigerschutz und 
damit den Rechtsverkehr bedeutsamste Frage ist die, 
ob bei der Sachgründung im Wege der Verschmel- 
zimg stets auch ein Sachgründungsbericht für den 
neuen Rechtsträger nach § 5 Abs. 4 Satz 2 GmbHG 
erstellt werden muß. Dies ist erforderlich, wenn im 
jeweiligen Organisationsrecht der übertragenden 
Rechtsträger eine Kapitalsicherung im Wege der Prü- 
fimg durch Sachverständige oder Gericht nicht vorge- 
sehen ist; denn bei der Übernahme des Vermögens 
dieser Rechtsträger als Sacheinlage in die neue GmbH 
steht der Wert dieser Sacheinlage nicht fest; für ihn 
fehlen auch Anhaltspunkte zu seiner Beurteilung. 
Dies ist bei den zulässigen Verschmelzungsfällen nur 
bei der Verschmelzung durch Neugründung unter 
Beteiligung einer Personenhandelsgesellschaft oder 
eines Vereins der Fall. Deshalb soll im Interesse des 
Gläubigerschutzes in diesen Fällen der Sachgrün- 
dungsbericht vorgeschrieben werden (vgl. § 36 
Abs. 2). Dabei gehört nach dem Vorbild des geltenden 
Umwandlxmgsrechts (vgl. § 56dUmwG) zum notwen- 
digen Inhalt dieses Berichts auch eine Darstellung des 
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Geschäftsverlaufs und der Lage der übertragenden 
Unternehmen (Absatz 1), 

Auf den Sachgründimgsbericht kann dagegen ver- 
zichtet werden, wenn und soweit schon bei den 
übertragenden Rechtsträgern ein ausreichender 
Gläubigerschutz durch Maßnahmen sichergestellt ist, 
die der Aufbringimg und Erhaltimg des Untemeh- 
menskapitals (Stammkapital, Gnmdkapital) oder des 
Untemehmensvermögens dienen. Dies tut auch das 
geltende Verschmelzimgsrecht (vgl. § 353 Abs. 4 
Satz 1 AktG, § 32 Abs. 3 Satz 1 KapErhG). Der 
Sachgründungsbericht ist daher einmal entbehrhch, 
wenn die übertragenden Rechtsträger Kapitalgesell- 
schaften sind; denn bei diesen sind gesetzliche Siche- 
rungen zur Substanzerhaltimg der Sacheinlage „Ver- 
mögen des übertragenden Rechtsträgers" vorgese- 
hen. Zum anderen findet bei Genossenschaften nach 
§ 11 Abs. 2 Nr. 3 GenG eine Prüfimg der wirtschaftli- 
chen Verhältnisse, insbesondere der Vermögenslage 
der Genossenschaft, durch einen Prüfungsverband 
imd nach § 1 1 a Abs. 2 GenG durch das Registerge- 
richt statt. 


Zu §59 

(Vgl. § 32 Abs. 2 KapErhG). 

§ 59 übernimmt geltendes Recht. 

Zum Dritten Abschnitt — Verschmelzung unter 
Beteihgung von Aktiengesellschaften 

Der Dritte Abschnitt der Besonderen Vorschriften gilt 
für alle Verschmelzungen, an denen Aktiengesell- 
schaften beteiligt sind. Er gilt einmal für Verschmel- 
zimgen von Aktiengesellschaften imtereinander. Er 
gilt aber auch für die Fälle des § 3 Abs. 4, also für 
Verschmelzimgen imter Beteiligimg von Rechtsträ- 
gern anderer Rechtsform, soweit eine Aktiengesell- 
schaft betroffen ist (vgl. § 358a AktG). 

Im Ersten Unterabschnitt soll wie im Zweiten Ab- 
schnitt imd wie im Aktiengesetz die Verschmelzung 
durch Aufnahme, im Zweiten Unterabschnitt die Ver- 
schmelzimg durch Neugründimg geregelt werden; 
dies entspricht auch dem Aufbau der Allgemeinen 
Vorschriften im Zweiten und Dritten Abschiütt des 
Ersten Teils des Zweiten Buches. 

In der Begründimg sind jeweils die Bestimmimgen der 
Dritten gesellschaftsrechtlichen EG -Richtlinie ange- 
führt, die beachtet werden müssen. 


Zum Ersten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Aufnahme 

Zu §60 

(Vgl. § 340b Abs. 1 imd 2, § 352b Abs. 2 AktG; 
Artikel 10 Abs. 1 der Dritten Richtlinie). 

Die Regelung ist sachlich unverändert aus dem 
Aktiengesetz übernommen. 


Nach ihr ist eine Verschmelzungsprüfung bei Aktien- 
gesellschaften ohne Rücksicht darauf durchzuführen, 
ob ein Aktionär sie verlangt (Absatz 1 ), sofern lücht § 9 
Abs. 2 und 3 güt. 

Die Absätze 2 und 3 geben die Besonderheiten 
wieder, die durch Artikel 10 Abs. 1 der Dritten Richt- 
linie für die Prüfung einer aktienrechtlichen Ver- 
schmelzung vorgegeben sind. 


Zu § 61 

(Vgl. § 340 d Abs. 1 AktG; Artikel 6 der Dritten Richt- 
linie). 

Die Pflicht zur Bekanntmachung des Verschmel- 
zungsvertrags oder seines Entwurfs beruht auf Arti- 
kel 6 der Dritten Richtlinie in Verbindung mit Artikel 3 
der Ersten gesellschaftsrechtlichen EG-Richtlinie. 
Satz 1 entspricht § 340 d Abs. 1 AktG. Satz 2 sieht 
nunmehr die nach den EG-Richtliiüen einfachste 
Form der Bekanntmachung durch einen Hinweis im 
Bundesanzeiger und den übrigen Gesellschaftsblät- 
tem vor. 


Zu §62 

(Vgl. § 352b Abs. 1 AktG; Artikel 27 der Dritten 
Richtlinie). 

Der im August 1988 vom Bundesministerium der 
Justiz vor gelegte Diskussionsentwurf hatte, anders als 
§ 352 b Abs. 1 AktG, eine Ausnahme vom Grundsatz 
des § 13 für die Hauptversammlung einer überneh- 
menden Aktiengesellschaft nicht vorgesehen. Die 
Ausnahme des § 352b Abs. 1 AktG, die vom Deut- 
schen Bundestag auf Vorschlag seines Rechtsaus- 
schusses in den Regierungsentwurf des Verschmel- 
zungsrichtlinie-Gesetzes eingefügt worden ist, ent- 
spricht nicht dem System des Aktienrechts, nach dem 
sonst überall dort, wo die Verbindlichkeiten eines 
anderen Rechtsträgers oder wirtschaftlich vergleich- 
bare Pflichten von einer Aktiengesellschaft übernom- 
men werden, die Zustimmung der Hauptversamm- 
lung mit qualifizierter Mehrheit vorgesehen ist (vgl. 
z. B. §§ 293, 319, 320 AktG). Sie entspricht erst recht 
nicht den Regelungen für andere Untemehmensfor- 
men, bei denen wichtige Entscheidungen der Unter- 
nehmensleitung der Zustimmung durch die Anteilsin- 
haber bedürfen. 

Die Ausnahme ist an sich auch durch die Weiterent- 
wicklung des Konzemrechts durch die Rechtspre- 
chung überholt. In dem sogenannten Holzmüller- 
Urteil (BGHZ 83, 122 ff.) hat der Bundesgerichtshof für 
den Fall der Ausgliederung des wertvollsten Teils des 
Betriebsvermögens einer Aktiengesellschaft auf eine 
zu diesem Zweck errichtete 100%ige Tochtergesell- 
schaft entschieden, daß die Obergesellschaft jedem 
ihrer Aktionäre gegenüber verpflichtet ist, für Kapital- 
erhöhungen in der Tochtergesellschaft die Zustim- 
mung ihrer Hauptversammlung mit der Mehrheit 
einzuholen, die für eine entsprechende Maßnahme in 
der Obergesellschaft selbst erforderlich wäre. Auf die 
Verschmelzung übertragen, bedeutet der tragende 
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Gedanke dieses Urteils, daß selbst die Hauptver- 
sammlung einer Obergesellschaft des übernehmen- 
den Rechtsträgers der Verschmelzung zustimmen 
müßte. 

Die Entscheidimg des Bimdesgerichtshofs ist im 
Schrifttum teilweise imd von seiten großer Unterneh- 
men uneingeschränkt auf Kritik gestoßen. Ihrer 
Gnmdtendenz, den Schutz der Anteilseigner im Kon- 
zern auch bei der Obergesellschaft zu verbessern, ist 
jedoch zuzustimmen. Sie soll deshalb für die an der 
Verschmelzimg unmittelbar beteiligten Rechtsträger 
jedenfalls insoweit berücksichtigt werden, als durch 
die Verschmelzimg neue wirtschaftliche Risiken für 
die übernehmende Aktiengesellschaft entstehen, 
wenn also die Haftung der übernehmenden Gesell- 
schaft für die Verbindlichkeiten einer übertragenden 
Kapitalgesellschaft erst durch die Verschmelzung ein- 
tritt und nicht schon vorher, etwa aufgrund einer 
Eingliederung (vgl. § 322 AktG) oder aufgrund der 
Leitung eines qualifizierten Konzerns, bestand. Im 
übrigen sollen die Möglichkeiten, die Artikel 27 der 
Dritten gesellschaftsrechtlichen EG-Richtlinie für 
einen gesetzlichen Verzicht auf das Erfordernis einer 
Hauptversammlung bei der übernehmenden Kon- 
zemmutter eröffnet, wie in § 352 b Abs. 1 AktG aus- 
genutzt werden (Absatz 1 und 2), um den Schwierig- 
keiten, welche die Einberufung von Hauptversamm- 
lungen mit sich bringen kann, möglichst zu begeg- 
nen. 

Die Regelung des § 352 b Abs. 1 Satz 4 AktG ent- 
spricht allerdings nicht voll den Anforderungen, wel- 
che die EG -Richtlinie auf stellt, weil bei der jetzigen 
Regelung die Aktionäre der Konzemmutter über die 
bevorstehende Verschmelzung nicht unterrichtet 
werden und also ihr Recht, die Einberufung einer 
Hauptversammlung zu verlangen, in der Regel nicht 
ausüben können. Dieser Mangel des geltenden 
Rechts soll durch Absatz 3 Satz f, 2 und 6 beseitigt 
werden. Die Sätze 3 bis 5 sollen das Recht der 
Aktionäre auf Einberufung der Hauptversammlung 
verfahrensrechtlich absichem. 


Zu §63 

(Vgl. § 340 d Abs. 2 bis 4 AktG; Artikel 11 der Dritten 
Richtlinie). 

Auch § 63 entspricht unter Einbeziehung der Misch- 
verschmelzung dem geltenden Recht. 


Zu §64 

(Vgl. § 340 d Abs. 5 und 6 AktG). 

Auch § 64 entspricht der bisherigen Regelung. Der 
Entwurf greift durch Absatz 2 nicht in die allgemeinen 
Vorschriften des Aktiengesetzes über das Recht der 
Auskunftsverweigerung nach § 131 Abs. 3 AktG 
ein. 


Zu §65 

(Vgl. § 340 c AktG, § 33 Abs. 3 KapErhG; Artikel 7 der 
Dritten Richtlinie). 

Diese Vorschrift ergänzt die allgemeine Bestimmung 
des § 13 Abs. 1. 

In ihr sind wie im geltenden Recht die Mehrheits- 
erfordemisse festgelegt, die allgemein für wichtige 
Beschlüsse der Hauptversammlungen von Aktienge- 
sellschaften vorgesehen sind. 

Diese Vorschrift gilt ebenfalls nicht nur für die rein 
aktienrechtlichen Verschmelzungen, sondern für Ak- 
tiengesellschaften auch daim, wenn an dem Vorgang 
noch ein Untemehmensträger anderer Rechtsform 
beteiligt ist. 

Damit werden die strengen Mehrheitserfordemisse, 
die in § 33 Abs. 3 KapErhG für die Verschmelzung 
einer Aktiengesellschaft auf eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung vorgesehen sind, nämlich Zu- 
stimmung aller Aktionäre (§ 33 Abs. 3 KapErhG 
i. V. m. § 369 Abs. 2 AktG) oder Mehrheit von neun 
Zehnteln des Grundkapitals (§ 33 Abs. 3 KapErhG 
i. V. m. § 369 Abs. 3 AktG), aufgegeben. Die für die- 
se strengen Voraussetzungen früher angeführten 
Gründe — geringerer Gläubigerschutz insbesondere 
infolge schwacher Publizitätserfordemisse und gerin- 
gerer Minderheitenschutz bei der übernehmenden 
GmbH — treffen heute nicht mehr zu. Das Büanzricht- 
linien-Gesetz hat inzwischen die Rechnungslegung, 
die Publizität und damit insoweit den Gläubigerschutz 
nunmehr für Rechtsträger aller Rechtsformen ab- 
schließend geregelt. Der Gesetzgeber hat damit end- 
gültige Wertungen getroffen. Diese zwingen dazu, 
andere Gesetze auf die Stichhaltigkeit der Regelun- 
gen zu überprüfen. Der Minderheitenschutz ist im 
GmbH-Recht durch die Novelle 1980 wesentlich stär- 
ker entwickelt worden. Schließlich ist im Verschmel- 
zungsrecht selbst der Schutz des einzelnen Aktionärs 
durch das Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz erheblich 
verstärkt worden (Einführung des schriftlichen Ver- 
schmelzungsberichts, der Verschmelzungsprüfung 
und des Spruchverfahrens), Dies rechtfertigt es, starre 
Sonderregelungen aufzugeben und den Unterneh- 
men m der Rechtsform der Aktiengesellschaft die 
Umstrukturierung auch in diesen Fällen zu erleich- 
tern. 

Das Gesetz berücksichtigt wie bisher nicht den Fall, 
daß durch eine Verschmelzung die Inhaber von Inha- 
beraktien an der übernehmenden Gesellschaft vinku- 
lierte Namensaktien erhalten. § 180 Abs. 2 AktG gilt 
also nicht entsprechend. Es soll der Entscheidung der 
Aktionäre oder anderen Anteilsinhaber überlassen 
bleiben, ob sie der Verschmelzung zustimmen oder 
sich nach § 29 abfinden lassen wollen. 

§ 376 Abs. 4 AktG sieht beim Wechsel der Rechtsform 
von einer GmbH in eine AG einen besonderen Schutz 
der GmbH-GeseUschafter in Form eines Zustim- 
mungserf ordemisses für den seltenen Fall vor, daß der 
Nennbetrag der Aktien höher als 50, — DM und 
abweichend vom Nennbetrag der Geschäftsanteile 
festgesetzt wird und der GmbH-Gesellschafter sich an 
der AG nicht dem Gesamtbetrag seiner Geschäftsan- 
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teile entsprechend beteiligen kann. Entsprechendes 
gilt nach § 369 Abs. 6 AktG für den Formwechsel von 
AG in GmbH. 

Im Verschmelzungsrecht hat § 33 Abs. 3 KapErhG 
durch Verweisung auf § 369 Abs. 6 AktG für die 
Aufnahme einer AG durch eine GmbH diese Regel 
übernommen. 

Die Vorschrift hat in der Praxis keinerlei Bedeutung 
erlangt. Sie ist im Verschmelzungsrecht auch fehl am 
Platze, da ihre Vorbilder, nämlich § 369 Abs. 6 und 
§ 376 Abs. 4 AktG, die Beteiligungsquote des GmbH- 
Gesellschafters bei einem bloßen Wechsel der Rechts- 
form schützen, bei dem die Zahl der Anteüsinhaber 
unverändert bleibt, während sich bei einer Ver- 
schmelzung diese Quote durch die Zusammen- 
fühnmg der Anteilsinhaber mehrerer Rechtsträger 
zwangsläufig ändert. § 33 Abs. 3 KapErhG soll des- 
halb nicht beibehalten werden, weil durch dieses 
besondere Zustimmimgserfordemis ohne triftigen 
Grund Verschmelzimgen erschwert würden. 


Zu § 66 

(Vgl. § 346 Abs. 1 Satz 2 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht. 

Zu §67 

(Vgl. § 342 AktG). 

Auch hier wird geltendes Recht unverändert über- 
nommen. 

Zu §68 

(Vgl. § 344 AktG). 

Diese Vorschrift entspricht ebenfalls dem geltenden 
Recht, ist aber redaktionell zur besseren Verständhch- 
keit aufgegliedert worden. 

Auch hier kann bei einer Verschmelzung von Schwe- 
stergesellschaften ebensowenig auf eine Kapitalerhö- 
hung verzichtet werden wie bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung. Auf die Begründung zu § 54 
wird verwiesen. 

Zu Absatz 3 wird auf die Bemerkungen zu § 54 Abs. 4 
verwiesen. 


Zu § 69 

(Vgl. § 343 AktG). 

Die Ergänzung des geltenden Rechts durch Absatz 1 
Satz 1 zweiter Halbsatz, nach der eine Sacheinlagen- 
prüfung bei einer Erhöhung des Grundkapitals der 
übernehmenden Aktiengesellschaft auch dann statt- 
finden muß, soweit eine Personenhandelsgesellschaft 
oder ein Verein aufgenommen wird oder weim Aktiv- 
posten in der Schlußbilanz des übertragenden Rechts- 
trägers höher bewertet worden sind als in der voraus- 


gegangenen Jahresbilanz, beruht auf der Erwägimg, 
daß in diesen Fällen stets die Gefahr einer Aushöh- 
lung des Gnmdkapitals \md damit einer Verletzung 
des Verbots der Unter-pari-Emission besteht, weil das 
Vermögen der übertragenden Personenhandelsge- 
sellschaft oder des Vereins erst zu prüfen ist, um 
seinen Wert feststellen zu können (vgl. die Begrün- 
dung zu § 58), oder weil die neue Bewertung so hoch 
ausfallen kann, daß der reale Wert des bewerteten 
Teils der Sacheinlage nicht mehr dem Nennwert der 
für sie neu begebenen Aktien entspricht. 

Die Vorschrift berücksichtigt ferner den nunmehr 
nach § 24 möglichen Fall, daß die übernehmende 
Gesellschaft die Buchwerte aus der Schlußbilanz des 
übertragenden Rechtsträgers nicht fortführt, sondern 
die übernommenen Wirtschaftsgüter neu bewertet. 
Auch hier muß einer zu hohen Bewertung durch eine 
Sacheinlagenprüfung vorgebeugt werden. 

Im übrigen ist die Vorschrift gegenüber § 343 AktG 
redaktionell geringfügig geändert worden. 


Zu § 70 

(Vgl. § 350 Abs. 1 Satz 3 AktG; Artikel 20 der Dritten 
Richtlinie). 

Die Vorschrift ergänzt unter Übernahme des gelten- 
den Rechts den § 26 Abs. 1. 


Zu §71 

(Vgl. § 346 Abs. 2 AktG). 

Die Vorschrift ist in Absatz 1 sachlich unverändert. 
Durch eine redaktionelle Ergänzimg gegenüber dem 
geltenden Recht soll klargestellt werden, daß ein 
Spruchverfahren, in dem es zur Festsetzung weiterer 
barer Zuzahlungen kommen kaim, die Eintragung der 
Verschmelzung nicht hindert. 

Absatz 2 übernimmt für den Treuhänder die für den 
besonderen Vertreter geltende Vergütimgsregelimg, 
wie dies zweckmäßigen Anregungen aus der Praxis 
entspricht. 


Zu §72 

(Vgl, § 346 Abs. 7 AktG; § 33 Abs. 3 KapErhG i.V.m. 
§ 373 AktG), 

Auch diese Bestimmimg ist sachlich nicht verändert. 
Sie ist jedoch wegen der Mischverschmelzung erwei- 
tert und redaktionell umgestaltet worden. 
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Zum Zweiten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Neugründung 

Zu § 73 

(Vgl. § 353 Abs. 1 AktG; Artikel 4, 23 der Dritten 
Richtlinie). 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem geltenden 
Recht. 


Zu §74 

(Vgl. § 353 Abs. 4 Satz 2, 3 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht. 

Zu § 75 

§ 75 ist die Parallele zu § 58. Für ihn gelten dieselben 
Gründe. 


Zu §76 

(Vgl. § 353 Abs. 2, 3 AktG; Artikel 23 i.V.m. Artikel 7 
der Dritten Richtlinie). 

Auch hier wird geltendes Recht übernommen und auf 
die Fälle der Mischverschmelzung erweitert. 


Zu §77 

(Vgl. § 353 Abs. 7 AktG). 

Die Vorschrift entspricht § 353 Abs, 7 Nr. 3 AktG. Nur 
insoweit muß das Gründungsrecht der AG, das nach 
§ 36 Abs. 2 Satz 1 gilt, ergänzt werden. Die übrigen 
nach § 353 Abs. 7 Nr. 1 und 2 AktG erforderlichen 
Angaben müssen bereits nach den Gründungsvor- 
schriften gemacht werden. 


Zum Vierten Abschnitt — Verschmelzung unter 
Beteiligung von Kommanditgesellschaften 
auf Aktien 

In diesem Abschnitt sind die Vorschriften, die für 
Verschmelzungen unter Beteiligung einer Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien für diese Gesellschaft gel- 
ten sollen, durch eine Verweisung auf die für Aktien- 
gesellschaften geltenden Vorschriften des Gesetzes in 
einer Bestimmung zusammengefaßt, wie dies auch 
das Aktiengesetz tut. 


Zu §78 

(Vgl. § 354 Abs. 2 AktG, § 23 Satz 2 UmwG) 

§ 78 Satz 1 und 2 entspricht § 354 Abs. 2 AktG. 

Die Gleichstellung der persönlich haftenden Gesell- 
schafter der KG aA mit dem Vorstand der AG ist j edoch 


zur Klarstellung ausdrücklich auf die zur Vertretung 
ermächtigten Gesellschafter beschränkt worden (vgl. 
§ 278 Abs. 2 AktG, § 161 Abs. 2, § 125 Abs. 1 HGB). 

Das geltende Recht sieht in den Fällen des Formwech- 
sels einer Kommanditgesellschaft auf Aktien in eine 
Aktiengesellschaft oder in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung sowie im Falle der übertragen- 
den Umwandlung einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien auf eine Personengesellschaft oder auf einen 
Gesellschafter vor, daß die persönlich haftenden 
Gesellschafter in notarieller Form dem Vorgang 
zustimmen müssen (vgl. § 366 Abs. 1, § 386 Abs. 1 
AktG, § 23 Satz 2 UmwG). Der Entwurf übernimmt 
diese Regelung allgemein für den Fall des Formwech- 
sels einer Kommanditgesellschaft auf Aktien, erleich- 
tert sie aber auch insofern, als die Satzung eine 
Mehrheitsentscheidung dieser Gesellschafter vorse- 
hen kann (vgl. § 233 Abs. 3 Satz 1 und 2, § 240 Abs. 3, 
§ 252 Abs. 3). Der hierin zxun Ausdruck kommende 
Schutzgedanke trifft jedoch auch für andere Um- 
wandlungsarten ZU; er entspricht zudem dem allge- 
meinen Recht der Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
das alle Grundlagenänderungen von der Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafter abhängig 
macht (vgl. § 285 Abs. 2 Satz 1 AktG). Satz 3 erweitert 
daher das bislang nur für den Formwechsel imd die 
übertragende Umwandlung vorgesehene besondere 
Zustimmungserfordemis auch auf die Fälle der Ver- 
schmelzung und über § 125 auch der Spaltung von 
Kommanditgesellschaften auf Aktien. 

Nach den §§ 29 imd 34 sowie nach Satz 1 des § 78 
haben Anteüsinhaber eines übertragenden Rechtsträ- 
gers, der von einer AG oder einer KGaA im Wege der 
Verschmelzung aufgenommen wird, einen Anspruch 
auf Barabfindung gegen Übertragung ihrer neu- 
erworbenen Aktien. Dies gilt auch für Aktionäre einer 
AG, die von einer KGaA aufgenommen wird, und 
umgekehrt. Dieser Anspruch richtet sich gegen die 
übernehmende AG oder KGaA und führt bei Erfüllung 
dazu, daß bei der übernehmenden Gesellschaft 
eigene Aktien entstehen. Dies ist aber grundsätzlich 
unerwünscht. Um es soweit vertretbar zu vermeiden, 
sollen Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien nicht als Unternehmen unter- 
schiedlicher Rechtsform im Sinne der genannten Vor- 
schriften gelten (Satz 4), der Abftndungsanspruch also 
insoweit ausgeschlossen sein. 


Zum Fünften Abschnitt — Verschmelzung unter 
BeteUigung eingetragener Genossenschaften 

Die Regelung der Verschmelzung unter Beteiligimg 
eingetragener Genossenschaften soll sachlich erheb- 
lich erweitert werden. 

Das gilt zunächst für die Verschmelzung von Genos- 
senschaften untereinander. Anders als nach § 93 a 
Abs. 1 GenG können nunmehr auch Genossenschaf- 
ten verschiedener Haftart, also ohne, mit beschränkter 
oder mit unbeschränkter Nachschußpflicht miteinan- 
der verschmolzen werden. Daraus folgt zugleich, daß 
es auch auf die Höhe der Haftsiunme nicht an- 
kommt. 


105 



Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Daneben sollen eingetragene Genossenschaften auch 
im Wege der Aufnahme durch einen der in § 3 Abs. 1 
genannten Rechtsträger anderer Rechtsform ver- 
schmolzen werden können. Dies entspricht einem 
besonders für die Verschmelzung mit Aktiengesell- 
schaften hervorgetretenen Bedürfnis der Praxis sowie 
dem System des Gesetzes, das insgesamt den Rechts- 
trägern möglichst viele Möglichkeiten der Umstruktu- 
rierung zur Verfügimg stellen soU. 

Umgekehrt soll auch die Verschmelzung von Rechts- 
trägern anderer Rechtsform durch Aufnahme in eine 
bereits bestehende eingetragene Genossenschaft er- 
möglicht werden. Ein Bedürfnis hat sich hier insbe- 
sondere für die Rückübemahme früher ausgeglieder- 
ter Tochtergesellschaften ergeben. 

Ersatzlos wegfallen soll die Vorschrift des § 93 e Abs. 1 
Satz 2 imd 3 GenG über die verschmelzungsbedingte 
Berichtigung von Grundbüchern imd anderen öffent- 
lichen Registern. Die Antragsberechtigung der über- 
nehmenden Genossenschaft braucht nicht besonders 
geregelt zu werden, weil sie sich wie bei anderen 
übernehmenden Rechtsträgern aus der durch den 
Vermögensübergang erlangten materiellen Berechti- 
gung ergibt. Auch erfordert der Nachweis des Vermö- 
gensübergangs keine besondere Regelung, weil er 
sich jedenfalls durch die Vorlage einer beglaubigten 
Abschrift der Eintragung der Verschmelzung im Regi- 
ster des Sitzes des übernehmenden Rechtsträgers 
unschwer führen läßt. Dies trifft auch dann zu, wenn 
die Verschmelzimg infolge Fehlerhaftigkeit des Ver- 
schmelzungsvertrags oder eines der Verschmelzungs- 
beschlüsse Mängel aufweisen sollte; denn nach § 20 
Abs. 2 sollen typische Verschmelzungswirkimgen wie 
gerade auch der Vermögensübergang durch einen 
Mangel der Verschmelzimg nicht berührt werden. 

Schließlich bedarf es keiner besonderen Vorschrift, 
die für den Nachweis des Vermögensübergangs eine 
Bestätigung oder einen Auszug aus dem Genossen- 
schaftsregister einer übertragenden Genossenschaft 
ausreichend sein läßt. Wie bei der Verschmelzung von 
Rechtsträgern anderer Rechtsform kann diese Frage 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit auch künftig der 
Beurteilung durch die Rechtsprechung überlassen 
bleiben. 


Zum Ersten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Aufnahme 

Zu §79 

Die Verschmelzung im Wege der Aufnahme eines 
Rechtsträgers anderer Rechtsform durch eine einge- 
tragene Genossenschaft ist nach geltendem Recht 
nicht möglich. Sie soll in Zukunft zugelassen werden. 
Die Unternehmens- und Beteiligungsstrukturen vor 
allem von Kapitalgesellschaften werden sich aller- 
dings von den gesetzlich vorgegebenen Strukturen 
einer bereits bestehenden Genossenschaft in der 
Regel so erheblich imterscheiden, daß eine Ver- 
schmelzung durch Aufnahme im allgemeinen eine 
grundlegende Umgestaltung des Statuts der überneh- 
menden Genossenschaft erfordert. Das gilt insbeson- 


dere dann, wenn bei einer übertragenden Kapitalge- 
sellschaft eine größere Beteiligung besteht, während 
das Statut der Genossenschaft mehrere Geschäftsan- 
teile in einer Hand nicht zuläßt. 

Es war deshalb zunächst erwogen worden, die ver- 
schmelzimgswilligen Rechtsträger auf die gleichwer- 
tige Möglichkeit der Verschmelzung durch Neugrün- 
dung zu verweisen. Die aus der Praxis vorgetragenen 
Gründe haben jedoch dazu geführt, für die Ver- 
schmelzung durch Aufnahme eines Rechtsträgers 
anderer Rechtsform keine Einschränkungen vorzuse- 
hen. \ 

Allerdings soll die übernehmende Genossenschaft 
verpflichtet werden, gleichzeitig mit der Verschmel- 
zung eine etwa erforderlich werdende Änderung ihres 
Statuts durchzuführen. Bei der Übernahme 100 %iger 
Tochtergesellschaften dürfte dies nur selten der Fall 
sein, weil es nicht zu einem Anteilstausch kommt. Die 
Verpflichtung aus § 79 hat jedoch erhebliche Bedeu- 
tung, wenn an dem übertragenden Rechtsträger an- 
dere Anteilsinhaber mit größeren Paketen beteiligt 
sind. Durch die gleichzeitige Änderung des Statuts 
soll auch für den Rechtsverkehr die erforderliche 
Klarheit geschaffen werden. 


Zu §80 

(Vgl. § 93h Abs. 2 und 4 GenG). 

Die Vorschrift konkretisiert in Ergänzung des § 5 
Abs. 1 die Angaben, die der Verschmelzungsvertrag 
oder sein Entwurf zum Anteilstausch enthalten muß, 
wenn der übernehmende Rechtsträger eine eingetra- 
gene Genossenschaft ist. Es handelt sich um eine 
Parallelvorschrift zu § 46, der für die Verschmelzung 
im Wege der Aufnahme durch eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung eine vergleichbare Regelung 
enthält. 

Inhaltlich orientiert sich die Vorschrift an der nach 
geltendem Genossenschaftsrecht erforderlichen Un- 
terscheidung zwischen einer übernehmenden Genos- 
senschaft, deren Statut nur eine Beteiligung mit 
jeweils einem Geschäftsanteil zuläßt (Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 ), und der Aufnahme durch eine Genossenschaft, 
deren Statut die Beteiligung eines Genossen mit 
mehreren Geschäftsanteilen zuläßt oder als Pflichtbe- 
teiligung vorschreibt (Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1). 

Für den Fall der Gewährung mehrerer Geschäfts- 
anteile übernimmt die Vorschrift unverändert den 
Berechmmgsmodus, der sich nach geltendem Recht 
aus der Regelimg der Verschmelzungs Wirkung in 
§ 93 h Abs. 2 GenG ergibt. In Übereinstimmung mit 
den Vorschriften über den Anteilstausch bei Rechts- 
trägern anderer Rechtsform soll aber im Gesetzestext 
deutlicher zum Ausdruck gebracht werden, daß es 
sich nicht bloß um gesetzlich angeordnete Rechtsfol- 
gen, sondern um einen wesentlichen Teü des Ver- 
schmelzungsvertrags handelt. In diesem Vertrag kann 
sich die übernehmende Genossenschaft auch zu wei- 
teren Zuschreibungen auf die Geschäftsguthaben 
verpflichten. Dies soll wie bisher zulässig bleiben und 
bei der Berechnung der Zahl der Geschäftsanteile 
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berücksichtigt werden (Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 zweiter 
Halbsatz). 

Für den Fall der Gewährung mehrerer Geschäftsan- 
teile ist wie im geltenden Recht nicht vorgesehen, daß 
der Verschmelzungsvertrag für jeden Genossen einer 
übertragenden Genossenschaft auch schon die Zahl 
der Geschäftsanteile angeben muß, die dieser durch 
die Verschmelzung erhält; denn zum einen können 
die hierfür maßgeblichen Geschäftsguthaben im Ein- 
zelfall so sehr voneinander ab weichen, daß vor allem 
bei Großgenossenschaften zu viele individuelle Anga- 
ben in den Verschmelzungsvertrag auf genommen 
werden müßten. Vor allem aber kann im Hinblick auf 
den für die Aufstellung der Schlußbilanzen übertra- 
gender Genossenschaften nach § 17 Abs. 2 vorgege- 
benen zeitlichen Rahmen nicht verlangt werden, daß 
diese Bilanzen schon vorliegen müssen, wenn der 
Verschmelzungsvertrag abgeschlossen oder entwor- 
fen wird. Diese Schlußbilanzen bilden die Grundlage 
für die Ermittlung des Geschäftsguthabens, nach 
dessen Höhe vorbehaltlich einer weitergehenden 
Vereinbarung im Verschmelzimgsvertrag die Zahl 
der zu gewährenden Geschäftsanteile zu berechnen 
ist. Im Interesse der Transparenz des Verschmel- 
zungsvorgangs ist deshalb vorgesehen, daß im Ver- 
schmelzungsvertrag oder in dessen Entwiirf für jede 
übertragende Genossenschaft wenigstens der Stich- 
tag ihrer Schlußbilanz angegeben, d. h. notfalls vor- 
herbestimmt werden muß (Absatz 2). 

Absatz 1 Satz 2 enthält für die Mischverschmelzimg 
eine ähnliche Regelimg. Jedoch muß, wenn zur Grün- 
dung einer neuen Genossenschaft Rechtsträger ande- 
rer Rechtsform verschmolzen werden sollen, der Ver- 
schmelzungsvertrag oder dessen Entwurf in jedem 
Fall auch die endgültige Zahl der Geschäftsanteile 
bestimmen, die j edem Anteilsinhaber des übertragen- 
den Rechtsträgers durch die Verschmelzimg gewährt 
werden sollen. Eine solche vertragliche Festlegung ist 
erforderlich, weil beim Umtausch von Beteiligungen, 
die ihrer Art nach verschieden sind, das Umtauschver- 
hältnis nicht in der Weise gesetzlich vorhersehbar 
bestimmt werden kann, daß es sich wie bei der reinen 
Genossenschaftsver Schmelzung anhand der durch die 
Schlußbilanz ausgewiesenen Geschäfts guthaben er- 
rechnenläßt, sobald diese Bilanz vorliegt. Der Entwurf 
verzichtet deshalb hier auch darauf, das im Ver- 
schmelzungsvertrag zu bestimmende Umtauschver- 
hältnis von der Schlußbilanz des übertragenden 
Rechtsträgers (§17 Abs. 2) abhängig zu machen; 
notfalls muß für diesen Rechtsträger eine Zwischenbi- 
lanz auf gestellt werden, so wie dies für Aktiengesell- 
schaften und Genossenschaften nach § 63 Abs. 1 
Nr. 3, § 82 Abs. 1 Satz 1 auch in anderem Zusammen- 
hang erforderlich werden kann. 


Zu § 81 

(Vgl. § 93b Abs. 2 Satz 1 GenG). 

Die Vorschrift übernimmt im Absatz 1 Satz 1 sachhch 
unverändert das geltende Recht. Die Prüfung durch 
den Prüfungsverband ersetzt für eine an einer Ver- 
schmelzung beteiligte Genossenschaft die Prüfung 


durch Sachverständige nach den §§ 9 bis 12. Satz 2 
entspricht § 12 Abs. 1 Satz 2. 

Für die Prüfung von Verschmelzungen im Wege der 
Aufneihme eines Rechtsträgers anderer Rechtsform 
durch eine eingetragene Genossenschaft gelten dane- 
ben für diesen Rechtsträger die §§ 9 bis 12, also auch 
§11 Abs. 1 Satz 1 über die Auswahl der Prüfer. 

Bei Tochtenmtemehmen von Genossenschaften in 
anderen Rechtsformen, insbesondere von Aktienge- 
sellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, gestattet Artikel 25 Abs. 1 EGHGB jedoch 
abweichend von § 319 Abs. 1 HGB, auf den § 11 
Abs. 1 Satz 1 für die Auswahl der Prüfer verweist, auch 
den Prüfimgsverbänden die Prüfung des Jahresab- 
schlusses. Diese Regelung hat sich aufgrund der 
besonderen Vertrautheit der Prüfungsverbände mit 
den Verhältnissen der von ihnen betreuten Genossen- 
schaften und deren Tochterunternehmen bewährt. Sie 
soU deshalb für die Prüfung der Verschmelzung als 
Alternative bei der Auswahl der Verschmelzungsprü- 
fer übernommen werden (Absatz 2). 


Zu §82 

Eine Genossenschaft ist von der möglichen Zahl der 
am Verschmelzungsbeschluß Beteiligten her einer 
Aktiengesellschaft vergleichbar. Vergleichbar ist 
auch die nxir begrenzte Möglichkeit der Genossen, an 
der Geschäftsführung teilzunehmen oder sie zu beein- 
flussen. Die Stellung der Genossen bei einer Ver- 
schmelzung soll daher nach dem Vorbild des Aktien- 
rechts verstärkt werden. 

Dies gilt zunächst für die Unterrichtung der Genossen 
vor der Generalversammlung, in welcher der Ver- 
schmelzimgsbeschluß (§13 Abs. 1) gefaßt werden 
soll. Wie nach § 63 den Aktionären einer Aktienge- 
sellschaft sollen nach § 82 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 den 
Genossen alle Unterlagen zur Verfügung gestellt 
werden, die für ihre Willensbildung von Bedeutung 
sein können. 

Außer den bei aktienrechtlichen Verschmelzungen 
vorgesehenen Unterlagen sind in Absatz 1 Satz 1 auch 
die bei der Verschmelzung von Genossenschaften zu 
erstattenden Gutachten der Prüfungsverbände (§81) 
genannt, die den Prüfungsberichten nach § 12 ent- 
sprechen. 


Zu §83 

(Vgl. § 93b Abs. 2 Satz 2 und 3 GenG). 

Die Stellung der Genossen, insbesondere deren Aus- 
kunftsrecht, soll auch in der Generalversammlung 
selbst gegenüber dem geltenden Recht verstärkt wer- 
den. Dies entspricht der nach § 64 für Aktionäre 
geltenden Regelung. 
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Zu §84 

(Vgl. § 93b Abs. 1 GenG). 

§ 84 entspricht sachlich dem geltenden Recht, paßt es 
jedoch redaktionell den anderen Vorschriften des 
Entwurfs an (vgl. §§ 50, 65 Abs. 1). 


Zu § 85 

Die Erfüllimg des Nachbesserungsanspruchs nach 
§ 15 kann bei der Verschmelzimg von Genossenschaf- 
ten dazu führen, daß dem Genossen aus Anlaß der 
Verschmelzung eine Beteiligimg an den Rücklagen 
und dem sonstigen Vermögen der übertragenden 
Genossenschaft zuwächst, die er nicht hätte, wenn er 
aus der Genossenschaft ausschiede (durch Kündigimg 
gemäß den §§ 93 k ff. GenG oder durch Ausschlagung 
gemäß den §§ 90 ff. des Entwurfs — vgl. § 93 m Abs. 1 
Satz 3 GenG, § 93 Abs. 2 des Entwurfs), und die er 
auch bisher nicht hatte. Deshalb soll der Nachbesse- 
rungsanspruch für die rein genossenschaftliche Ver- 
schmelzung auf den Fall begrenzt werden, daß nach 
dem Verschmelzimgsvertrag dem Genossen bei der 
übernehmenden Genossenschaft ein geringeres Ge- 
schäftsguthaben zustehen soll als bei der übertragen- 
den Genossenschaft. Dadurch wird zugleich eine 
Abschmelzimg des Eigenkapitals der Genossenschaft 
vermieden. 

Die bisher schon anerkannte Möglichkeit, bei einer 
Verschmelzung Zuschreibimgen auf das Geschäfts- 
guthaben vorzunehmen, soll durch Absatz 2 erhalten 
bleiben. Sie wird zugleich als Befugnis ausgestaltet, 
den Anspruch auf bare Zuzahlung, wie ihn § 15 
vorsieht, durch Zuschreibung zu erfüllen. 


Zu § 86 

(Vgl. §93dAbs. 2 GenG). 

Die Vorschrift ergänzt § 17. Sie übernimmt in Absaiz 1 
geltendes Recht. Im Hinblick auf die besonderen 
Probleme, die bei einer Mischverschmelzung auftre- 
ten können, wird für die konstitutive Eintragimg beim 
Register des übernehmenden Rechtsträgers darüber 
hinaus die Vorlage aller im Zusammenhang mit der 
Verschmelzung erstatteten Prüfimgsgutachten ver- 
langt (Absatz 2), 


Zu § 87 

(Vgl. § 93h Abs. 2 bis 4 GenG). 

Die Vorschrift, die in Absatz 1 Satz 1 und 2 in 
Ergänzimg des § 20 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 zimächst den 
Anteüstausch beim Wechsel der Genossen einer über- 
tragenden Genossenschaft zu einem übernehmenden 
Rechtsträger konkretisiert, entspricht im wesentli- 
chen dem geltenden Recht. Redaktionell enthält sie 
die notwendige Anpassimg an die Vorschriften des 
Entwurfs über die Bekanntmachimg der Verschmel- 
zung (§ 19 Abs. 3) und über den bei der Verschmel- 
zimg mit einer aufnehmenden Genossenschaft erfor- 


derlichen Inhalt des Verschmelzungsvertrags (§ 80). 
Sie dehnt die Regelung in Absatz 1 Satz 1 auf die 
Übernahme einer Genossenschaft durch einen 
Rechtsträger anderer Rechtsform aus. 

In Absatz 1 Satz 2 wird wie bisher klargestellt, daß 
Geschäftsanteüe, die bei der übernehmenden Genos- 
senschaft als Pflichtbeteiligung übernommen werden 
müssen, aber durch den verschmelzimgsbedingten 
Anteüstausch nicht erworben werden können, außer- 
halb des Verschmelzungsvorgangs zu übernehmen 
sind. 

Satz 3 trägt der Tatsache Rechnimg, daß bei der 
Genossenschaft Rechte Dritter nicht an den Ge- 
schäftsanteüen, sondern an den aUein übertragbaren 
Geschäftsguthaben bestehen (vgl. für die formwech- 
selnde Umwandlung § 385p Abs. 1 Satz 3 AktG). 
Satz 4 regelt den umgekehrten FaU nach demselben 
Vorbild. 

Der Entwurf schließt wie das geltende Recht eine 
Vereinbarung im Verschmelzungsvertrag nicht aus, 
durch die sich die übernehmende Genossenschaft 
verpflichtet, neben der Abgeltimg der Geschäftsgut- 
haben eine bare Zuzahlimg an die Genossen der 
übertragenden Genossenschaft zu leisten. Jedoch soU 
der Gesamtbetrag wie bei der übemehj nenden GmbH 
(vgl. § 54 Abs. 4) und bei der übernehmenden Aktien- 
geseUschaft (vgl. § 68 Abs. 3) der Höhe nach begrenzt 
werden (Absatz 2 Satz 2). 


Zu § 88 

Die Regelimg ist ebenso wie die paraUelen Vorschrif- 
ten beim Formwechsel (vgl. § 256 Abs. 1 imd 2, § 289 
Abs. 1) neu, weil das geltende Recht die Umwandlimg 
von Rechtsträgern anderer Rechtsform in Genossen- 
schaften bisher weder als Verschmelzung noch als 
formwechselnde Umwandlimg zuläßt. 

Ist der übertragende Rechtsträger keine Genossen- 
schaft, so können die Geschäftsguthaben bei der 
übernehmenden Genossenschaft nicht wie bei einer 
Verschmelzung, an der nur Genossenschaften be- 
teiligt sind, nach der Höhe früherer Geschäftsgutha- 
ben bestimmt werden. Um sicherzusteUen, daß die 
Anteüsinhaber einer übertragenden Kapitalgesell- 
schaft durch den Wechsel von der Kapitalbeteiligung 
zur genossenschaftlichen Mitgliedschaft keine Ver- 
mögenseinbußen erleiden, sieht Absatz 1 vor, daß der 
Berechnung der Geschäftsguthaben in diesem FaU 
der Wert der bisherigen Beteüigung an der übertra- 
genden GeseUschaft zugrunde zu legen ist, wobei es 
wie auch sonst bei Verschmelzungsvorgängen auf 
den Stichtag der Umwandlungsbüanz arikommt. 
Ergibt sich danach im EinzelfaU ein Geschäftsgutha- 
ben, das den Gesamtbetrag der Geschäftsanteüe 
eines Genossen übersteigt, so soU die Differenz an 
diesen Genossen wie nach § 87 Abs. 2 auszuzahlen 
sein, weil die Interessenlage insoweit nicht anders ist 
als bei einer Verschmelzung, an der nur Genossen- 
schaften beteiligt sind (vgl. § 93 h Abs. 3 GenG). 
Sowohl die Bestimmung des Geschäftsguthabens 
nach dem Wert der bisherigen Beteiligungen als auch 
die Pflicht zur Auszahlung überschießender Beträge 
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entspricht der für den Formwechsel einer Kapitalge- 
sellschaft in eine eingetragene Genossenschaft vorge- 
schlagenen Lösimg (vgl. § 256 Abs. 1 und 2). 

Wird ein rechtsfähiger Verein auf eine Genossen- 
schaft verschmolzen, so soll es nach Absatz 2 nicht 
möglich sein, auch ehemahgen Vereinsmitgliedem 
als Geschäftsguthaben bei der übernehmenden Ge- 
nossenschaft Beträge gutzuschreiben, die den Ge- 
samtbetrag der Geschäftsanteüe übersteigen, mit 
denen sie bei der übernehmenden Genossenschaft 
beteiligt sind. Damit trägt der Entwurf der Tatsache 
Rechmmg, daß die Mitgliedschaft in einem rechtsfä- 
higen Verein im allgemeinen keine wertmäßige Be- 
teiligung der Vereinsmitglieder an dem Vermögen 
dieses Vereins vermittelt. Deshalb braucht in solchen 
Fällen auf das im Genossenschaftsrecht auch sonst 
geltende Prinzip der Begrenzimg des Geschäftsgutha- 
bens durch den Nennbetrag der Geschäftsanteile 
nicht verzichtet zu werden. Sieht ein Verschmel- 
zimgsvertrag vor, daß das gesamte Vereinsvermögen 
auf die bisherigen Vereinsmitglieder auf geteilt wer- 
den soll, was vor allem bei Vereinen mit einem in 
übertragbare Anteile zerlegten Vermögen der Fall 
sein kann, so müssen die Zahl imd der Betrag der 
jedem Vereinsmitglied zugeteilten Geschäftsanteile 
im Statut der übernehmenden Genossenschaft ent- 
sprechend hoch angesetzt werden. Dies wird wegen 
der ähnlichen Mitgliederstruktur von Vereinen imd 
Genossenschaften im allgemeinen auch keine 
Schwierigkeiten bereiten. Bleibt umgekehrt die 
Summe der Gutschriften auf die Geschäftsguthaben 
der bisherigen Vereinsmitglieder bei der überneh- 
menden Genossenschaft hinter dem Wert des Ver- 
einsvermögens zurück, so ist die Differenz den 
Rücklagen der übernehmenden Genossenschaft zu- 
zuführen. Dies entspricht der für den Formwechsel 
eines rechtsfähigen Vereins in eine eingetragene 
Genossenschaft vorgeschlagenen Lösimg (vgl, § 289 
Abs. 1). 


Zu §89 

(vgl. § 93i GenG). 

Die Vorschrift übernimmt mit zwei Ausnahmen gel- 
tendes Recht. 

Nach Absatz 1 Satz 1 soll es für den zeitlichen Ablauf 
anders als bisher auf die Eintragung der Verschmel- 
zung in das Register des Sitzes der übernehmenden 
Genossenschaft ankommen, weil erst damit die Ver- 
schmelzungswirkung (§ 20 Abs. 1) eintritt. 

Werden den Anteilsinhabem eines übertragenden 
Rechtsträgers auf Grund der Verschmelzung mehrere 
Geschäftsanteile gewährt, so muß die übernehmende 
Genossenschaft die Zahl der weiteren Geschäftsan- 
teile in ihre Mitgliederliste eintragen (vgl. § 30 Abs. 2 
Nr. 2 GenG). Diese Zahl hängt bei der rein genossen- 
schaftlichen Verschmelzung von der Höhe des durch 
die jeweilige Schlußbilanz ausgewiesenen Geschäfts- 
guthabens jedes einzelnen Genossen ab. 

Absatz 2 entspricht geltendem Recht, erfaßt aber 
dabei die Übernahme von Rechtsträgern anderer 
Rechtsformen imd den Treuhänder für imbekannte 


Aktionäre einer übertragenden AG oder Komman- 
ditAG. 


Zu §90 

(Vgl. §§93k bis 93 m, insbesondere § 93k Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2, § 931 Satz 1 GenG). 

Die §§93k bis 93 m GenG sehen im FaUe der 
Verschmelzung von Genossenschaften ein Sonder- 
kündigungsrecht für Mitglieder der übertragenden 
Genossenschaft vor, wenn sie gegen die Verschmel- 
zung Widerspruch erhoben haben oder wenn bei der 
Beschlußfassung erhebliche Verfahrensfehler unter- 
laufen sind. Nach § 93 k Abs. 1 Satz 1 GenG kann „die 
durch die Verschmelzung erworbene Mitgliedschaft" 
mit der Folge gekündigt werden, daß sie „als nicht 
erworben gilt" (§ 931 Satz 1 GenG). 

Der Entwurf behält diese Möglichkeit, den Anteils- 
tausch individuell abzulehnen, in Gestalt des Rechts 
bei, die durch den Verschmelzungsvorgang erwor- 
bene Rechtsstellung auszuschlagen. Die Ausschla- 
gimg als Mittel zur rückwirkenden Beseitigung einer 
aufgedrängten Rechtsposition ist schon aus dogmati- 
schen Gründen der Kündigung einer Mitgliedschaft 
vorzuziehen, die im Kündigungsfall als nicht erwor- 
ben gilt. Das Recht zur außerordentlichen Kündigimg 
muß aber vor allem deshalb durch ein Ausschlagungs- 
recht ersetzt werden, weil der Entwurf die Aufnahme 
von Genossenschaften durch eine Aktiengesellschaft 
zuläßt und die Mitgliedschaft eines Aktionärs nicht 
gekündigt werden kann. 

Im einzelnen enthält der Entwurf für die Ausgestal- 
tung der Ausschlagung, die wie die Kündigimg ein 
einseitiger rechtsgestaltender Akt ist, dieselben 
Grundsätze, die bisher für das Sonderkündigungs- 
recht gegolten haben. 

Das Ausschlagungsrecht tritt für die Genossen einer 
übertragenden Genossenschaft an die Stelle des 
Rechts auf Barabfindung. Dies stellt Absatz 1 klar. 

Die Absätze 2 und 3 übernehmen für die tatbestand- 
lichen Voraussetzungen des Ausschlagungsrechts 
und für die charakteristische Folge der Ausschlagimg 
die gleiche Regelung, die gegenwärtig für das Son- 
derkündigungsrecht gilt. Dabei wird der Ausnahme- 
charakter der Regelung gegenüber der Verschmel- 
zungswirkung des § 20 Abs. 1 Nr. 3 besonders hervor- 
gehoben. 

Die Vorschriften tragen ferner dem Umstand Rech- 
nung, daß der Entwurf sowohl die gleichzeitige Auf- 
nahme mehrerer Genossenschaften als auch eine 
Mischverschmelzung im Wege der Aufnahme zu- 
läßt. 


Zu §91 

(Vgl. § 93k Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 GenG). 

Wie nach geltendem Recht für die außerordentliche 
Kündigimg soll künftig auch für die Ausschlagung die 
schriftliche Form erforderlich und ausreichend sein 
(Absatz 1). 


109 




Drucksache 12/6699 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Absatz 2 sieht für die Ausschlagung eine Ausschluß- 
frist vor, die der Erklärungsfrist für die Ausübung des 
Sonderkündigungsrechts entspricht, ihr aber nur im 
Grundsatz nachgebildet ist. Das geltende Recht 
knüpft den Fristbeginn an Mitteilungen und Benach- 
richtigimgen an, die eine übernehmende Genossen- 
schaft voraussetzen. Da dies für den Fall der Misch- 
verschmelzimg nicht paßt, soll für die Ausschlagimg 
eine einheitliche Frist von sechs Monaten gelten, die 
zu laufen begiimt, sobald die Verschmelzung nach 
§ 19 Abs. 3 als bekanntgemacht gilt. Die Länge dieser 
Frist steht im Einklang mit der weiteren Regelimg, daß 
die Auszahlung des Geschäftsguthabens an einen 
ausschlagenden Anteilsinhaber erst nach Ablauf die- 
ser Frist vorgenommen werden darf (vgl. § 94 zweiter 
Halbsatz). 

In Absatz 3 wird klargestellt, daß eine Ausschlagimg 
nicht anders als eine Kündigung — bedingungsfeind- 
lich ist. 


Zu § 92 

(Vgl. § 931 GenG). 

Der Referentenentwurf wollte es noch für den Fall der 
Verschmelzimg von Genossenschaften miteinander 
bei der vor Inkrafttreten des Registerverfahrenbe- 
schleunigungsgesetzes vom 20. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2182) für das Sonderkündigungsrecht 
geltenden Regelung belassen, daß die Fiktion des 
Nichterwerbs der Mitgliedschaft bei der übernehmen- 
den Genossenschaft erst durch die Eintragung der 
Ausschlagung (bisher: Kündigung) in die Liste der 
Genossen dieser Genossenschaft herbeigeführt wird, 
und daher auch die Modalitäten dieser Eintragung in 
das künftige Recht übernehmen. 

Nach der Abschaffung der gerichtlich geführten Liste 
der Genossen und der Übertragung der Führung der 
Mitgliederliste auf die Genossenschaft durch das 
Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz erscheint 
es nicht gerechtfertigt, die Wirkung der Ausschla- 
gungserklärung bei der reinen Genossenschafts Ver- 
schmelzung an die Eintragung der Ausschlagung in 
der nunmehr bei der Genossenschaft geführten Mit- 
gliederliste, bei der Verschmelzung zur Aufnahme 
durch einen Rechtsträger anderer Rechtsform dage- 
gen an den Zugang der Ausschlagungserklärung 
beim übernehmenden Rechtsträger zu knüpfen. 

Es erscheint vielmehr zweckmäßig, einheitlich auf 
den Zugang der Ausschlagungserklärung beim über- 
nehmenden Rechtsträger abzuheben, da der Eintra- 
gung in die bei der Genossenschaft geführte Mitglie- 
derliste keine konstitutive Wirkung zukommt. Dies 
ergibt sich auch aus § 30 Abs. 2 Satz 2 GenG n. F., 
wonach eine in die Mitgliederliste eingetragene 
Angabe bereits vorher wirksam geworden sein 
kann. 


Zu §93 

(Vgl. § 93m Abs. 1 Satz 1 bis 3, Abs. 2, 3 GenG). 

Wie das geltende Recht für den Fall der Sonderkün- 
digung sieht der Entwurf als weitere Rechtsfolge der 


Ausschlagung vor, daß zwischen dem übernehmen- 
den Rechtsträger und dem ausschlagenden Genossen 
einer übertragenden Genossenschaft eine Auseinan- 
dersetzung stattzufinden hat (Absatz 1), wobei wie 
bisher die Schlußbilanz der übertragenden Genossen- 
schaft dafür maßgeblich ist, ob der Genosse die 
Auszahlung seines Geschäftsguthabens verlangen 
kann (Absatz 2) oder seinerseits einen anteiligen 
Fehlbetrag auszugleichen hat (Absatz 3), 

Die Veijährungsregelung in Absatz 4 entspricht eben- 
falls dem geltenden Recht. Jedoch soll die Veijäh- 
rungsfrist wie allgemein von drei auf fünf Jahre 
festgesetzt werden. 


Zu §94 

(Vgl. § 93m Abs. 1 Satz 4). 

Die Vorschrift übernimmt für die Auszahlung des 
Geschäftsguthabens, das der frühere Genosse bei der 
übertragenden Genossenschaft gehabt hat, die Sperr- 
und Zahlungsfristen des geltenden Rechts. 


Zu §95 

(Vgl. § 93 r GenG). 

Die besondere Vorschrift des § 93r GenG über den 
Gläubigerschutz bei Insolvenz der übernehmenden 
Genossenschaft soll — mit der notwendigen techni- 
schen Anpassung in Absatz 2 — im wesentlichen 
imverändert beibehalten werden. Jedoch soll die Frist 
auf zwei Jahre verlängert werden, um sie an die 
entsprechende Frist beim Formwechsel anzupassen 
(vgl. § 271 Satz 1). 

Sachlich wird die Regelung auf die neuen Fälle der 
Verschmelzung ausgedehnt, bei denen ein Unterneh- 
men anderer Rechtsform eine Genossenschaft über- 
nimmt, weil die Gläubiger der übertragenden Genos- 
senschaft ebenso schutzbedürftig sind. 


Zweiter Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Neugründung 

Zu §96 

(Vgl. § 93 s Abs. 1 GenG). 

Auch hier soll wie in § 93 s GenG und in den anderen 
entsprechenden Vorschriften des Entwurfs auf die 
Vorschriften über die Verschmelzung durch Auf- 
nahme verwiesen werden. 


Zu § 97 

(Vgl. § 93s Abs. 2 Nr. 1 und 2 GenG). 

Die Vorschrift übernimmt unter Einbeziehung der 
Fälle der Mischverschmelzung geltendes Recht. 


110 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6699 


Zu §98 

(Vgl. § 93s Abs. 2 Nr. 3 GenG). 

Auch in § 98 wird geltendes Recht übernommen und 
auf die Fälle der Mischverschmelzung ausgedehnt. 


Zum Sechsten Abschnitt — Verschmelzung 
unter Beteiligung rechtsfähiger Vereine 

Die Regelimg der Verschmelzimg rechtsfähiger Ver- 
eine folgt im wesentlichen derjenigen, die im Fünften 
Abschnitt zum Schutze der Mitglieder von Genossen- 
schaften vorgeschlagen worden ist, weil die Stellung 
der Vereinsmitglieder derjenigen von Genossen ähn- 
lich ist. 


Zu §99 

(Vgl. § 62 UmwG). 

Bei der Verschmelzimg rechtsfähiger Vereine ist nach 
§ 3 zu unterscheiden zwischen eingetragenen Ideal- 
vereinen (§ 3 Abs. 1 Nr. 4) und wirtschaftlichen Ver- 
einen (§ 3 Abs. 2 Nr. 1). Eingetragenen Vereinen 
sollen im Grundsatz dieselben Möglichkeiten der 
Verschmelzung eröffnet werden wie Handelsgesell- 
schaften. 

Die Verschmelzung unter Beteiligimg eines wirt- 
schaftlichen Vereins, dessen Rechtsfähigkeit auf 
staatlicher Verleihung beruht (§ 22 BGB), soll dage- 
gen nur als Verschmelzung durch Aufnahme des 
Vereins durch einen Rechtsträger anderer Rechtsform 
oder als Verschmelzung durch Neugründung eines 
Rechtsträgers anderer Rechtsform möglich sein. 
Dagegen kann der wirtschaftliche Verein nicht auf- 
nehmender oder neuer Rechtsträger sein, weil solche 
Vereine als Unternehmens träger aus rechtspoliti- 
schen Gründen nicht gefördert werden soUen (vgl. die 
Begründung zu § 3 Abs. 2 Nr. 1). 

Die Verschmelzung soll auch dann möglich sein, 
wenn das Vermögen des Vereins nicht in übertrag- 
bare Anteile zerlegt ist; diese Einschränkung in § 62 
UmwG soll entfallen. 

Es ist bei jedem Verein denkbar, daß seine Satzung 
der Auflösimg durch Verschmelzung mit einem ande- 
ren Rechtsträger ausdrücklich oder sinngemäß entge- 
gensteht und für eine Änderung dieser Satzungsbe- 
stimmung besondere Erfordernisse vorgesehen sind. 
Darum soll eine derartige Satzungsbestimmung zu- 
nächst geändert werden, bevor eine Verschmelzung 
möglich ist. Ferner ist denkbar, daß landesrechtliche 
Bestimmungen des Vereinsrechts ein Hindernis für 
diese Verschmelzung bilden. Da wirtschaftliche Ver- 
eine in einer staatlichen Verleihung ihre Grundlage 
haben, soU dem ebenfalls Rechnung getragen werden 
(Absatz 1), 

Absatz 2 sieht auch für eingetragene Vereine im Sinne 
des § 3 Abs. 1 Nr. 4 eine Einschränkung der Ver- 
schmelzung vor. Solche Vereine sollen Rechtsträger 


anderer Rechtsform nicht aufnehmen oder durch die 
Verschmelzung solcher Rechtsträger nicht gegründet 
werden können. Dafür ist ein Bedürfnis nicht auf ge- 
treten. Dagegen kann die Vereinigung etwa von 
Sportvereinen mit wertvollen Anlagen wichtig wer- 
den. Ebenso ist die Zusammenlegimg von Verbänden 
ein Beispiel für die Notwendigkeit einer Verschmel- 
zungsregelimg. Von Bedeutung kann in der Unter- 
nehmenspraxis auch die Aufnahme eines Idealvereüis 
durch einen Rechtsträger anderer Rechtsform oder 
dessen Neugründung durch Verschmelzung von Ver- 
einen werden; auch hier zeichnet sich ein Bedürfnis im 
Bereich der Sportvereine ab. 

Von dem Erfordernis einer staatlichen Genehmigung 
für die Verschmelzung soll abgesehen werden, weil 
eine Genehmigung schon für eine etwa erforderliche 
Satzungsänderung eines wirtschaftlichen Vereins 
erteilt werden muß (vgl. § 33 Abs. 2 BGB) und für 
Idealvereine keine Genehmigung im Vereinsrecht 
vorgesehen ist. 


Zu § 100 

Bei Vereinen fände anders als bei Genossenschaften 
(vgl. § 93 b Abs. 2 Satz 2 GenG) eine Prüfung der 
beabsichtigten Verschmelzung auf ihre Vereinbarkeit 
mit den Interessen der Vereinsmitglieder nicht statt. 
Da die Vereinsmitglieder unter Umständen eine ähn- 
lich schwache Stellung wie Aktionäre haben, soll 
grundsätzlich eine Prüfung der Verschmelzung im 
wirtschaftlichen Interesse der Vereinsmitglieder vor- 
gesehen werden. Diese Prüfung soll der bei Aktienge- 
sellschaften entsprechen (vgl. § 60). 

Auf dieses Erfordernis kann nach § 9 Abs. 3, § 12 
Abs. 3 verzichtet werden. 

Bei einem Idealverein ist die Zahl der Mitglieder in der 
Regel groß. Es wird daher regelmäßig schwer, wenn 
nicht unmöglich sein, eine Erklärung über den Ver- 
zicht auf eine Prüfung von allen Mitgliedern zu 
bekommen. Häufig wird an der wirtschaftlichen Seite 
des Vereinslebens auch nur geringes Interesse beste- 
hen. Deshalb soll eine Prüfimg des Umtauschverhält- 
nisses nur auf Verlangen einer Minderheit von 10% 
der Vereinsmitglieder stattfinden müssen, damit 
durch das Erfordernis eines schriftlichen Verzichts die 
Verschmelzung nicht praktisch unmöglich gemacht 
wird (Satz 2). Auf der anderen Seite reicht dieses 
Minderheitenrecht aus, um Manipulationen der Ver- 
etnsleitung, die das Vermögen des Vereins oder seiner 
Mitglieder schädigen könnten, zu verhindern. 


Zu § 101 

Die Vorschrift ist eine Parallele zu § 82 über die 
Vorbereitung der Generalversammlung einer fusions- 
wilhgen Genossenschaft. Wie deren Mitglieder haben 
auch Vereinsmitglieder in der Regel nur begrenzte 
Möglichkeiten, sich über Geschäftsvorgänge ihres 
Rechtsträgers zu unterrichten. Auch sie bedürfen 
deshalb bei einer Verschmelzung einer verstärkten 
Information. 
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Zu § 102 

Es handelt sich um die Parallelvorschrift zu § 83. 


Zu § 103 

Die für die Verschmelzung erforderliche Mehrheit soll 
wie in § 33 Abs. 1 Satz 1 BGB bei der Satzungsände- 
rung und in § 4 1 Satz 2 BGB bei der Auflösung mit drei 
Vierteln der erschienenen Mitglieder festgelegt wer- 
den. Satz 2 entspricht der Regelung für Genossen- 
schaften. 


Zu § 104 

Da nicht alle wirtschaftlichen Vereine in das Handels- 
register einzutragen sind (vgl. § 33 HGB), passen die 
allgemeinen Vorschriften der §§ 16 bis 19 des Ent- 
wurfs nicht, soweit ein nicht eingetragener übertra- 
gender Verein betroffen ist. § 104 enthält die für 
solche Vereine notwendigen Ergänzungen. 


Zum Siebenten Abschnitt — Verschmelzung 
genossenschaftlicher Prüfungsverbände 

Für die Verschmelzung genossenschaftlicher Prü- 
fimgsverbände, die nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 des Entwurfs 
zu den verschmelzungsfähigen Rechtsträgern gehö- 
ren, soll es im wesentlichen bei den Regelimgen des 
geltenden Rechts verbleiben (vgl. §§63e bis 63 i 
GenG), soweit nicht die Systematik des Entwurfs 
Anpassungen erfordert. 


Zu § 105 

(Vgl. § 63e Abs. 1 Satz 1, § 63i Abs. 1 GenG). 

Dies güt zunächst für die Möglichkeit einer Ver- 
schmelzung, die nur in der Form der Verschmelzung 
durch Aufnahme, nicht dagegen als Verschmelzung 
durch Neugründung möglich ist. Ferner soll es auch 
dabei bleiben, daß jeweils nur ein einziger Verband 
aufgenommen werden kann. Ein Bedürfnis für eine 
weitergehende Regelung ist hier nicht hervorgetre- 
ten. 

Eine ausdrückliche Erwähmmg der beiden Arten von 
Prüfungsverbänden (eingetragene Vereine und wirt- 
schaftliche Vereine) wie in § 63 i GenG ist nicht mehr 
erforderlich, weil es nur noch Verbände in der Rechts- 
form des eingetragenen Vereins gibt. 


Zu § 106 

Die Regelungen entsprechen denjenigen in den §§82 
und 101, 83 und 102 sowie 84 und 103. Es kann daher 
auf die Begründung zu diesen Vorschriften verwiesen 
werden. 


Anders als bei Vereinen und Genossenschaften er- 
scheint jedoch eine Prüfung der Verschmelzung im 
Interesse der Verbandsmitglieder nicht erforderlich; 
denn Mitglieder der Prüfungsverbände sind nur 
Genossenschaften oder andere Unternehmen (vgl. 
§ 63 b Abs. 2 GenG), deren Leitungsorgane selbst in 
der Lage sind, die Interessen der Verbandsmitglieder 
wahrzunehmen. Die Verweisung auf § 102 Satz 1 ist 
daher ohne Bedeutimg, soweit die Auslage eines 
Prüfungsberichts vorgesehen ist. 


Zu § 107 

(Vgl. § 63f Abs. 1 Satz 1, Abs. 3, § 63 h Abs. 1 Satz 2 
GenG). 

Die Vorschrift übernimmt in Absafz 1 Satz 1 geltendes 
Recht. Die übrigen Erfordernisse des § 63f Abs. 1 
und 2 GenG sind im Allgemeinen Teil enthalten. Wie 
bei wirtschaftlichen Vereinen bedarf es auch hier für 
das Verfahren einer Ergänzung (Satz 2), damit bei der 
erforderlichen Publizität keine Lücke bleibt. 

Absatz 2 entspricht § 63f Abs. 3 GenG. 

Absatz 3 übernimmt die Regelimg in § 63 h Abs. 1 
Satz 2 GenG. 


Zu § 108 

(Vgl. § 63h Abs. 2 GenG). 

Wie bei der Verschmelzimg von Genossenschaften 
(vgl. §§ 90 ff.) soll auch bei der Verschmelzung von 
Prüfungsverbänden das Sonderkündigungsrecht 
nicht beibehalten, sondern zxir Rechtsvereinfachung 
durch das allgemeine Austrittsrecht des Vereinsrechts 
(§ 39 BGB) ersetzt werden. Jedoch sollen auch hier 
satzungsmäßige Hindernisse für einen Austritt besei- 
tigt werden. 


Zum Achten Abschnitt — Verschmelzung von 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 

Die Verschmelzung von Versicherungsvereinen auf 
Gegenseitigkeit (WaG — vgl. §§ 44 a, 53a VAG) war 
stets wie die Verschmelzung von Aktiengesellschaf- 
ten geregelt. Daran hat auch das Verschmelzungs- 
richtlinie-Gesetz festgehalten, „weil Versicherungs- 
vereine auf Gegenseitigkeit mit Versicherungs- 
Aktiengesellschaften am Markt konkurrieren und der 
Wettbewerb zwischen ihnen um so besser funktionie- 
ren wird, als es gelingt, Unterschiede in den rechtli- 
chen Regelungen auf Punkte zu beschränken, in 
denen dies durch unterschiedliche Strukturen gebo- 
ten erscheint" (vgl. Bundestags- Drucksache 9/1065 
S. 27). Ein Bedürfnis für eine Änderung dieses Stand- 
punktes ist nicht hervorgetreten. Es soll daher sachlich 
beim geltenden Recht verbleiben. 

Dies gilt auch für die Vorschriften des Aktienrechts 
über die Prüfimg des Umtauschverhältnisses und über 
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die gerichtliche Nachprüfung der Angemessenheit. 
Auch das Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz hat diese 
Regelungen nicht übernommen, weil der Wechsel der 
Mitgliedschaft in den beteiligten Vereinen neben dem 
Fortbestand des Versicherungsvertrages bei der gro- 
ßen Zahl der Mitglieder, die keinen rechnerisch 
festgelegten Anteil am sogenaimten freien, d. h. nicht 
zweckbestimmten Vereinsvermögen, sondern nur 
einen Anspruch auf ein Auseinandersetzungsgutha- 
ben haben, wirtschaftlich nicht ins Gewicht fällt. 

Zur besseren Verständlichkeit der Regelimg sollen die 
bisher bestehenden Verweisungen aufgelöst und die 
Vorschriften ausformxiliert werden, soweit dies gebo- 
ten erscheint. 


Zum Ersten Unterabschnitt — Möglichkeit der 
Verschmelzung 

Zu § 109 

(Vgl. § 44 a Abs. 1, 2 Satz 4, § 53 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
Satz 2 VAG). 

Nach der Regelimg des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes ist nur die Verschmelzung von Versichenmgs ver- 
einen miteinander möglich. Es hat sich jedoch in 
neuerer Zeit auch ein Bedürfnis für die Einführung der 
sogenaimten Mischverschmelzung (§ 3 Abs. 4) jeden- 
falls für die Aufnahme eines WaG durch eine Versi- 
cherungs-AG ergeben. Dem stehen aus ordnungspoli- 
tischen Gründen Hindernisse nicht entgegen. 

Es ist jedoch kaum vorstellbar, daß eine Aktiengesell- 
schaft im Wege der Verschmelzimg von einem WaG 
aufgenommen wird, weil nach der Struktur des Ver- 
eins nur dessen Versicherungsnehmer Mitglieder 
werden können (vgl. § 20 Satz 2 VAG), die Aktionäre 
des übertragenden Rechtsträgers, insbesondere Groß- 
aktionäre, aber kaum Interesse am Abschluß eines 
Versicherungsvertrags haben können. Das geltende 
Recht hat sich deshalb auf die Zulassung einer Ver- 
mögensübertragung beschränkt (vgl. § 360 AktG). 

Im umgekehrten Fall (Verschmelzung eines WaG mit 
einer AG) lassen sich die Mitgliedschaftsrechte in die 
Aktionärsrechte überführen, und die Gläubigerstel- 
limg des Aktionärs als Versicherungsnehmer bleibt 
dabei erhalten. 

§109 Absatz 1 Satz 1 übernimmt geltendes Recht. 
Satz 2 bezieht den genannten Fall der Mischver- 
schmelzung ein. Das Erfordernis einer staatlichen 
Genehmigimg durch die Aufsichtsbehörde, nach den 
§§ 81ff. VAG also durch das Bimdesauf sichtsamt für 
das Versicherungswesen, wird in dem neuen § 14 a 
VAG aufrecht erhalten (vgl, Artikel 8 Nummer 1). 

Die sogenannten kleineren Vereine (vgl. § 53 VAG) 
brauchen bei der neuen redaktionellen Konzeption 
des Achten Abschnitts nicht mehr besonders erwähnt 
zu werden. Sie sind auch ohne ausdrückhche Erwäh- 
nung — wie bisher in § 53 a VAG — in die Regelung 
einbezogen. 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Aufnahme 

Zu § HO 

(Vgl. §44a Abs. 3 VAG). 

Da ein Umtausch der Anteile bei der Verschmelzung 
von WaG nicht berücksichtigt werden soll, sind die 
darauf bezüglichen Angaben im Verschmelzungsver- 
trag entbehrhch. 


Zu § 111 

(Vgl. § 44 a Abs. 3 VAG in Verbindimg mit § 340 d 
Abs, 1 AktG). 

Die Vorschrift entspricht der Regelung für Aktienge- 
sellschaften in § 61. Satz 2 gewährt ebenfalls die dort 
vorgesehene Erleichterung der Bekaimtmachung. 


Zu § 112 

(Vgl. § 44 a Abs. 2 Satz 2 und 3 VAG, § 44a Abs. 3 
VAG in Verbindung mit § 340 d Abs. 5 und 6 AktG). 

Absatz 1 entspricht geltendem Recht. Das Recht auf 
Abschrifterteilung (vgl, § 63 Abs. 3, § 82 Abs. 2, § 101 
Abs. 2) ist bei der Stellimg der Mitglieder eines WaG, 
die ihren Schwerpunkt in dem einzelnen Versiche- 
nmgsvertrag hat, entbehrlich. 

Auch Absatz 2 gibt geltendes Recht wieder. Die 
Auslegimg von Prüfungsberichten (vgl. § 63 Abs. 1 
Nr. 5) kommt nur bei der Mischverschmelzung in 
Betracht. 

Absatz 3 enthält die Parallelregelimg zu § 65 
Abs. 1, 


Zu § 113 

(Vgl. §44a Abs. 3 VAG). 

Wie in § 1 10 soll auch hier der Wechsel der Mitglied- 
schaft nicht berücksichtigt werden. 

Zum Dritten Unterabschnitt — Verschmelzung 
durch Neugründung 

Zu § 114 

(Vgl. § 44 a Abs. 4 VAG). 

Auch diese Vorschrift entspricht dem geltenden 
Recht, erfaßt allerdings jetzt auch den Fall, daß imter 
Beteiligung eines WaG eine Versicherungs-AG im 
Wege der Verschmelzung gegründet wird. 

§ 44a Abs. 4 VAG verweist u. a. auf § 353 Abs. 4 
Satz 1 AktG; dieser verweist für die Verschmelzung 
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durch Neubildung auf bestinunte Gründungsvor- 
schriften des Aktienrechts. Diese passen jedoch zum 
Teil nicht für die Gründung eines Versicherungsver- 
eins, zum TeU werden sie durch vergleichbare Vor- 
schriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes ver- 
drängt. Andererseits sind die Erfordenüsse für die 
Gründung eines WaG durch die Verweisung nicht 
vollständig erfaßt. 

Deshalb soll auch hier auf die entsprechenden Vor- 
schriften des Versichenmgsaufsichtsgesetzes (und 
nicht auf die des Aktiengesetzes) verwiesen und damit 
zugleich die bisherige Doppelverweisung aufgelöst 
werden. Die maßgebliche Vorschrift ist § 36 Abs. 2 des 
Entwurfs. 


Zu § 115 

(Vgl. §44a Abs. 4 VAG in Verbindung mit §353 
Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 30 Abs. 1, 4 
AktG). 

§115 übenümmt geltendes Recht unter Auflösung 
einer Doppelverweisung. 


Zu § 116 

(Vgl. §44a Abs. 4 VAG in Verbindung mit §353 
Abs. 3 AktG). 

§116 entspricht für WaG geltendem Recht. Die 
Verweisung auf das Aktiengesetz, die zu einer weite- 
ren Doppelverweisung führen würde, soll aufgelöst 
imd an das Recht der WaG angepaßt werden. Die 
Vorschrift berücksichtigt auch die Gründung einer 
Versicherungs-AG. 


Zu § 117 

(Vgl. §44a Abs. 4 VAG in Verbindung mit §353 
Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 AktG imd 
§ 44 a Abs. 4 VAG in Verbindimg mit § 353 Abs. 7 
AktG). 

In Absatz 1 wird imter Übernahme des geltenden 
Rechts eine Doppelverweisimg beseitigt. 

Absatz 2 übernimmt geltendes Recht. 


Zum Vierten Unterabschnitt — Verschmelzung 
kleinerer Vereine 

Die Vorschriften behalten das geltende Recht bei, 
verteilen die Regelung zur besseren Lesbarkeit jedoch 
auf zwei Paragraphen. 


Zu den §§ 118 und 119 

(Vgl. § 53a Abs. 1, 3 VAG). 

Beide Vorschriften übernehmen geltendes Recht. 


Zum Neunten Abschnitt — Verschmelzung von 
Kapitalgesellschaften mit dem Vermögen eines 
Alleingesellschafters 

Durch die Vorschriften des Neunten Abschnitts soll 
ein Fall der Verschmelzung erhalten werden, der jetzt 
als verschmelzende Umwandlung auf eine natürliche 
Person als Alleingesellschafter in den §§ 1, 15, 23 
und 24 UmwG geregelt ist (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2). 

Die Möglichkeiten dieser besonderen Art der Um- 
wandlung sollen jedoch nicht vollständig übernom- 
men werden. Soweit es nach den §§ 1, 15, 23, 24 
UmwG bisher möglich war, außenstehende Anteilsin- 
haber gegen eine Abfindung, aber ohne ihre Zustim- 
mung aus der Gesellschaft hinauszudrängen, soll dies 
entfallen; denn es entspricht nicht den Grundsätzen 
des Minderheiten- und des Anlegerschutzes, eine 
solche Möglichkeit zuzulassen. Deshalb wird die 
Regelung auf die Verschmelzung durch Aufnahme 
durch den Alleingesellschafter oder Alleinaktionär 
beschränkt. Dies erlaubt zugleich eine Kürzung der 
Regelung. 

Der Neunte Abschnitt regelt allein die Verschmelzung 
auf eine natürliche Person. Für die Verschmelzung auf 
andere Rechtsträger als natürliche Personen gelten 
die besonderen Vorschriften des Ersten bis Achten 
Abschnitts des Zweiten Teüs des Zweiten Buches. 

Fälle, die imter den Neunten Abschrütt fallen, werden 
demnach selten sein. Jedoch gibt es aus jüngerer Zeit 
ein Beispiel durch eine verschmelzende Umwandlung 
einer GmbH auf eine natürliche Person als Alleinge- 
sellschafter. Für diese Fälle kann die Regelung — 
etwa als Spiegelbild der Ausgliederung eines einzel- 
kaufmännischen Unternehmens in eine neu gegrün- 
dete Kapitalgesellschaft — Bedeutung haben. 


Zu § 120 

Entsprechend ihrem Wesen kann die Verschmelzung 
einer Kapitalgesellschaft auf den Alleingesellschafter 
nur als Verschmelzung durch Aufnahme möglich sein, 
weü sie die Existenz eines Gesellschafters als Rechts- 
träger voraussetzt. Die Verschmelzung setzt die 
100%ige Beteiligung des Gesellschafters oder Aktio- 
närs am Stammkapital oder Grundkapital der über- 
tragenden Gesellschaft voraus. Die Formulierung in 
Absatz 1 stellt dies klar. 

Absatz 2 entspricht weitgehend dem geltenden Recht 
(vgl. § 15 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 10 UmwG). 
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Zu § 121 

(Vgl. § 9 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz UmwG). 

Die Anwendung der Allgemeinen imd Besonderen 
Vorschriften bedeutet in erster Linie die Einführung 
des Verschmelzungs Vertrags an Stelle eines bloßen 
Umwandlungsbeschlusses . 

Da nur die Verschmelzimg mit dem Vermögen einer 
natürlichen Person betroffen ist, sind besondere Vor- 
schriften zu deren Schutz entbehrlich, weil ein Allein- 
gesellschafter über hinreichend geschäftliche Erfah- 
rung verfügt, um bei einer durch ihn allein entschie- 
denen Fusion seine Interessen wahrzimehmen. 


Zu § 122 

(Vgl. § 15 Abs. 2 UmwG). 

Wie nach geltendem Recht muß eine natürliche Per- 
son, die bisher nicht Kaufmann war, in das Handels- 
register eingetragen werden. 

Der Vorbehalt für den bisherigen § 6 Abs. 2 imd 3 
UmwG kann entfallen, weil diese Bestimmimgen jetzt 
in § 18 enthalten sind. 


Zum Dritten Buch — Spaltung 

Durch dieses Buch des Gesetzes soll die Möglichkeit 
der Spaltung für deutsche Untemehmensträger ge- 
schaffen werden, imd zwar in den drei Formen der 
Aufspaltung, der Abspaltung und der Ausgliederung, 
wie sie einleitend unter II. 2. dargestellt worden sind. 
Auf die Allgemeine Begründung (insbesondere unter 
III. 2. b) wird verwiesen. 

Wie bei der Verschmelzung werden jeweüs zwei 
Arten für jeden der drei Spaltungstypen zugelassen, 
nämlich die Spaltung zur Aufnahme durch bereits 
bestehende Rechtsträger, die auch als Teilverschmel- 
zimg bezeichnet werden kann, und die Spaltung zur 
Neugründimg eines oder mehrerer neuer Rechtsträ- 
ger. 

Bei der Neuregelung sind, soweit die Aufspaltung von 
Aktiengesellschaften zur Aufnahme durch oder zur 
Neugründung von Aktiengesellschaften betroffen ist, 
die Bestimmungen der Sechsten gesellschaftsrechtli- 
chen Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 17. Dezember 1982 betreffend die Spal- 
hmg von Aktiengesellschaften (Spaltungsrichtlinie 
— siehe oben) zu beachten; in der Begründimg des 
Entwurfs wird auf die einschlägigen EG-Vorschiiften 
hingewiesen. 

Sachlich können sich die Regelungen an die bekann- 
ten imd bewährten Vorschriften des deutschen Ver- 
schmelzungsrechts anlehnen und diese, soweit mög- 
lich und zweckmäßig, spiegelbildlich übernehmen; 
denn auch die Spaltung ist jedenfalls in den Formen 
der Aufspaltung und der Abspaltung eine Vermö- 
gensübertragimg mit Anteilstausch. Ferner dienten 
die Bestimmungen des französischen Rechts als Vor- 
bild, und zwar der Sektion IV (Artikel 371 ff.) des 


Gesetzes Nr. 66-537 vom 24. Juli 1966 und der ergän- 
zenden Bestimmungen des Dekrets Nr. 67-236 vom 
23. März 1967, beide in der Fassung nach Umsetzung 
der Dritten und Sechsten gesellschaftsrechtlichen 
Richtlinie in das französische Recht. 

Rechts technisch soll zur Einsparung von Vorschriften 
im Dritten Buch des Entwiufs auf die Vorschriften des 
Zweiten Buches über die Verschmelzung verwiesen 
werden, soweit dies möglich ist und die Besonderhei- 
ten der drei Spaltimgsf ormen nicht zu einer eigenstän- 
digen Regelung zwingen oder eine solche zweckmä- 
ßig erscheinen lassen. 


Zum Ersten Teil — Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Teil folgt inhaltlich und im Aufbau dem 
Ersten Teil des Zweiten Buches. Er enthält die Allge- 
meinen Vorschriften. 


Zum Ersten Abschnitt — Möglichkeit der 
Spaltung 

Wie der Erste Abschnitt des Ersten Teüs des Zweiten 
Buches regelt der Erste Abschnitt die drei Arten der 
Spaltimg und legt fest, welche Rechtsträger grund- 
sätzlich an einer Spaltimg beteiligt sein können. 
Wegen der Ähnlichkeit mit der Verschmelzung wird 
darüber hinaus allgemein bestimmt, welche Vor- 
schriften des Zweiten Buches auf eine Spaltung ent- 
sprechend anwendbar sind. 


Zu § 123 

(Vgl. Artikel 1, 2, 21 der Sechsten RichÜinie). 

§ 123 definiert die drei Arten der Spaltung. 

Die Aufspaltung (Absatz 1) ist gekennzeichnet durch 
die Auflösung eines einzigen übertragenden Rechts- 
trägers und den Übergang des gesamten Vermögens 
auf mehrere übernehmende oder neue Rechtsträ- 
ger. 

Die Abspaltung (Absatz 2) unterscheidet sich von 
Verschmelzung und Aufspaltung dadurch, daß der 
sich spaltende übertragende Rechtsträger bestehen 
bleibt. 

Anders als bei der Aufspaltimg gibt es für die Abspal- 
tung keine Bestimmungen des Europäischen Gesell- 
schaftsrechts. Jedoch enthält die Sechste EG-Richtli- 
nie ebenso wie das französische Recht sachgerechte 
Regelimgen, die im Entwurf auch für die Abspaltung 
berücksichtigt worden sind, soweit Parallelen zur 
Aufspaltung bestehen. 

Die Ausgliedenmg (Absatz 3) ähnelt der Abspaltung, 
unterscheidet sich aber von ihr wie auch von Ver- 
schmelzung und Aufspaltung grundlegend dadurch, 
daß die Anteilsinhaber des ausgliedemden und über- 
tragenden Rechtsträgers durch den Vorgang selbst 
rechtlich in ihrer Stellimg als Gesellschafter, Aktio- 
näre oder Mitglieder nicht berührt werden, soweit 
nicht Rechtsträger imd Inhaber identisch sind, wie 
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dies beim Einzelkaufmann, der Stiftimg imd der 
öffentlichen Hand der Fall ist. Der Gegenwert für die 
ausgegliederten Vermögenswerte gelangt vielmehr 
in Gestalt von Beteiligungen an dem oder den über- 
nehmenden oder neuen Rechtsträgern in das Vermö- 
gen des übertragenden Rechtsträgers selbst, dessen 
Vermögenssubstanz, imter Umständen auch dessen 
Untemehmensgegenstand sich damit verändert. 

Absatz 4 läßt neben der Spaltimg zur Aufnahme oder 
zur Neugründimg auch Mischformen beider Spal- 
timgsarten zu, um den Untemehmensträgem mög- 
lichst viel Spielraum zu gewähren. 

Der Referentenentwurf vom 15. April 1992 hatte als 
§ 123 Abs. 5 vorgeschlagen, die Spaltimg auszu- 
schließen, wenn „im wesentlichen nur ein einzelner 
Gegenstand übertragen oder eine einzelne Verbind- 
lichkeit übergeleitet werden“ soll; eine Ausnahme 
soUte lediglich für die Spaltung von Holdinggesell- 
schaften gelten. Dieser Vorschlag ist in den Stellung- 
nahmen der Praxis und der Wissenschaft auf Kritik 
gestoßen. Wegen der großen Nähe der Spaltungsvor- 
schriften zum Recht der Einzelübertragung (vgl. § 126 
Abs. 2, § 132) erscheint die in der Begründung des 
Referentenentwurfs geäußerte Befürchtung, die Spal- 
tung körme zur Umgehung der Bestimmungen für 
Einzelrechtsübertragungen mißbraucht werden, nicht 
so groß, als daß eine solche Vorschrift unverzichtbar 
wäre. Aus diesem Grund ist dieser Vorschlag des 
Referentenentwurfs nicht übernommen worden. 


Zu § 124 

(Vgl. Artikel 1 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie; §§ 50, 56 
a, 57, 58 UmwG). 

Absatz 1 eröffnet die Möglichkeit der Spaltung zu- 
nächst allen in § 3 Abs. 1 als verschmelzungsfähig be- 
zeichneten Rechtsträgern, d. h. Personenhandelsge- 
seUschaften, Kapitalgesellschaften, Genossenschaf- 
ten imd ihren Prüfungsverbänden, Versicherungsver- 
einen auf Gegenseitigkeit sowie eingetragenen Ver- 
einen (Ideal vereinen). Daneben soUen auch wirt- 
schaftliche Vereine aufgespalten werden können. 
Dies entspricht der Regelung für die Verschmelzimg 
in § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Entwurfs. Allerdings sollen 
wirtschaftliche Vereine auch an einer Spaltung nur als 
übertragende Rechtsträger beteiligt sein können, weil 
sie rechtspolitisch als Untemehmensträger nur aus- 
nahmsweise in Betracht kommen, ihre Vergrößerung 
oder Entstehung durch einen Spaltungsvorgang also 
nicht begünstigt werden soU. Auf die Begründung zu 
§ 3 wird verwiesen. 

Der Kreis der Rechtsträger, die eine Aufspaltung oder 
eine Abspaltung vornehmen können, ist damit der- 
selbe wie bei der Verschmelzung (vgl. § 3 Abs. 1), 
wenn man von dem Sonderfall der Verschmelzung auf 
einen AlleingeseUschafter absieht. 

Für eingetragene Idealvereine kann sich insbeson- 
dere für die Abspaltimg ein Bedürfnis ergeben, wenn 
ein solcher Verein, etwa bei der Trennung von Betä- 
tigungssparten oder der Abtrennung von Berufssport- 
abteilungen, einen Teil seines Vermögens verselb- 


ständigen oder auf gewerbliche Rechtsträger übertra- 
gen will. 

Der Kreis der Rechtsträger, die Vermögensteüe aus- 
gliedem können, ist dagegen weiter gezogen als bei 
Aufspaltung und Abspaltimg. Er erfaßt zunächst alle 
Untemehmensformen, die eine Aufspaltung oder eine 
Abspaltung vornehmen können. 

Darüber hinaus sollen auch Einzelkaufleute ihr Unter- 
nehmen aus ihrem Gesamtvermögen ausgliedem und 
auf andere Rechtsträger übertragen können. Da dabei 
notwendig ein Teil des Vermögens als Privatvermö- 
gen bei dem Einzelkaufmann verbleibt und die An- 
teile nur ihm zufallen, handelt es sich begrifflich um 
eine Ausgliederung. 

Ferner soll auch Stiftungen die Möglichkeit der Aus- 
gliedenmg eröffnet werden. Diese Rechtsform hat als 
Untemehmensträger in neuerer Zeit immer größere 
Bedeutung erlangt. Stiftungen haben jedoch nicht die 
Möglichkeiten, sich im Bedarfsfall Kapital zu beschaf- 
fen, wie sie bei Kapitalgesellschaften, insbesondere 
Aktiengesellschaften, bestehen. Die Ausgliedenmg 
wird deshalb bei ihnen in der Regel als Umwandlung 
in eine Holding praktisch werden. Hierfür hat sich 
auch bereits ein Bedürfnis ergeben. 

Dagegen sollen Stiftungen nicht die Rolle des über- 
nehmenden Rechtsträgers übernehmen körmen. Der 
Entwurf entspricht damit nicht dem vorgebrachten 
Wunsch, Stiftungen auch als übernehmenden Rechts- 
trägern die verschiedenen Möglichkeiten der Um- 
wandlung zu eröffnen. Diese Rechtsform war vom 
Gesetzgeber ursprünglich nicht als Träger von Unter- 
nehmen gedacht. Ihre Eignung hierfür begegnet den 
gleichen Bedenken, wie sie zu § 3 Abs. 2 Nr. 1 gegen 
die Berücksichtigung wirtschaftlicher Vereine als 
übernehmender Rechtsträger dargelegt worden sind. 
Bei Stiftungen tritt noch hinzu, daß eine Kontrolle der 
Unternehmensleitung durch Mitglieder oder ver- 
gleichbar interessierte Personen begrifflich nicht statt- 
finden kaim, weil es diese Personen bei dieser Rechts- 
form nicht gibt. 

Im Dritten Buch werden schließlich die Möglichkeiten 
für die Ausgliederung von Regiebetrieben und Eigen- 
betrieben der öffentlichen Hand zusammengefaßt 
(vgl. bisher die §§ 57, 58 UmwG). 

Sachlich werden diese Möglichkeiten, die bisher als 
Fälle der errichtenden Umwandlung in den §§ 50, 
56 a, 57 und 58 UmwG in beschränktem Umfang 
zugelassen sind, auf andere wirtschaftlich siimvoUe 
Vorgänge erweitert. 

Absatz 2 läßt durch die Verweisung auf § 3 Abs. 3 
und 4 die Spaltung bereits aufgelöster übertragender 
Rechtsträger und die Übertragung auf Rechtsträger 
verschiedener Rechtsformen zu, wie dies der Rege- 
lung für die Verschmelzung entspricht. 

Soweit die Besonderheiten einer Rechtsform auch für 
die Möglichkeit von Spaltungen Sondervorschriften 
erfordern, sind diese im Zweiten Teil des Dritten 
Buches jeweils bei den einzelnen Rechtsformen ent- 
halten. 
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Zu § 125 

§ 125 trägt der Tatsache Rechnung, daß bei einer 
Spaltung und der Aufnahme von Teilen eines Rechts- 
trägers mindestens dieselben Gefahren für Anteilsin- 
haber und Gläubiger der beteiligten Rechtsträger 
entstehen wie bei einer Verschmelzung, Wegen die- 
ser Ähnlichkeit insbesondere der Teilverschmelzung 
mit einer Vollverschmelzung sollen nach Satz 1 die 
Verschmelzungsvorschriften entsprechend gelten, so- 
weit keine besonderen Regelungen getroffen wer- 
den, 

§ 125 verweist auf die gesamten Verschmelzungsvor- 
schriften, also sowohl auf den Zweiten Abschnitt des 
Zweiten Buches (Allgemeine Vorschriften) als auch 
auf dessen Dritten Abschnitt (Besondere Vorschrif- 
ten), Dadurch soll eine Straffung der Regelung er- 
reicht werden. 

Die für § 9 Abs, 2 vorgesehene Ausnahme in der 
allgemeinen Verweisung geht darauf zurück, daß es 
bei Aufspaltung und Abspaltung stets zu einem 
Anteilstausch kommt, der eine Prüfung durch Sach- 
verständige erforderlich machen kann. 

§ 14 Abs. 2 und § 15 können für Ausgliederungen 
nicht gelten, da kein Anteilstausch stattfindet. 

Der Ausschluß des § 18 von der Verweisung bei 
Abspaltung und Ausgliederung folgt daraus, daß der 
firmenführende Rechtsträger fortbesteht. 

Die Abfindungsregelung der §§29 bis 34 paßt für die 
Ausgliederung nicht, weil es für die Anteilsinhaber 
keinen Wechsel in einen anderen Rechtsträger gibt. 
Der tragende Gesichtspunkt dieser ausgeschlossenen 
Vorschriften liegt in dem erzwungenen Wechsel der 
Inhaberschaft und ihres Charakters. Dieser Gesichts- 
punkt trifft jedoch bei einer Ausgliederung nicht zu, 
weil die Anteile des übernehmenden oder des neuen 
Rechtsträgers in das Vermögen der ausgliedemden 
Gesellschaft selbst gelangen, die Rechtsstellimg der 
Anteilsinhaber also nicht unmittelbar berührt wird. 

Satz 1 des § 125 schließt bei Ausgliederungen auch 
die Anwendung der Vorschriften aus, die für eine 
übernehmende Kapitalgesellschaft (GmbH; § 54; AG 
und KGaA: § 68) die Erhöhung des Stammkapitals 
oder Gnmdkapitals in bestimmten Fällen verbieten. 
Da es bei Ausgliederungen nicht zu einem Anteils- 
tausch kommt, können eigene Aktien jedenfalls 
dadurch nicht entstehen, so daß der Zweck der §§54, 
68 für die Ausgliederung nicht zutrifft. Ebensowenig 
ist die Anordnung des § 7 1 über die Bestellung eines 
Treuhänders zum Empfang der Aktien erforderlich. 

Nach Satz 2 ist eine Prüfung bei der Ausgliederung 
nicht erforderlich, denn bei diesem Vorgang kommt es 
nicht zu einem Anteilstaus ch. Das Leitungsorgan des 
ausgliedemden Rechtsträgers hat im Rahmen seiner 
Sorgfaltspflicht auf die Angemessenheit der Gegen- 
leistung für die übergehenden Werte zu achten. 

Satz 3 enthält eine Klars tellimg. Da die Spaltung von 
nur einem übertragenden Rechtsträger ausgeht, der 
seine Vermögensteile bei der Aufspaltung auf minde- 
stens zwei andere bestehende oder neue Rechtsträger 
überträgt, müssen die Rechtsstellungen dieser Rechts- 


träger spiegelbildlich dem Verschmelzungsrecht an- 
gepaßt werden. Die Verwendung des Wortes „gege- 
benenfalls" trägt der Tatsache Rechnung, daß es sich 
bei Abspaltung und Ausgliederung auch um nur einen 
übernehmenden oder neuen Rechtsträger handeln 
kann. 


Zum Zweiten Abschnitt — Spaltung zur 
Aufnahme 

Der Zweite Abschnitt betrifft auch hier die Spaltung 
zur Aufneihme. 


Zu § 126 

(Vgl. Artikel 3 der Sechsten Richtlinie). 

Wie § 4 für die Verschmelzung setzt Absatz 1 den 
Abschluß eines Vertrags zwischen dem sich spalten- 
den übertragenden Rechtsträger und den überneh- 
menden Rechtsträgern voraus. Die Zuständigkeit für 
diesen Abschluß liegt gemäß § 125 in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 1 bei den Vertretungsorganen der beteiligten 
Rechtsträger (vgl. Artikel 3 Abs. 1 und 2 der Sechsten 
Richtlinie). 

Wie bei der Verschmelzung durch gleichzeitige Auf- 
nahme mehrerer Rechtsträger wird auch für die Spal- 
timg zur Aufnahme, bei der auf der übernehmenden 
Seite in der Regel, bei der Aufspaltung notwendig, 
mindestens zwei Rechtsträger beteiligt sind, ein ein- 
heitlicher Vertrag aller Beteiligten verlangt, weil die 
Anteilsinhaber bei ihrer Entscheidung den gesamten 
Vorgang kennen und ihrer Entscheidung zugrunde 
legen sollen und weil bei Aufspaltung und Abspaltung 
das Umtauschverhältnis nur einheitlich für den gan- 
zen Vorgang bestimmt werden kann. Dies gilt auch für 
alle Mischformen der Spaltung. 

Auch der Spaltungs- und Übemahmevertrag soll v^e 
der Verschmelzimgsvertrag sowohl vor als auch nach 
den erforderlichen Beschlüssen der Anteilsinhaber 
abgeschlossen werden können (vgl. § 4 Abs. 2), um 
den beteiligten Rechtsträgern die größtmögliche Fle- 
xibilität zu gewähren und die Parallele zum Ver- 
schmelzungsvertrag und zu den Untemehmensver- 
trägen des Aktienrechts zu wahren. 

Die Vorschrift über den Mindestinhalt des Vertrags 
entspricht in den Nummern 1 bis 8 den entsprechen- 
den Nummern in § 5 Abs. 1 für den Verschmelzungs- 
vertrag. Sie soll hier gleichwohl ausformuliert werden, 
weil sie in Nummer 2 sachlich von § 5 Abs. 1 Nr. 2 
abweicht, weil sie ergänzt werden muß und weil die 
Anwendung des Gesetzes in diesem technischen 
Punkt dadurch erleichtert wird. Dabei können die 
Nummern 3, 4 und 10 nur Aufspaltung imd Abspal- 
tung betreffen, weil es nur bei diesen beiden Arten der 
Spaltung zu einem Anteilstausch kommt. 

Neu sind die Nummern 9 und 10, die für die Aufspal- 
tung von Aktiengesellschaften auf Artikel 3 Abs. 2 
Buchstaben h und i der Sechsten Richtlinie beruhen. 
Sie enthalten die für Spaltungen entscheidenden 
Regelungen. 
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Nummer 9 gewährt für die Aufteilung des Vermögens 
des sich spaltenden Rechtsträgers erhebliche Freiheit. 
Die Beteiligten können gnmdsätzlich jeden Gegen- 
stand jedem beliebigen übernehmenden Rechtsträger 
zuweisen. 

Eine Einschränkung erfährt diese Freiheit jedoch für 
die Überleitimg von Arbeitsverhältnissen, Geht näm- 
lich bei einer Spaltimg ein Betrieb oder Betriebsteil 
auf den übernehmenden Rechtsträger über, gilt für 
die Oberleitung der in diesem Betrieb oder Betriebs- 
teil bestehenden Arbeitsverhältnisse zwingend die 
Regelung des § 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB. Zum einen 
folgt dies schon daraus, daß auch die Spaltung 
„Rechtsgeschäft" im Siime dieser Vorschrift ist, wie 
sich bereits aus § 126 Abs, INr. 2 ergibt. Zxim anderen 
ist die Anwendung des § 613 a BGB auf Vorgänge 
übertragender Umwandlungen auch EG-rechtlich 
zwingend vorgeschrieben. Entgegen einer bisher zu 
§ 613 a BGB vertretenen Meinung ist nach der Richt- 
linie des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
14. Februar 1977 zur Angleichimg der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von 
Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von 
Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen (Richtli- 
nie 77/187/EWG, Amtsblatt der EG Nr. L 61 vom 
5. März 1977 S. 26 ff,), auf der § 613 a BGB beruht, 
nicht zwischen sachenrechtlichen Übergängen auf- 
grund einer Singular- oder einer Universalsukzession 
zu unterscheiden. 

Für die Verschmelzung und Aufspaltung von Aktien- 
gesellschaften ist darüber hinaus die Geltung des 
§ 613 a BGB auch aufgnind von Artikel 12 der Dritten 
Richtlinie imd von Artikel 1 1 der Sechsten Richtlinie 
zwingend. Durch § 132 Abs. 1 Satz 1 soll die Geltung 
von § 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB auch im Gesetzestext 
klargestellt werden (vgl. die Begründimg zu § 132), 

Die Bezeichnimg der übergehenden Arbeitsverhält- 
nisse im Spaltungs- und Übemahmevertrag ist daher 
nur daim unverzichtbar, wenn durch die Spaltimg 
nicht auch der Betrieb oder Betriebsteil, bei dem diese 
Arbeitsverhältnisse bestehen, übertragen wird. Im 
übrigen kommt der Bezeichnung der Arb eit s Verhält- 
nisse im Spaltungs- und Übemahmevertrag wegen 
der Geltung von § 613 a BGB nur deklaratorische 
Bedeutung zu. 

Der Entwurf verwendet den Begriff „Gegenstand" im 
zivilrechtlichen Sinne (vgl, § 90 BGB), meint also 
damit die einzelne Sache oder das einzelne Recht. 
Entsprechendes gilt auch für die Verbindlichkeiten 
des übertragenden Rechtsträgers. Es kommt also auf 
die Aktivierungs- oder Passivierungsfähigkeit des 
Gegenstandes oder der Verbindlichkeit nach Rech- 
nungslegungsgrundsätzen nicht an. Mit dieser An- 
knüpfung an einen grundlegenden Begriff des allge- 
meinen Zivilrechts soll die Einheitlichkeit in der 
Begriffsbildung auch für das Umwandlungsrecht 
gewahrt werden. 

Die Anknüpfung an das allgemeine Zivilrecht hat 
auch Bedeutung für besondere Fragen, die bei der 
Zuweisung einzelner Gegenstände an bestimmte 
übernehmende Rechtsträger auftauchen können. Die 
allgemeinen Grundsätze des Zivilrechts bestimmen, 
ob Gegenstände und die ihnen zuzuordnenden Hilfs- 


rechte bei der Zuweisung getrennt werden können, ob 
etwa bestimmte Rechte bei der Spaltung erlöschen 
oder ob sie bei einer Abspaltung oder Ausgliederung 
übergeleitet werden können. Dies ist insbesondere 
von Bedeutung für Freistellungsansprüche, akzessori- 
sche Sicherungsrechte (vgl. § 401 BGB), Hilfsansprü- 
che und unselbständige Folgeansprüche sowie für 
persönliche Rechte (Vgl. § 514 BGB) und Ansprüche 
(vgl. § 613 BGB). 

Die Sechste Richtlinie läßt den Mitgliedstaaten der EG 
die Möglichkeit, bei einer Aufspaltung von Aktienge- 
sellschaften auch die Aufteilung einer einzelnen Ver- 
bindlichkeit auf verschiedene übernehmende Rechts- 
träger zuzulassen, zwingt die Mitgliedstaaten aber 
nicht dazu. Auch hier soll es deshalb bei den Grund- 
sätzen des deutschen bürgerlichen Rechts verbleiben, 
die eine solche Möglichkeit der Aufteilung von Ver- 
bindlichkeiten nicht kennen. 

Die weitgehende zivilrechtliche Freiheit bei der Auf- 
teilung des Vermögens läßt die steuerrechtliche Frage 
unberührt, wann die vom Umwandlungssteuerrecht 
vorgesehenen Vorteile in einem konkreten Spal- 
tungsfall zu gewähren sind. Dies betrifft insbesondere 
die Frage, ob es sich bei der Gesamtheit der einem 
Übernehmer zugewiesenen Gegenstände und Ver- 
bindlichkeiten um einen Betrieb oder einen Teilbe- 
trieb handeln muß. Dieses Abgrenzungsmerkmal 
kann aus dem Steuerrecht schon aus praktischen 
Gründen nicht in das Handelsrecht übertragen wer- 
den, weil die Eigenschaft einer Vermögensmasse als 
Betrieb oder Teilbetrieb zweifelhaft sein kann. Damit 
würde aber dem Registerrichter bei der Frage, ob eine 
Spaltung möglich und damit eintragungsfähig ist, eine 
Prüfung zugemutet, die er mit den ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln nur schwer mit der gebotenen 
Schnelligkeit durchführen kann, so daß der Eintritt 
der Wirksamkeit der Spaltung stark verzögert, wenn 
nicht verhindert würde. Deshalb enthält der Entwurf 
in diesem Punkt in Übereinstimmung mit der Sechsten 
Richtlinie zivilrechtlich für den Parteiwillen keine 
Schranken. Er folgt damit auch hier dem Grundsatz 
der Vertragsfreiheit. 

Für das rechtliche Schicksal von Gegenständen, deren 
Zuteilung sich auch durch Auslegung des Spaltungs- 
und Übemahmevertrags nicht ermitteln läßt, enthält 
§ 131 Abs. 3 eine Sonderregelung. 

Nummer 1 0 gewährt für die Aufteilung der Anteile an 
den übernehmenden Rechtsträgern auf die bisherigen 
Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers 
ebenfalls eine erhebliche Freiheit der vertraglichen 
Gestaltung. Die Anteile der übernehmenden Rechts- 
träger können also sowohl im Verhältnis der bishe- 
rigen Beteiligungen zugeteilt (verhältniswahrende 
Spaltung) als auch beliebig verteilt werden (nicht- 
verhältniswahrende Spaltung). Diese Lösung ent- 
spricht auch derjenigen in Artikel 3 Abs. 2 Buchsta- 
be i, Artikel 5 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie. Sie soll 
insbesondere die Auseinandersetzung und Trennung 
von Gesellschaftergruppen und Famüienstämmen 
ermöglichen. Allerdings muß für die nicht-verhältnis- 
wahrende Spaltung ein besonderer Schutz der 
Anteilsinhaber vorgesehen werden (vgl. § 128). 
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Bei Nummer 1 1 handelt es sich um die Parallelvor- 
schrift zu § 5 Abs. 1 Nr. 9, auf dessen Begründung 
verwiesen wird. 

Absatz 1 Nr. 9 ist in Verbindung mit dem Erfordernis 
der notariellen Beurkundung des Spaltimgs- imd 
Übemahmevertrags (vgl. § 125 in Verbindung mit § 6) 
von besonderer Bedeutung für Grundstücke. Da mit 
der Wirksamkeit der Spaltung die Vermögensteile 
einschließlich der in ihnen enthaltenen Grundstücke 
auf die übernehmenden Rechtsträger nach § 131 im 
Wege der Sonderrechtsnachfolge übergehen, wird 
das Grundbuch unrichtig. Es muß deshalb sicherge- 
stellt werden, daß durch diesen Rechtsübergang, der 
sich außerhalb des Grundbuchs vollzieht, nicht 
Rechtsunsicherheit eintritt. Deshalb müssen nach 
Absatz 2 Grundstücke imd Rechte an Grundstücken in 
dem notariell zu beurkundenden Vertrag so bezeich- 
net werden, wie dies der beurkimdende Notar auch 
bei einer Einzelübertragung tun würde (vgl. § 28 
GBO). 

Dagegen karm für die Bezeichnung der anderen 
Gegenstände des Vermögens auf vorhandene Urkim- 
den Bezug genommen werden, sofern sie eine hinrei- 
chende Kennzeichnung gestatten und damit die 
Bestimmbarkeit des Gegenstandes ermöglichen so- 
wie dem Spaltungs- imd Übemahmevertrag als 
Anlage beigefügt werden. Bei der Übertragung von 
Betrieben oder Teilbetrieben wird es häufig ausrei- 
chen, daß bei betriebswirtschaftlicher Betrachtungs- 
weise ein Gegenstand oder eine Verbindlichkeit dem 
Geschäftsbetrieb eines bestimmten Untemehmens- 
teils zuzurechnen ist. Bei Warenbeständen kann 
auf die bei Sicherungsübereignungen entwickelten 
Grundsätze zurück ge griffen werden. 

Absatz 3 sieht wie § 5 Abs. 3 die Zuleitung des 
Spaltungs- und Übernahmevertrages an den jeweils 
zuständigen Betriebsrat vor. Auf die Begründung zu 
dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Anders als § 5 Abs. 2 enthält § 126 keine Erleichterun- 
gen für den Mindestinhalt des Spaltungs- und Über- 
nahmevertrags für den Fall, daß den übernehmenden 
Rechtsträgern oder einem von ihnen alle Anteüe an 
dem übertragenden Rechtsträger gehören. Die Anga- 
ben über die Aufteilung der Anteile und deren 
Umtausch sind bei der Aufspaltung und der Abspal- 
tung niemals entbehrlich, weil es stets zu einem 
Anteilstausch kommt. 

Aufgrund der Verweisung in § 125 gilt § 6 entspre- 
chend (vgl, dazu Artikel 3 Abs. 1 der Sechsten Richt- 
linie). Für den Spaltimgs- und Übemahmevertrag 
wird also wie für den Verschmelzungsvertrag die 
notarielle Form vorgesehen, weil auch hier der 
Rechtsgedanke des § 311 BGB aufrechterhalten wer- 
den soll. Der Spaltungs vertrag hat außerdem sachlich 
eine noch größere Bedeutung als der Verschmel- 
zungsvertrag, weil sein Inhalt für die Zuweisung der 
Vermögensbestandteile des übertragenden Rechts- 
trägers an die verschiedenen übernehmenden Rechts- 
träger sowie für die Aufteilung der Anteile maßge- 
bend ist. Auch deshalb sollen die Parteien des Ver- 
trags von einem Notar beraten werden. 


Von entscheidender Bedeutung ist aber, daß der 
Spaltungsvertrag andere Übertragimgs Verträge, die 
der notariellen Beurkundung bedürfen, ersetzt, so 
z. B. einen Vertrag im Sinne des § 313 BGB. Die 
Übertragimg z. B. eines Grundstücks im Wege eines 
privatschriftlichen Aktes kann aber bei Spaltungen 
grundsätzlich nicht zugelassen werden. 

Für die Kündigung des Spaltungs- und Übemahme- 
vertrags ist gemäß § 125 der § 7 zu beachten. 


Zu § 127 

(Vgl. Artikel 7 Abs. 1, 2 Satz 1 der Sechsten Richt- 
linie). 

Der Spaltimgsbericht ist das Gegenstück zum Ver- 
schmelzimgsbericht (vgl. § 8), Zusätzlich zu jenem ist 
bei Aufspaltung und Abspaltimg im Spaltungsbericht 
auch der Maßstab für die Aufteilimg der Anteile zu 
erläutern und zu begründen, um die Anteilsinhaber 
über den Umfang ihrer künftigen Beteiligung näher 
zu imterrichten. Wegen dieser Abweichung ist die 
Vorschrift ausformuliert worden. 

Bei einer Ausgliederung sind Angaben über den 
Tausch von Anteilen oder Mitgliedschaftsrechten ent- 
behrlich. In solchen Fällen genügen die Erläuterun- 
gen der Gründe für die Ausgliederung. 

Das Rechtsinstitut der Spaltimgsprüfimg bei Aufspal- 
tung imd Abspaltung (§ 125 in Verbindung mit den 
§§ 9 bis 12) entspricht der Verschmelzungsprüfung. 
Auch hier finden sich die Gesetzesbefehle dafür, 
wann eine Prüfung stattfinden muß, durch die eillge- 
meine Verweisung in § 125 im Besonderen Teil des 
Zweiten Buches. Bei einer Ausgliederung ist die 
Prüfung nach § 125 Satz 1 in jedem Fall entbehr- 
lich. 

Auch für die Spaltung ist nach § 125 in Verbindung 
mit § 13 des Entwurfs ein Beschluß (Spaltungsbe- 
schluß) der Anteilsinhaber des übertragenden Rechts- 
trägers erforderlich (vgl. Artikel 5 Abs. 1 der Sechsten 
Richtlinie). Dessen Anfechtung richtet sich bei der 
Ausgliederung nach allgemeinen Vorschriften, ist 
also nicht eingeschränkt. 

Die Vorschriften über die Aruneldung imd Eintragimg 
der Spaltung entsprechen ebenfalls der Regelung für 
die Verschmelzung (vgl, §§ 16 bis 21). Auf die Begrün- 
dung zu jenen Vorschriften wird verwiesen. 

Allerdings muß für die Reihenfolge der Eintragungen 
und für den Eintritt der Spaltungswirkungen den 
Besonderheiten dieser Umwandlungsart Rechnung 
getragen werden. 


Zu § 128 

(vg. Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe i, Artikel 5 der Sech- 
sten Richtlinie). 

§ 128 ist eine Vorschrift zum Schutze der Anteilsinha- 
ber bei der nicht-verhältniswahrenden Spaltung, bei 
der die Beteiligungsquote der Anteilsinhaber an den 
übernehmenden oder neuen Rechtsträgern im Spal- 
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tungsvertrag abweichend von der Beteiligungsquote 
an dem übertragenden Rechtsträger festgesetzt wird. 
Diese Art der Spalhing soll zugelassen werden (vgl. 
§ 126 Abs. 1 Nr, 10, Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe i der 
Sechsten Richtlinie), weil mit ihr die Auseinanderset- 
zung von Gesellschafter gruppen und Familienstäm- 
men im Wege der Sonderrechtsnachfolge ermöglicht 
werden kann. Dafür besteht ein Bedürfnis, 

Allerdings müssen dabei sämtliche Anteilsinhaber 
hinreichend geschützt werden, weil es sonst möglich 
wäre, durch eine Mehrheitsentscheidung einzelne 
Anteilsinhaber oder bestimmte Gruppen von ihnen 
auf die Beteiligung an einem übernehmenden Rechts- 
träger zu verweisen, dem im Spaltungsvertrag gerin- 
gere Vermögenswerte zugewiesen werden als ande- 
ren Obemehmem. Es wäre so möglich, diese Anteils- 
inhaber durch Mehrheitsentscheidimg in ihrem Be- 
sitzstand zu beeinträchtigen. 

Dies soll dadurch verhindert werden, daß bei der 
nichtverhältniswahrenden Spaltung alle Anteilsinha- 
ber zustimmen müssen, um die Spaltung wirksam 
werden zu lassen (Satz 1). Einer solchen Regelimg 
steht auch das Recht der Europäischen Gemeinschaft 
nicht entgegen, weil die Bestimmimg über die Mehr- 
heit bei einem Spaltungsbeschluß (vgl. Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 der Sechsten Richtlinie in Verbindung 
mit Artikel 7 Abs. 1 Satz 2 der Dritten Richtlinie) nur 
eine Mindestregel enthält, die strengere nationale 
Vorschriften zum Schutze der Aktionäre zuläßt. 

Eine bloße Verweisung der gefährdeten Anteilsinha- 
ber auf ein Austrittsrecht reicht zu deren Schutz nicht 
aus; denn sie würden durch eine derartige Regelung 
nicht der Gefahr entgehen, durch Mehrheitsentschei- 
dung mittelbar aus dem Rechtsträger hinausgedrängt 
zu werden, weil die ihnen zugewiesene Beteiligrmg 
ein weiteres Verbleiben zu einem Verlustgeschäft 
machen würde. 

Die Berechnung der Beteiligungsquote ist bei einer 
Spaltung zur Neugründung nicht schwierig. Bei einer 
Spaltung zur Aufnahme werden die Anteilsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers jedoch auch an dem 
bisherigen Vermögen eines übernehmenden Rechts- 
trägers beteiligt, erhalten also z. B. als neu hinzutre- 
tende Gesellschafter oder Aktionäre zwangsläufig 
eine niedrigere Beteiligungsquote am gesamten über- 
nehmenden Rechtsträger, als sie sie an dem übertra- 
genden Rechtsträger hatten. Satz 2 des § 128 sieht 
deshalb vor, daß der Berechnimg der Beteiligungs- 
quote in diesen Fällen der übergegangene Vermö- 
gensteil zugnmde gelegt werden muß. 

Die Zustimmimgserklärungen nicht erschienener An- 
teilsinhaber müssen notariell beurkundet werden. 
Dies folgt aus § 13 Abs. 3 Satz 1. 


Zu § 129 

(Vgl, Artikel 16 Abs, 2 der Sechsten Richtlinie). 

Die Vorschrift enthält eine Klarstellimg zu § 16 Abs. 1 
Satz 2. 

Für die Anlagen der Anmeldimg ist § 17 zu beach- 
ten. 


Wegen der erforderlichen Abweichimgen vom Ver- 
schmelzungsrecht müssen die Vorschriften über die 
Eintragung der Spaltung und deren Wirkungen weit- 
gehend ausformuliert werden. 


Zu § 130 

Für das Wirksamwerden der Spaltung soll nach § 131 
Abs. 1 die Eintragung in das Register des Sitzes des 
sich spaltenden, also des übertragenden Rechtsträ- 
gers maßgebend sein, weil durch die Wahl dieses 
Anknüpfungspunktes am einfachsten der Zeitpunkt 
für das Wirksamwerden des gesamten Vorgangs 
(Spaltimg und Aufnahme der Untemehmensteile) 
einheitlich festgelegt werden kann, wie dies erforder- 
lich ist. 

In der technischen Vorbereitung dieser Eintragimg 
knüpft § 130 für die Eintragung und Bekanntmachimg 
spiegelbildlich an das System bei der Verschmelzung 
an. 

Allerdings soll die bei der Verschmelzung vorgese- 
hene Übersendung der Registerunterlagen (vgl, § 19 
Abs, 2 Satz 2 am Ende) vom Register des übertragen- 
den Rechtsträgers an die Register der übernehmen- 
den Rechtsträger nicht angeordnet werden, weil dafür 
eine Wahl imter den Registern der übernehmenden 
Rechtsträger getroffen werden und weil diese Wahl 
willkürlich sein müßte. An ihre Stelle soll nach 
Absatz 2 Satz 1 die Übersendimg eines Handelsre- 
gisterauszuges sowie beglaubigter Abschriften des 
Gesellschaftsvertrags, der Satzung oder des Statuts 
des übertragenden Rechtsträgers an alle Register der 
übernehmenden Rechtsträger treten, damit dort diese 
Unterlagen vorhanden sind. 

Für die erforderlichen Bekaimtmachimgen gilt über 
die Verweisung in § 125 die Vorschrift des § 19 
Abs. 3. 


Zu § 131 

(Vgl. Artikel 3 Abs. 3, Artikel 15 der Sechsten Richtli- 
nie). 

§ 131 Abs. 1 und 2 regelt die Wirkungen der Spaltung 
entsprechend denen der Verschmelzimg (vgl. § 20 
Abs. 1 und 2), Dabei kommt es für den Übergang der 
Vermögensteile (Absatz 1 Nr, 1) und bei Aufspaltung 
imd Abspaltung für den Anteilstausch (Absatz 1 Nr. 3 
Satz 1) auf die jeweüige Zuweisung im Spaltungs- imd 
Übemahmevertrag an. 

Absatz 1 Nr. 1 Satz 2 stellt bei Abspaltung und 
Ausgliederung wie § 132 klar, daß die allgemeinen 
Vorschriften des Zivilrechts den Übergang eines 
bestimmten einzelnen Gegenstandes verhindern kön- 
nen (vgl. insbesondere § 399 BGB). 

Absatz 3 des § 131 enthält eine für jede Aufspaltung 
unentbehrliche Regelimg über das rechtliche Schick- 
sal von Gegenständen, deren Zuweisung an einen der 
übernehmenden Rechtsträger unklar geblieben ist. 
Entsprechend der Bestimmimg in Artikel 3 Abs. 3 der 
Sechsten Richtlinie werden die „vergessenen" Aktiva 
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den übernehmenden Rechtsträgern im Wertverhältnis 
der ihnen zugeteilten Reinvermögen zugewiesen. 

Ein Auffangtatbestand für das rechtliche Schicksal 
von Gegenständen (Aktiva) ist dagegen bei Abspal- 
tung und Ausgliederung nicht erforderlich. Ist ein 
Gegenstand im Spaltungs- und Übernahme vertrag 
nicht erwähnt und damit keinem der übernehmenden 
Rechtsträger zugewiesen, so verbleibt er beim über- 
tragenden Rechtsträger. Entsprechendes güt für „ver- 
gessene" Verbindlichkeiten. 

Für „vergessene" Verbindlichkeiten ist nach dem 
System des Entwurfs eine besondere Regelung ent- 
behrlich. Für sie wie für alle anderen Verbindlichkei- 
ten ordnet § 133 Abs. 1 ganz allgemein die gesamt- 
schuldnerische Haftung der an der Spaltimg beteilig- 
ten Rechtsträger an, damit den Gläubigem dieser 
Fordenmgen die bisher vorhandene Haftungsmasse 
erhalten bleibt. 

Diese gesamtschuldnerische Haftung für Altverbind- 
lichkeiten soll uneingeschränkt gelten, weil die Mög- 
lichkeiten der Zuweisung von Verbindlichkeiten nicht 
eingeschränkt sind und deshalb besondere Gefahren 
für Gläubiger entstehen können. Deshalb soll von der 
Ermächtigung in Artikel 3 Abs. 3 Buchstabe b Satz 2 
der Sechsten Richtlinie, die Haftung auf die übernom- 
menen Gegenstände zu beschränken, kein Gebrauch 
gemacht werden. Gegen eine solche Beschränkung 
spricht auch, daß mit ihr zusätzlich Fragen der Substi- 
tution solcher übernommener Gegenstände aufge- 
worfen werden müßten. 

Auch bei einer Spaltung zur Aufnahme kann es durch 
Teilverschmelzung zu einem Zusammentreffen un- 
vereinbarer Verpflichtungen kommen. Über § 125 ist 
§21 maßgebend. 

Ferner entsprechen die Vorschriften über den Schutz 
Dritter den Verschmelzungs Vorschriften (vgl. §§22 
bis 27). 


Zu § 132 

§ 132 enthält in Satz 1 eine klarstellende Vorschrift, 
die den bereits zu § 126 Abs. 1 Nr. 9 erläuterten 
Grundsatz, daß die allgemeinen Vorschriften des 
Zivilrechts über die Übertragbarkeit von Gegenstän- 
den auch bei der Spaltung gelten, ausdrücklich im 
Gesetzestext verankert. 

Dies hat z. B. Bedeutung für die Trennung von Haupt- 
und Nebenrechten, für den gesetzlichen oder rechts- 
geschäftlichen Ausschluß der Abtretimg von Forde- 
rungen nach § 399 BGB sowie für die Übertragbarkeit 
eines Nießbrauchs, einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit oder eines dinglichen Vorkaufsrechts 
(vgl. die §§ 1059a, 1092, 1098 BGB). In seiner ersten 
Alternative betrifft Satz 1 die Übertragbarkeit, nicht 
den Übertragimgsvorgang selbst. 

Dieser ist durch die zweite Alternative angesprochen, 
durch die das Erfordernis einer staatlichen Genehmi- 
gung für eine Übertragung eines bestimmten Gegen- 
standes durch Spaltung im Einzelfall aufrechterhalten 
wird. Auch in diesen Fällen darf der Schutzzweck 
solcher Genehmigungs Vorbehalte nicht durch einen 


gesellschaftsrechtlichen Akt imterlaufen werden. 
Dies ist ebenfalls vor allem für den Grundstücksver- 
kehr von Bedeutimg. 

§126 Abs. 1 Nr. 9 gilt auch für Dauerschuldverhält- 
nisse. Für die Rechte imd Pflichten aus Arbeitsverhält- 
nissen schränkt aber die Vorschrift des § 613 a BGB 
die Möglichkeit der Zuweisung auf einen bestimmten 
übernehmenden Rechtsträger ein, wenn nicht auch 
der Betrieb oder der Betriebsteil, dem das Arbeitsver- 
hältnis vor der Spaltimg zuzurechnen war, auf densel- 
ben übernehmenden Rechtsträger übertragen wird 
(vgl. die Begründung zu § 126 Abs. 1 Nr. 9). Macht ein 
Arbeitnehmer von dem ihm nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts und des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften zustehenden Wider- 
spruchsrecht Gebrauch, so gehen bei einer Abspal- 
tung oder Ausgliederung die Rechte und Pflichten aus 
dem diesen Arbeitnehmer betreffenden Arbeitsver- 
hältnis nicht auf den übernehmenden oder neuen 
Rechtsträger über, dem sie nach dem Spaltungs- und 
Übemahmevertrag oder nach dem Spaltungsplan 
zugeordnet sein sollten. Bei einer Aufspaltung ist ein 
Widerspruchsrecht wegen des Erlöschens des über- 
tragenden Rechtsträgers allerdings insoweit gegen- 
standslos, als seine Ausübung nicht zur Fortführung 
des bisherigen Arbeitsverhältnisses bei dem aufge- 
spaltenen Rechtsträger führen kann. 

Da bei einer Aufspaltung der übertragende Rechtsträ- 
ger aufgelöst und voU beendigt wird, kann ein Abtre- 
tungsverbot nach § 399 BGB ebensowenig wie bei 
einer Verschmelzung greifen. Dies stellt Satz 2 klar. 


Zu § 133 

(Vgl. Artikel 12 und 13 der Sechsten Richtlinie). 

Für den Schutz der Gläubiger eines sich spaltenden 
Rechtsträgers gibt es in den Rechtsordnungen anderer 
Staaten verschiedene Systeme. Diese reichen von 
einem Widerspruchsrecht der Gläubiger, dessen Aus- 
übung die Spaltung nicht wirksam werden läßt, über 
eine gerichtliche Kontrolle und über die gesamt- 
schuldnerische Haftung der übernehmenden Rechts- 
träger bis zu einem a-posteriori-Individualschutz in 
Gestalt eines Anspruchs auf Sicherheitsleistung für 
noch nicht fällige Forderungen. Die Sechste gesell- 
schaftsrechtliche Richtlinie läßt für die Aufspaltung 
von Aktiengesellschaften mehrere Systeme als gleich- 
wertig zu. 

Der Entwurf überträgt durch die entsprechende 
Anwendung des § 22 das dem deutschen Recht auch 
sonst vertraute System des a-posteriori-Individual- 
schutzes in Gestalt des Anspruchs auf Sicherheitslei- 
stung für noch nicht fällige Forderungen aus dem 
geltenden Umwandlungsrecht auf die Spaltung (Ab- 
satz 1 Satz 2j. Dieses System hat sich in der Praxis 
bewährt. Es hat zunächst den Vorteil, das Wirksam- 
werden der Spaltung, das für die beteiligten Rechts- 
träger und deren Anteilsinhaber in der Regel von 
größter wirtschaftlicher Bedeutung ist, nicht zu hem- 
men. Es begegnet im Regelfall der Gefahr eines 
späteren Gläubigerausfalls in ausreichendem Maße, 
auch wenn man die besondere Gefährdung berück- 
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sichtigt, die eine willkürliche Verteilung von Aktiva 
und Passiva auf die übernehmenden Rechtsträger mit 
sich bringen kann. Der zweite Halbsatz von Satz 2 
stellt dabei klar, gegen wen sich der Anspruch auf 
Sicherheitsleistung richtet. Anders als bei der Ver- 
schmelzung, bei der nur der übernehmende Rechts- 
träger Schuldner dieser Verpflichtung sein kann, 
kämen bei der Spaltimg wegen deren Eigenart anson- 
sten mehrere Rechtsträger als Schuldner der Sicher- 
heitsleistung in Betracht. Die Regelung beseitigt diese 
Unklarheit, indem sie nur den Rechtsträger zur Lei- 
shmg der Sicherheit verpflichtet, gegen den sich die 
Forderung richtet, derentwegen Sicherheitsleistung 
verlangt wird. 

Der oben erwähnten Gefährdung muß durch § 133 
Abs. 1 jedoch in grundsätzlicher Weise begegnet 
werden. Nach dem Vorbild des Artikels 12 Abs. 6 
Satz 1 der Sechsten Richtlinie soll als allgemeine 
Regel für alle Spaltungen vorgesehen werden, daß die 
übernehmenden Rechtsträger für Verbindlichkeiten 
des übertragenden Rechtsträgers als Gesamtschuld- 
ner haften (Absatz 1 Satz 1). Damit soll Mißbräuchen 
des neuen Rechtsinstituts, etwa durch Zuweisung der 
Aktiva an einen und der Passiva an einen anderen 
übernehmenden Rechtsträger, vorgebeugt werden. 

Mit dieser Regelung wird zugleich die volle Parallele 
zur Verschmelzung hergestellt, bei der der überneh- 
mende Rechtsträger auch kraft Gesamtrechtsnach- 
folge für die Verbindlichkeiten der übertragenden 
Rechtsträger einzustehen hat. — In Satz 2 wird ferner 
klargestellt, daß die allgemeinen Haftungsvorschrif- 
ten des HGB unberührt bleiben. 

Für Schadenersatzansprüche gegen Organmitglieder 
der beteiligten Rechtsträger sowie für die Nichtigkeit 
des Spaltungsbeschlusses gelten nach § 125 die 
§§ 25, 26 und 28 entsprechend (vgl. Artikel 18 der 
Sechsten Richtlinie); 

Wegen der besonderen Stellung der in § 23 genann- 
ten Inhaber von Sonderrechten soll auch für diese der 
besondere Schutz der gesamtschuldnerischen Haf- 
tung vorgesehen werden (Absatz 2 Satz 1). Dadurch 
wird zugleich vermieden, daß ein übernehmender 
Rechtsträger den Rechtsinhaber wegen der Erfüllung 
seines Anspruchs auf Gewährung eines wirtschaftlich 
gleichwertigen Rechts an einen anderen überneh- 
menden oder den übertragenden Rechtsträger ver- 
weist. 

Satz 2 eröffnet die Möglichkeit, die gleichwertigen 
Rechte auch in dem übertragenden Rechtsträger zu 
gewähren. Diese Regelung ist erforderlich, weU ohne 
sie diese Berechtigten sich ohne zwingenden Grund 
einem Schuldnerwechsel gegenübersähen. Sie ist 
aber für die Umgestaltung der Rechte auch eine 
notwendige Ermächtigung, weil durch die Abspal- 
tung oder die Aus gliederung eines Vermögens teils 
der innere Wert dieser Rechte vermindert werden 
kann. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten bezüglich der in Absatz 1 
bezeichneten Ansprüche eine Haftungsbegrenzungs- 
regelung, die dem Vorbild des § 45 entspricht. 

Für die Ansprüche der Gläubiger von Sonderrechten 
nach Absatz 2 ist hingegen ein vergleichbares Bedürf- 


nis nach einer Enthaftung wegen einer ansonsten 
drohenden „Endloshaftung" (für Dauerverbindlich- 
keiten) nicht erkennbar, weil es sich bei den dort 
geregelten Ansprüchen nicht um solche aus Dauer- 
schuldverhältnissen handelt. Absatz 6 sieht daher für 
diese Kategorie von Ansprüchen eine gesonderte 
fünfjährige Verjährungsfrist vor. 


Zu § 134 

Die mit der Spaltung des Vermögens eines Rechtsträ- 
gers verbundene Vermögensübertragung führt zu 
einer Veränderung der Haftungsmasse und damit zu 
einer Gefährdung der Gläubigerinteressen. Zum 
Schutz der Gläubiger und der Inhaber von Sonder- 
rechten ordnet daher § 133 Abs. 1 die gesamtschuld- 
nerische Haftung aller an der Spaltung beteiligten 
Rechtsträger für vor der Spaltung begründete Ver- 
bindlichkeiten des übertragenden Rechtsträgers an. 

Dieses Haftungskonzept wird jedoch den Interessen 
einer bestimmten Gläubigergruppe — den Arbeitneh- 
mern — nicht in allen Spaltungsfällen gerecht. Wird 
nämlich ein Rechtsträger in Anlage- und Betriebsge- 
sellschaft gespalten (sog. Betriebsaufspaltung), so 
führt diese inbesondere aus steuerrechtlichen Grün- 
den vorteilhafte Spaltung zu erheblichen Nachteilen 
für die bei der Betriebsgesellschaft beschäftigten 
Arbeitnehmer. Diese Naehteüe können durch die ge- 
samtschuldnerische Haftung nach § 133 nicht aufge- 
fangen werden. Da Betriebs- und Besitz gesellschaft in 
den häufigsten Fällen verbundene Unternehmen im 
Sinne des § 15 AktG sein werden, sind zwar hieran 
anknüpfende Haftungsfolgen nicht ausgeschlossen. 
Diese bestehen jedoch nur im Falle eines qualifizier- 
ten Konzerns, dessen Voraussetzungen wiederum 
nicht stets vorliegen werden. Während die Betriebs- 
gesellschaft aufgrund der ihr von der Anlagegesell- 
schaft eingeräumten Nutzungsrechte den Betrieb 
nach dem Wirksamwerden der Spaltung nunmehr 
allein im wesentlichen unverändert weiterführt, ist bei 
üir durch die vor genommene Vermögens Verlagerung 
auf die Anlagegesellschaft die bisherige Haftungs- 
masse geschmälert. 

Anders als sonstige Gläubiger, die sich hierauf bei 
Eingehen eines nach der Spaltung begründeten 
Rechtsverhältnisses mit der Betriebsgesellschaft ein- 
stellen können, sind die Arbeitnehmer besonders 
schutzbedürftig, da ihre nach dem Wirksamwerden 
der Spaltung erst begründeten Forderungen gegen 
die Betriebsgesellschaft bei Zahlungsschwierigkeiten 
ohne einen Rückgriff auf die zur Führung des Betrie- 
bes notwendigen Vermögens teile häufig nicht mehr 
realisiert werden können. 

Deshalb regelt Absatz 1 für den Fall der Aufteilung in 
Anlage- und Betriebsgesellschaft die gesamtschuld- 
nerische Mithaftung der Anlage gesellschaft über 
§ 133 hinaus auch für solche Forderungen, die binnen 
fünf Jahren nach dem Wirksamwerden der Spaltung 
z. B. aufgrund von Sozialplänen oder aufgrund einer 
Versörgungszusage begründet werden. Eine Haftung 
auf anderer rechtlicher Grundlage, etwa konzern- 
rechtlicher Art, bleibt unberührt. 
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Auch im Rahmen des § 134 besteht ein Bedürfnis für 
eine zeitliche Begrenzung der gesamtschuldneri- 
schen Haftung des nach einer Betriebsaufspaltung als 
Anlagegesellschaft fimgierenden Rechtsträgers. Ab- 
satz 2 enthält daher eine entsprechende Verjährungs- 
Vorschrift. 


Zum Dritten Abschnitt — Spaltung zur 
Neugründung 

(Vgl. Artikel 21, 22 der Sechsten Richtlinie). 

Die — als Aufspaltung auch in der Sechsten Richtlinie 
für Aktiengesellschaften vorgesehene — Spaltung zur 
Neugründung soll ebenfalls nach dem Vorbild der 
Verschmelzungsvorschriften (vgl. die §§36 bis 38) 
geregelt werden. 


Zu § 135 

(Vgl. Artikel 22 Abs. 1, 3 der Sechsten Richtlinie). 

Die Verweisungen in § 135 Abs. 1 Satz 1 entsprechen 
im wesentlichen denen in § 36 Abs. 1 Satz 1. Wegen 
der allgemeinen Verweisimg in § 125 müssen die 
entsprechend geltenden Verschmelzungsvorschriften 
ebenfalls in die Ausnahme aufgenommen werden. 

Absatz 2 ist die Parallelvorschrift zu § 36 Abs. 2. 


Zu § 136 

(Vgl. Artikel 22 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie). 

Der übertragende Rechtsträger kann mit den erst zu 
gründenden neuen Rechtsträgern einen Spaltungs- 
und Übernahm evertrag nicht abschließen. An seine 
Stelle muß ein einseitiger Akt treten. Nach dem 
Vorbild der Sechsten Richtlinie und des französischen 
Rechts soll dies der Spalhmgsplan sein (Satz 1). 

Für ihn gelten die Vorschriften, die auf den genannten 
Vertrag anzuwenden sind (Satz 2). Damit ist auch das 
Erfordernis notarieller Beurkundimg des Spaltungs- 
plans festgelegt, das seiner Bedeutung für die Spal- 
timg entspricht. 

Der Spaltungsplan wird durch die Zustimmung der 
Anteüsinhaber (vgl. § 135 Abs. 1 Satz 1, § 125 in 
Verbindung mit § 13) zur einseitigen Willenserklä- 
rung des übertragenden Rechtsträgers und damit zur 
Grundlage der Spaltung. 


Zu § 137 

Das Registerverfahren bei der Spaltung zur Neugrün- 
dung entspricht weitgehend demjenigen bei der Spal- 
tung zur Aufnahme. Es kann daher hierfür auf die 
Begründimg zu dem über § 135 entsprechend anzu- 
wendenden § 130 Abs. 1 verwiesen werden. 

Besonderer Vorschriften bedarf es nur für die Frage, 
von wem die erforderlichen Anmeldungen vorzuneh- 


men sind, und für das interne Verfahren der betroffe- 
nen Registergerichte. 

Die Pflichten zur Anmeldung bei den Registern der 
Rechtsträger treffen das Vertretungsorgan des über- 
tragenden Rechtsträgers als das einzige bereits vor- 
handene Vertretungsorgan (Absatz 1 und 2). 

Absatz 3 enthält die notwendigen Verfahrensvor- 
schriften für die betroffenen Registergerichte. Die 
Gerichte der neuen Rechtsträger teilen die Eintra- 
gung der neuen Rechtsträger dem Gericht des sich 
spaltenden Rechtsträgers mit. Dieses wartet die letzte 
Mitteilung ab, um einen einheitlichen Zeitpunkt für 
den gesamten Vorgang festlegen zu können. Alsdann 
trägt es die Spaltung ein und teilt den Zeitpunkt dieser 
Eintragung unter Übersendung eines Handelsregi- 
sterauszuges sowie von beglaubigten Abschriften des 
Gesellschaftsvertrages, der Satzung oder des Statuts 
des übertragenden Rechtsträgers den Registergerich- 
ten der neuen Rechtsträger mit, die ihrerseits den 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens, also der Eintragimg 
der Spaltung im Register des übertragenden Rechts- 
trägers, in ihren Registern vermerken. 

Durch dieses Verfahren wird für Spaltung und Eintra- 
gung der neuen Rechtsträger ein einheitlicher Zeit- 
punkt des Wirksamwerdens sichergestellt. Schließlich 
wird durch Satz 3 zweiter Halbsatz noch verhindert, 
daß es zu Bekanntmachimgen kommt, die nur vorläu- 
figen Charakter haben. 


Zum Zweiten Teil — Besondere Vorschriften 

Der Zweite Teil, der die Besonderen Vorschriften für 
die Spaltung verschiedener Rechtsträger enthält, 
weicht vom Aufbau des Zweiten Teils des Zweiten 
Buches etwas ab. Da die allgemeine Verweisimg in 
§ 125 auch die Besonderen Vorschriften des Zweiten 
Buches erfaßt, karm sich der Zweite Teil des Dritten 
Buches darauf beschränken, erforderliche Abwei- 
chungen zu regeln. Durch diese Gesetzestechnik 
werden Vorschriften eingespart. Allerdings deckt sich 
dadurch die Numerierung der Abschnitte lücht mit der 
des Zweiten Buches. 

So ist die Spaltung von Personenhandelsgesellschaf- 
ten schon durch § 125 erfaßt. 

Für die Spaltung bereits aufgelöster Personenhan- 
delsgesellschaften sollen dieselben Voraussetzungen 
gelten wie für deren Verschmelzung. Auf die Begrün- 
dung zu § 39 wird verwiesen (dort Absatz 1). Die 
Vorschrift ergänzt § 124 Abs. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 3. 

Die in § 40 für die Verschmelzung geregelte Frage, 
wie Anteilsinhaber eines übertragenden Rechtsträ- 
gers zu schützen sind, wenn der übernehmende 
Rechtsträger eine Personenhandelsgesellschaft ist 
und die Umwandlung zu einer gesamtschuldneri- 
schen unbeschränkten Haftimg dieser Anteüsinhaber 
führen kann, stellt sich bei einer Spaltung in ver- 
gleichbarer Weise und ist über § 125 wie im Ver- 
schmelzungsrecht gelöst. 

Der Verzicht auf einen Spaltungsbericht soll wie bei 
der Verschmelzung (vgl. § 41) eingreifen, wenn alle 
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Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft kraft 
ihrer Geschäftsführungsbefugnis selbst an der Vorbe- 
reitung der Spaltung mitwirken können. 

Auch die Konkretisierung des allgemeinen Kontroll- 
rechts der Gesellschafter (vgl. § 118 HGB) folgt dem 
Modell des Verschmelzungsrechts (vgl. § 42). 

Für den Spaltungsbeschluß der Gesellschafter soll 
nach § 43 Abs, 1 Satz 1 grundsätzlich ebenfalls Ein- 
stimmigkeit aus den für die Verschmelzung angeführ- 
ten Gründen erforderlich sein (vgl. die Begründung zu 
§ 43). Auch die Erleichterungen folgen dem Ver- 
schmelzungsrecht (vgl. § 43 Abs. 1 Satz 2 und 3). 

Die Prüfung von Aufspaltimg und Abspaltung be- 
stimmt sich nach § 44. 

Da sich das Problem der zeitlichen Begrenzung der 
Haftung früherer Gesellschafter der sich spaltenden 
Personenhandelsgesellschaft genauso stellt wie bei 
der Verschmelzung, soll deren Regelung (vgl. § 45) 
übernommen werden. 


Zum Ersten Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

Der Erste Abschnitt der Besonderen Vorschriften des 
Dritten Buches regelt die Spaltung unter Beteiligung 
einer GmbH, soweit diese betroffen ist (vgl. § 124 
Abs. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 4). 

Aufgrund der Verweisung in § 125 ergeben sich 
folgende Regelungen: 

Den rechtstechnischen Besonderheiten, die bei einer 
Spaltung zur Aufnahme eines Untemehmensteils 
durch eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
entstehen, soll spiegelbildlich zur Verschmelzimg in 
gleicher Weise Rechnung getragen werden wie in 
§46. 

Die Unterrichtimg der Gesellschafter der sich spalten- 
den GmbH soll der im Recht der Verschmelzung 
entsprechen (vgl. § 47). 

Wie in § 48 bei der Verschmelzung ist eine Prüfung 
der Aufspaltung und der Abspaltung einer GmbH 
durch unabhängige Spaltimgsprüfer vorgesehen, falls 
ein Gesellschafter der GmbH dies verlangt. Eine 
solche Prüfung ist hier noch notwendiger als bei der 
Verschmelzung, weil die Gefahren eines Spaltungs- 
vorgangs wegen der Möglichkeit, Vermögensgegen- 
stände willkürlich zu verteilen, größer sind. 

Das Verschmelzungsrecht gilt spiegelbildlich auch für 
die Vorbereitung der Gesellschafterversammlung 
und deren Beschluß (vgl. die §§ 49 und 50). 

Es ist nicht möglich, abweichend vom Recht der 
Verschmelzung auf die Einschaltung der Gesellschaf- 
ter als Beschlußorgem zu verzichten und die Spaltung 
damit allgemein zu einem reinen Geschäft der Unter- 
nehmensleitung zu machen; denn die Stellung der 
Gesellschafter einer GmbH wird bei Aufspaltung und 
Abspaltung unmittelbar und nachhaltig von dem 
Anteilstausch aus Anlaß dieser Spaltungsarten be- 
rührt. Aber auch die Ausgliederung im Sinne des 


Umw^dlungsgesetzes ist ein so wichtiges Geschäft, 
daß die Gesellschafterversammlung grundsätzlich 
damit befaßt werden muß. 

Auch die rechtstechnischen Fragen, die durch die 
Vorschriften des GmbH-Rechts über die Höhe der 
Gesellschaftsanteile auftreten können, müssen bei der 
Spaltung ebenso wie bei der Verschmelzung (vgl, 
§ 51) gelöst werden. 

Die Verschmelzungsvorschriften, welche die Anmel- 
dung und Eintragung sowie den Schutz Dritter betref- 
fen (vgl. §§52 bis 55), können für die Spaltimg 
übernommen werden, weil auch insoweit keine 
Unterschiede in den Interessenlagen der Beteiligten 
bestehen. 

Daß die §§ 30, 31 GmbHG zu beachten sind, ergibt 
sich daraus, daß in allgemeines Organisationsrecht 
nicht eingegriffen wird. 

Für die Spaltimg zur Neugründung kann auf die 
Begründung für die Verschmelzung durch Neugrün- 
dung verwiesen werden. 

Wie schon einleitend zu § 1 bemerkt, treten die 
Umwandlungsarten, die dieses Gesetz eröffnet, neben 
die bereits nach allgemeinem Zivilrecht möglichen 
Methoden, ein Unternehmen umzustrukturieren. Dies 
gilt auch für die Ausgliederung. 

Diese ist nach geltendem Recht in der Regel eine 
Angelegenheit des Vertretungsorgans, also bei einer 
ausgliedemden GmbH Sache der Geschäftsführer. 
Diese können sich dabei herkömmlicher Methoden, 
insbesondere der Einzelübertragung der Gegen- 
stände des Gesellschaftsvermögens und der Einzel- 
überleitung der Verbindlichkeiten, bedienen. Sie 
können aber auch, wenn sie das neue Rechtsinstitut 
der Sonderrechtsnachfolge nutzen wollen, nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes über die Ausgliederung 
Vorgehen; in diesem Fall ist auch die Gesellschafter- 
versammlung einzuschalten. 

Im Recht der Kapitalgesellschaften, insbesondere im 
Aktienrecht, hat sich eine Tendenz abgezeichnet, die 
Einschaltung der Gesellschafterversammlung, insbe- 
sondere die der Hauptversammlung einer Aktienge- 
sellschaft, dann zwingend vorzusehen, wenn die 
übertragende AG einen wesentlichen Teil ihres Ver- 
mögens auf eme andere Gesellschaft übertragen will 
(vgl. die Begründung zu § 62). Dabei ist streitig, 
welche Größenmerkmale dafür maßgebend sein sol- 
len; es werden die unterschiedlichsten Anknüpfungs- 
merkmale vorgeschlagen. 

Der Referentenentwurf vom 15. April 1992 hatte 
versucht, diese Frage auf andere Weise, nämlich 
durch Anknüpfung an das für GmbH und AG schon 
vorhandene Recht einer Minderheit von Gesellschaf- 
tern oder Aktionären zu lösen (vgl. §§ 137 und 141 des 
Referentenentwurfs). Hierdurch sollte jedoch die auf- 
grund der erwähnten Abgrenzungsmerkmale von der 
Rechtsprechung verlangte Einschaltung der Gesell- 
schafter- oder Hauptversammlung bei Ausgliederun- 
gen im Wege der Einzelübertragung nicht ersetzt 
werden; vielmehr sollte das Minderheitenrecht zur 
Durchführung einer Ausgliederung nach den Vor- 
schriften des Umwandlungsgesetzes neben diese all- 
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gemeinen Grundsätze zur Befassung der Gesellschaf- 
ter- oder Hauptversammlung mit Ausgliederungen im 
Wege der Einzelübertragung treten. Dies ist in den 
Stellungnahmen zum Referentenentwurf auf Kritik 
gestoßen, da der Vorschlag nicht geeignet sei, die 
durch diese von der Rechtsprechung entwickelten 
allgemeinen Grundsätze aufgeworfenen Probleme, 
insbesondere hinsichtlich der Festlegimg bestimmter 
Abgrenzungsmerkmale, zu beseitigen, sondern viel- 
mehr die gängige Praxis bei der Durchfühnmg von 
Ausgliedenmgen nur erschwere. Aufgrund dieser 
Kritik ist dieser Regelungsvorschlag daher in den 
Regierungsentwurf nicht übernommen worden. 


Zu § 138 

Wird eine GmbH im Wege der Spaltung neu gegrün- 
det, so können die Gläubiger dieses neuen Rechtsträ- 
gers besonders leicht gefährdet werden, wenn der 
übertragende Rechtsträger die weniger wertvollen 
Vermögensteile abstößt oder wenn deren Zusarrunen- 
setzung die Ertragsaussichten des übertragenen Be- 
triebes sinken läßt. Dem soll auch dann durch einen 
Sachgründungsbericht vorgebeugt werden, wenn 
dem übertragenden Rechtsträger wegen der Strenge 
der für ihn geltenden Kapitalschutzvorschriften 
grundsätzlich Vertrauen entgegengebracht werden 
kaim. 


Zu § 139 

Gliedert eine GmbH im Wege der Abspaltung oder 
Ausgliederung einen Teil ihres Vermögens aus, so 
kann dies eine Herabsetzung des Stammkapitals 
erfordern. Die Kapitalherabsetzung könnte bei einer 
Abspaltimg oder Ausgliederung auf eine Kapitalge- 
sellschaft mit einem erheblich niedrigeren Stamm- 
oder Grundkapital sowie bei einer Abspaltung oder 
Ausgliederung auf Rechtsträger ohne ausgeprägte 
Kapitalschutzvorschriften dazu führen, daß unmittel- 
bar nach Wirksamwerden der Spaltung Ausschüttun- 
gen an die Gesellschafter der übertragenden GmbH 
vorgenommen werden, die bei einer zu anderen 
Zwecken durchgeführten Kapitalherabsetzung nicht 
zulässig wären (vgl. § 30 GmbHG). Dadurch könnte 
die den Altgläubigem der übertragenden GmbH zur 
Verfügung stehende Zugriffsmasse verkürzt werden, 
auch wenn die an der Spaltung beteiligten Rechtsträ- 
ger den Gläubigem gesamtschuldnerisch haften. Die 
Vorschriften über den Schutz der Gläubiger im Falle 
der Kapitalherabsetzung, bei einer GmbH also § 58 
GmbHG, begegnen dieser Gefahr dadurch, daß eine 
Befriedigung oder Sicherstellung der Gläubiger ange- 
ordnet ist (vgl. § 58 Abs, 1 Nr. 2 GmbHG). 

Andererseits nimmt eine ordentliche Kapitalherabset- 
zung wegen der einjährigen Sperrfrist für die Anmel- 
dung zur Eintragimg in das Handelsregister so viel 
Zeit in Anspmch, daß der wirtschaftliche Erfolg der 
Spaltung, zu deren Durchführung die Kapitalherab- 
setzimg erforderlich sein kann, gefährdet wird. Des- 
halb soll nach Satz 1 für eine Kapitalherabsetzung zur 
Durchführung einer Abspaltung oder einer Ausglie- 
derung auch die vereinfachte Form nach den § § 58 aff . 


GmbHG, die durch das Gesetz zur Reform des Insol- 
venzrechts eingeführt werden sollen, zugelassen wer- 
den. Die in diesen neuen Vorschriften enthaltenen 
Schutzmaßnahmen zugunsten der Altgläubiger der 
übertragenden GmbH, insbesondere § 58 b Abs. 1 
GmbHG, reichen aus, um Manipulationen zur Umge- 
hung des § 30 GmbHG auszuschließen. 

Zum Schutze des Rechtsverkehrs soll daneben durch 
Satz 2 sichergestellt werden, daß die Tatsache der 
Kapitalherabsetzung nicht erst nach der tatsächlichen 
Vermögensminderung durch die Spaltung, sondern 
vor dieser Änderung offengelegt wird. Dies wird 
durch die Pflicht zur vorherigen Eintragimg der Kapi- 
talherabsetzimg erreicht. Die Vorschrift ist ein Spie- 
gelbild zu § 53, der die Eintragung bei Erhöhung des 
Stammkapitals einer übernehmenden GmbH regelt. 


Zu § 140 

Für eine übertragende GmbH muß Vorsorge getroffen 
werden, daß durch die Abspaltung oder die AusgUe- 
derung ihre Kapitalausstattimg nicht unter die gesetz- 
lichen Mindesterfordemisse für die Höhe des Stcimm- 
kapitals absinkt und auch sonst die gesetzlichen 
Voraussetzimgen für die Gründung einer GmbH, so 
insbesondere die Vorschriften über die Mindesthöhe 
der Stammeinlagen, weiterhin beachtet werden. Dies 
ist insbesondere wegen der häufig bei der Abspaltung 
erforderlichen Herabsetzung des Stammkapitals nö- 
tig. Es muß aber auch sichergestellt werden, daß das 
im Gesellschaftsvertrag der übertragenden GmbH 
vorgesehene Stammkapital, das über dem gesetzli- 
chen Mindestkapital liegen kann, durch die Aktiva 
weiter gedeckt ist. 

Dafür sollen die Geschäftsführer durch eine Erklärung 
gegenüber dem Registergericht einstehen, die straf- 
bewehrt ist (vgl. § 313 Abs. 2 Nr. 1). Dagegen 
erscheint es nicht erforderlich, für die übertragende 
GmbH eine neue Beobachtung der Gründungsvor- 
schriften des GmbH-Gesetzes anzuordnen; dies 
würde den Spaltungsvorgang zu stark mit förmlichen 
Erfordernissen, eventuell auch mit zusätzlichen 
Kosten belasten. 


Zum Zweiten Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligung von Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien 

Im Zweiten Abschnitt des Zweiten Teils ist die Spal- 
tung unter Beteiligung von Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien zusammen ge- 
regelt. 

Für diesen Abschnitt sind wie für den Allgemeinen 
Teil (Erster Teil des Dritten Buches) die Bestimmun- 
gen der Sechsten gesellschaftsrechtlichen EG-Richtli- 
nie (Spaltungsrichtlinie) zu beachten, soweit eme 
Spaltung unter Beteiligung nur von Aktiengesell- 
schaften sowohl auf der übertragenden als auch auf 
der übernehmenden Seite des Vorgangs betroffen ist. 
Die Bestimmungen dieser Richtlinie, die jeweils in der 
Begründung zu den einzelnen Vorschriften des Ent- 
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Wurfs — soweit nicht schon im Ersten Teil gesche- 
hen — angeführt werden, enthalten jedoch sirmvolle 
und zweckmäßige Regelungen auch für solche Spal- 
tungen, an denen mindestens eine Aktiengesellschaft 
nur auf einer Seite beteiligt ist. Sie sollen deshalb, 
soweit erforderlich und zweckmäßig, für alle Spal- 
tungsvorgänge übernommen werden. 

Sachlich folgt auch dieser Abschnitt dem entspre- 
chenden Abschnitt im Verschmelzungsrecht (Dritter 
Abschnitt des Zweiten Teils des Zweiten Buches). 

Wie im GmbH-Recht die §§ 30, 31 GmbHG bleibt im 
Aktiengesetz § 57 unberührt. 

Für die Prüfung einer Aufspaltung ist Artikel 8 Abs. 1 
Satz 1 und 3 der Sechsten Richtlinie zu beachten. 

Die in § 9 Abs. 2 vorgesehene Ausnahme, daß eine 
Prüfung bei der Verschmelzung einer 100%igen 
Tochtergesellschaft entfallen kann, darf für Aufspal- 
timg und Abspaltung auch hier nicht übernommen 
werden (vgl. § 125), denn selbst in einem solchen Fall 
kommt es zu einem Anteilstausch, so daß auf die 
Prüfung im Interesse der Aktionäre nicht verzichtet 
werden kann. Die Sechste Richtlinie enthält denn 
auch — anders als die Dritte Richtlinie — für diesen 
Fall bei der Aufspaltung keine Ausnahme. 

Artikel 8 Abs. 1 Satz 2 der Sechsten Richtlinie enthält 
für die Spaltungsprüfer die gleichen Regeln, wie sie 
nach der Dritten Richtlinie für Verschmelzungsprüfer 
bestehen und in § 60 übernommen sind. 

Durch die allgemeine Verweisung in § 125 auf den 
Verschmelzungsteil werden für Aufspaltung und Ab- 
spaltung die Stellung und die Verantwortlichkeit der 
Spaltungsprüfer sowie der Inhalt des Prüfungsberichts 
wie bei der Verschmelzung in den §§ 9 und 12 
entsprechend den EG -Bestimmungen geregelt (vgl, 
Artikel 8 Abs. 2 der Sechsten Richtlinie in Verbindung 
mit Artikel 10 Abs. 2, 3 der Dritten Richtlinie, Arti- 
kel 18 der Sechsten Richtlinie). 

Da sich ein Prüfungsverfahren und ein Prüfungsbe- 
richt durch unabhängige Sachverständige bei Ver- 
schmelzungen schon vor Erlaß der Dritten EG -Richt- 
linie in der Praxis der deutschen Unternehmen einge- 
bürgert hatten, kann davon ausgegangen werden, 
daß dies auch bei Aufspaltungen und Abspaltungen 
der Fall sein wird, und zwar umso mehr, als gerade bei 
der willkürlichen Zuweisung von Vermögens ge gen- 
ständen und Beteiligungsquoten Streitigkeiten durch 
eine vorherige Prüfung der Spaltung und deren Offen- 
legung vermieden werden können. 

Über die Verweisung in § 125 wird entsprechend 
Artikel 4 der Sechsten Richtlinie die erforderliche 
Offenlegung sichergesteUt (vgl. § 61). 


Zu § 141 

Wie in den §§ 342, 353 Abs, 2 AktG sowie in den §§ 67, 
73 des Entwurfs bei der Verschmelzung muß Vorsorge 
dagegen getroffen werden, daß eine Aktiengesell- 
schaft nicht schon in der sogenannten Nachgrün- 
dungsperiode (vgl. § 52 AktG) durch Aufspaltung 
wieder erlischt oder durch Abspaltung oder Ausglie- 


denmg einen großen Teil ihres Vermögens abgibt. 
§ 14 1 stellt dies sicher, indem er die Spaltung während 
dieser Frist für unzulässig erklärt. Die Vorschrift trägt 
durch ihr absolutes Verbot der besonderen Gefähr- 
dung der Aktionäre und Gläubiger dieser Gesellschaft 
durch den Vorgang der Spaltung Rechnung. Sie folgt 
damit § 353 Abs. 2 AktG. 

Es ist angeregt worden, für die Ausgliedenmg einen 
solchen Ausschluß nicht vorzusehen. Der Entwurf 
folgt dieser Anregung nicht. Zwar werden bei der 
Ausgliederung die übertragenen Vermögensteile 
durch die als Gegenleistung an die ausgliedemde 
Gesellschaft gewährten Anteile an dem übernehmen- 
den oder neuen Rechtsträger ersetzt. Ein Vermögens- 
verlust bei der ausgliedemden Gesellschaft karm 
jedoch nach dem Wirksamwerden der Ausgliederung 
eintreten, wenn diese Anteile den übertragenen Ver- 
mögensteilen wertmäßig nicht entsprechen. Die oben 
erwähnte Gefährdung besteht daher auch bei der 
Ausgliedenmg. 


Zu § 142 

(Vgl, Artikel 7 Abs. 2 Satz 2 der Sechsten Richtli- 
nie). 

Anders als bei der Verschmelzung von Aktiengesell- 
schaften nach der Dritten Richtlinie karm bei der 
Spaltung selbst bei einer Fortführung der Buch- 
werte auf die Prüfung der Sacheinlage „Teil des über- 
tragenden Unternehmens" nicht verzichtet werden, 
weil der Gefahr einer Zuteilung nicht ausreichen- 
der Vermögensgegenstände begegnet werden muß 
(Absatz 1). 

Dagegen soll es bei der Regelung in § 69 Abs. 1 Satz 1 
verbleiben, daß auch bei einer Ausgliederung nach 
diesem Gesetz ein Bezugsrecht bei einer Kapitalerhö- 
hung einer übernehmenden AG oder KommanditAG 
nach § 186 AktG nicht besteht, weil auch bei der 
Ausgliederung wie bei Verschmelzung, Aufspaltung 
und Abspaltung die Gegenleistung für die Sachein- 
lage in Aktien der übernehmenden AG bestehen 
muß. 

Um die Aktionäre aller beteiligten Aktiengesellschaf- 
ten vollständig zu unterrichten, soll auf den Bericht 
über die Prüfung von Sacheinlagen bei den überneh- 
menden Rechtsträgern im Spaltungsbericht nach 
§ 127 ausdrücklich hingewiesen werden (Absatz 2). 
Die Angabe des zuständigen Handelsregisters, die für 
die Aufspaltung ebenfalls EG -rechtlich vorgeschrie- 
ben ist, soll die Einsichtnahme in diesen Sacheinla- 
genprüfungsbericht erleichtern; sie ist auch für Ab- 
spaltimg und Ausgliedenmg sinnvoll. 

Die Vorbereitung der Hauptversammlung einer an 
der Spaltung beteiligten Aktiengesellschaft soll dem 
Verschmelzungsrecht (vgl. § 63) folgen. Dies sieht 
Artikel 9 der Sechsten Richtlinie für die Aufspaltung 
vor. 
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Zu § 143 

(Vgl. Artikel 9 Abs. 1, Artikel 7 Abs. 3 der Sechsten 
Richtlinie). 

Der Vorschrift ün Verschmelzungsrecht über die 
Durchfühnmg der Hauptversammlung (vgl. § 64) soll 
eine zusätzliche Pflicht des Vorstands hinzugefügt 
werden, die für Aktiengesellschaften auf Artikel 7 
Abs. 3 der Sechsten Richtlinie beruht. Diese zusätzli- 
che Information der Aktionäre einer sich spciltenden 
AG und mittelbar auch der Anteilsinhaber der über- 
nehmenden Rechtsträger soll wegen der besonderen 
Schwierigkeiten von Spaltungsvorgängen sicherstel- 
len, daß Wertschwankungen der zu übertragenden 
Vermögensteile den Aktionären imd anderen Anteils - 
inhabem bei ihrer Beschlußfassung bekannt sind. 

Die Mehrheitserfordemisse für den Spaltungsbe- 
schluß bei einer Spaltung sollen ebenso geregelt 
werden wie bei dem Verschmelzungsbeschluß einer 
AG (vgl. § 65). Diesem System folgen auch die beiden 
EG-Richtlinien (vgl. Artikel 5 Abs. 1 der Sechsten 
Richtlinie in Verbindung mit Artikel 7 der Dritten 
Richtlinie). Eine abweichende, einen zusätzlichen 
Schutz der Aktionäre gewährende Regelimg ist für die 
nicht- Verhältnis wahrende Spaltimg zu beachten (vgl. 
§ 128). 

Die Vorschriften über Anmeldung und Eintragung, 
Schutz Dritter, die Durchführung des Aktientauschs 
und die Aufnahme durch einen Rechtsträger anderer 
Rechtsform sind über § 125 wiederxun im Verschmel- 
zungsrecht zu finden. 


Zu § 144 

Entsprechend den Vorgaben der Sechsten gesell- 
schaftsrechtlichen Richtlinie, die — anders als die 
Dritte Richtlinie — insoweit keine Erleichtenmgen des 
Gründungsvorgangs gestattet (vgl. Artikel 22 Abs. 4 
der Sechsten Richtlinie), muß die Gründung einer 
Aktiengesellschaft bei der Entstehung durch eine 
Spaltung sämtlichen Kapitalschutzvorschriften unter- 
worfen werden. § 144 stellt zu diesem Zweck klar, daß 
die in § 75 Abs. 2 vorgesehene Ausnahme von der 
Anwendimg des Gründungsrechts bei der Spaltimg 
nicht gilt. 


Zu § 145 

Die Gläubigerschutzvorschrift des § 145 entspricht 
§ 139, auf dessen Begründung verwiesen wird. 


Zu § 146 

Wie in § 140 bei der GmbH soll auch das Vertretungs- 
organ einer Aktiengesellschaft oder einer Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien durch eine Erklärung 
gegenüber dem Registergericht die Verantwortung 
dafür übernehmen, daß nach der Spaltung oder der 
Ausgliederung nicht eine Gesellschaft besteht, die 


den gesetzlichen Vorschriften oder den Erfordernis- 
sen ihrer Satzung nicht mehr entspricht (Absatz 1), 

Darüber hinaus sollen nach Absatz 2 dem Gericht 
Unterlagen zur Verfügung gestellt werden, die es ihm 
ermöglichen, Zweifeln an der Solidität der nach der 
Spaltung verbleibenden Rumpfgesellschaft nachzu- 
gehen. Dagegen erscheint es nicht erforderlich und 
auch zu kostspielig imd zeitraubend, zusätzlich die 
Erstattung eines Prüfungsberichts einzuführen, der 
sich mit der Frage befaßt, ob das verbleibende Rein- 
vermögen der übertragenden Aktiengesellschaft 
noch den Gesamtnennbetrag des verbleibenden 
Grundkapitals deckt. Da die Spaltung bei der übertra- 
genden AG nicht zu einer Emission neuer Aktien 
führt, steht der Anlegerschutz insoweit nicht in Frage. 
Dem Gesichtspunkt des Gläubigers chutz es wird 
schon durch die Möglichkeit des Registergerichts, die 
verbleibenden und die übertragenen Werte zueinan- 
der und zu dem verbleibenden Grundkapital in Bezie- 
hung zu setzen, sowie durch § 146 Abs. 1 hinreichend 
Rechnung getragen. 


Zum Dritten Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligung eingetragener Genossenschaften 

Die im Dritten Abschnitt geregelte Spaltung unter 
Beteiligung von Genossenschaften entspricht wie- 
derum spiegelbildlich der Verschmelzung unter Be- 
teiligung von Genossenschaften im Fünften Abschnitt 
des Zweiten Buches. Auf die Begründung zu jenen 
Vorschriften kann daher im wesentlichen verwiesen 
werden. 


Zu § 147 

Es handelt sich für die Spaltung um die Parallelvor- 
schrift zu § 79, auf dessen Begründung verwiesen 
wird. 


Zu § 148 

Die Vorschrift über die Anmeldung der Abspaltung 
oder Ausgliederung zum Register entspricht den 
§§ 140 und 146. Zwar hat eine Genossenschaft kein 
Stamm- oder Grundkapital, jedoch rechtfertigt die 
Verselbständigung des Vermögens auch hier die zu- 
sätzliche Pflicht des Vorstands nach Absatz 1, 


Zum Vierten Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligung rechtsfähiger Vereine 

Wie die Verschmelzung soll auch die Spaltung für 
rechtsfähige Vereine im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 und 
Abs. 2 Nr. 1 nur eingeschränkt möglich sein. 
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Zu § 149 

Es handelt sich für die Spaltung um die Parallelvor- 
schrift zu § 99, auf dessen Begründung verwiesen 
wird. 


Zum Fünften Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligimg genossenschaftlicher 
Prüfungsverbände 

Die Spaltung eines genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbandes dürfte zwar ein sehr seltener Vorgang sein, 
für den jedoch ein praktisches Bedürfnis besteht. 
Daher soll auch diese Möglichkeit eröffnet werden. 


Zu § 150 

Es handelt sich für Aufspaltung und Abspaltung um 
die Parallelvorschrift zu § 105, auf dessen Begrün- 
dung verwiesen wird. 

Wenngleich Spaltungsvorgänge auch in der Form der 
Ausghederung bei genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbänden sehr selten sein dürften, so läßt sich doch 
die Notwendigkeit eines solchen Vorgangs entweder 
zur Beteiligung an einem anderen Verband oder zur 
Verselbständigung technischer Hilfsfunktionen in 
einer Kapitalgesellschaft durchaus vorstellen. Des- 
halb soll den Verbänden auch diese Möghchkeit 
eröffnet werden. 


Zum Sechsten Abschnitt — Spaltung unter 
Beteiligung von Versicherungsvereinen auf 
Gegenseitigkeit 

Auch für Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
soll die Spaltung zugelassen werden, damit sie diesel- 
ben Umwandlungsmöglichkeiten haben wie Aktien- 
gesellschaften, die ein Versicherungsuntemehmen 
betreiben (vgl. die Begründung zum Achten Absctmitt 
im Zweiten Teil des Zweiten Buches). Auch hier 
werden deshalb die Verschmelzungsvorschriften im 
wesentlichen übernommen. 


Zu § 151 

Der in § 109 enthaltene Grundsatz (vgl. dazu dessen 
Begründung), daß Versicherungsvereine auf Gegen- 
seitigkeit nur nüt einander verschmolzen werden kön- 
nen, soll bei der Spaltung dahin umgestaltet werden, 
daß alle an der Spaltung eines Versicherungsvereins 
beteüigten Rechtsträger ebenfalls Versichenmgsun- 
temehmen sein müssen (Absatz 1 Satz 1), also sowohl 
auf der Seite des übertragenden Rechtsträgers als 
auch auf der Seite der übernehmenden oder neuen 
Rechtsträger. Dabei werden jedoch wegen der zwin- 
genden Verbindung von Mitgliedschaft und Versiche- 
nmgsverhältnis nur Aufspaltung und Abspaltung 
zugelassen. Ferner soll die Spaltung auf eine GmbH 
zugelassen werden, weil für die Übertragung von 
Hüfsfunktionen ein Bedürfnis bestehen kann (Satz 2). 


Das Versicherungsgeschäft muß dabei jedoch beim 
WaG verbleiben; der Vorgang unterscheidet sich 
also von der Bestandsübertragung nach § 14 VAG. 

Das Erfordernis der Genehmigung durch die Auf- 
sichtsbehörde findet sich ebenfalls in dem neuen 
§ 14 a VAG. 


Zum Siebenten Abschnitt — Ausghederung aus 
dem Vermögen eines Einzelkaufmanns 

Die Vorschriften des Siebenten Abschnitts überneh- 
men die Regelungen, die für die sogenannte errich- 
tende Umwandlung einer Aktiengesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung durch einen Einzel- 
kaufmann gelten (vgl. die §§ 50 bis 56 f UmwG). Die 
Möghchkeiten der Umwandlung werden jedoch er- 
weitert. 


Zum Ersten Unterabschnitt — Möglichkeit der 
Ausgliederung 

Der Erste Unterabschnitt legt fest, auf welche beste- 
henden oder neuen Rechtsträger der Einzelkaufmann 
Teile seines Vermögens ausghedem kann, und ver- 
bietet solche Vorgänge zudem bei einer Überschul- 
dung des Einzelkaufmanns. 


Zu § 152 

(Vgl. §§ 50, 56 a UmwG). 

§ 152 erweitert in Satz 1 die für einen Einzelkaufmann 
bestehenden Umwandlungsmöglichkeiten zunächst 
dahin, daß er sein Geschäftsvermögen im Wege der 
Ausghederung zur Aufnahme durch Sonderrechts- 
nachfolge auch auf bereits bestehende KapitalgeseU- 
schaften übertragen kann, an denen er dann die seiner 
Sacheinlage entsprechende Beteiligung erwirbt. Da- 
bei handelt es sich um die sachenrechtliche Erleichte- 
rung der sogenannten Einbringung. Da dieser Vor- 
gang bereits im Umwandlungssteuerrecht erfaßt ist, 
soll er auch geseUschaftsrechthch zugelassen wer- 
den. 

Daneben soll es dem Einzelkaufmann auch ermög- 
hcht werden, in eine PersonenhandelsgeseUschaft 
einzutreten und seine Einlage in einem Akt in diese 
GeseUschaft zu überführen. Auch für diese Erleichte- 
rung kann sich ein Bedürfnis ergeben. Entsprechen- 
des gilt für die Einbringung in eine Genossenschaft. 

Dagegen muß die Ausghederung zur Neugründung 
(Ausgründung) auf die bisher schon möghchen Fähe 
der Errichtung einer KapitalgeseUschaft beschränkt 
bleiben. Bei PersonenhandelsgeseUschaften ist die 
Gründung einer Einmann-Gesellschaft begrifflich 
ausgeschlossen. Ebensowenig ist die Neugründung 
einer Einmann-Genossenschaft vorstellbar. 

Einer Anregung aus der Wissenschaft, die Ausghede- 
rung auch dem nicht in das Handelsregister eingetra- 
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genen Minderkaufmann zu eröffnen, soll dagegen 
nicht gefolgt werden, weil dies weitgehende Möglich- 
keiten eröffnen würde, die allgemeinen zivilrechtli- 
chen Vorschriften über die Übertragung von Gegen- 
ständen imd die Überleitimg von Verbindlichkeiten 
zu umgehen. 

Satz 2 des § 152 übernimmt unter Einbeziehung der 
neuen Ausgliederungsfälle die jetzige Regelung, die 
durch das Einführungsgesetz zum Gesetz zur Reform 
des Insolvenzrechts vorgesehen werden soll (vgl. je- 
weils die Sätze 2 der §§ 50, 56 a UmwG). 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Ausgliederung 
zur Aufnahme 

Nach § 52 Abs. 4, § 56c Abs. 3 Satz 2 UmwG hat der 
Etnzelkaufmann seiner Umwandlimgserklärung eine 
Vermögensübersicht beizufügen, die an das von ihm 
betriebene und zu übertragende Unternehmen an- 
knüpft. Nach § 52 Abs. 4 Nr. 2 zweiter Halbsatz 
UmwG kaim jedoch der Einzelkaufmann schon heute 
Gegenstände seines Privatvermögens in diese Über- 
sicht auf nehmen und die Gegenstände dadurch dem 
Unternehmen widmen. Dieses Verfahren imterschei- 
det sich im Ergebnis nicht wesentlich von der Mög- 
lichkeit, die Vermögensgegenstände des kaufmänni- 
schen Unternehmens und des Privatvermögens nach 
Belieben in den Ausgliederungsvorgang einzubezie- 
hen oder nicht, wie dies nach § 126 Abs. 1 Nr. 9 des 
Entwurfs anderen spaltungsfähigen Rechtsträgern 
möglich ist (vgl. die Begründimg zu § 126 Abs. 1 
Nr. 9). Entscheidend ist vielmehr, daß im Rechtsver- 
kehr ausreichende Klarheit über die Zuordnimg der 
einzelnen Vermögensgegenstände imd Verbindlich- 
keiten besteht. Dies wird aber durch die genannten 
Vorschriften sichergestellt. Das Erfordernis der nota- 
riellen Beurkundimg von Ausgliederungsvertrag oder 
Ausgliederungsplan schafft eine weitere Sicherung. 
Deshalb sollen über § 126 Abs. 1 Nr. 9 hinaus keine 
zusätzlichen Angaben des Einzelkaufmaims in dem 
Ausgliederungs- imd Übemahmevertrag oder in dem 
Ausgliederungsplan verlangt werden. Auch für die- 
sen Vorgang soll vielmehr die vertragliche Ausgestal- 
tung den Beteiligten freigestellt werden. 


Zu § 153 

Da der Einzelkaufmann nicht über seine eigenen 
Gründe für die Ausgliederung unterrichtet werden 
muß, entfällt für ihn selbst der Ausgliederungsbericht. 
Davon imabhängig ist die Frage zu beantworten, ob 
er einen solchen Bericht für die Anteilsinhaber der 
übernehmenden Rechtsträger erstellen muß. 


Zu § 154 

(Vgl. § 54 Abs. 2, § 56e Abs. 2 UmwG). 

Während die Regelungen in § 54 Abs. 1 und § 56 e 
Abs. 1 UmwG bereits durch die allgemeinen Vor- 
schriften über die Ausgliederung erfaßt sind, bedarf es 


für die besonderen Gründe, aus denen die Eintragung 
der Ausgliederung vom Registergericht abgelehnt 
werden kann, auch für die Ausgliederung zur Auf- 
nahme einer Vorschrift. Diese übernimmt das für die 
errichtende Umwandlung bisher geltende Recht, 
jedoch mit Ausnahme des § 54 Abs. 2 Nr. 1 UmwG. Da 
aus den oben dargelegten Gründen die Zuweisung 
der Vermögensgegenstände in das Ermessen des 
Einzelkaufmanns gestellt werden soll, kommt es auf 
die Vollständigkeit des Vermögensverzeichnisses 
nicht mehr an. 


Zu § 155 

(Vgl. § 55 Abs. 1 Satz 3, 4, § 56f Abs. 1 Satz 3, 4 
UmwG). 

§ 155 übernimmt das geltende Recht für den Fall, daß 
der Einzelkaufmann sein gesamtes Unternehmen aus- 
gliedert. Nur in diesem Fall, nicht dagegen bei einer 
Teilausgliederung unter teilweiser Fortführung der 
unternehmerischen Tätigkeit, kann das Erlöschen der 
Firma cQs Rechtsfolge der Ausgliederung angeordnet 
werden. 


Zu § 156 

(Vgl. § 55 Abs. 2, 3, § 56f Abs. 2 UmwG). 

Die Vorschrift über den Gläubigerschutz entspricht 
geltendem Recht. 


Zu § 157 

(Vgl. §§ 56, 56 f Abs. 2 UmwG). 

Die Vorschrift regelt die erforderliche Haftimgsbe- 
grenzung nach dem Vorbild des § 45. Haftet der 
Einzelkaufmann jedoch nach der Umwandlimg auch 
als Gesellschafter des aufnehmenden Rechtsträgers 
(also z. B. als persönlich haftender Gesellschafter 
einer oHG oder als Komplementär einer KG) persön- 
lich, so besteht kein Bedürfnis für eine zeitliche 
Begrenzimg der Haftung. Dies stellt Absatz 1 Satz 2 
klar. 


Zum Dritten Unterabschnitt — Ausgliederimg 
zur Neugründimg 

Zu § 158 

(Vgl. § 51 Abs. 2, § 56b Abs. 2 UmwG). 

Die dem geltenden Umwandlungsrecht nachgebilde- 
ten §§153 bis 157 müssen auch für die Ausgliederung 
eines einzelkaufmännischen Unternehmens zur Neu- 
gründimg gelten. Als neue Unternehmen kommen 
nach § 152 wie bisher nur Kapitalgesellschaften in 
Betracht. 
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Zu § 159 

(Vgl. § 53 Abs. 2, 3 UmwG). 

Absatz 1 regelt für den Fall der Neugründung einer 
Kapitalgesellschaft durch einen Einzelkaufmann den 
Umfang des Sachgründungsberichts der Gesellschaf- 
ter und des Gründungsberichts der Organe. 

Absatz 2 paßt die Regelung des geltenden Rechts (vgl. 
§ 53 Abs. 2 UmwG) an die Systematik des Entwurfs 
an. Da der Einzelkauf maim sein Geschäfts- und Pri- 
vatvermögen beliebig aufteilen kann (vgl. die Be- 
gründung vor § 153), entfällt ein Teil der bisher 
vorgesehenen Prüfung. 

Absatz 3 entspricht § 53 Abs. 3 UmwG. 


Zu § 160 

(Vgl. §§ 54, 56 e UmwG). 

Entsprechend der bisherigen Regelimg im Umwand- 
lungsgesetz sollen nach Absatz 1 die erforderlichen 
Anmeldungen zur Eintragung in das oder die betrof- 
fenen Register von dem Einzelkaufmann, der sein 
Unternehmen überträgt, und sämtlichen Mitgliedern 
der Vertretungs- und Aufsichtsorgane der neuen Ge- 
sellschaften gemeinsam vor genommen werden. An- 
ders als nach dem Umwandlungsgesetz kaim es sich 
hier um mehrere Register handeln, weil der Einzel- 
kaufmann sein Unternehmen bei der Ausgliederung 
— ähnlich wie bei einer Aufspaltung anderer Unter- 
nehmensformen — auf mehrere neue Unternehmen 
aufteilen kann. 

Absatz 2 übernimmt die bisher geltenden Regelungen 
für die Prüfungspflicht des Registergerichts und die 
Ablehnimg der Eintragung, soweit dies erforderlich 
ist. 


Zum Achten Abschnitt — Ausgliederung aus 
dem Vermögen rechtsfähiger Stiftungen 

In neuerer Zeit hat sich ein Bedürfnis ergeben, die von 
einer rechtsfähigen Stiftung des Bürgerlichen Rechts 
(vgl. §§80 bis 88 BGB) selbst betriebenen Unterneh- 
men auf Handelsgesellschaften zu überführen. Dieses 
Bedürfnis ist besonders von den sogenannten Freien 
Sparkassen geltend gemacht worden, die keine Mög- 
lichkeit sehen, in der Rechtsform der Stiftung mit 
Kreditinstituten anderer Rechtsform gleichberechtigt 
in Wettbewerb zu treten. 

Die Überführung einer untemehmenstragenden Stif- 
tung in die Rechts form einer Handelsgesellschaft 
unter Beseitigung der bisherigen Rechtsform wird 
jedoch kaum einmal dem Willen des Stifters entspre- 
chen, der als oberstes Gebot des Stiftungsrechts stets 
beachtet werden muß (vgl. BVerfGE Band 40 S. 347). 
Außerdem scheitert die Umwandlung einer Stiftimg in 
eine der Rechtsformen des Gesellschaftsrechts durch 
Verschmelzung, Aufspaltung, Abspaltung oder 
Rechtsformwechsel schon daran, daß es bei der Stif- 
tung keine Anteilsinhaber gibt, denen die Anteile an 
dem oder den übernehmenden Rechtsträgern zuge- 


wiesen werden köimten. Als Inhaber der Anteile kann 
nach einer Umwandlung stets nur die fortbestehende 
Stiftung selbst in Betracht kommen. Der Entwurf 
erfaßt deshalb die Umwandlung von Stiftungen in 
Handelsgesellschaften in den Vorschriften über die 
Ausgliedenmg. Dadurch wird es Stiftungen ermög- 
licht, ihr Betriebsvermögen in eine Handelsgesell- 
schaft, in der Regel wohl eine neu zu gründende 
Kapitalgesellschaft, einzubringen und sich auf die 
Rolle einer Holding zu beschränken, die — jedenfalls 
zunächst — alleinige Anteilsinhaberin der neuen 
Gesellschaft ist. Zugleich soll ermöglicht werden, den 
Betrieb der Stiftung in einer dem modernen Wirt- 
schaftsleben angepaßten Form weiterzuführen. 

Wiederum sollen wie auch in anderen Abschnitten die 
Ausgliedenmg zur Aufnahme und die Ausgliederung 
zur Neugründung zulässig sein, hier aber zusammen 
geregelt werden. 


Zu § 161 

Die Möglichkeit der Ausgliedenmg wird wie bei dem 
Unternehmen eines Einzelkaufmaims eröffnet (vgl. 
§ 152 Satz 1). Allerdings soll die Einbringung in eine 
Genossenschaft nicht möglich sein, weil dafür kein 
Bedürfnis besteht. 


Zu § 162 

Auf die interne Willensbildung einer Stiftung über die 
Ausgliederung von Teilen ihres Vermögens sollen 
gnmdsätzlich die jeweiligen Bestimmungen des Stif- 
tungsrechts, insbesondere also die landesrechtlichen 
Vorschriften und die jeweilige Stiftungssatzung, an- 
wendbar sein. Da die Stiftung keine Anteilsinhaber 
hat, bedarf es hiernach in aller Regel lediglich eines 
Beschlusses des Geschäftsführungs- und Vertretungs- 
organs der Stiftung. In diesem Fall kommt dem Aus- 
gliedenmgsbericht keine Funktion mehr zu, so daß er 
entbehrlich ist. Etwas anderes gilt jedoch, wenn das 
anwendbare Stiftungsrecht die staatliche Genehmi- 
gung oder bei Lebzeiten des Stifters dessen Zustim- 
mung zu einer Änderung der Satzung oder des Zwek- 
kes der Stiftung vorsieht. Wie auch bei Rechtsträgern 
anderer Rechtsform, deren Umwandlimg als einer 
Änderung des Gesellschaftsvertrages, der Satzung 
oder des Statuts gleichgestellt zu erachten ist, so daß 
sich die Vorschriften über die Umwandlung an den für 
eine solche Änderung vorgesehenen Bestimmungen 
orientieren müssen, sind die für den Fall einer Ände- 
nmg der Satzung oder des Zweckes einer Stiftung 
stiftungsrechtlich vorgeschriebenen Genehmigungs- 
und Zustimmimgserfordemisse auch bei einer Aus- 
gliederung aus dem Vermögen einer Stiftung zu 
beachten. In diesem Fall sind die zuständige Behörde 
und ein etwa noch lebender Stifter über die von dem 
Geschäftsführungs- und Vertretungs organ der Stif- 
tung vorbereitete Ausgliedenmg vorab ausführhch zu 
imterrichten. Hierzu ist ein Ausgliedenmgsbericht zu 
erstellen (Absatz 1 ) und der zuständigen Behörde oder 
dem noch lebenden Stifter oder beiden zu übermitteln 
(Absatz 2 Satz 1 ), Damit der Vorschlag zur Ausgliede- 
nmg des Betriebes der Stiftung von allen Vorstands- 
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mitgliedem getragen wird, dadurch die wirtschaftli- 
che Zweckmäßigkeit des Vorschlags zusätzlich 
sichergestellt wird und unangemessene Sondervor- 
teile eines einzelnen Vorstandsmitglieds vermieden 
werden, muß der Bericht von allen Vorstandsmitglie- 
dern unterzeichnet werden (Absatz 2 Satz 2). Aus 
ähnlichen Gründen soll auch ein etwa durch die 
Satzung der Stiftung eingesetztes Aufsichtsorgan 
durch seinen Vorsitzenden dem Bericht zustimmen 
müssen. Dessen Unterschrift bedarf allerdings nicht 
der Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsorgans; 
denn dies würde das Verfahren zu schwerfällig 
machen. 


Zu § 163 

Wie bereits zu § 162 ausgeführt, soll für die interne 
Willensbildung das jeweilige Stiftungsrecht maßgeb- 
lich sein (Absatz 1). 

Absatz 2 hat daher nur dann Bedeutung, wenn das 
nach Absatz 1 anwendbare Stiftungsrecht entspre- 
chende Vorschriften nicht enthält. Die Vorschrift 
berücksichtigt dabei sowohl den Regelfall, daß man- 
gels Anteilsinhaber der Ausgliederungsbeschluß nur 
von dem Geschäftsführungs- und Vertretungsorgan 
der Stiftung gefaßt werden kann, als auch die Beson- 
derheit einiger Stiftungen, deren Satzungen derartige 
Entscheidungen, insbesondere Satzungsändenmgen, 
einem anderen Stiftungsorgan zuweisen. 

Die Pflicht zur notariellen Beurkundung (Absatz 3) 
entspricht der üblichen Regelung; auf sie kann aus 
den zu § 6 und § 13 Abs. 3 Satz 1 dargelegten Grün- 
den selbst dann nicht verzichtet werden, wenn das für 
die Beschlußfassung nach Absatz 1 anwendbare Stif- 
tungsrecht ein solches Formerfordernis nicht kennt. 
Die Beurkundungspflicht soll hier zur Klarstellung 
trotz § 13 Abs. 3 Satz 1 besonders angeordnet werden, 
weü Beschluß und Zustimmungserklänmgen nicht 
von Anteüsinhabem ausgehen. Soweit das nach 
Absatz 1 anzuwendende Stiftungsrecht die Zustim- 
mung eines vorhandenen Aufsichtsorgans und des 
noch lebenden Stifters vorsieht, kann aus den vorste- 
henden Gründen auch für diese Erklärungen auf die 
notarielle Form nicht verzichtet werden. 


Zu § 164 

Die Beantwortung der Frage, ob die Ausghedenmg 
der staatlichen Genehmigung bedarf, soll nach 
Absatz 1 dem auf die jeweilige Stiftung anwendbaren 
Stiftungsrecht überlassen bleiben. Da, wie zu § 162 
ausgeführt, die Ausgliedenmg einer Satzungs- oder 
Zweckändenmg vergleichbar ist, ist eine staatliche 
Genehmigrmg der Ausgliedenmg dann erforderlich, 
wenn auch eine solche Satzungs- oder Zweckände- 
nmg genehmigungspflichtig wäre. — Die Regelung 
des Absatzes 1 läßt die Frage unberührt, ob eine 
aufsichtsbehördliche Genehmigung aus anderen, 
branchenspezifischen Gründen erforderlich ist. 

Soweit nach Absatz 1 eine staatliche Genehmigung 
erforderlich ist, ist ihr vorrangiges Ziel, die Vereinbar- 
keit von strukturändemden Maßnahmen mit dem in 


der Satzung zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Stifters, an den die Organe der Stiftung und die 
zuständige Aufsichtsbehörde gebunden sind, zu über- 
wachen. Die Umwandlung der Stiftung in der Form 
der Ausgliedenmg soll daher nur genehmigt werden, 
wenn wesentliche Umstände die Armahme nahele- 
gen, daß der Stifter seinen Willen den veränderten 
Umständen angepaßt hätte, um einen gedeihlichen 
Fortbestand der Stiftung und eine bessere Erfüllung 
des Stiftungszwecks zu ermöglichen. Dieser Grund- 
satz kommt in Absatz 2 Satz 1 zum Ausdruck, dessen 
Fassung sich an landesrechtliche Vorschriften anlehnt 
(vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 3 des Stiftungsgesetzes von Schles- 
wig-Holstein vom 13. Juli 1972 — GVOBl. 1972 
S. 123). 

Nach Satz 2 ist über die entsprechende Anwendung 
des § 87 Abs. 2 Satz 1 BGB auch den Interessen der 
Begünstigten einer Stiftung Rechnung zu tragen. 

Soweit eine staatliche Genehmigimg erforderlich ist, 
ermöglicht dies auch zugleich, auf eine besondere 
Prüfung des Registergerichts darüber zu verzichten, 
ob die Stiftung für die Ausgliedenmg die nötigen 
Mittel hat, wie dies für den Einz eikauf maim § 154 des 
Entwurfs und § 54 Abs. 2 UmwG bestimmen. Der 
Verzicht auf eine solche registerrechtliche Prüfung ist 
jedoch dann nicht mehr möglich, wenn die Ausglie- 
denmg nach Absatz 1 einer staatlichen Genehmigung 
nicht bedarf. In diesem Falle ist daher nach Absatz 3 
eine § 154 entsprechende registerrechtliche Prüfung 
vorzunehmen. 


Zu § 165 

Bei der Gründung einer Kapitalgesellschaft sollen 
Sachgründungsbericht bei einer GmbH, Gründungs- 
bericht und Gründungsprüfungsbericht bei einer AG 
stets vorgelegt werden müssen, wie dies auch bei der 
Aufspaltung, der Abspaltung und der Neugründung 
durch einen Einzelkaufmann vorgesehen ist; denn 
auch bei einer Stiftung hat eine vorherige Prüfung des 
Vermögens wertes nicht stattgefunden. Zur Sichenmg 
des Kapitals der neuen Gesellschaft sollen im Grün- 
dungsbericht auch Geschäftsverlauf und Lage des von 
der Stiftung betriebenen Unternehmens dargestellt 
werden. 


Zu § 166 

Die Vorschrift entspricht deijenigen bei der Ausglie- 
denmg durch einen Einzelkaufmann (vgl. § 156 
Abs. 1), weil die Lage der Gläubiger gleich ist. 


Zu § 167 

Für die zeitliche Begrenzung der Haftung der Stiftung 
soll auf § 157 verwiesen werden, weil die Sachlage 
auch hier die gleiche ist. 
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Zum Neunten Abschnitt — Ausgliederung aus 
dem Vermögen von Gebietskörperschaften oder 
Zusammenschlüssen von Gebietskörperschaften 

Der Neunte Abschnitt betrifft die Privatisierung von 
Regiebetrieben und Eigenbetrieben der öffentlichen 
Hand. Er geht auf die §§ 57 und 58 UmwG zurück, 
paßt deren Inhalt jedoch der Systematik des Gesetzes 
an, die auch für die Ausgliederung diuch Einzelkauf- 
leute und durch Stiftungen vorgesehen werden soll. 

Die Möglichkeiten, Unternehmen von Gebietskörper- 
schaften und deren Zusammenschlüssen, insbeson- 
dere von Gemeindeverbänden, auszugliedem, sollen 
jedoch erweitert werden, um der zunehmenden Ten- 
denz, bestimmte Dienste der Daseinsvorsorge im 
kommunalen Bereich auf private Rechtsträger zu 
übertragen, besser Rechnung tragen zu können. 


Zu § 168 

(Vgl. § 57 Abs. 1, § 58 Abs. 1 UmwG). 

Diese Erweiterung besteht zunächst darin, daß auch 
die Ausgliedenmg zur Aufnahme durch bereits beste- 
hende Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung zugelassen werden soll; da- 
neben können auch Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, Personenhandelsgesellschaften und eingetra- 
gene Genossenschaften übernehmende Unterneh- 
men sein. Auch für diese Form der Privatisienmg kann 
sich ein Bedürfnis ergeben, insbesondere dann, wenn 
eine Körperschaft zum Zwecke der Rationalisienmg 
und Kostenersparnis ihren Regiebetrieb oder Eigen- 
betrieb auf einen bereits bestehenden privatrechtlich 
organisierten Dienst einer anderen Körperschaft über- 
tragen will. 

Bei der Ausgründung soll über die bisherige Regelung 
hinaus auch die Gründung einer neuen Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien zulässig sein. 

Alle Fälle sind davon abhängig, daß der Ausgliede- 
rung keine bundes- oder landesrechtlichen Vorschrif- 
ten entgegenstehen. Anders als bisher muß aber die 
Ausgliederung nicht mehr ausdrücklich oder sinnge- 
mäß durch Bundes- oder Landesrecht zugelassen sein; 
vielmehr soll ihr niu ein gesetzliches Verbot entge- 
genstehen. Diese Lösung soll es überflüssig machen, 
im Einzelfall eine Ausgliederung gesetzlich zulassen 
zu müssen, um sie überhaupt erst möglich zu machen; 
dies wäre zu schwerfällig. 

Gegenüber den Ausgliedenmgsmöglichkeiten, die 
für andere Rechtsträger im Ersten bis Achten Ab- 
schnitt zugelassen sind, ist die Regelung des Neunten 
Abschnitts etwas enger. Die Körperschaft oder der Zu- 
sammenschluß kann nur dann einen Vermögens teil 
im Wege der Ausgliederung übertragen, wenn dieser 
ein Unternehmen ist. Die Übertragung kann ferner 
dieses Unternehmen nur als Ganzes erfassen und es 
nm auf einen einzigen übernehmenden oder neuen 
Rechtsträger überleiten. Diese Einschränkung ent- 
spricht nicht nur dem insoweit bewährten geltenden 
Recht, sondern ist auch deshalb notwendig, weil die 
Wirkungen der Ausgliedenmg an eine Registereintra- 
gung angeknüpft werden müssen, diese aber nur bei 


dem übernehmenden oder neuen Rechtsträger sicher- 
gestellt ist; denn Regiebetriebe oder Eigenbetriebe 
müssen nicht in ein Register eingetragen werden (vgl. 
§ 36 HGB). Die Anknüpfung an eine bloße Bekannt- 
machung diuch die Organe des Regiebetriebes oder 
Eigenbetriebes, die zudem gesetzlich angeordnet 
werden müßte, ohne vorherige registergerichtliche 
Prüfung eines Eintragimgsantrags entspräche nicht 
den Bedürfnissen der Rechtssicherheit. Die Anknüp- 
fung etwa an die letzte Eintragimg bei einer von 
mehreren übernehmenden oder neuen Gesellschaf- 
ten oder Genossenschaften würde eine für die Praxis 
der Registergerichte unnötig komplizierte Regelung 
erfordern. Zudem ist ein Bedürfnis für die Zulassung 
gleichzeitiger Ausgliedenmgen auf mehrere über- 
nehmende oder neue Rechtsträger jedenfalls im 
Bereich der öffentlichen Hand bisher nicht geltend 
gemacht worden. 


Zu § 169 

Die Vorschrift entspricht in Satz 1 § 153 und § 162. 
Satz 2 stellt klar, daß die Entscheidimg über eine 
Ausgliederung nach den öffentlich-rechtlichen Vor- 
schriften, die für die Gebietskörperschaft oder den 
Zusammenschluß gelten, zu treffen ist. 


Zu § 170 

Auch § 170 hat Vorbilder in den §§ 159 und 165, auf 
deren Begründimg Bezug genommen wird. 


Zu § 171 

(Vgl. § 57 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 jeweils in Verbin- 
dung mit § 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 UmwG). 

Die Wirkungen der Ausgliederung werden aus den zu 
§168 dargelegten Gründen an die Eintragung der 
Ausgliederung bei dem übernehmenden Rechtsträger 
oder an die Eintragimg des neuen Rechtsträgers an- 
geknüpft. Dies entspricht für den zweiten Fall gelten- 
dem Recht. 


Zu § 172 

(Vgl. § 57 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 jeweils in Verbin- 
dung mit § 55 Abs. 2 Satz 1 und 2 UmwG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht und dehnt 
es auf die neuen Fälle aus. 


Zu § 173 

(Vgl. § 57 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 jeweils in Verbindung 
mit § 56 UmwG). 

Diese Regelung entspricht ebenfalls dem geltenden 
Recht sowie derjenigen für den Einzelkaufmann und 
die Stiftung. 
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Zum Vierten Buch — 
Vermögensübertragung 

Das Vierte Buch des Gesetzentwurfs übernimmt 
zunächst die Regelungen der Vermögensübertra- 
gung, die das geltende Recht in den §§ 359, 360 AktG, 
§§ 44 b, 44 c und 53 a VAG kennt. Hinzu sollen einmal 
die Fälle treten, die der Regierungsentwurf des 
GmbH-Gesetzes im Jahre 1971 (Bundestags-Druck- 
sache 7/253) in den §§ 285, 286 vorgeschlagen hatte, 
um auch hier für Kapitalgesellschaften entsprechend 
den aufgetretenen Bedürfnissen eine Gleichstellung 
bei den Möglichkeiten einer Umwandlung zu schaf- 
fen. Eine Erweiterung ist ferner im Bereich der Versi- 
cherungsuntemehmen vorgesehen. 

In der Sache handelt es sich um FäUe, die der 
Verschmelzung entsprechen, bei denen es jedoch 
wegen der Struktur der beteiligten Rechtsträger nicht 
zu einem Umtausch von Anteilen kommen kann, und 
für deren Erleichterung durch Gesamt- oder Sonder- 
rechtsnachfolge ein Bedürfnis besteht. 

Auch im Vierten Buch werden die zum Teil langen 
Vorschriften des geltenden Rechts neu gegliedert, um, 
soweit möglich, die Übersichtlichkeit des Gesetzes zu 
verbessern. 


Zum Ersten Teil — Möglichkeit der 
Vermögensübertragung 

Ähnlich dem jeweils Ersten Abschnitt des Ersten Teils 
des Zweiten und Dritten Buches enthält der Erste Teü 
des Vierten Buches Begriffsbestimmungen der Ver- 
mögensübertragimg und legt die Rechtsträger fest, 
die an einem solchen Vorgang beteiligt sein kön- 
nen. 


Zu § 174 

Die Definition der Vollübertragung in Absatz 1 ent- 
spricht derjenigen in § 2 Nr. 1 für die Verschmelzung, 
jedoch mit zwei Unterschieden. Einmal wird — wie 
bereits erwähnt — der Umtausch der Anteüe durch 
eine Gegenleistung anderer Art ersetzt. Zum zweiten 
wird nur die Vermögensübertragung von einem ein- 
zigen Rechtsträger auf einen anderen bereits beste- 
henden Rechtsträger zugelassen, wie dies dem gel- 
tenden Recht entspricht; ein weitergehendes Bedürf- 
nis hat sich nicht gezeigt. 

Beides güt auch für die Definitionen der Teüübertra- 
gung in Absatz 2. Diese Rechtsfiguren sind neu. Sie 
entsprechen der Aufspaltung, der Abspaltung und der 
Ausgliederung zur Aufnahme in § 123. Teilweise 
bilden sie zu ihnen das Gegenstück. 

Die Möglichkeit des der Ausghederung ähnlichen, in 
Absatz 2 Nr. 3 erfaßten Falles wird hier zwar zum 
Untemehmensverkauf, weil an die Stelle der Anteile 
eine Gegenleistung tritt, die in der Regel in Geld 
bestehen wird. Auch bei einer solchen Fallgestaltung 


können die Anteilsinhaber des übertragenden Rechts- 
trägers ein Interesse daran haben, daß die Teilveräu- 
ßerung des Unternehmens ihres Rechtsträgers an ihre 
Zustimmung gebunden wird. Auf der anderen Seite 
wird der Vorgang erleichtert, weil die Sonderrechts- 
nachfolge zugelassen wird und damit lästige Einzel- 
übertragungen und -übernahmen entfallen, deren 
große Zahl einen solchen Vorgang erschweren, wenn 
nicht sogar verhindern könnte. Auch hier treten die 
Möglichkeiten des Umwandlungsgesetzes neben die 
sonst möglichen Übertragimgsakte des allgemeinen 
Rechts; ein Untemehmenskauf bleibt also in der 
bisherigen Form zulässig. 


Zu § 175 

(Vgl. § 360 AktG, §§ 44 b, 44 c. 53 a VAG). 

§ 175 zählt die Fälle möglicher Vermögensübertra- 
gungen abschließend auf und bezeichnet zugleich 
diejenigen Rechtsträger, die als übertragende oder 
übernehmende Rechtsträger an einem solchen Vor- 
gang beteiligt sein können. Die Vorschrift hat die §§ 3, 
124 als Vorbilder. 


Zum Zweiten Teil — Übertragung des 
Vermögens oder von Vermögensteilen einer 
Kapitalgesellschaft auf die öffentliche Hand 

Im Zweiten Teil des Vierten Buches sollen die FäUe 
der Übertragung des Vermögens einer Kapitalgesell- 
schaft, also einer GmbH, AG oder KGaA, auf einen 
Träger der öffentlichen Hand zusammengefaßt wer- 
den. 


Zum Ersten Abschnitt — Vollübertragung 

Der Erste Abschnitt betrifft die Vollübertragung im 
Sinne des § 174 Abs. 1 und des § 175 Nr. 1. 


Zu § 176 

(Vgl. § 359 Abs. 2 Satz 1, 2, 4 AktG, § 285 Abs. 2 RegE 
GmbHG). 

§ 176 erklärt wie die jetzige Regelung in § 359 AktG 
das für eine übertragende Gesellschaft geltende Recht 
der Verschmelzung aus dem Zweiten Buch für ent- 
sprechend anwendbar (Absatz 1), soweit es für den 
Übertragungsvorgang paßt. Dabei wird die Technik 
der allgemeinen Verweisimg mit Ausnahmen beibe- 
halten, wie sie auch in den anderen Büchern des 
Gesetzes verwendet worden ist. 

Die Ausnahmen ergeben sich aus Absatz 2. Sie tragen 
der Tatsache Rechmmg, daß kein Anteilstausch statt- 
findet (Satz 1 und 3) und daß die öffentlich-rechtlichen 
Rechtsträger nicht in ein Register eingetragen sind 
(Satz 2). 
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Satz 4 trägt der Tatsache Rechnung, daß der soge- 
nannte Verwässerungsschutz des § 23, der den Inha- 
bern von Sonderrechten einen Individualanspruch auf 
ein gleichwertiges Recht in dem übernehmenden 
Rechtsträger gewährt, bei der öffentlichen Hand als 
Übernehmer anders ausgestaltet werden muß, weil 
gleichwertige Sonderrechte an der öffentlichen Hand 
nicht denkbar sind. Der Anspruch soll daher auf eine 
angemessene Barabfindung gerichtet sein. 

Absatz 4 enthält eine Klarstellung. Es versteht sich von 
selbst, daß die Maßnahmen, die nach Staats- und 
Verwaltungsrecht für einen öffentlich-rechtlichen 
Rechtsträger erforderlich sind, den dafür maßgeben- 
den Vorschriften folgen müssen. 


Zum Zweiten Abschnitt — Teilübertragung 

Die in § 174 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 imd § 175 Nr. 1 
definierten Teilübertragungen entsprechen den drei 
Vorgängen der Spaltung nach dem Dritten Buch. Sie 
erfassen, insbesondere in der Form der Ausgliede- 
rung, die Fälle, in denen ein gewerbliches Unterneh- 
men Teile auf verschiedene Rechtsträger der öffentli- 
chen Hand, etwa verschiedene Gemeinden übertra- 
gen will. Eine solche Möglichkeit kann vor allem im 
Bereich der Energieversorgungsuntemehmen von 
Interesse sein. 


Zu § 177 

Die Vorschrift folgt der Systematik des § 176 und 
enthält eine entsprechende Regelung. 

Für die entsprechende Anwendimg der Vorschriften 
des Dritten und des Zweiten Buches (Absatz 1 ) kommt 
es darauf an, welchem Typ der Spaltimg die Teilüber- 
tragung entspricht. Dies hängt einmal davon ab, ob 
die übertragende Kapitalgesellschaft aufgelöst wird 
(Aufspaltimg) oder bestehen bleibt (Abspaltung, Aus- 
gliederung), zum anderen davon, wem die Gegenlei- 
stimg zufließen soll, den Gesellschaftern oder Aktio- 
nären (Aufspaltung oder Abspaltimg) oder der über- 
tragenden Gesellschaft (Ausgliederung). 

Absatz 2 enthält durch Verweisung auf § 176 Abs. 2 
bis 4 die auch hier erforderlichen Abweichungen. Sie 
entsprechen denen bei der Vollübertragung, wie dies 
sachgerecht ist. 


Zum Dritten Teil — Vermögensübertragung 
unter Versicherungsuntemehmen 

Der Dritte Teil des Vierten Buches regelt die Vermö- 
gensübertragungen imter Versicherungsuntemeh- 
men entsprechend dem geltenden Recht sowie imter 
Einbeziehung der öffentlich-rechtlichen Versiche- 
rungsuntemehmen, 


Zum Ersten Abschnitt — Übertragung des 
Vermögens einer Aktiengesellschaft auf 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit oder 
öffentlich-rechtliche Versicherungsuntemehmen 

Dieser Abschnitt betrifft die Übertragung des Vermö- 
gens einer Versicherungs-AG auf Versicherungs ver- 
eine auf Gegenseitigkeit oder auf öffentlich-recht- 
liche Versicherungsuntemehmen. Er ist wiederum 
unterteilt in die Regelung der Vollübertragung (Erster 
Unterabschnitt) und der Teilübertragungen (Zweiter 
Unterabschnitt). 


Zum Ersten Unterabschnitt — Vollübertragung 


Zu § 178 

(Vgl. § 360 Abs. 2 bis 5 AktG, § 44 c Abs. 2 Satz 2 
VAG). 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem geltenden 
Recht und dem § 176 unter Einbeziehung der öffent- 
lich-rechtlichen Versicherungsuntemehmen. Der Be- 
griff des Entgelts in § 360 AktG soll jedoch durch den 
weiteren Begriff der Gegenleistung (vgl. § 174 Abs. 1) 
ersetzt werden. Es soll der Praxis überlassen bleiben, 
welche Art der Gegenleistung gewährt wird. Für 
ein übernehmendes öffentlich-rechtliches Versiche- 
rungsuntemehmen wird die Regelung in § 44 c Abs. 2 
Satz 2 VAG beibehalten. Der Genehmigungs Vorbe- 
halt für das Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungswesen wird in § 14 a VAG auf genommen. 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Teilübertragung 


Zu § 179 

Die Regelung für die drei Arten der Teilübertragung 
entspricht der in § 177. 


Zum Zweiten Abschnitt — Übertragung des 
Vermögens eines Versichemngsvereins auf 
Gegenseitigkeit auf Aktiengesellschaften oder 
öffentlich-rechtliche Versichemngsuntemehmen 

Der Zweite Abschnitt regelt den umgekehrten Fall 
wie der Erste Abschnitt, nämlich die Vermögensüber- 
tragung von einem großen WaG auf Versicherungs- 
AG sowie zusätzlich auf öffentlich-rechtliche Versi- 
cherungsuntemehmen, wobei wiederum zwischen 
Vollübertragung und Teilübertragung in zwei Unter- 
abschnitten unterschieden wird. 
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Zxim Ersten Unterabschnitt — Vollübertragung 

Zu § 180 

(Vgl. § 44b Abs. 2, Abs. 3 Satz 1, 2, Abs. 4 Satz 4, 
Abs. 5, 9 § 44 c Abs. 2 Satz 2 VAG). 

Die Vorschriften des VAG sind im Grundsatz sachlich 
unverändert übernommen, jedoch neu gegliedert 
worden. 

Das Spruchverfahren soll dem des geltenden Aktien- 
rechts angepaßt werden. 


Zu § 181 

(Vgl. § 44b Abs. 4 Satz 1, 2, 3, Abs. 5 Satz 2 VAG). 

Es handelt sich um die Wiedergabe geltenden Rechts. 
Soweit dieses allerdings auch die Gewährung von 
Aktien der übernehmenden Aktiengesellschaft als 
Entgelt ermöglicht, handelt es sich sachlich nicht um 
eine Vermögensübertragung im Siime des § 174, 
sondern um eine Verschmelzimg, die nunmehr im 
Zweiten Buch mit erfaßt ist. 


Zu § 182 

(Vgl. § 44b Abs. 3 Satz 3, 4 VAG). 


Zu § 183 

(Vgl, § 44b Abs. 6, 7 VAG). 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Teilübertragung 

Zu § 184 

Die Regelimg ist neu. Sie entspricht sachlich § 179 und 
berücksichtigt durch Verweisimg auf die Vorschriften 
des Ersten Unterabschnitts die Besonderheiten dieses 
Falles. 


Zum Dritten Abschnitt — Übertragung des 
Vermögens eines kleineren Versicherungs- 
vereins auf Gegenseitigkeit auf eine 
Aktiengesellschaft oder auf ein 
öffentlich-rechtliches 
Versichenmgsuntemehmen 

Der Dritte Abschnitt betrifft die Vermögensübertra- 
gimg durch kleinere WaG auf eine Versicherungs- 
AG oder ein öffentlich-rechtliches Versicherungsim- 
temehmen. Er folgt inhaltlich dem geltenden Recht 
(§ 53 a VAG) imd im Aufbau den Verschmelzimgsre- 
geln. Sachlich verbleibt es bei der Zulassimg nur der 
VoUübertragimg. 


Zu § 185 

(Vgl. § 53a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VAG). 


Zu § 186 

(Vgl. § 53a Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 2 VAG). 


Zu § 187 

(Vgl. § 53 a Abs. 3 VAG). 

Da für den Fall der Übertragung auf eine Aktienge- 
sellschaft die Bekanntmachung der Vermögensüber- 
tragung über die Verweisungen in § 186 geregelt ist, 
bedarf es nur noch einer Sondervorschrift für die 
Übertragimg auf ein öffentüch-rechüiches Versiche- 
rungsimtemehmen. 


Zum Vierten Abschnitt — Übertragung des 
Vermögens eines öffentlich-rechtlichen 
Versicherungsunternehmens auf 
Aktiengesellschaften oder Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit 

Die Regelimg, die für öffentlich-rechtliche Versiche- 
rungsunternehmen sowohl die Vollübertragung 
(§ 188) als auch die Teilübertragung (§ 189) nach dem 
Vorbild der vorausgehenden Abschnitte zuläßt, ist 
neu. Sie entspricht inhalüich und im Aufbau ihren 
Vorbildern. 

Für die Herbeiführung der Wirksamkeit einer Voll- 
übertragung muß eine besondere Regelung getroffen 
werden (§188 Abs. 3), weil das öffentlich-rechtliche 
Versichenmgsuntemehmen nicht in ein Register ein- 
getragen ist. Entsprechendes gilt für die Teilübertra- 
gung (§ 189 Abs. 2), 


Zum Fünften Buch — Formwechsel 

Das Aktiengesetz und das Umwandlungsgesetz ent- 
halten Fallgmppen der formwechselnden Umwand- 
limg einer Kapitalgesellschaft, einer eingetragenen 
Genossenschaft, eines Versicherungsvereins auf Ge- 
genseitigkeit und einer Körperschaft oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts in eine Kapitalgesellschaftsform 
(Rechtsformwechsel im engeren Sinne) sowie der 
sogenannten errichtenden Umwandlimg einer Kapi- 
talgesellschaft imter gleichzeitiger Errichtimg einer 
Personengesellschaft, der Umwandlimg einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft durch Übertragung ihres Ver- 
mögens auf eine gleichzeitig gegründete Kapitalge- 
sellschaft und der übertragenden Umwandlung eines 
wirtschaftlichen Altvereins in eine Aktiengesellschaft. 
Diese Fallgmppen sollen im Fünften Buch nach weit- 
gehend einheitüchen Gesichtspunkten zusammenge- 
faßt und als Formwechsel geregelt werden. Außerdem 
sollen weitere, gesetzlich bisher nicht vorgesehene 
Umwandlungsmöglichkeiten geschaffen werden, um 
Regelungslücken zu schließen, die in der Praxis zu 
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Schwierigkeiten geführt haben, und um zu einer 
möglichst umfassenden, in sich geschlossenen und 
abgenmdeten Gesamtregelimg zu gelangen. 

Wie bei der Neuregelung der verschiedenen Arten der 
übertragenden Umwandlung nach dem Zweiten bis 
Vierten Buch des Entwurfs sollen für die verschiede- 
nen Formen der Handelsgesellschaften untereinander 
alle denkbaren Möglichkeiten des Formwechsels 
eröffnet werden, damit auch künftigen Bedürfnissen 
Rechnimg getragen wird. Dagegen soll die Zulassimg 
neuer Möglichkeiten des Formwechsels bei besonde- 
ren Rechtsformen der imtemehmerischen Betätigimg 
wie eingetragenen Genossenschaften, rechtsfähigen 
Vereinen imd Versichenmgsvereinen auf Gegensei- 
tigkeit im wesentlichen auf Fälle beschränkt werden, 
für die in der Praxis ein Bedürfnis geltend gemacht 
worden ist. 

Die Zusammenfassung der genannten Umwand- 
limgsfälle in einem besonderen Buch erscheint gebo- 
ten, weil sich die zu regelnden Sachverhalte sowohl 
von der Verschmelzimg imd der Vermögensübertra- 
gimg als auch von den drei Arten der Spaltimg 
imterscheiden. 

Der wesentliche Unterschied des Formwechsels 
gegenüber den anderen Arten der Umwandlimg liegt 
in der wirtschaftlichen Kontinuität des Rechtsträgers 
vor und nach dem Formwechsel. Diese Kontinuität 
beruht zum einen auf einer fast ausnahmslosen Iden- 
tität des Personenkreises, der vor imd nach der 
Umwandlung an dem Rechtsträger beteiligt ist. In 
dem Entwurf wird diese Personenidentität nur für die 
Komplementäre einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien und für bestimmte Mitglieder eines formwech- 
selnden Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit 
durchbrochen. Die persönlich haftenden Gesellschaf- 
ter einer formwechselnden Kommanditgesellschaft 
auf Aktien können mit dem Wirksamwerden des 
Formwechsels als solche aus dem Rechtsträger aus- 
scheiden oder es können einer durch den Formwech- 
sel geschaffenen Kommanditgesellschaft auf Aktien 
solche Gesellschafter im Rahmen des Formwechsels 
als Komplementäre beitreten, auch wenn sie an dem 
Rechtsträger vorher nicht beteiligt waren. Ferner 
können Mitglieder eines form wechselnden Versiche- 
rungsvereins auf Gegenseitigkeit, die dem Verein 
noch keine drei Jahre angehören, von der Beteiligung 
an der Aktiengesellschaft ausgeschlossen werden. Im 
übrigen aber soll sich der Formwechsel unter Aus- 
schluß Dritter allein im Kreise der schon bisher betei- 
ligten Anteilsinhaber vollziehen. 

Die wirtschaftliche Kontinuität, durch die sich der 
Formwechsel von anderen Arten der Umwandlimg 
unterscheidet, zeigt sich auch darin, daß der Vermö- 
gensbestand des Rechtsträgers vor und nach dem 
Formwechsel gleich bleibt. Das Vermögen des 
Rechtsträgers soU weder wie bei der Verschmelzung 
oder Vermögensübertragung mit einem anderen 
Untemehmensvermögen vereinigt noch wie in den 
drei Fällen der Spaltung in irgendeiner Weise aufge- 
teilt werden. Was sich durch den Formwechsel ändern 
soll, ist vielmehr allein die rechtliche Organisation des 
Untemehmensträgers, dem vor und nach der Um- 
wandlung dasselbe Vermögen zugeordnet wird. Des- 


halb muß der wirtschaftlichen Identität auch die recht- 
liche Identität entsprechen. 

Der Entwurf orientiert sich bei der Festlegung der 
Voraussetzungen und der Rechtsfolgen des Form- 
wechsels weitgehend an den bereits bestehenden 
Vorschriften des geltenden Rechts. Abweichend von 
den Vorschriften über die errichtende Umwandlung 
soll es für die konkrete Ausgestaltung des Formwech- 
sels jedoch nicht darauf ankommen, ob der formwech- 
selnde Rechtsträger durch die Umwandlung zur juri- 
stischen Person wird oder eine juristische Person 
durch den Formwechsel die Eigenschaft als juristische 
Person verliert. Der Entwurf geht vielmehr auch in 
diesen Fällen von der rechtlichen Identität des Rechts- 
trägers aus. Dies entspricht einer modernen Auffas- 
sung von der Natur der Personenhandelsgesell- 
schaft. 

Das Fünfte Buch beschränkt sich auf Umwandlungs- 
fälle, die einer besonderen gesetzlichen Regelung 
bedürfen. Deshalb bleiben Änderungen der Rechts- 
form, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
ein treten, unberührt. Nach geltendem Recht geht es 
hierbei vor allem um die Fälle der identitäts wahren- 
den Umwandlung innerhalb der Personenhandelsge- 
sellschaften und um den Wechsel von der Rechtsform 
einer Personenhandelsgesellschaft zur Rechtsform 
der Gesellschaft des bürgerlichen Rechts und umge- 
kehrt. Die insoweit einschlägigen Voraussetzungen 
für den Eintritt des Formwechsels sind den Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuchs zu entnehmen. 

Im Fünften Buch soUen geregelt werden der Form- 
wechsel 

— einer Personenhandelsgesellschaft in eine Kapital- 
gesellschaft (d. h. einer oHG oder KG in eine 
GmbH, AG oder KGaA) und umgekehrt (d, h. einer 
GmbH, AG oder KGaA in eine oHG oder KG); 
— hinzu tritt der seltene Fall der Umwandlung 
einer Kapitalgesellschaft in eine Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts sowie die Umwandlung in 
eine eingetragene Genossenschaft, 

— einer Kapitalgesellschaft in eine andere Form der 
Kapitalgesellschaft (d. h. einer GmbH in eine AG 
oder KGaA oder einer AG in eine GmbH oder 
KGaA oder einer KGaA in eine GmbH oder AG), 

— einer Kapitalgesellschaft in eine eingetragene 
Genossenschaft und umgekehrt (d. h. einer 
GmbH, AG oder KGaA in eine eG oder einer eG in 
eine GmbH, AG oder KGaA), 

— eines rechtsfähigen Vereins (Idealverein nach § 21 
BGB oder wirtschaftlicher Verein nach § 22 BGB) 
in eine Kapitalgesellschaft oder in eine eingetra- 
gene Genossenschaft (d. h. eines solchen Vereins 
in eine GmbH, AG, KGaA oder eG), 

— eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit in 
eine Aktiengesellschaft und schließlich 

— einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts in eine Kapitalgesellschaft (d. h. einer sol- 
chen Körperschaft oder Anstalt in eine GmbH, AG 
oder KGaA). 


136 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6699 


Gesetzessystematisch werden im Fünften Buch wie 
bei den anderen Umwandlungsarten, soweit möglich, 
nach einer Aufzählung der umwandlungsfähigen 
Rechtsträger (vgl. § 191) in einem Ersten Teil diejeni- 
gen Vorschriften zusammengefaßt, die grundsätzhch 
für alle Arten des Formwechsels gelten sollen. Ein 
Zweiter Teil soll die Besonderen Vorschriften enthal- 
ten, mit denen der Unterschiedlichkeit der verschie- 
denen Untemehmensformen Rechnung getragen 
wird. 

Da sich der Formwechsel von allen anderen Arten der 
Umwandlimg erheblich unterscheidet, kann im Fünf- 
ten Buch nicht allgemein auf das Verschmelzungs- 
recht verwiesen werden. Die rechtlichen Unter- 
schiede zu den Übertragimgsvorgängen machen es 
vielmehr erf orderhch, die Regelungen über den Form- 
wechsel im wesentiichen auszuformulieren, damit 
Mißverständnisse, die bei einer entsprechenden An- 
wendung auftreten könnten, vermieden werden. Nur 
bei erheblicher Ähnlichkeit der Sach- und Rechtslage 
soU in EinzelfäUen die Verweisungstechnik gewählt 
werden. Damit soU zugleich der Praxis die Anwen- 
dung des Gesetzes erleichtert werden; das ist während 
der vorbereitenden Arbeiten insbesondere von den 
rechtsberatenden Berufen als zweckmäßig bezeich- 
net worden. 


Zum Ersten Teil — Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Teil des Fünften Buches faßt die Vorschrif- 
ten zusammen, die für alle Fälle des Formwechsels 
gelten soUen, und zwar ohne Rücksicht darauf, welche 
Rechtsform der formwechselnde Rechtsträger hat 
oder anstrebt. 

Im Aufbau folgt die Regelung grundsätzlich den für 
die Verschmelzung im Ersten T eil des Zweiten Buches 
vorgesehenen Vorschriften, soweit sich nicht aus der 
Unterschiedlichkeit der beiden Umwandlungsarten 
die Notwendigkeit zu einer abweichenden Regelung 
ergibt. Solche Abweichungen sind vor allem erforder- 
lich, weil beim Formwechsel ein Verschmelzungsver- 
trag fehlt. 


Zu § 190 

Die Vorschrift stellt in Absatz 1 zunächst klar, daß an 
dem Formwechsel nur ein einziger Rechtsträger betei- 
ligt ist und in einen Rechtsträger anderer Rechtsform 
umgewandelt wird. Die Zulässigkeit dieser Umwand- 
lungsart folgt an sich schon aus § 1 Abs. 1 Nr. 4. Die 
Präzisierung zu Beginn des Fünften Buches dient 
deshalb in erster Linie der Klarstellung des Anwen- 
dungsbereichs der in diesem Buch vorgeschlagenen 
Regelungen. 

Die Formulienmg des Absatzes 1 betont zugleich den 
identitätswahrenden Charakter des Formwechsels. 

ln Absatz 2 wird die allgemeine Regel, daß Umwand- 
lungen nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen 
zulässig sein sollen (vgl, § 1 Abs. 2), für den Bereich 
des Formwechsels konkretisiert. Gesetzhche Vor- 
schriften, die eine Andenmg der Rechtsform vorse- 


hen, sind auch die allgemeinen Regeln des bürgerli- 
chen und des Handelsrechts, nach denen sich der 
Übergang von der einen Form der Personenhandels- 
geseUschaft in die andere richtet (d. h. Umwandlung 
einer oHG in eine KG oder einer KG in eine oHG) imd 
nach denen sich der identitätswahrende Wechsel von 
der Rechtsform einer Personenhandelsgesellschaft 
zur Rechtsform der Gesellschaft des bürgerhchen 
Rechts und umgekehrt vollzieht (d. h. Umwandlung 
einer oHG/KG in eine GbR oder Umwandlung einer 
GbR in eine oHG/KG). Da diese Fälle einer gesetzlich 
zwingenden Andenmg der Rechtsform durch die 
Vorschriften über die rechts geschäfüiche Umwand- 
lung nicht berührt werden sollen, schränkt Absatz 2 
den Anwendungsbereich des Fünften Buches ein. 

Diese Einschränkung bezieht sich allerdings nicht auf 
rechtsfähige Körperschaften oder Anstalten des öf- 
fentlichen Rechts, weil die Zulässigkeit des Form- 
wechsels dieser Rechtsträger nach dem Entwurf wie 
nach geltendem Recht gerade davon abhängen soll, 
ob das jeweüs maßgebende Bundes- oder Landes- 
recht ihn vorsieht oder zuläßt (vgl. § 301 Abs. 2). 


Zu § 191 

(Vgl. § 362 Abs. 1, § 366 Abs. 1, § 369 Abs. 1, § 376 
Abs. 1, § 385a Abs. 1, § 385d Abs. 1 Satz 1, § 385m 
Abs. 1 Satz 1, § 386 Abs. 1, § 389 Abs. 1 AktG, § 1 
Abs. 1, §§ 2, 40, 46, 59 Abs. 1, § 62 Satz 1 UmwG). 

Nach § 1 Abs. 2 sind Umwandlungen nur in den 
gesetzlich vorgesehenen Fallen zulässig. § 191 ent- 
hält in Absatz 1 eine abschließende Aufzählimg der 
Rechtsträger, die durch Formwechsel nach dem Fünf- 
ten Buch in einen Rechtsträger anderer Rechtsform 
umgewandelt werden können. Absatz 2 zählt in 
derselben Weise die Untemehmensformen auf, die für 
einen formwechselnden Rechtsträger als neue Rechts- 
form in Betracht kommen. 

Die Aufzählung bedeutet nicht, daß jedem umwand- 
lungsfähigen Rechtsträger als neue Rechtsform jede 
der in Absatz 2 genannten Untemehmensformen zur 
Verfügung stünde. Da insoweit rechtsformspezifische 
Besonderheiten zu beachten sind, sollen die zulässi- 
gen Kombinationsmöglichkeiten erst in den Besonde- 
ren Vorschriften des Zweiten Teils geregelt werden. 
Dieser Aufbau des Gesetzes ist auch im Zweiten bis 
Vierten Buch gewählt worden. 

Die in Absatz 1 vorgesehene Umwandlungsfähigkeit 
von Personenhandelsgesellschaften, zu denen auch 
die Kapitalgesellschaft & Co und die Stiftung & Co 
gehören (Nummer 1), Kapitalgesellschaften (Num- 
mer 2), eingetragenen Genossenschaften (Nummer 3), 
Versichenmgsvereinen auf Gegenseitigkeit (Num- 
mer 5) und von Körperschaften und Anstalten des 
öffenüichen Rechts (Nummer 6) entspricht dem bisher 
geltenden Recht. 

Neu ist die allgemeine Möglichkeit des Formwechsels 
für rechtsfähige Vereine (Nummer 4). Bisher besteht 
nur für wirtschaftliche Vereine (vgl. § 22 BGB) die 
Möglichkeit einer übertragenden Umwandlung in 
eine Aktiengesellschaft und auch dies nur unter der 
weiteren Voraussetzung, daß sie ein in übertragbare 
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Anteile zerlegtes Vermögen haben imd daß ihnen die 
Rechtsfähigkeit bereits vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs verliehen worden ist (vgl. 
§ 62 Satz 1 UmwG). Da auch bei anderen wirtschaft- 
lichen Vereinen ein Bedürfnis für eine formwech- 
selnde Umwandlimg in eine Kapitalgesellschaft oder 
in eine eingetragene Genossenschaft auftreten kann, 
soU auch für sie eine solche Umwandlungsmöglichkeit 
geschaffen werden. 

Entsprechendes gilt für scheinbare Idealvereine, die 
in Wahrheit wirtschaftliche Zwecke verfolgen und 
deshalb zu Unrecht im Veremsregister eingetragen 
siud. Da sich solche Vereiue nur sehr schwer von 
echten Idealvereinen im Sinne des § 21 BGB abgren- 
zen lassen, weü der Übergang zu einer auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichteten Betäti- 
gung fließend sein kann, soll die Möglichkeit, durch 
Formwechsel die angemessene Rechtsform anzuneh- 
men, für Idealvereine allgemein eröffnet werden. Dies 
entspricht den für Verschmelzung und Spaltung vor- 
geschlagenen Lösimgen. 

Die in Absatz 2 vorgesehenen Möglichkeiten, durch 
Formwechsel die Rechtsform einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts, einer Personenhandelsgesell- 
schaft oder einer Kapitalgesellschaft zu erlangen 
(Nummern 1 bis 3), entsprechen dem geltenden Recht. 
Neu ist die Regelung des Formwechsels zur Umwand- 
lung in eine eingetragene Genossenschaft (Num- 
mer 4), mit der einem von den betroffenen Wirtschafts- 
kreisen geltend gemachten Bedürfnis Rechnung ge- 
tragen werden soll. Auf die Allgemeine Begrün- 
dung (insbesondere unter III. 2. a) wird verwiesen. 

Absatz 3 erklärt wie das geltende Recht (vgl. §§ 2, 40 
Abs. 2, § 46 Satz 2 UmwG) auch den Formwechsel 
eines aufgelösten Rechtsträgers unter der einschrän- 
kenden Voraussetzung für möglich, daß die Fortset- 
zung beschlossen werden könnte. Dies entspricht der 
Regelung bei den Üb ertragimgs Vorgängen (vgl. § 3 
Abs. 3, § 124 Abs. 2, § 176 Abs. 1, § 177 Abs. 1, § 178 
Abs. 1, § 179 Abs. 1, § 180 Abs. 1). 


Zu § 192 

(Vgl. § 385 d Abs. 2 Satz 2, § 385m Abs. 2 Satz 2 AktG; 
vgl ferner § 4 Abs. 1 Satz 2, § 43 Abs. 3 Satz 2 und 
Abs. 4, § 49 Abs. 1 Satz 2 imd 3 UmwG). 

Die dem Vertretungsorgan des formwechselnden 
Rechtsträgers in Absatz 1 auferlegte Pflicht, den 
Formwechsel vor der Beschlußfassimg der Anteilsin- 
haber durch einen schriftlichen Umwandlungsbericht 
in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht zu erläu- 
tern und zu begründen, entspricht der im geltenden 
Recht bisher für bestimmte Fälle der Verschmelzung 
vorgesehenen Pflicht zur Erstattung eines Verschmel- 
zungsberichts (vgl. die Begründimg zu § 8). 

Dieses formalisierte Informationsrecht hat vor allem 
für Rechtsträger mit großem Gesellschafter- oder 
Mitglieder kreis Bedeutung. Sofern Anteilsinhaber 
nicht ihrerseits geschäftsführungsbefugt sind, haben 
sie ein besonderes Interesse an einer ausführlichen 
Vorabinformation, imd zwar unabhängig von der 
Rechtsform, die der formwechselnde Rechtsträger 


auf geben will oder die er durch den Formwechsel 
erlangen soll. Deshalb soll die Erstattung eines 
Umwandlungsberichts gnmdsätzlich für alle Rechts- 
träger vorgeschrieben werden, an denen mehrere 
Anteilsinhaber beteiligt sind. Dagegen soll in dem vor 
allem bei Kapitalgesellschaften möglichen Sonderfall, 
daß an dem Rechtsträger nur ein Anteilsinhaber 
beteiligt ist (vgl. z. B. § 1 GmbHG), oder bei notariell 
beurkundeter Verzichtserklärung aller Anteilsinha- 
ber nach Absatz 3 von der Erstattung eines Umwand- 
lungsberichts abgesehen werden können. 

In Anlehnimg an die in § 8 für den Verschmelzungs- 
bericht vorgesehene Regelimg soU in dem Umwand- 
lungsbericht auch dargelegt werden, welche rechtli- 
chen und wirtschaftlichen Gründe den Formwechsel 
zweckmäßig erscheinen lassen. Ferner soUen die 
Folgen des Formwechsels für die Anteilsinhaber 
erläutert werden, auch wenn mit der Umwandlimg 
keine Änderung der Beteiligungsquote verbunden ist; 
denn der Form Wechsel führt jedenfalls zu einer qua- 
litativen Veränderung der Anteile oder sonstigen 
Mitgliedschaftsrechte. Dies ist vor allem für Minder- 
heiten von großer Bedeutung. Wie bei der Verschmel- 
zung (vgl. § 8 Abs. 1 Satz 3 und 4) hat der Bericht auch 
Angaben über alle für den Formwechsel wesentlichen 
Angelegenheiten der mit dem formwechselnden 
Rechtsträger verbundenen Unternehmen zu enthal- 
ten. Für den Rechtsträger nachteilige Tatsachen brau- 
chen wie im Verschmelzungsbericht (vgl. § 8 Abs. 2) 
nicht angegeben zu werden. 

In Satz 3 des Absatzes 1 soll die bisher nur für 
formwechselnde Versicherungs vereine auf Gegen- 
seitigkeit und für formwechselnde Genossenschaften 
geltende Regel, daß der Vorstand mit der Tagesord- 
nung auch einen Vorschlag für den Umwandlungs- 
beschluß mitzuteilen hat (vgl. § 385 d Abs. 2 Satz 2, 
§ 385m Abs. 2 Satz 2 AktG), verallgemeinert und 
dahingehend erweitert werden, daß in den Umwand- 
lungsbericht der Entwurf eines Umwandlungsbe- 
schlusses aufzunehmen ist. Der Entwurf hat insoweit 
dieselbe Funktion wie bei der Verschmelzung der 
Entwurf eines Verschmelzungsvertrags, Da aber dem 
Formwechsel kein Umwandlungsvertrag zugrunde 
liegt, kaim sich der mitzuteilende Entwurf nur auf den 
Umwandlungsbeschluß selbst beziehen. 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 43 Abs. 3 Satz 2 und 
Abs. 4, § 49 Abs. 1 Satz 2 und 3 UmwG ist eine 
Umwandlungsbilanz aufzustellen, die über die Ver- 
mögensverhältnisse des umzuwandelnden Rechtsträ- 
gers Aufschluß geben muß. Es handelt sich also um 
eine Vermögensbilanz. 

Diese Vermögensbilanz dient der Unterrichtung der 
Anteilsinhaber über den wirklichen Wert (Buchwerte 
unter Hinzurechnung der stillen Rücklagen und der 
stillen Lasten) des formwechselnden Untemehmens- 
trägers, damit die Anteüsinhaber auch diese Informa- 
tion ihrer Entscheidung zugrunde legen können. 

Diese Unterrichtungsfunktion soll durch den Entwurf 
dem Umwandlungsbericht zugewiesen werden. Da- 
mit wird die Aufstellung einer vollständigen Vermö- 
gensbilanz entbehrlich. Den Anteilsinhabem soll 
jedoch zur vollständigen Unterrichtung eine Vermö- 
gensaufstellung zur Verfügung gestellt werden (Ab- 
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Satz 2 Satz 1). Dadurch wird ihnen eine detaillierte 
Prüfung der Vermögenslage ermöglicht. Dies ist not- 
wendig, weil anders als bei der Verschmelzung eine 
Prüfung des Anteilswechsels durch Sachverständige 
nicht vorgesehen werden soll, um zu hohe Kosten der 
Umwandlung zu vermeiden. Die Aufstellung ist 
Bestandteil des Umwandlungsberichts (Absatz 2 
Satz 2), so daß Absatz 3 auch für sie gilt. 


Zu § 193 

(Vgl. § 53 Abs. 2 Satz 1 GmbHG, §§ 130, 362 Abs. 2 
Satz 1, § 366 Abs. 1, § 369 Abs. 1 und Abs. 6 Satz 4, 
§ 376 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2, § 385 a 
Abs. 3, § 385 d Abs. 2 Satz 1, § 385 m Abs. 2 Satz 1 
und 6, § 386 Abs. 1, §§ 388, 389 Abs. 2 Satz 1, § 392 
AktG, § 16 Satz 1, § 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, § 20 
Satz 1, § 21 Abs. 1, §§ 22, 23, 24 Abs. 1, § 41 Abs. 1 
Satz 1,§ 42 Abs. l,§47Abs. 1 Satz 1, § 48 Abs. 1, § 59 
Abs. 3, § 62 Satz 1 in Verbindung mit § 61 Abs. 1 
Satz 2 und 4 UmwG). 

Absatz 1 Satz 1 legt wie das geltende Recht fest, daß 
für den Formwechsel ein Beschluß der Anteilsinhaber 
des formwechselnden Rechtsträgers erforderlich ist. 

Die Vorschrift erstreckt diesen Grundsatz auch auf die 
Fälle, für die eine Möglichkeit zum Formwechsel erst 
durch dieses Gesetz geschaffen werden soll. 

Sondervorschriften, die nach geltendem Recht wegen 
der Eigenart des formwechselnden Rechtsträgers 
etwas anderes vorsehen, bleiben jedoch erhalten. 
Nach den Besonderen Vorschriften des Zweiten Teils 
gilt dies für Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts, bei denen sich aus dem jeweils anzu- 
wendenden Bundes- oder Landesrecht ergibt, wer 
den künftigen Gesellschaftsvertrag abzuschließen 
oder die künftige Satzung festzustellen hat und durch 
welchen Rechtsakt dies geschehen kann (vgl. § 385 a 
Abs. 3 AktG, § 59 Abs. 3 UmwG). Wie bisher soll sich 
dies auch aus der für die formwechselnde Körper- 
schaft oder Anstalt jeweils maßgeblichen öffentlich- 
rechtlichen Satzung als Rechtsquelle ergeben kön- 
nen. 

Nach Satz 2 muß der Umwandlungsbeschluß stets in 
einer Versammlung der Anteilsinhaber gefaßt wer- 
den. Wie § 13 Abs. 1 Satz 2 entspricht dies dem 
geltenden Recht und ergibt sich auch hier für die 
meisten Untemehmensformen bereits aus den Vor- 
schriften über die Versammlung der Anteilsinhaber. 
Dieser allgemeine Grundsatz soll jedoch auch für den 
Formwechsel ausdrücklich festgelegt werden. 

Absatz 2 ist wie § 13 Abs. 2 Ausdruck des allgemei- 
nen Rechtsgedankens, daß Sonderrechte eines An- 
teilsinhabers nicht ohne dessen Zustimmung beein- 
trächtigt werden dürfen (vgl. § 35 BGB). 

Der Entwurf übernimmt auch beim Formwechsel nicht 
die Vorstellungen, die von Rechtsprechung und 
Schrifttum für eine Sachkontrolle wichtiger Hauptver- 
sammlungsbeschlüsse entwickelt worden sind. Auf 
die Begründxmg zu § 13 wird auch hier verwiesen. 

Die in Absatz 3 Satz 1 vorgesehene notarielle Beur- 
kundung des Umwandlungsbeschlusses (vgl. § 13 


Abs. 3 Satz 1) entspricht mit zwei Ausnahmen dem 
geltenden Recht: Ob Beschlüsse einer Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts beurkundet wer- 
den müssen, richtet sich nach dem für die Körperschaft 
oder Anstalt maßgebenden Bundes- oder Landesrecht 
(vgl. § 385 a Abs. 3 AktG, § 59 Abs. 3 UmwG). Außer- 
dem müssen Vereins beschlüsse nach allgemeinem 
Vereinsrecht nicht notariell beurkundet werden. 

Nach den Besonderen Vorschriften des Zweiten Teils 
soll es für Körperschaften und Anstalten des öffentli- 
chen Rechts bei dem bisherigen Rechtszustand blei- 
ben. Dagegen sollen die Umwandlungsbeschlüsse 
formwechselnder Vereine und Versichenmgs vereine 
auf Gegenseitigkeit der allgemeinen Formvorschrift 
in Absatz 3 Satz 1 unterliegen. Der Umwandlungs- 
beschluß ist ein wirtschaftlich und rechtlich sehr 
bedeutsamer Vorgang. Seine Überwachung durch 
den Notar erscheint deshalb auch beim Formwechsel 
zweckmäßig. 

Daß eine in besonderen Fällen nötige Zustimmungs- 
erklärung einzelner Anteilsinhaber (vgl. § 193 Abs. 2, 
§ 217 Abs. 3, § 233 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz, 
Satz 3 und Abs. 3 Satz 1, § 240 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1, §§ 241, 242, 252 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
und Abs. 3, § 262 Abs. 2, § 275 Abs. 3, § 303 Abs. 2 
Satz 1) notariell beurkundet werden muß, entspricht 
ebenfalls dem Verschmelzungsrecht, auf dessen 
Begründung (zu § 13 Abs. 3 Satz 1) verwiesen wird. 

Das Recht auf Erteilung einer Abschrift der Nieder- 
schrift des Umwandlungsbeschlusses (Satz 2 des 
Absatzes 3) entspricht § 13 Abs. 3 Satz 3. 


Zu § 194 

(Vgl. § 362 Abs. 2 Satz 4, § 366 Abs. 2, § 369 Abs. 5, 
§ 376 Abs. 3 Satz 1, § 385 d Abs. 3, § 385 m Abs. 4 
Satz 1, §§ 388, 392 AktG, § 17 Abs. 2, § 19 Abs. 3, 
§§ 20, 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 
Satz 1, § 41 Abs. 1 Satz 2, § 42 Abs. 2 Satz 1, § 47 
Abs. 1 Satz 2, § 48 Abs. 2, § 62 Satz 1 in Verbindung 
mit § 61 Abs. 1 Satz 2 UmwG). 

In Absatz 1 dieser Vorschrift, einer Parallele zu § 5 
über den Mindestinhalt eines Verschmelzungsver- 
trags, soll der Mindestinhalt des für den Formwechsel 
maßgebenden Umwandlungsbeschlusses festgelegt 
werden, soweit es nicht wegen der Eigenart des 
formwechselnden Rechtsträgers einer differenzieren- 
den Regelung in den Besonderen Vorschriften des 
Zweiten Teils bedarf. 

Mit der in Nummer 1 vorgesehenen Bestimmxing der 
neuen Rechtsform hat der formwechselnde Rechtsträ- 
ger den rechtlichen Rahmen festzulegen, in dem der 
Gesellschaftsvertrag, die Satzung oder das Statut des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform gestaltet werden 
kann. Die Angabe ist auch ein wesentlicher Bestand- 
teil des künftigen Inhalts dieses Gesellschaftsvertrags, 
dieser Satzimg oder dieses Statuts. 

Nach Nummer 2 muß die Bezeichnung des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform festgelegt werden. 

Mit der in Nummer 3 vorgesehenen Beteiligung der 
bisherigen Anteilsinhaber an dem Rechtsträger neuer 
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Rechtsform soll die Identität des an dem Umwand- 
lungsvorgang beteiligten Personenkreises zum Aus- 
druck gebracht werden. Die in derselben Vorschrift 
angesprochene Ausnahmeregelung im Fünften Buch 
betrifft das bereits einleitend erwähnte Ausscheiden 
von Komplementären aus einer formwechselnden 
Kommanditgesellschaft auf Aktien sowie den Aus- 
schluß bestimmter Mitglieder eines formwechselnden 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit von der 
Beteiligung an der Aktiengesellschaft. 

Nach den Nummern 4 und 5 soll es ferner erforderlich 
sein, die künftige Beteiligung der Anteilsinhaber in 
dem Umwandlungsbeschluß qualitativ und quantita- 
tiv näher zu bestimmen. Die Regelung entspricht auch 
insoweit dem notwendigen Mindestinhalt eines Ver- 
schmelzungsvertrags. Soweit der Umwandlungs- 
beschluß nach den Besonderen Vorschriften des 
Zweiten Teils auch den künftigen Wortlaut des 
Gesellschaftsvertrags, der Satzung oder des Statuts 
enthalten muß, soll es bei der näheren Bestimmung 
der Anteile oder sonstigen Mitgliedschaftsrechte an 
dem Rechtsträger neuer Rechtsform möglich sein, 
hierauf Bezug zu nehmen; einer besonderen gesetzli- 
chen Regelung bedarf es hierfür jedoch nicht. 

Nach Nummer 6 soll ferner jeder Umwandlungs- 
beschluß das nach den §§ 207 ff. vorgeschriebene 
Abfindungsangebot für die dem Formwechsel wider- 
sprechenden Anteilsinhaber enthalten, sofern nicht 
ein solches Angebot von vornherein ausscheidet, weil 
der Umwandlungsbeschluß der Zustimmung aller 
Anteilsinhaber bedarf oder weil an dem formwech- 
selnden Rechtsträger nur ein Anteilsinhaber beteiligt 
ist. Insoweit besteht eine Parallele zu dem Mindestin- 
halt, der bei Mischverschmelzungen für den Ver- 
schmelzungsvertrag vorgeschrieben werden soll (vgl. 
§ 29 Abs. 1 Satz 1 und 2). 

Nummer 7 des Absatzes 1 ist wie Absatz 2 eine 
Parallelvorschrift zu § 5 Abs. 1 Nr. 9, § 5 Abs. 3, § 126 
Abs. 1 Nr. 11 und § 126 Abs. 3, deren Begründung 
auch für den Rechtsformwechsel zutrifft. 

Anders als für den Verschmelzungsvertrag sieht der 
Entwurf für den Mindestinhalt des Umwandlungs- 
beschlusses beim Formwechsel keine Bestimmung 
über das rechtliche Schicksal des Untemehmensver- 
mögens vor. Das entspricht dem geltenden Recht, 
soweit dieses einen Formwechsel durch Änderung der 
Satzung oder des Statuts zuläßt (so bei der formwech- 
selnden Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft anderer Rechtsform, einer 
eingetragenen Genossenschaft in eine Aktiengesell- 
schaft und eines Versicherungsvereins auf Gegensei- 
tigkeit in eine Aktiengesellschaft). Es weicht vom 
geltenden Recht jedoch insoweit ab, als die Anteilsin- 
haber des formwechselnden Rechtsträgers bei einer 
errichtenden Umwandlung gehalten sind, auch die 
„Übertragimg des Vermögens" auf den Rechtsträger 
neuer Rechtsform zu beschließen (so bei der Überfüh- 
rung einer Kapitalgesellschaft in die Rechtsform einer 
Personengesellschaft, einer Personenhandelsgesell- 
schaft in die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft und 
eines wirtschaftlichen Altvereins in die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaft; vgl. § 16 Satz 1, § 19 Abs. 1, 
§ 20 Satz 1, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1, § 24 Abs. 1 Satz 1, 
§ 41 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, § 47 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, § 62 


Satz 1 in Verbindung mit § 61 Abs. 1 Satz 2 UmwG). 
Diesen unterschiedlichen Anforderungen des gelten- 
den Rechts an den Inhalt eines Umwandlungsbe- 
schlusses liegt die Auffassung zugrunde, es handele 
sich bei der ersten Fallgruppe um eine identitätswah- 
rende, bei der zweiten hingegen nicht um eine iden- 
titätswahrende Umwandlung. Da der Entwurf auch 
die zuletzt genannten Fälle als identitätswahrenden 
Formwechsel behandelt, wird für alle im Fünften Buch 
geregelten Umwandlungsfälle darauf verzichtet, den 
Formwechsel von einem besonderen Beschluß über 
die Vermögensübertragung abhängig zu machen. 


Zu § 195 

Wie in § 14 Abs. 1 für die Verschmelzung soll auch für 
die Anfechtung eines Beschlusses über den Form- 
wechsel für alle Rechtsformen eine einheitliche Frist 
eingeführt werden. 

Obwohl der Kreis der Anteilsinhaber beim Formwech- 
sel im allgemeinen gleich bleibt, kaim die Umwand- 
lung der einzelnen Anteile oder sonstigen Mitglied- 
schaftsrechte in Beteiligungen neuer Art schwierig 
sein. Das gilt vor allem für den Übergang von genos- 
senschaftlichen oder vereinsrechtlichen zu den Unter- 
nehmensstrukturen von Kapitalgesellschaften und 
umgekehrt. 

Wie bei der Verschmelzung (vgl. § 14 Abs. 2) soll 
deshalb nach Absatz 2 auch beim Form Wechsel die 
Wirksamkeit des Umwandlungsbeschlusses nicht mit 
der Begründimg in Frage gestellt werden können, daß 
der umgewandelte Anteil zu niedrig bemessen oder 
die neue Mitgliedschaft kein ausreichender Gegen- 
wert für die bisherige Beteiligung am Rechtsträger sei. 
Damit soll einem Streit über die Wirksamkeit des 
Formwechsels mit dieser Begründung der Boden 
entzogen werden. Als Ausgleich für den Verlust des 
Anfechtungsrechts wird auch hier den Anteilsinha- 
bem des formwechselnden Rechtsträgers das Recht 
gewährt, die Angemessenheit der neuen Beteiligung 
in einem Spruchverfahren nach dem Sechsten Buch 
gerichtlich nachprüfen zu lassen. 

Für Inhalt imd Fassung der Vorschrift wird im übrigen 
auf die Begründung zu § 14 Abs. 2 verwiesen. 


Zu § 196 

§ 195 Abs. 2 schließt eine Klage gegen die Wirksam- 
keit des Umwandlungsbeschlusses wegen zu niedri- 
ger Bemessung oder sonst unzureichender Ausgestal- 
tung der Beteiligung an dem Rechtsträger neuer 
Rechtsform aus. § 196 gewährt jedem in dieser Weise 
benachteiligten Anteilsinhaber nach dem Vorbild der 
entsprechenden verschmelzungsrechtlichen Rege- 
lung (vgl. § 15) einen Anspruch auf eine Ausgleichs- 
leistung durch bare Zuzahlung (Satz 1), Dies soll für 
alle Arten des Formwechsels gelten, weil die Interes- 
senlage in allen Fällen dieselbe ist. 

Satz 2 sieht die Verzinsung der baren Zuzahlimg wie 
bei der Verschmelzung vor. 
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Zu § 197 

(Vgl. § 362 Abs. 4, §§ 378, 385a Abs. 4, §§ 385b, 385g 
Satz 1, § 385m Abs. 5, § 389 Abs. 4 AktG, § 16 Satz 1, 
§ 19 Abs. 1, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1, § 23 
Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1, § 41 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
Abs. 2, § 42 Abs. 2 Satz 2, § 47 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 
Abs. 2, § 62 Satz 1 in Verbindung mit § 61 Abs. 1 
Satz 3 UmwG; Artikel 13 der Zweiten Richtlinie). 

Die Möglichkeit, einen Rechtsträger durch Form- 
wechsel umzuwandeln, soll eine sonst notwendige 
Liquidation und Neugründimg ersparen. Schon ge- 
genwärtig erschöpft sich dieser Vorgang aber nicht 
in einer bloßen Ändenmg des Gesellschaftsvertrags, 
der Satzimg oder des Statuts. Er geht auch bei den im 
Aktiengesetz geregelten Fällen der formwechselnden 
Umwandlimg wesentlich darüber hinaus. Mit dem 
Formwechsel soll sich auch das für die innere Struktur 
imd für die Außenbeziehimgen des Rechtsträgers 
maßgebende Normensystem ändern. Dieser Über- 
gang in ein anderes Normensystem ist besonders dann 
kritisch, wenn nach den für den Rechtsträger neuer 
Rechtsform maßgebenden Gründimgsvorschriften 
schärfere Anfordenmgen gelten, als sie für die Grün- 
dimg des formwechselnden Rechtsträgers bestanden 
haben (so z. B. beim Formwechsel von Rechtsträgern, 
die keine Kapitalgesellschaften sind, in eine Kapital- 
gesellschaft sowie beim Formwechsel einer GmbH in 
eine AG oder in eine KGaA). Wenn für die Errichtimg 
des formwechselnden Rechtsträgers mildere Grün- 
dungsvorschriften maßgeblich waren, sollen die für 
die neue Rechtsform geltenden strengeren Maßstäbe 
durch den Formwechsel nicht unterlaufen werden 
können. Deshalb soll in § 197 Satz 1 als allgemeiner 
Gnmdsatz vorgesehen werden, daß die für die neue 
Rechtsform geltenden Gründungsvorschriften auf den 
Formwechsel anzuwenden sind. Damit werden vor 
allem die für Kapitalgesellschaften wichtigen Vor- 
schriften über die Gründimgsprüfung und über die 
Verantwortlichkeit der Gründer in das Umwand- 
limgsrecht einbezogen. Für die Umwandlimg in eine 
AG ist dies zum größten Teil gemeinschaftsrechtlich 
durch Artikel 13 der Zweiten gesellschaftsrechtlichen 
Richtlinie vorgegeben. 

Die Gründimgsvorschriften dürfen andererseits aber 
auch nicht uneingeschränkt für anwendbar erklärt 
werden. Dadurch würde praktisch eine Neugründung 
erforderlich, die durch den Formwechsel gerade ver- 
mieden werden soll. Deshalb muß der Gnmdsatz der 
Anwendbarkeit des Gründungsrechts in mehrfacher 
Hinsicht eingeschränkt werden. Die zur Erleichterung 
der Umwandlung oder wegen der Eigenart des form- 
wechselnden Rechtsträgers gebotenen Einschrän- 
kungen des Grundsatzes sollen in erster Linie durch 
die Besonderen Vorschriften des Zweiten Teils gere- 
gelt werden. 

NachSafz 2 erster Halbsatz des § 197 sollen Vorschrif- 
ten, die für Untemehmensgründungen eine Mindest- 
zahl der Gründer vorsehen, nicht anzuwenden sein, 
damit die in den Gründungsvorschriften des Aktien- 
und des Genossenschaftsrechts vorgeschriebene Zahl 
von fünf Personen (vgl. §§ 2 und 280 Abs. 1 Satz 1 
AktG) und sieben Genossen (vgl. § 4 GenG) im 
Zeitpunkt des Formwechsels unterschritten werden 


karm. Die für die Gründung einer AG und einer KGaA 
vorgeschriebene Mindestzahl der Gründer wird vor 
allem bei der Umwandlung von Personenhandelsge- 
sellschaften in vielen Fällen nicht erreicht werden 
können. Deshalb karm bei der errichtenden Umwand- 
lung die Satzimg einer AG oder einer KGaA auch 
schon nach geltendem Recht durch weniger als fünf 
Personen festgestellt werden (vgl. § 42 Abs. 2 Satz 2 
UmwG). Da der Formwechsel stets einen bereits 
gegründeten Rechtsträger betrifft, sollte er auch in 
anderen Fällen nicht davon abhängig gemacht wer- 
den, daß er von einer bestimmten Zahl von Personen 
beschlossen wird. 

Das bisherige Recht hat die Frage nicht ausdrücklich 
geregelt, ob auf die beim Formwechsel bislang not- 
wendige Neubestellung des Aufsichtsrats im Rechts- 
träger neuer Rechtsform Vorschriften des für die neue 
Rechtsform geltenden Gründungsrechts über die Bil- 
dung des ersten Aufsichtsrats (vgl. etwa § 30 AktG) 
anzuwenden sind. Im Schrifttum wird diese Frage 
jedoch zu Recht verneint. Nach bisherigem Recht 
findet also lediglich eine Neuwahl des Aufsichtsrats 
statt, so daß im Anwendungsbereich der Mitbestim- 
mungsgesetze auch die Vertretung der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat schon zum Zeitpimkt des Wirksam- 
werdens des Formwechsels gesichert ist. 

An dieser Rechtslage soll auch im künftigen Umwand- 
lungsrecht festgehalten werden. Wegen der allgemei- 
nen subsidiären Anwendung des für die neue Rechts- 
form geltenden Gründimgsrechts bedarf es hierfür 
jedoch der im zweiten Halbsatz von Satz 2 vorgesehe- 
nen ausdrücklichen Regelimg. 


Zu § 198 

(Vgl. § 364 Satz 1, § 367 Satz 1, § 371 Abs. 1 Satz 1, 
§ 379 Satz 1, § 385g Satz 1, §§ 385 o, 388, 390 Satz 1 
AktG, § 4 Abs. 1 Satz 1, § 5 Satz 2 und 3, § 16 Satz 2, 
§ 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 
Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1, § 43 Abs. 3 Satz 1, § 44 
Abs. 1 Satz 3 und 4, § 49 Abs. 1 Satz 1 imd Abs. 2 Satz 3 
imd 4 UmwG). 

In dem Entwurf wird die Wirksamkeit der Umwand- 
limg wie bisher für alle Fälle des Formwechsels von 
einer konstitutiven Registereintragimg abhängig ge- 
macht (vgl. § 202). Die insoweit maßgeblichen Eintra- 
gimgen sollen entsprechend dem geltenden Recht 
nicht von Amts wegen, sondern auf Grund einer 
Anmeldung zur Eintragung in das Register vorgenom- 
men werden. § 198 enthält hierzu allgemeine Grund- 
sätze, die teilweise vom geltenden Recht abwei- 
chen. 

In Absatz 1 sollen das zuständige Gericht imd der 
Inhalt der anzumeldenden Eintragung für den einfach 
gelagerten Fall bestimmt werden, daß der formwech- 
selnde Rechtsträger im Handelsregister eingetragen 
ist imd darin bleiben kann, daß sich also durch den 
Formwechsel weder unmittelbar noch mittelbar die 
Notwendigkeit ergibt, eine Eintragung in einem 
anderen Register vorzunehmen. Da der Rechtsträger 
in demselben Register eingetragen bleibt und sich nur 
die maßgebende Abteilung iimerhalb desselben Regi- 
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Sters ändern kann, soll es für den Formwechsel in 
diesem Fall ausreichen, die neue Rechtsform des 
Rechtsträgers zur Eintragung in dieses Register anzu- 
melden. 

Gegenstand dieser Aiuneldimg ist abweichend vom 
geltenden Recht nicht mehr der Umwandlungsbe- 
schluß, sondern die neue Rechtsform des Rechtsträ- 
gers. Die Niederschrift des Umwandlimgsbeschlus- 
ses, der nach geltendem Recht den Gegenstand der 
anzumeldenden Eintragung bildet, soll der Anmel- 
dung nur noch als Anlage beigefügt werden (vgl. 
§ 199). 

Die Bestimmimg der Personen, welche die Anmel- 
dung zu bewirken haben, soll anders als bei der 
Verschmelzung (vgl. § 16 Abs. 1) den Besonderen 
Vorschriften des Zweiten Teils Vorbehalten bleiben, 
weil insoweit Unterschiede beachtet werden müssen, 
die sich aus der Verschiedenheit der Umwandlimgs- 
situationen ergeben. 

In den Besonderen Vorschriften soll auch der Sonder- 
fall geregelt werden, daß eine Kapitalgesellschaft 
durch den Formwechsel zu einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts wird imd als solche weder in dem 
bisherigen Register eingetragen bleiben noch in ein 
anderes Register eingetragen werden kann (vgl. § 235 
Abs. 1). 

Absatz 2 soll die Eintragimgszuständigkeit und den 
Inhalt der Anmeldimg für den Fall regeln, daß sich aus 
dem Formwechsel die Notwendigkeit ergibt, den 
Rechtsträger in ein anderes Register einzutragen (so 
z. B. bei der Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in 
eine Genossenschaft imd umgekehrt). Die Vorschrift 
soll darüber hinaus aber auch dann eingreifen, wenn 
mit dem Formwechsel eine Sitzverlegimg verbunden 
wird, welche die Zuständigkeit eines neuen Register- 
gerichts begründet. Da der formwechselnde Rechts- 
träger in beiden Fällen in ein anderes Register über- 
nommen werden muß, ist hierfür eine einheitliche 
Regelimg zweckmäßig. 

Absatz 2 Satz 1 erfaßt zunächst den besonderen Fall, 
daß der formwechselnde Rechtsträger bisher noch in 
keinem Register eingetragen war. Dies trifft bei den in 
dem Entwurf geregelten Fällen des Formwechsels nur 
auf wirtschaftliche Vereine zu, denen allgemein die 
Möglichkeit zur Umwandlimg in Kapitalgesellschaf- 
ten und eingetragene Genossenschaften eröffnet wer- 
den soll. Hier kommt, wenn der Verein nicht nach § 33 
HGB in das Handelsregister eingetragen ist, schon 
von vornherein keine Eintragimg des Formwechsels 
in das bisherige Register in Betracht. Deshalb soll auch 
in diesem Fall die künftige Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft zur Eintragung in das für sie maßge- 
bende Handels- oder Genossenschaftsregister ange- 
meldet werden. 

In den Fällen der Ändenmg der Art des Registers und 
einer gleichzeitigen Sitzverlegung soll die für den 
Formwechsel maßgebende Anmeldimg nach Absatz 2 
Satz 2 abweichend von den allgemeinen Grundsätzen 
der Sitzverlegung (vgl. § 13 h HGB, § 45 AktG) sowie 
in teilweiser Abweichung von umwandlungsrechtli- 
chen Vorschriften (vgl. § 385 o Satz 1 AktG, § 4 Abs. 1 
Satz 1, § 43 Abs. 3 Satz 1, § 49 Abs. 1 Satz 1 UmwG), 


zugleich aber in Übereinstimmung mit einigen an- 
deren umwandlungsrechtlichen Vorschriften (vgl. 
§ 3850 Satz 2 AktG, § 44 Abs. 1 Satz 1, § 49 Abs. 2 
Satz 1 UmwG) in der Weise vor sich gehen, daß in 
diesen besonderen Fällen statt der neuen Rechtsform 
oder des Umwandlungsbeschlusses der Rechtsträger 
als solcher zur Eintragung in das für die neue Rechts- 
form maßgebende Register anzumelden ist. Zuständig 
für diese Anmeldung soll das Gericht sein, in dessen 
Register der Rechtsträger wegen des Formwechsels 
oder der damit verbundenen Sitzverlegung übernom- 
men werden muß. 

War der formwechselnde Rechtsträger schon bisher in 
einem Register eingetragen, so macht die Übernahme 
in ein anderes Register Vorschriften notwendig, wel- 
che die Eintragimg in dem bisherigen Register betref- 
fen. Die insoweit gebotene Eintragung der Umwand- 
lung (§ 198 Abs. 2 Satz 3) soll vor der Eintragung des 
Rechtsträgers in das andere Register (§198 Abs. 2 
Satz 5) vorgenommen, aber erst mit der letztgenann- 
ten Eintragimg wirksam werden (§ 198 Abs. 2 Satz 4). 
Dies entspricht den vorgesehenen Eintragungsver- 
fahren in den Fällen der übertragenden Umwandlung 
durch oder zur Neugründung (vgl. §§ 38, 135 und die 
auf diese verweisenden Vorschriften des Vierten 
Buches). 

Absatz 3 sieht wie § 16 Abs. 2 eine Negativerklärung 
zur Klage gegen den Umwandlungsbeschluß vor. Die 
Folgen des Fehlens der Erklärung sowie die Mög- 
lichkeit für den Rechtsträger, die Eintragung der 
Umwandlung herbeizuführen, sollen wie in § 16 
Abs. 2 und 3 bei der Verschmelzung geregelt werden, 
weil die Interessenlage der Beteiligten derjenigen bei 
der Verschmelzung vergleichbar ist. Auf die Begrün- 
dung zu § 16 Abs. 2 und 3 wird verwiesen. 


Zu § 199 

(Vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2, § 16 Satz 2, § 19 Abs. 3, § 20 
Satz 1, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 
Satz 1, § 43 Abs. 3 Satz 2, § 49 Abs. 1 Satz 2 
UmwG). 

Die Vorschrift übernimmt für den Formwechsel die in 
§ 17 Abs. 1 für die Verschmelzung vorgesehene Rege- 
lung über die Anlagen der Anmeldung zur Eintragung 
in das Register. 

Gegenstand der anzumeldenden Eintragung soll aus 
den zu § 198 dargelegten Gründen nicht mehr der 
Umwandlungsbeschluß als solcher sein. Jedoch soll es 
bei dem Erfordernis bleiben, daß die Niederschrift des 
Umwandlungsbeschlusses der Anmeldung als Anlage 
beizufügen ist (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 2, § 43 Abs. 3 
Satz 2, § 49 Abs. 1 Satz 2 UmwG). 

Es ist ferner vorgesehen, daß auch die in bestimmten 
Fällen erforderlichen Erklärungen einzelner Anteils- 
inhaber der Anmeldung als Anlage beigefügt werden 
müssen. Damit soll dem Registergericht die Prüfung 
erleichtert werden, ob alle Voraussetzungen für die 
Eintragung erfüllt sind. Gleichzeitig soll der Schutz 
der Anteilsinhaber verstärkt werden. Dem dient auch 
die Pflicht zur Beifügung des Umwandlungsberichts 
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oder der Erklärungen über den Verzicht auf seine 
Erstellung. 


Zu § 200 

(Vgl. § 362 Abs. 2 Satz 4, § 366 Abs. 2, § 369 Abs. 5, 
§ 376 Abs. 3 Satz 1, § 385d Abs. 3, § 385m Abs. 4 
Satz 1, §§ 388, 392 AktG, §§ 6, 14, 17 Abs. 3, § 19 
Abs. 3, § 20Satz 1, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, 
§ 24 Abs. 1 Satz 1, § 42 Abs. 3, § 48 Abs. 3 UmwG). 

In dieser Vorschrift sollen wie in § 18 für die Ver- 
schmelzung die allgemeinen firmenrechtlichen 
Grundsätze zusammengefaßt werden, die bei den 
verschiedenen Arten des Formwechsels zu beachten 
sind. 

Der in Absatz 1 Satz 1 ausgesprochene Grundsatz, daß 
die bisherige Firma beibehalten werden kann (Konti- 
nuität der Firma), entspricht der für den Formwechsel 
charakteristischen Kontinuität des Rechtsträgers bei 
Mitgliedschaft und Vermögen. Die weitere, nach 
geltendem Recht in Fällen der errichtenden Umwand- 
lung vorgesehene Voraussetzung, daß durch den 
Rechtsträger neuer Rechtsform ein von dem form- 
wechselnden Rechtsträger betriebenes Handelsge- 
schäft weitergeführt wird, soll in den Entwurf nicht 
übernommen werden. Sie folgt gegenwärtig für die 
errichtende Umwandlung aus dem Konzept der Auf- 
lösung des bisherigen Rechtsträgers, des Erlöschens 
der alten Firma und des Vermögenserwerbs durch 
einen als neu entstanden vorgestellten Rechtsträger. 
Diese auf einem umstrittenen Vorverständnis beru- 
hende Abgrenzung zu den im Aktiengesetz geregel- 
ten Fällen der formwechselnden Umwandlung soll 
nach dem Entwurf aufgegeben werden. Deshalb sol- 
len die firmenrechtlichen Besonderheiten der errich- 
tenden Umwandlung nur insoweit übernommen wer- 
den, als dies wegen der Unterschiede zwischen den 
Untemehmensformen notwendig ist. 

Aus demselben Grund enthält das Fünfte Buch anders 
als § 18 Abs. 1 Satz 1 und abweichend von den 
Vorschriften des geltenden Rechts über die errich- 
tende Umwandlung (vgl. § 6 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1, 
§ 42 Abs. 3 Satz 1, § 48 Abs. 3 Satz 1 UmwG) auch 
keine Regelung zur Beifügung eines das „Nachfolge- 
verhältnis" andeutenden Zusatzes; denn ein Nachfol- 
geverhältnis im eigentlichen Sinne liegt wegen der 
Kontinuität des Rechtsträgers beim Formwechsel 
nicht vor. 

Satz 2 des Absatzes 1 verweist im Interesse der 
Firmenwahrheit auf das auch bei der Verschmelzung 
für Personenhandelsgesellschaften vorgesehene Ver- 
bot der Fortfühnmg einer reinen Sachfirma (vgl. § 18 
Abs. 1 Satz 2) und auf das Verbot, Personennamen in 
der Firma einer eingetragenen Genossenschaft zu 
führen (vgl. § 18 Abs. 1 Satz 3). 

Nach Satz 3 des Absatzes 1 soll der Rechtsträger neuer 
Rechtsform gehalten sein, auf den in der Firma des 
formwechselnden Rechtsträgers enthaltenen Rechts- 
formzusatz (vgl. § 19 Abs. 1 und 2 HGB, § 4 Abs. 2 
GmbHG, § 4 Abs. 1 Satz 2, § 279 Abs. 1 Satz 2 AktG, 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 GenG) auch dann zu verzichten und 
üm gegen den für die neue Rechtsform vorgeschrie- 


benen Zusatz auszutauschen, wenn eine Täuschung 
über die neue Rechtsform des Rechtsträgers durch 
einen Nachfolgezusatz vermieden werden könnte. 
Zum einen begründet der Formwechsel keine Nach- 
folge im allgemeinen Sinne dieses Wortes, wie dies 
bereits zu Satz 1 ausgeführt worden ist. Außerdem 
verdient gegenüber dem geltenden Recht eine Vor- 
schrift, die den Hinweis auf die alte Rechtsform des 
Rechtsträgers in der Firma des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform allgemein verbietet, auch wegen ihrer 
Einfachheit und Klarheit den Vorzug. 

Absatz 2 übernimmt für den Fall der Firmenfortfüh- 
nmg die bisher geltenden Grundsätze und berück- 
sichtigt die Besonderheiten bei einer neuen Genos- 
senschaft. 

In Absafz 3 ist für Personenhandelsgesellschaften eine 
dem bisherigen Recht entsprechende Erleichterung 
bei der Firmenneubildung vorgesehen (vgl. § 6 Abs. 3 
Satz 2 UmwG). 

Absatz 4 trägt wie das geltende Recht dem Interesse 
natürlicher Personen Rechnung, daß ihr Name grund- 
sätzlich nur mit ihrer oder ihrer Erben Einwilligung 
verwendet werden darf (vgl. § 14 UmwG). 

Absatz 5 behält die Regel des geltenden Rechts, daß 
mit der Umwandlung einer Kapitalgesellschaft durch 
Errichtung einer Personengesellschaft die Firma der 
umgewandelten Gesellschaft erlischt, für den Fall des 
Formwechsels in eine Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts bei. Da eine solche Gesellschaft nach den 
allgemeinen Vorschriften des Gesellschaftsrechts 
nicht berechtigt ist, eine Firma zu führen, kommt hier 
weder die Beibehaltung der bisher geführten Firma 
noch die Bildung einer neuen Firma in Betracht. 


Zu § 201 

(Vgl. § 10 HGB). 

Die Vorschrift enthält wie bei der Verschmelzung (vgl. 
§ 19 Abs. 3) anstelle einer Verweisung auf § 10 HGB 
eine selbständige Regel. Diese ist für Handelsgesell- 
schaften nur eine Wiederholimg des ohnehin gelten- 
den Rechts (vgl. § 10 HGB), hat jedoch Bedeutung für 
den Formwechsel von Kapitalgesellschaften oder 
rechtsfähigen Vereinen in eingetragene Genossen- 
schaften. Durch die Aufnahme einer solchen Vor- 
schrift in den Entwurf soll die Regelung in sich 
verständlich gemacht und eine Verweisung auf 
andere Gesetze auch hier vermieden werden. 


Zu § 202 

(Vgl. § 365 Satz 1, § 368 Satz 1 und 2, §§ 372, 381, 
385c, 385h, 385p, 387 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, § 391 
Satz 1 bis 3 AktG, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, 
§ 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1, 
§§ 44, 49 Abs. 2 und Abs. 3, § 59 Abs. 5, § 60 Abs. 4, 
§ 61 Abs. 5, § 61 a Abs. 4, § 62 Satz 1 in Verbindung 
mit § 61 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 UmwG). 

Die Vorschrift legt die Rechtsfolgen des rechtsge- 
schäftlichen Formwechsels fest, die wie im geltenden 
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Recht durch eine konstitutive Registereintragung aus- 
gelöst werden sollen. 

Absatz 1 bestimmt die Rechtsfolgen für den Grundfall 
einer Eintragung der neuen Rechtsform in das Regi- 
ster, in dem der formwechselnde Rechtsträger bereits 
eingetragen ist. Absatz 2 betrifft die besonderen 
Fallgestaltungen, bei denen statt der neuen Rechts- 
form der Rechtsträger als solcher in ein Register 
anderer Art oder in das Register eines anderen 
Gerichts einzutragen ist. Die Rechtsfolgen werden im 
ersten Fall mit der Eintragung der neuen Rechtsform 
in das bisherige Register und in den anderen Fällen 
mit der Eintragung des Rechtsträgers neuer Rechts- 
form in das andere Register verknüpft. 

Nummer 1 des Absatzes 1 enthält die für jeden 
Formwechsel gültige Aussage, daß der Rechtsträger 
in der neuen Rechtsform, die in dem Umwandlungs- 
beschluß — zulässigerweise — bestimmt worden ist, 
weiterbesteht (vgl. § 194 Abs. 1 Nr. 1). Die aus dem 
geltenden Recht übernommene Formulierung macht 
deutlich, daß bei einem Formwechsel die Identität des 
Rechtsträgers erhalten bleibt. 

Das Vermögen des formwechselnden Rechtsträgers 
ist nach dem Formwechsel Vermögen des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform. Eine ausdmckliche Regelung 
ist wie bisher bei der formwechselnden Umwandlung 
entbehrlich. 

Nummer 2 enthält allgemeine Regelungen zur Konti- 
nuität der Mitgliedschaft in dem Rechtsträger. In 
Satz 1 soll bestimmt werden, daß nach dem Form- 
wechsel grundsätzlich jeder Anteilsinhaber des form- 
wechselnden Rechtsträgers auch an dem Rechtsträger 
neuer Rechtsform beteiligt ist. Dies entspricht den 
Grundsätzen, die schon bisher für die im Aktiengesetz 
geregelten Fälle der formwechselnden Umwandlimg 
gegolten haben. Eine Ausnahme gilt nach den Beson- 
deren Vorschriften des Fünften Buches nur für Kom- 
plementäre einer formwechselnden Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien und für bestimmte Mitglieder 
eines formwechselnden Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit. 

Weitere Ausnahmen sieht der Entwurf dagegen nicht 
vor. Das gilt auch für die bisher als errichtende 
Umwandlung geregelte Überführung einer Kapital- 
gesellschaft in die Rechtsform einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts oder einer Personenhandelsge- 
sellschaft. Das geltende Recht ermöglicht in diesen 
Fällen eine Umwandlung auch durch Mehrheits- 
beschluß mit der Folge, daß nur die zustimmenden 
Anteilsinhaber Gesellschafter des Rechtsträgers 
neuer Rechtsform werden, während alle anderen 
Anteilsinhaber durch die Auflösung der Kapitalgesell- 
schaft kraft Gesetzes aus dem Rechtsträger ausschei- 
den (vgl. § 19 Abs. 1, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 1, § 24 
Abs. 1 Satz 1 UmwG). Diese Sonderregelung soll im 
Interesse einer Vereinheitlichung des Umwandlungs- 
rechts aufgegeben werden. Sie ermöglicht zwar 
gegenwärtig Umwandlimgen, die nach dem Entwurf 
an dem Erfordernis scheitern können, daß dem Form- 
wechsel jeder beschränkt haftende Anteilsinhaber 
des formwechselnden Rechtsträgers zustimmen muß, 
der nach den für die neue Rechtsform maßgeblichen 
Vorschriften persönlich imbeschränkt haften soll (vgl. 


§ 233 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3). Diese Einschränkung 
der Umwandlungsmöglichkeiten soll hingenommen 
werden, weil schon die Einführung dieser Regelung, 
die aus einer Durchführungsverordnung zu einem 
Reichsgesetz von 1934 in das nachkonstitutionelle 
Recht übernommen worden ist, keinem praktischen 
Bedürfnis entsprach, sondern damals mehr der Forde- 
rung nach einer „Abkehr von anonymen Kapitalfor- 
men" (so der Vorspruch zum Gesetz über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften vom 5. Juli 
1934, RGBl. I S. 569) diente. Da Umwandlungen dieser 
Art in der Praxis kaum Vorkommen, soll nach dem 
Entwurf darauf verzichtet werden, eine von den 
allgemeinen Grundsätzen des Formwechsels abwei- 
chende Form der Umwandlung durch Mehrheits- 
beschluß zuzulassen, die zudem durch den Zwang 
zum Ausscheiden heutigen Vorstellungen über den 
Schutz von Anteilsinhab em nicht mehr entspricht. 

Satz 2 des § 202 Abs. 1 Nr. 2 übernimmt zum Schutz 
der Gläubiger von Anteilsinhabem des formwech- 
selnden Rechtsträgers einen allgemeinen Grundsatz, 
der im geltenden Recht für Fälle der formwechselnden 
Umwandlung ebenso wie für Fälle der errichtenden 
Umwandlung gilt (vgl. § 372 Satz 3, § 381 Satz 3, 
§ 385p Abs. 1 Satz 3, § 387 Abs. 1 Satz 3, § 391 Satz 3 
AktG, § 44 Abs. 2, § 49 Abs. 3, § 62 Satz 1 in Verbin- 
dung mit § 61 Abs. 1 Satz 2 UmwG). Die Vorschrift 
entspricht § 20 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2. 

Die in Nummer 3 vorgesehene Heilung des Mangels 
der notariellen Beurkundung entspricht ebenfalls der 
für die Verschmelzung in § 20 Abs. 1 Nr. 4 enthalte- 
nen Regelung. 

Die Einschränkung der Nichtigkeit des Formwechsels 
in Absatz 3 beruht auf einer allgemeinen Tendenz, 
gesellschaftsrechtliche Akte möglichst zu erhalten. 
Nach dem Umwandlungsgesetz gilt dieser Grundsatz 
bisher bei der Umwandlung von eingetragenen 
Genossenschaften (vgl. § 385p Abs. 2 AktG), von 
Realgemeinden und ähnlichen Verbänden (vgl. § 60 
Abs. 4 UmwG), von Kolonialgesellschaften (§61 
Abs. 5 und § 61 a Abs. 4 UmwG) und von wirtschaftli- 
chen Altvereinen (vgl. § 62 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 61 Abs. 5 UmwG). Es erscheint gerechtfertigt, die 
Regelung auf andere Umwandlungsfälle zu erstrek- 
ken, weil die Rückabwicklung des Formwechsels bei 
Umwandlungsfällen aller Art mit besonderen Schwie- 
rigkeiten, insbesondere bei der Rückführung neu 
erlangter Strukturelemente, verbunden sein kann. 
Die Verallgemeinenmg der Regelung entspricht der 
für die Verschmelzung vorgesehenen Verallgemeine- 
rung des § 352a AktG (vgl. § 20 Abs. 2). 


Zu § 203 

Durch diese neue Vorschrift soll der wirtschaftlichen 
und rechtlichen Kontinuität eines formwechselnden 
Rechtsträgers auch für das Amt der Aufsichtsratsmit- 
glieder Rechnung getragen werden, soweit sich durch 
den Formwechsel das auf die Bildung und Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrats anwendbare Recht nicht 
ändert. 
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Im bislang geltenden Recht existiert eine vergleich- 
bare Vorschrift nur in § 65 UmwG für die Umwand- 
lung einer bergrechtlichen Gewerkschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit in eine GmbH. Für andere Fälle 
des Formwechsels kannte jedoch auch das Aktienge- 
setz von 1937 ähnliche Regelungen, nämlich für die 
formwechselnde Umwandlung einer AG oder KGaA 
in eine GmbH (vgl. § 265 Satz 3 und § 281 Satz 3 des 
Aktiengesetzes vom 30. Januar 1937 [RGBl. I S. 107]). 
Beide Vorschriften wurden bei der Aktienrechtsre- 
form von 1 965 unter Berufung auf die unterschiedliche 
Behandlung von AG und GmbH im Betriebsverfas- 
sungsgesetz von 1952 wieder gestrichen (vgl. die 
Begründung zu § 360 des Regierungsentwurfs, Bun- 
destags-Drucksache III/1915, S. 256). 

Zwar ändern sich trotz der Wahrung der Identität des 
formwechselnden Rechtsträgers durch den Form- 
wechsel häufig die äußeren rechtlichen Rahmenbe- 
dingimgen für den Aufsichtsrat. Deshalb wird im 
geseUschaftsrechtlichen Schrifttum mit Ausnahme 
des in § 65 UmwG geregelten Falles im geltenden 
Recht für aUe Vorgänge der formwechselnden 
Umwandlung allgemein eine Beendigung des Amtes 
der Aufsichtsratsmitglieder angenommen. Hieran soll 
auch zukünftig festgehalten werden, allerdings nur in 
den FäUen, in denen der Formwechsel tatsächlich eine 
Änderung der rechtlichen Voraussetzungen für die 
Bildung und Zusammensetzung des Aufsichtsrats mit 
sich bringt. Es sind jedoch — insbesondere im Gel- 
tungsbereich des Mitbestimmungsgesetzes — auch 
Fälle möglich, bei denen eine solche Ändeiung des 
rechtlichen Rahmens für den Aufsichtsrat nicht ein- 
tritt. In diesen Fällen bejaht das mitbestimmungs- 
rechtliche Schrifttum bereits für das geltende Recht 
die Kontinuität des Amtes der Aufsichtsratsmitglieder. 
Durch § 203 soll dies nunmehr ausdrücklich geregelt 
werden (Satz 1). Voraussetzung hierfür ist, daß der 
Aufsichtsrat bei dem Rechtsträger neuer Rechtsform 
in gleicher Weise wie beim formwechselnden Rechts- 
träger gebildet wird und sich die zahlenmäßige Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrats nicht ändert. Lie- 
gen diese beiden Voraussetzungen vor, soU es keiner 
Neuwahl der Aufsichtsratsmitglieder anläßlich des 
Formwechsels mehr bedürfen. Diese von der Unter- 
nehmenspraxis angeregte Regelung soll den Form- 
wechsel vereinfachen und Kosten sparen. 

Nach Satz 2 soUen die Anteilsinhaber für die ihnen 
zuzurechnenden Aufsichtsratsmitglieder jedoch et- 
was anderes bestimmen können. 


Zu § 204 

(Vgl. §§ 7, 16 Satz 2, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, § 21 
Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 
UmwG, §§ 374, 388 AktG; vgl. ferner § 347a AktG). 

Die Vorschrift übernimmt die Regelung des Ver- 
schmelzungsrechts und des bisherigen Umwand- 
lungsrechts, weil die Gläubiger und die Inhaber der 
Sonderrechte in vergleichbarer Weise gefährdet wer- 
den können. 

Für die Gläubiger gilt dies trotz der formellen Erhal- 
tung der Haftungsmasse, weil durch den Formwechsel 


die Beachtung von Kapitalschutz Vorschriften (vgl. 
§ 30 GmbHG, § 57 AktG) entfallen kann; dies kann es 
den Anteilsinhab em ermöglichen, dem Untemeh- 
mensträger zum Nachteil der Gläubiger durch Ent- 
nahmen Vermögen zu entziehen. 


Zu § 205 

(Vgl. §§ 349, 351 AktG, §§ 28, 30 KapErhG). 

Diese und die folgende schadenersatzrechtliche Vor- 
schrift ist für die im geltenden Recht als formwech- 
selnde und als errichtende Umwandlung geregelten 
UmwandlungsfäUe neu. 

Der Rechtsträger, seine Anteilsinhaber und auch 
seine Gläubiger können durch pflichtwidriges Ver- 
halten der Untemehmensorgane bei der Vorbereitung 
und Durchführung des Formwechsels geschädigt wer- 
den. Besondere Bedeutimg erlangen Schäden dieser 
Art auch unter dem Gesichtspunkt, daß nach dem 
Entwurf etwaige Mängel des Formwechsels durch die 
Eintragung der neuen Rechtsform oder des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform in das Register geheilt werden 
(vgl. § 202 Abs. 3). Die daraus folgenden besonderen 
Risiken lassen eine verschärfte Haftung der Leitimgs- 
und Aufsichtsorgane des Rechtsträgers geboten 
erscheinen. Dazu soll die für die Verschmelzimg in 
den § § 25 f . vorgesehene Regelung übernommen wer- 
den, soweit nicht Unterschiede der beiden Umwand- 
lungsarten einer Übernahme entgegenstehen. 

Absatz 1 Satz 1 enthält den besonderen umwand- 
lungsrechtlichen Haftungstatbestand, der Ansprüche 
nach allgemeinen haftungsrechtlichen Vorschriften 
aber nicht ausschließen soll. In Satz 2 wird für die 
Entlastungsmögiichkeit des Anspruchsgegners auf 
die entsprechende verschmelzungsrechtliche Vor- 
schrift des Zweiten Buches verwiesen. 

Absatz 2 übernimmt die in § 25 Abs. 3 enthaltene 
Sonderverjährung. 


Zu § 206 

(Vgl. §§ 350 AktG, § 29 KapErhG). 

Um eine Vielzahl schadenersatzrechtlicher Verfahren 
im Zusammenhang mit dem Formwechsel zu vermei- 
den, soll für die Geltendmachung der Ersatzansprü- 
che ein zusammengefaßtes Verfahren vorgesehen 
werden, in welchem die Ansprüche durch einen 
besonderen Vertreter geltend gemacht werden müs- 
sen (Satz 1 und 2). 

Für die Einzelheiten dieses Verfahrens wird in Satz 3 
auf die entsprechende Regelung des § 26 verwiesen, 
soweit nicht Unterschiede zur Verschmelzung einer 
Verweisimg entgegenstehen. 


Zu den §§ 207 bis 212 

(Vgl. § 369 Abs. 4, §§ 375, 383, 385 i, 385 m Abs. 5, 
§§ 388, 392 AktG, § 11 Nr. 2, §§ 12, 13, 19 Abs. 3, § 20 
Satz 1, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 und 
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Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b, § 62 Satz 1 in Verbindung 
mit § 61 Abs. 4 UmwG). 

Die §§ 207 bis 212 regeln die Abfindung von Anteils- 
inhabem, die dem Formwechsel widersprechen, ilm 
aber nicht verhindern können, weü sie bei einer 
zulässigen Mehrheitsentscheidung in der Minderheit 
bleiben und die Wirksamkeit des Umwandlungs- 
beschlusses auch sonst nicht von ihrer Zustimmung 
abhängt. 

Die Abfindungsregelung soll anders als nach gelten- 
dem Recht für alle Fallgestaltungen mit Ausnahme 
des Formwechsels einer AG in eine KGaA und umge- 
kehrt sowie des Formwechsels einer Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts einheitlich gel- 
ten, weil der Gnmd für den besonderen Schutz der 
Anteilsinhaber auf alle Untemehmensformen zutrifft. 
Als Grundlage für die einheitliche Abfindungsrege- 
lung soll das gegenwärtig für die formwechselnde 
Umwandlung einer AG oder einer KGaA in eine 
GmbH geltende Verfahren in den Entwurf übernom- 
men werden (vgl. § 369 Abs. 4, §§ 375, 388 AktG). 

Dcirüber hinaus sollen einige ergänzende Regelungen 
wie z. B. die Verzinsungspflicht aus den Vorschriften 
über die verschmelzende und die errichtende Um- 
wandlung von Kapitalgesellschaften in Gesellschaf- 
ten des bürgerlichen Rechts oder in Personenhandels- 
gesellschaften übernommen werden (vgl. §§ 12, 13, 19 
Abs. 3, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 
Satz 1 UmwG). 

Dagegen kommt eine vollständige Übernahme dieser 
Vorschriften nicht in Betracht, weil es nach dem 
Entwurf keine Mehrheitsentscheidungen mehr geben 
soll, die dazu führen können, daß ein dem Formwech- 
sel nicht zustimmender Anteilsinhaber zwangsläufig 
aus dem Rechtsträger ausscheidet, sobald die neue 
Rechtsform oder der Rechtsträger neuer Rechtsform in 
das Register eingetragen worden ist. In dem Entwurf 
soll dementsprechend kein Zahlungsanspruch für 
ausgeschiedene, sondern allein ein Zahlungsangebot 
an künftig ausscheidende Anteilsinhaber, die dem 
Formwechsel widersprochen haben, vorgesehen wer- 
den. 

Nicht übernommen werden soll aus dem geltenden 
Recht auch das für widersprechende Gesellschafter 
bestehende Abandon- oder Preisgaberecht (vgl. 
§§ 383, 385 i, 385 m Abs. 5, § 392 AktG), das bei der 
formwechselnden Umwandlung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung in Aktiengesellschaften 
oder in Kommanditgesellschaften auf Aktien sowie 
von eingetragenen Genossenschaften oder von Versi- 
cherungsvereinen auf Gegenseitigkeit in Aktienge- 
sellschaften vorgesehen ist. Der Vorteil, daß dem 
Rechtsträger neuer Rechtsform die im Wege der 
formwechselnden Umwandlung entstandenen Aktien 
zur Veräußerung an Dritte angedient werden können, 
ist zum Schutz der bei einer Umwandlung durch 
Mehrheitsbeschluß überstimmten Anteilsinhaber 
nicht ausreichend. Vor allem für kleineren Anteilsbe- 
sitz ist der Wechsel von der bisherigen Gesellschafter- 
stellung oder Mitgliedschaft zu einer mehr der Ver- 
mögensanlage dienenden Beteiligung eine einschnei- 
dende Veränderung. Die geltende Regelung ist im 


Schrifttum deshalb auch als unzureichend kritisiert 
worden. 

Die Abfindungsregelung unterliegt den Schranken, 
die das Gesetz zur Erhaltung des Stammkapitals oder 
Grundkapitals einer Kapitalgesellschaft aufstellt. Dies 
folgt aus der Tatsache, daß die Anwendung der 
einschlägigen Vorschriften (vgl. § 30 GmbHG, § 57 
AktG) nicht ausgeschlossen ist, wie dies für § 7 1 
Abs. 4 Satz 2 AktG geschieht. 


Zu § 207 

(Vgl. § 369 Abs. 4, § 375 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz, 
Satz 4 und Abs. 3 Satz 1, § 388 AktG, § 11 Nr. 2, § 24 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b UmwG). 

Die Vorschrift enthält die materiellen Grundlagen der 
einvemehmlichen Abfindung widersprechender An- 
teilsinhaber. 

Die aktienrechtliche Sanktion für einen unzulässigen 
Erwerb eigener Aktien in Gestalt der Nichtigkeit des 
schuldrechtlichen Erwerbsgeschäfts (§71 Abs. 4 
Satz 2 AktG) soll wie in § 29 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz insoweit außer Kraft gesetzt werden, als sie 
der Erfüllung der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 
entgegenstehen könnte. 

In Absatz 1 Satz 2 wird das aktienrechtliche Abfin- 
dungskonzept (vgl. § 369 Abs. 4, §§ 375, 388 AktG) 
auf Fallgestaltungen erstreckt, bei denen der Rechts- 
träger neuer Rechtsform die Anteile oder Mitglied- 
schaftsrechte seiner Anteilsinhaber nicht selbst er- 
werben kann, weil die für die neue Rechtsform gel- 
tenden Vorschriften einen solchen Erwerb nicht zulas- 
sen (so bei Personengesellschaften und eingetrage- 
nen Genossenschaften). Hier soll das Abfindungsan- 
gebot den Anteilsinhabem für den Fall unterbreitet 
werden, daß sie ihre Beteiligung an dem Rechtsträger 
neuer Rechtsform aufgeben. 

Die Kostemegelung in Absatz 1 Satz 3 entspricht dem 
geltenden Recht (vgl. § 375 Abs. 1 Satz 4 und § 388 
AktG). 

Absatz 2 stellt dem Widerspruch nach Absatz 1 Satz 1 
dessen Verhindenmg gleich. 


Zu § 208 

(Vgl. § 375 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, § 388 AktG, 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2, § 19 Abs. 3, § 20 
Satz 1, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 
UmwG). 

Die Vorschrift verweist auf § 30 und die der dort 
angeführten weiteren Vorschriften. Deren Begrün- 
dung trifft auch hier zu. 
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Zu § 209 

(Vgl. § 375 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 Satz 2 
AktG). 

Die Vorschrift regelt die Annahmefristen in Anleh- 
nimg an das geltende Recht, Sie weicht von § 375 
Abs, 1 Satz 2 und 3 AktG und von § 375 Abs, 3 Satz 2 
AktG jedoch redaktionell ab. Die Abweichung in 
Satz 1 folgt aus den in § 198 Abs, 1 imd 2 aufgestellten 
Eintragungserfordemissen. Die Abweichung in Satz 2 
soll besser deutlich machen, daß die zweite Frist auch 
erst nach Ablauf der ersten Frist beginnen kann. 


Zu §210 

(Vgl. § 375 Abs. 2 Satz 1 AktG, § 13 Satz 1 UmwG). 

Auf Grund der weiten Fassimg erfaßt die Vorschrift 
nicht nur die Anfechtungsklagen des Rechts der 
Kapitalgesellschaften, sondern wie die §§14 und 195 
alle Klagetypen, mit denen Mängel eines Umwand- 
lungsbeschlusses geltend gemacht werden können. 


Zu §211 

(Vgl. § 375 Abs. 4. § 388 AktG). 

Die für die formwechselnde Umwandlung in § 375 
Abs. 4 AktG getroffene Regelung soll zur Klarstellung 
in den Entwurf übernommen und auf andere Arten 
des Formwechsels ausgedehnt werden. 


Zu § 212 

(Vgl, § 375 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 388 AktG, §§ 13, 19 
Abs. 3, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 
Satz 1 UmwG). 

Die Vorschrift enthält die materiellen Grundlagen für 
die gerichtliche Bestimmung der Abfindung. Sie ent- 
spricht § 34, auf dessen Begründung verwiesen 
wird. 


Zu § 213 

Die Frage, wie unbekannte Aktionäre einer form- 
wechselnden AG oder KGaA zu bezeichnen sind, soll 
wie in § 35 geregelt werden, auf dessen Begründung 
verwiesen wird. 


Zum Zweiten Teil — Besondere Vorschriften 

Der Zweite Teü enthält besondere Vorschriften, die an 
die bisherige und an die neue Rechtsform des Rechts- 
trägers anknüpfen. 

Die einzelnen Abschnitte gehen von der bisherigen 
Rechtsform des formwechselnden Rechtsträgers aus. 
In jeweiligen Unterabschnitten wird, soweit dies erfor- 
derlich ist, danach imterschieden, welche Rechtsform 


der Rechtsträger durch den Formwechsel erlangen 
soll. 

Innerhalb des Zweiten Teils ebenso wie innerhalb der 
einzelnen Abschnitte dieses Teils wird auch im Fünf- 
ten Buch jeweils der Aufbau eingehalten, dem auch 
das Bilanzrichtlinien-Gesetz folgt; Es wird mit der 
einfacher strukturierten Untemehmensform der Per- 
sonenhandelsgesellschaft (Erster Abschnitt) begon- 
nen, die weniger strenge Regeln erfordert als der 
Formwechsel einer Kapitalgesellschaft (Zweiter Ab- 
schnitt). Für diese werden im Anschluß an Allgemeine 
Vorschriften [Erster Unterabschnitt) besondere Re- 
gelungen für den Formwechsel in eine Personen- 
oder Personenhandelsgesellschaft (Zweiter Unterab- 
schnitt), in eine Kapitalgesellschaft anderer Rechts- 
form (Dritter Unterabschnitt) oder in eine eingetra- 
gene Genossenschaft (Vierter Unterabschnitt) getrof- 
fen. Die Vorschriften für Gesellschaften des bürgerli- 
chen Rechts imd für Personenhandelsgesellschaften 
einerseits sowie für Kapitalgesellschaften anderer- 
seits sollen in den jeweiligen Abschnitten und Unter- 
abschnitten, soweit dies durchführbar ist, als gemein- 
same Regelimgen zusammengefaßt werden. An die 
Vorschriften über den Formwechsel einer Kapitalge- 
sellschaft sollen sich weitere Vorschriften über den 
Formwechsel einer eingetragenen Genossenschaft 
(Dritter Abschnitt), eines rechtsfähigen Vereins (Vier- 
ter Abschnitt), eines Versicherungsvereins auf Ge- 
genseitigkeit (Fünfter Abschnitt) imd einer Körper- 
schaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts (Sechster 
Abschnitt) anschließen. 


Zum Ersten Abschnitt — Formwechsel von 
Personenhandelsgesellschaften 

Im Ersten Abschnitt sind alle zusätzlich erforderlichen 
Vorschriften für den Form Wechsel einer Personenhan- 
delsgesellschaft zusammengefaßt. 

Wie die errichtende Umwandlung im geltenden 
Umwandlungsgesetz soll auch die neue Regelung 
nicht die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts einbe- 
ziehen. Ein Bedürfnis hierfür ist wie bei der Ver- 
schmelzung, der Vermögensübertragung und den 
drei Arten der Spaltung auch hier nicht näher begrün- 
det, die Zweckmäßigkeit der Einbeziehung zum Teil 
nachdrücklich bestritten worden. Der Entwurf sieht 
wie bei der Verschmelzung bewußt davon ab, beson- 
dere Vorschriften für sogenannte PublikumsgeseU- 
schaften, die in der Regel die Form der GmbH & Co KG 
wählen, vorzuschlagen. Auf die einleitenden Bemer- 
kungen zum Ersten Abschnitt des Zweiten Teils des 
Zweiten Buches wird verwiesen. 


Zu § 214 

(Vgl. §§ 40, 46 UmwG). 

Absatz 1 konkretisiert § 190 in Anlehnung an das 
geltende Recht (vgl. § 40 Abs. 1, § 46 Satz 1 UmwG) 
dahin, daß als neue Rechtsform für eine bestehende 
Personenhandelsgesellschaft nach § 194 Abs. 1 Nr. 1 
in dem Umwandlungsbeschluß nur die Rechtsform 
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einer GmbH, einer AG, einer KGaA oder einer einge- 
tragenen Genossenschaft bestimmt werden kann. Ein 
weitergehendes Bedürfnis ist nicht hervorgetreten. 

Die Zulässigkeit der Rechtsformbestimmung in dem 
Umwandlungsbeschluß ist eine wesentliche Voraus- 
setzung für den Eintritt der in § 202 Abs. 1 Nr. 1 
bestimmten Rechtsfolge, d. h. der Erlangung der 
in der Gesellschafterversammlung beschlossenen 
Rechtsform. Diese Regelung soll andere Änderungen 
der Untemehmensform, die sich außerhalb des 
Umwandlungsgesetzes nach allgemeinen gesell- 
schaftsrechtlichen Grundsätzen vollziehen, wie z. B. 
den Übergang von der offenen Handelsgesellschaft 
zur Kommanditgesellschaft und umgekehrt, nicht 
ausschließen (vgl. § 190 Abs. 2 und die Begründung 
zu dieser Vorschrift). Jedoch ist ein Beschluß der 
Gesellschafter, der eine in anderen Gesetzen vorge- 
sehene oder zugelassene Änderung der Untemeh- 
mensform zum Gegenstand hat, kein Umwandlungs- 
beschluß im Sinne des Entwurfs, dessen Vorschriften 
über den zulässigen Inhalt eines Umwandlungsbe- 
schlusses sich insoweit nicht auswirken. 

Absatz 2 beschränkt die Möglichkeit des Formwech- 
sels für aufgelöste Personenhandelsgesellschaften, 
deren Auflösung nicht insolvenzbedingt ist, in Anleh- 
nung an das geltende Recht (vgl. § 40 Abs. 2, § 46 
Satz 2 UmwG) und in Übereinstimmung mit § 39 auf 
Fallgestaltungen, in denen ohne den Formwechsel 
eine Abwicklung nach § 145 Abs. 1 HGB stattfinden 
würde. Absatz 2 verlangt jedoch abweichend vom 
geltenden Recht nicht, daß „ eine Liquidation stattfin- 
det" (vgl. § 40 Abs. 2 UmwG), d. h. eine Abwicklung 
stattgefunden hat, und daß nur noch die Verteilung 
des nach der Berichtigung der Verbindlichkeiten 
verbleibenden Vermögens an die Gesellschafter aus- 
steht. Dies ist nicht erforderüch; denn die Gläubiger 
der formwechselnden Gesellschaft werden durch die 
Haftung des Rechtsträgers neuer Rechtsform und 
durch die fünfjährige Nachhaftung der Gesellschafter 
des formwechselnden Rechtsträgers (vgl. § 224) hin- 
reichend geschützt. Deshalb soll der Formwechsel nur 
dann nicht möglich sein, wenn die Gesellschafter nach 
§ 145 HGB eine andere Art der Auseinandersetzung 
als die Abwicklung oder als den Formwechsel selbst 
vereinbart haben. Diese Einschränkung ist erforder- 
hch, weil bei der im Recht der Personenhandelsgesell- 
schaften zulässigen anderen Art der Auseinanderset- 
zung nicht sichergestellt werden kann, daß das Ver- 
mögen der aufgelösten Personenhcindelsgesellschaft 
im Zeitpunkt des Umwandlungsbeschlusses noch vor- 
handen ist. 

Ist eine Personenhandelsgesellschaft durch die Eröff- 
nung des Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen 
aufgelöst worden, so soll für die Zulässigkeit ihrer 
Umwandlung durch Formwechsel allein § 191 Abs. 3 
gelten. Der Entwurf weicht insoweit entsprechend 
seiner allgemeinen Tendenz, Umwandlungs Vorgänge 
nach Möghchkeit zu erleichtern, vom geltenden Recht 
ab. Für den Formwechsel soll es ausreichen, wenn das 
Insolvenzverfahren unter den Voraussetzungen des 
§ 144 Abs. 1 HGB aufgehoben oder eingestellt wor- 
den ist, so daß die Fortsetzung der Gesellschaft 


beschlossen werden könnte. Dagegen erscheint es 
überflüssig, daß die Gesellschaft vor dem Formwech- 
sel zunächst ihre Fortsetzung beschließen muß. 


Zu § 215 

Zur Begründung dieser Parallelvorschrift zu § 41 wird 
auf dessen Begründung verwiesen. 


Zu § 216 

(Vgl. § 369 Abs. 4, § 385dAbs. 2 Satz 2, § 385m Abs. 2 
Satz 2, § 388 AktG, § 11 Nr. 2, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, 
§ 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
UmwG). 

Die Vorschrift entspricht § 42, auf dessen Begrüivdimg 
verwiesen wird. Sie enthält für die Vorbereitung des 
Formwechsels Verfahrenselemente, die im geltenden 
Recht für andere Untemehmensformen teilweise c us- 
drücklich geregelt sind, teilweise aber auch schon aus 
den allgemeinen Vorschriften über die Einberufung 
der Versammlung der Anteilsinhaber folgen. 

Die schriftliche Ankündigimg des Formwechsels als 
Gegenstand der Beschlußfassung entspricht der für 
eingetragene Genossenschaften und für Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit ausdrücklich gere- 
gelten Übersendung der Tagesordnung (vgl. § 385 d 
Abs. 2 Satz 2, § 385 m Abs. 2 Satz 2 AktG) und wird als 
wesentlicher Bestandteil für die Vorbereitung der 
Versammlung, die den Umwandlungsbeschluß fassen 
soll, auch in anderen umwandlungsrechtlichen Vor- 
schriften erwähnt (vgl. §§ 11, 24 Abs. 2 UmwG). Da 
der Entwurf vorsieht, daß auch der Umwandlimgs- 
beschluß einer Personenhandelsgesellschaft nur in 
einer Gesellschafterversammlung gefaßt werden 
kann (vgl. § 193 Abs. 1 Satz 2), erscheint die für 
andere Untemehmensformen selbstverständliche An- 
kündigimg des Formwechsels zusammen mit der 
Einberufung dieser Versammlung auch hier gebo- 
ten. 

Für den Fall, daß der Gesellschaftsvertrag der form- 
wechselnden Personenhandelsgesellschaft einen 
Formwechsel durch Mehrheitsbeschluß zuläßt (vgl. 
§ 217 Abs. 1 Satz 2 und 3), muß den Gesellschaftern, 
die dabei überstimmt werden können, ein Abfin- 
dungsangebot nach den §§ 207 ff. gemacht werden. In 
Anlehnung an die Vorschriften des geltenden Rechts 
über die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft unter 
gleichzeitiger Errichtung einer Personenhandelsge- 
sellschaft oder einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts soll auch dieses Abfindungsangebot den von 
der Geschäftsführung ausgeschlossenen Gesellschaf- 
tern spätestens in dem Zeitpunkt zugehen, in dem sie 
die Einbemfung der Gesellschafterversammlung 
erhalten (vgl. § 11 Nr. 2, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, § 22 
Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
UmwG). Das Erfordernis der Übersendung des Abfin- 
dungsangebots bedeutet, daß es den Gesellschaftern 
schriftlich mitzuteilen ist. 
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Zu § 217 

(Vgl. § 376 Abs. 3 Satz 2. § 392 AktG, § 42 Abs. 1 
Satz 1, § 48 Abs. 1 Satz 1 UmwG). 

Absatz 1 Satz 1 schließt in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht Umwandlungen durch Mehrheits- 
beschluß kraft Gesetzes aus, weil es nach dem allge- 
meinen Recht der Personenhandelsgesellschaften 
auch sonst kraft Gesetzes keine Mehrheitsbeschlüsse 
0bt. Nach Satz 2 und 3 des Absatzes 1 soll es aber 
möglich sein, in dem Gesellschaftsvertrag der Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Umwandlimg durch 
Mehrheitsbeschluß für den Fall vorzusehen, daß eine 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Stimmen 
der Gesellschafter erreicht wird. Dies erscheint imbe- 
denklich, weil in dem Gesellschafts vertrag einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft auch für andere wesentli- 
che Entscheidungen wie die Auflösung der Gesell- 
schaft oder die Änderung des Gesellschaftsvertrags 
Mehrheitsbeschlüsse zugelassen werden können. 
Außerdem wird durch das in dem Entwurf verankerte 
Prinzip der Kontinuität der Mitgliedschaft in dem 
Rechtsträger (vgl. § 194 Abs. 1 Nr. 3 und § 202 Abs. 1 
Nr. 2) sichergestellt, daß alle Gesellschafter, die der 
Personenhandelsgesellschaft im Zeitpimkt des Form- 
wechsels angehören, Gesellschafter der Kapitalge- 
sellschaft oder Genossen werden. Andererseits kann 
aber jeder widersprechende Gesellschafter gegen 
eine angemessene Barabfindung aus dem Rechtsträ- 
gerneuer Rechtsform ausscheiden (vgl. §§ 207 ff.). Die 
für den Mehrheitsbeschluß in Sa fz 3 bestimmte Min- 
destgrenze entspricht den Mehrheitserfordemissen 
bei anderen Umwandlungs arten (vgl. § 43 Abs. 2 
Satz 2). Sie ist notwendig, weil die Bedeutimg des 
Vorgangs eine so qualifizierte Mehrheit erfordert. 

Absatz 2 sieht für den mehrheitlich beschlossenen 
Formwechsel in Aiüehmmg an geltendes Recht (vgl. 
§ 376 Abs. 3 Satz 2, § 392 AktG) vor, daß die dem 
Formwechsel zustimmenden Gesellschafter in der 
Niederschrift des Umwandlungsbeschlusses nament- 
lich aufzuführen sind, damit bei einer Umwandlimg 
durch Mehrheitsbeschluß diejenigen Gesellschafter 
als Gründer erfaßt werden, die für den Formwechsel 
gestimmt haben (vgl. § 219 Satz 2). 

Soll die Personenhandelsgesellschaft die Rechtsform 
einer KGaA erlangen, ohne daß dem Rechtsträger ein 
neuer Gesellschafter bei tritt, so muß wenigstens einer 
der bisherigen Gesellschafter (Komplementär oder 
Kommanditist) für die Verbindlichkeiten der Gesell- 
schaft neuer Rechtsform persönlich unbeschränkt haf- 
ten (vgl. § 218 Abs. 2). Da einem Gesellschafter die 
Übernahme dieser Haftung ohne sein Einverständnis 
nicht zugemutet werden kann, soll nach Absatz 3 die 
Wirksamkeit des Umwandlimgsbeschlusses auch 
dann von der Zustimmimg dieses Gesellschafters 
abhängen, wenn der Formwechsel nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag mehrheitlich beschlossen werden 
kann. 

Ein ähnliches Zustimmungserfordemis soll nach dem 
Entwurf auch bei Verschmelzimgen eingreifen (vgl. 
§ 40 Abs. 2 Satz 2). 


Zu § 218 

(Vgl, § 362 Abs. 2 Satz 1, § 389 Abs. 2 Satz 1 AktG, 
§ 41 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, § 42 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1, § 48 Abs. 2 UmwG). 

Absatz 1 Satz 1 sieht in Anlehnung an das geltende 
Recht vor, daß in den Umwandlungsbeschluß einer 
Personenhandelsgesellschaft auch der Gesellschafts- 
vertrag, das Statut oder die Satzimg des Rechtsträgers 
neuer Rechtsform aufzimehmen ist (vgl. § 42 Abs. 2 
Satz 1, § 48 Abs. 2 UmwG). Die erheblichen struktu- 
rellen Unterschiede zwischen einer Personenhandels- 
gesellschaft einerseits imd einer Kapitalgesellschaft 
imd einer Genossenschaft andererseits machen diese 
Einbeziehung des Gesellschaftsvertrags, des Statuts 
oder der Satzung in den Umwandlungsbeschluß erfor- 
derlich. 

Nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 GenG, der über § 197 Satz 1 
anzuwenden ist, müßte das Statut einer Genossen- 
schaft von allen Genossen imterzeichnet sein. Dies 
würde aber in vielen Fällen, insbesondere bei einem 
großen Kreis von Gesellschaftern, die Umwandlung 
sehr erschweren. Deshalb wird in Satz 2 des Absat- 
zes 1 auf dieses Erfordernis verzichtet. 

Absatz 2 Satz 1 verlangt für den Formwechsel in eine 
KGaA, daß die Gesellschaft neuer Rechtsform einen 
persönlich unbeschränkt haftenden Gesellschafter 
haben muß. Dabei kann es sich entsprechend der 
Kontinuität des Rechtsträgers bei der Mitgliedschaft 
um einen der formwechselnden Gesellschaft bereits 
angehörenden Gesellschafter handeln. 

Über das geltende Recht hinaus soll jedoch wie schon 
bisher bei der formwechselnden Umwandlimg einer 
GmbH oder einer AG in eine KGaA auch zugelassen 
werden, daß der Personenkreis der Anteüsinhaber im 
Rahmen des Formwechsels ausnahmsweise durch den 
Beitritt persönlich unbeschränkt haftender Gesell- 
schafter erweitert wird (vgl. § 362 Abs. 2 Satz 1, § 389 
Abs. 2 Satz 1 AktG). Die vorher beigetretenen persön- 
lich haftenden Gesellschafter erlangen diese Rechts- 
stellung mit dem Wirksamwerden des Formwechsels. 
Von diesem Zeitpunkt an haften sie den Gläubigem 
der Gesellschaft auch für die bereits vor dem Form- 
wechsel begründeten Verbindlichkeiten persönlich 
unbeschränkt. Anders als in § 391 Satz 4 und § 365 
Satz 2 AktG bei der formwechselnden Umwandlung 
einer GmbH oder einer AG in eine KGaA soll dies in 
dem Entwurf jedoch nicht besonders geregelt werden, 
weil es sich schon aus § 278 Abs. 2 AktG in Verbin- 
dung mit § 161 Abs. 2, §§ 128, 130 HGB ergibt. In dem 
Entwurf soll von diesen Grundsätzen nicht abgewi- 
chen, sondern nur eine überflüssige Doppelregelung 
vermieden werden. 

Absatz 3 konkretisiert § 194 Abs. 1 Nr. 3. Die Mit- 
gliedschaft in der Genossenschaft setzt die Beteili- 
gung mit mindestens einem Geschäftsanteil voraus. 
Jedoch kann zur Erhaltung der Kapitalgrundlage des 
Rechtsträgers auch eine gestaffelte Beteiligung mit 
mehreren Geschäftsanteilen vorgesehen werden, die 
nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung das Ver- 
hältnis berücksichtigen muß, in dem die Anteilsinha- 
ber bisher an der formwechselnden Gesellschaft 
beteiligt waren. Dieser Bezug soll dadurch hergestellt 
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werden, daß die Geschäftsguthaben der einzelnen 
Genossen auf der Grundlage ihrer bisherigen Betei- 
ligung an der formwechselnden Gesellschaft zu 
berechnen sind. 


Zu § 219 

(Vgl. § 362 Abs. 4 Satz 2, § 378 Abs. 1 zweiter Halb- 
satz, § 389 Abs. 4 Satz 2 AktG, § 41 Abs. 2 Satz 2 
UmwG). 

§219 bestimmt imter Ergänzung des § 197, wer als 
Gründer anzusehen imd somit nach den aktienrecht- 
lichen Gründungsvorschriften wie ein Gründer ver- 
antwortlich ist. Nach Satz 1 sollen dies wie bisher die 
Gesellschafter der formwechselnden Gesellschaft 
sein (vgl. § 41 Abs. 2 Satz 2 UmwG). Soweit der 
Entwurf jedoch eine Mehrheitsentscheidung zuläßt, 
sollen wie schon bisher bei der formwechselnden 
Umwandlung einer GmbH in eine AG oder in eine 
KommanditAG nur die zustimmenden Gesellschafter 
sowie beitretende Komplementäre nach den Grün- 
dungsvorschriften verantwortlich sein (vgl. § 378 
Abs. 1 zweiter Halbsatz, § 389 Abs. 4 Satz 2 AktG). 


Zu 220 

(Vgl. § 378 Abs. 2 bis 4, § 385 d Abs. 4 Satz 1, § 385m 
Abs. 4 Satz 2, § 389 Abs. 4 Satz 3, § 392 AktG, § 43 
Abs. 1 und 2, § 56d UmwG; Artikel 13 der Zweiten 
Richtlinie). 

Absatz 1 bestimmt in Übereinstinummg mit dem 
geltenden Recht, daß der Nennbetrag des künftigen 
Stamm- oder Grimdkapitals durch das Reinvermögen 
der formwechselnden Personenhandelsgesellschaft 
erreicht werden muß. Bisher findet sich eine solche 
Kapitalschutzvorschrift nur für die formwechselnde 
Umwandlung einer eingetragenen Genossenschaft in 
eine AG (vgl. § 385 m Abs. 4 Satz 2 AktG) imd eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit in eine AG 
(vgl. § 385 d Abs, 4 Satz 1 AktG). Eine ausdrückliche 
Regelung ist aber auch für den Formwechsel einer 
Personeitiiandelsgesellschaft erforderlich, weil zum 
Schutze der Gläubiger die Deckimg des Stamm- oder 
Grundkapitals der Gesellschaft neuer Rechtsform 
auch hier gesichert werden muß. 

Nach Absatz 2 soll der nach den aktienrechtlichen 
Gründungs Vorschriften erforderliche Gründungsbe- 
richt wie bisher eine Darstellung des bisherigen Ge- 
schäftsverlaufs und der Lage der sich umwandelnden 
Gesellschaft enthalten (vgl. § 43 Abs. 1 UmwG). Ent- 
sprechendes soll in Anlehmmg an die im Umwand- 
lungsgesetz bisher nur in § 56 d UmwG vorgesehene 
Regelung auch für den Sachgründungsbericht gelten, 
der nach den Vorschriften über die Gründung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu erstatten ist; 
denn bei der Umwandlung einer Personenhandelsge- 
sellschaft hat ebensowenig wie beim Einzelkaufmann 
schon eine Kontrolle der Kapitalaufbringimg stattge- 
funden. 

Absatz 3 übernimmt in Satz 1 für den Formwechsel in 
eine AG oder in eine KommanditAG das geltende 


Recht (vgl. § 43 Abs. 2 UmwG). Satz 2 des Absatzes 3 
stellt in Übereinstimmung mit den Vorschriften über 
die formwechselnde Umwandlung einer GmbH in 
eine AG oder in eine KGaA klar, daß die in § 52 Abs. 1 
AktG für Nachgründimgen bestimmte Frist von zwei 
Jahren mit der Wirksamkeit des Formwechsels, d. h. 
mit der Eintragung der neuen Rechtsform oder des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform beginnt (vgl. § 378 
Abs. 4, § 389 Abs. 4 Satz 3 AktG). 


Zu §221 

(Vgl. § 362 Abs. 2 Satz 5 und 6, § 389 Abs. 2 Satz 2 und 
3 AktG). 

Die Vorschrift schreibt für den nach § 218 Abs. 2 
zulässigen Beitritt eines Gesellschafters, der für die 
Verbindlichkeiten einer künftigen KGaA persönlich 
unbeschränkt haften soll, die notarielle Beurkundung 
vor (Satz 1) und macht darüber hinaus die Wirksam- 
keit der künftigen Satzung dieser Gesellschaft vom 
Einverständnis des beitretenden Gesellschafters ab- 
hängig (Satz 2). Beide Bestimmungen entsprechen der 
Regelung, die schon bisher für die formwechselnde 
UmwancUimg einer GmbH oder einer AG in eine 
KGaA güt. 


Zu § 222 

(Vgl. § 7 Abs. 1, § 78 GmbHG, § 36 Abs. 1 AktG, § 41 
Abs. 2 Satz 1, § 43 Abs. 3 Satz 1, § 47 Abs. 2, § 49 
Abs. 1 Satz 1 UmwG). 

Die Vorschrift übernimmt in modifizierter Form aus 
dem nach § 197 Satz 1 anzuwendenden Gründungs- 
recht die Grxmdsätze, die für die Anmeldimg neu 
gegründeter Kapitalgesellschaften und Genossen- 
schaften gelten. 

Nach Absatz 1 Satz 1 ist die Anmeldimg deshalb von 
den Mitgliedern des künftigen Vertretungsorgans 
und, wenn ein Aufsichtsrat zu bilden ist, auch von 
dessen Mitgliedern vorzunehmen. Absatz 1 Satz 2 soll 
sicher stellen, daß die Genossenschaft und die Mitglie- 
der ihres Vertretungsorgans gleichzeitig zur Eintra- 
gung in das Genossenschaftsregister angemeldet wer- 
den, damit sofort Klarheit über die Vertretimgsver- 
hältnisse herrscht. 

Handelt es sich bei der Gesellschaft neuer Rechtsform 
um eine AG oder um eine KGaA, so sollen nach 
Absatz 2 entsprechend dem Rechtsgedanken des § 36 
Abs. 1 AktG auch diejenigen Gesellschafter an der 
Anmeldimg mitzuwirken haben, die nach § 219 den 
Gründern der Gesellschaft gleichstehen (vgl. § 43 
Abs. 3 Satz 1 UmwG). 

Beim Formwechsel in eine GmbH soll jedoch abwei- 
chend vom geltenden Recht (vgl. § 49 Abs. 1 Satz 1 
UmwG) keine entsprechende Mitwirkung der bisheri- 
gen Gesellschafter an der Anmeldung vorgesehen 
werden, weil die Anmeldung einer GmbH auch sonst 
allein Sache der Geschäftsführer ist (vgl. § 7 Abs. 1, 
§ 78 GmbHG). Ein Bedürfnis, hiervon nur im Zusam- 
menhang mit der Umwandlung einer Personenhan- 
delsgesellschaft abzuweichen, ist nicht ersichtlich. 
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Die nach § 198 Abs. 2 Satz 3 vorgeschriebene Anmel- 
dung der Umwandlimg soll nach Absatz 3 auch durch 
die zur Vertretung der Personenhandelsgesellschaft 
ermächtigten Gesellschafter vorgenommen werden 
können, weil diese Eintragimg nur das Register 
betrifft, in welchem die formwechselnde Gesellschaft 
bislang eingetragen war, und sie keine konstitutive 
Wirkung für den Formwechsel hat. 

Der weitere Inhalt der Anmeldung richtet sich gemäß 
§197 Satz 1 nach dem jeweiligen Gründungs recht. 


Zu § 223 

(Vgl. § 364 Satz 2, § 390 Satz 2, § 392 AktG, § 41 Abs. 2 
Satz 1, § 43 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4, § 47 Abs. 2, § 49 
Abs. 1 Satz 2 und 3 UmwG). 

In Ergänzung der anzuwendenden Gründungsvor- 
schriften und des § 199 soll der Katalog der Anlagen 
vervollständigt werden, die der Anmeldung der 
neuen Rechtsform oder des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform beizufügen sind. 

Die Regelung folgt aus der Zulassung des Beitritts 
persönlich haftender Gesellschafter imd entspricht 
den für die formwechselnde Umwandlung einer 
GmbH oder einer AG in eine KGaA schon bisher 
geltenden Vorschriften (vgl. § 364 Satz 2, § 390 Satz 2 
AktG). 


Zu § 224 

(Vgl. § 44 Abs. 1 Satz 2, §§ 45, 49 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 4 UmwG). 

Absatz 1 enthält eine Klarstellung, die im Hinblick auf 
das besondere Umwandlungskonzept des Entwurfs 
zweckmäßig erscheint. Nach bisher geltendem Recht 
könnte die Fortdauer der Haftung persönlich haften- 
der Gesellschafter für die im Zeitpunkt der errichten- 
den Umwandlung bereits begründeten Verbindlich- 
keiten der formwechselnden Gesellschaft auch daraus 
abgeleitet werden, daß die Personenhandelsgesell- 
schaft durch die Eintragung der Kapitalgesellschaft 
aufgelöst wird (vgl. § 44 Abs. 1 Satz 3, § 49 Abs. 2 
Satz 3 UmwG); denn es entspricht allgemeinen gesell- 
schaftsrechtlichen Grundsätzen, daß die Auflösung 
einer Personenhandelsgesellschaft nicht zum Erlö- 
schen der persönlichen Haftung ihrer persönlich haf- 
tenden Gesellschafter führt. Der Entwurf geht jedoch 
von der Kontinuität des Rechtsträgers bei Mitglied- 
schaft imd Vermögen aus. Deshalb ist davon abzuse- 
hen, mit der Änderung der Rechtsform auch eine 
Auflösung des Rechtsträgers bisheriger Rechtsform zu 
verbinden. Infolge dieser Gleichstellung mit den bis- 
her im Aktiengesetz geregelten Fällen der formwech- 
selnden Umwandlimg könnten Unklarheiten darüber 
bestehen, wie sich der Formwechsel auf die Haftung 
der Gesellschafter auswirkt. Der Zweck des Form- 
wechsels besteht auch gerade darin, die Haftung der 
Gesellschafter auf ihre Kapitalbeteiligung an der 
Gesellschaft neuer Rechtsform zu beschränken. Damit 
dieser Vorgang hinsichtlich der alten Verbindlichkei- 
ten nicht als ein besonderer Enthaftungstatbestand 


erscheinen kann, enthält der Entwurf eine ausdrück- 
liche Regelimg, die im übrigen auch mit den Vor- 
schriften über die Umwandlung einer KGaA in eine 
GmbH oder in eine AG übereinstimmt (vgl. § 368 
Satz 3, § 387 Abs. 2 Satz 2 AktG). 

Mit den Absätzen 2 bis 5 soll für die Ansprüche gegen 
die Gesellschafter aus Verbindlichkeiten der form- 
wechselnden Gesellschaft die Haftimgsbegrenzungs- 
regelung des geltenden Rechts übernommen werden 
(vgl. §§ 45, 49 Abs. 4 UmwG). Jedoch soll der Lauf der 
Frist nach Absatz 3 wie auch andere Fristen nach dem 
Entwurf (vgl. § 205 Abs. 2 und § 209 Satz 1) erst mit 
dem Tage beginnen, an dem die Eintragimg der 
neuen Rechtsform oder des Unternehmens neuer 
Rechtsform in das Register nach § 201 Satz 2 als 
bekanntgemacht gilt, weil die Gläubiger erst durch 
diese Bekanntmachung unterrichtet werden. 


Zu § 225 

Diese Parallelvorschrift zu § 44, auf dessen Begrün- 
dung verwiesen wird, ist auch für das Barabfindungs- 
angebot zweckmäßig, weil sie geeignet ist, spätere 
Streitigkeiten zu vermeiden. 


Zum Zweiten Abschnitt — Formwechsel von 
Kapitalgesellschaften 

Der Zweite Abschnitt enthält alle zusätzlichen Vor- 
aussetzungen und Rechtsfolgen für den Formwechsel 
einer Kapitalgesellschaft. Weil die Möglichkeiten des 
Formwechsels vielfältiger sind als im Ersten Ab- 
schnitt, wird im Anschluß an die Allgemeinen Vor- 
schriften (Erster Unterabschnitt) danach unterschie- 
den, ob der Rechtsträger neuer Rechtsform eine Per- 
sonengesellschaft (Zweiter Unterabschnitt), eine Ka- 
pitalgesellschaft anderer Rechtsform (Dritter Unterab- 
schnitt) oder eine eingetragene Genossenschaft (Vier- 
ter Unterabschnitt) ist. 

Der Entwurf folgt auch hier der Terminologie in § 1 
Abs. 1 UmwG und in § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs: 
Danach sind Kapitalgesellschaften die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, die Aktiengesellschaft und 
die Kommanditgesellschaft auf Aktien. 


Zum Ersten Unterabschnitt — 

Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Unterabschnitt legt fest, welche Möglichkei- 
ten eines Formwechsels Kapitalgesellschaften offen- 
stehen. Er regelt zudem eine bei jedem Formwechsel 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien geltende 
allgemeine Ausnahme von den §§ 207 bis 212 für 
deren persönlich haftende Gesellschafter. 
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Zu § 226 

(Vgl. § 362 Abs. 1, § 366 Abs. 1, § 369 Abs. 1, § 376 
Abs. 1, § 386 Abs. 1, § 389 Abs. 1 AktG, § 1 Abs. 1, 
§ 16 Satz 1, § 19 Abs. 1, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 1, § 22 
Abs. 1, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 UmwG). 

Die Vorschrift konkretisiert § 191. Sie soll allgemein 
festlegen, welche neue Rechtsform in dem Umwand- 
lungsbeschluß einer Kapitalgesellschaft nach § 194 
Abs. 1 Nr. 1 bestimmt werden kann. Die Möglichkeit 
der Rechtsformbestimmung entscheidet darüber, ob 
der Rechtsträger die in der GeseUschafterversamm- 
lung oder in der Hauptversammlung beschlossene 
neue Rechtsform nach § 202 Abs. 1 Nr. 1 erlangen 
karm. 

Die Möglichkeit des Formwechsels in eine Personen- 
geseUschaft (Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 
oder PersonenhandelsgeseUschaft — Zweiter Unter- 
abschnitt) oder in eine Kapitalgesellschaft anderer 
Rechtsform (Dritter Unterabschnitt) entspricht, nüt 
Abweichungen im einzelnen, dem geltenden Recht. 
Neu ist dagegen die Möglichkeit, den Formwechsel 
auch zur Umwandlung in eine eingetragene Genos- 
senschaft beschheßen zu können (Vierter Unterab- 
schnitt). Mit ihr soll einem von den betroffenen Wirt- 
schaftskreisen geltend gemachten Bedürfnis Rech- 
nung getragen werden. Auf die Allgemeine Begrün- 
dung (insbesondere unter III. 2. a) wird verwiesen. 


Zu § 227 

Der Entwurf sieht in Anlehnung an das geltende Recht 
(vgl. § 368 Satz 2, § 387 Abs. 2 Satz 1 AktG; vgl. ferner 
§ 23 Satz 1 UmwG in Verbindung mit § 16 Satz 1, § 19 
Abs. 1, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1 UmwG) 
vor, daß die persönlich haftenden Gesellschafter einer 
formwechselnden KGaA beim Formwechsel in eine 
Personengesellschaft auf ihren Wunsch, beim Form- 
wechsel in eine Kapitalgesellschaft anderer Rechts - 
form kraft Gesetzes aus dem Rechtsträger ausschei- 
den (vgl. § 236 in Verbindung mit § 233 Abs. 3 Satz 3 
sowie § 247 Abs. 3, § 255 Abs. 3). Für sie sollen 
deshalb nach § 227 keine besonderen umwandlungs- 
rechtlichen Abfindungsregeln, sondern wie schon 
nach geltendem Recht die allgemeinen Grundsätze 
gelten. Das bedeutet, daß ihnen im Regelfall gemäß 
§ 278 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 161 Abs. 2 und 
§105 Abs. 2 HGB ein Anspruch auf Abfindung in 
Höhe ihres Auseinandersetzungsguthabens nach 
Maßgabe der §§ 738 bis 740 BGB zustehen soll. 


Zum Zweiten Unterabschnitt — 

Formwechsel in eine Personengesellschaft 

Der Zweite Unterabschnitt enthält besondere Vor- 
schriften für den Formwechsel einer Kapitalgesell- 
schaft in die Rechtsform einer Personengesellschaft, 
insbesondere einer Personenhandelsgesellschaft. Da- 
mit sollen zusammen mit den Allgemeinen Vorschrif- 
ten des Ersten Teils die Fälle erfaßt werden, die im 
geltenden Umwandlungsgesetz zusammen mit der 


verschmelzenden Umwandlung als errichtende und 
damit übertragende Umwandlung geregelt sind. 

Abweichend vom Umwandlungskonzept des gelten- 
den Rechts soll bei der Ausgestaltung der Vorausset- 
zungen und der Rechtsfolgen des Formwechsels 
jedoch nicht mehr darauf abgestellt werden, daß die 
formwechselnde Gesellschaft durch den Umwand- 
lungsvorgang zur Gesamthandsgemeinschaft wird 
und ihren Charakter als juristische Person verliert. 
Diese Besonderheit verlangt keine zusätzliche Rege- 
lung. 

Für den Inhalt des Umwandlungsbeschlusses reicht 
auch hier die Bestimmung der neuen Rechtsform aus, 
während darauf verzichtet werden kann, ausdrück- 
hch eine Beschlußfassung über das rechtliche Schick- 
sal des Untemehmensvermögens zu verlangen. Auf 
die Begründung zu § 194 wird Bezug genommen. 

Im übrigen soll nach dem Entwurf abweichend vom 
geltenden Recht keine Umwandlung durch Mehr- 
heitsbeschluß mehr in dem Sinne möglich sein, daß 
nur die zustimmenden Anteilstnhaber Gesellschafter 
der Personengesellschaft werden, während alle ande- 
ren Gesellschafter oder Aktionäre kraft Gesetzes 
ausscheiden (vgl. § 19 Abs. 1, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 1, 
§ 24 Abs. 1 Satz 1 UmwG). Die damit verbundene 
Erschwenmg des Formwechsels einer Kapitalgesell- 
schaft in eine Personengesellschaft soll im Interesse 
einer möglichst weitgehenden Vereinheitlichung des 
Umwandlungsrechts hingenommen werden. Auf die 
Begründung zu § 202 Abs. 1 Nr. 2 wird Bezug genom- 
men. 

Ferner soll wie bei der Verschmelzung die nach 
geltendem Recht auch auf die errichtende Umwand- 
lung anzuwendende Regelung in § 1 Abs. 2 Satz 1 
UmwG entfallen, nach der die Umwandlung in eine 
Personengesellschaft unzulässig ist, wenn an ihr eine 
Kapitalgesellschaft zu beteiligen wäre. Die Umwand- 
lung in eine Kapitalgesellschaft & Co soll also möghch 
sein. Auf § 39 und dessen Begründung wird verwie- 
sen. 


Zu § 228 

(Vgl. § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1, § 23 Satz 1, § 24 Abs, 1 
Satz 1 UmwG), 

Die Vorschrift grenzt die Möglichkeiten des Form- 
wechsels in eine Personenhandelsgesellschaft einer- 
seits (Absatz 1) oder in eine Gesellschaft des bürger- 
hchen Rechts andererseits (Absatz 2) wie das geltende 
Recht voneinander ab. Entscheidend ist jeweils der 
Untemehmensgegenstand im Zeitpunkt des Form- 
wechsels. 

Absatz 2 betrifft den auch jetzt schon geregelten Fall, 
daß der Umwandlungsbeschluß unmittelbar auf die 
Überfühnmg des Rechtsträgers in eine Gesellschaft 
des bürgerlichen Rechts abzielt. Darüber hinaus soll 
ein Formwechsel aber auch möglich sein, wenn nach 
dem Umwandlungsbeschluß zwar in erster Linie die 
Umwandlung in eine Personenhandelsgesellschaft 
gewollt, nach dem Gegenstand des Unternehmens 
aber nur der Formwechsel in eine Gesellschaft des 
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bürgerlichen Rechts mögüch ist. Dies kann im Einzel- 
fall in tatsächlicher Hinsicht zweifelhaft sein. Deshalb 
soll im Umwandlungsbeschluß der Formwechsel in 
eine Gesellschaft des bürgerUchen Rechts auch hilfs- 
weise für den Fall vorgesehen werden können, daß die 
in erster Linie beabsichtigte Umwandlung in eine 
Personenhandelsgesellschaft fehlschlägt. 

Allerdings soll dies nicht für den umgekehrten Fall 
gelten, daß die Anteüsinhaber den Rechtsträger in 
eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts umwan- 
deln wollen, der Untemehmensgegenstand aber nur 
den Formwechsel in eine Personenhandelsgesell- 
schaft zuläßt. Personenhandelsgesellschaften bedür- 
fen der Eintragimg in das Handelsregister. Diese 
Registereintragimg soll, soweit es sich um einen 
Formwechsel handelt, nach dem Entwiuf konstitutiv 
wirken (vgl. §§ 198, 202). Die Gesellschaft des bürger- 
lichen Rechts kann als solche aber nicht in das 
Handelsregister eingetragen werden, weshalb die 
Rechtswirkimgen des Formwechsels hier ausnahms- 
weise nur durch die Eintragung der Umwandlung in 
das Register, in dem der Rechtsträger bisher eingetra- 
gen war, ausgelöst werden können. Wenn ein Form- 
wechsel in eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 
fehlschlägt, soll deshalb ein neues Umwandlungsver- 
fahren stattfinden, bei dem die neue Rechtsform der 
Personenhandelsgesellschaft oder die Personenhan- 
delsgesellschaft als solche in das Handelsregister 
eingetragen wird. 


Zu § 229 

(Vgl. § 362 Abs. 3 Satz 1 bis 4, § 366 Abs. 3 Satz 1 bis 3, 
§ 386 Abs. 2 Satz 1 bis 3, § 389 Abs. 3 Satz 1 bis 4 AktG, 
§ 11 Nr. 1, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 2, § 23 
Satz 1, § 24 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a UmwG; vgl. 
ferner § 362 Abs. 3 Satz 4, § 366 Abs. 3 Satz 3, § 386 
Abs. 2 Satz 3, § 389 Abs. 3 Satz 4, jeweils in Verbin- 
dung mit § 175 Abs. 2 AktG). 

Die Vermögensauf stellimg nach § 192 Abs. 2 ersetzt 
als Informationsgrundlage die Umwandlungsbilanz. 

Da die Aufstellung Teil des Umwandlungsberichts ist, 
wird durch dessen Vorlage nach § 230 Abs. 2 die 
Unterrichtung der Aktionäre sichergestellt. Das für 
die errichtende Umwandlung bisher vorgeschriebene 
Verfahren einer schriftlichen Mitteilimg oder öffentli- 
chen Bekanntmachimg der Umwandlungsbilanz (vgl. 
§ 11 Nr. 1, § 24 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a UmwG) soll 
nicht beibehalten werden. Vielmehr soll das Verfah- 
ren den entsprechenden verschmelzungsrechtlichen 
Regelungen (vgl. § 49 Abs. 2, § 63 Abs. 1 Nr. 2 und 3) 
angeglichen und damit auch für den Formwechsel 
vereinheitlicht imd vereinfacht werden. 

Für die Vermögensaufstellung einer formwechseln- 
den KGaA enthält § 229 eine von § 192 Abs. 2 abwei- 
chende Sonderregelung, die es im geltenden Recht in 
ähnhcher Form schon für die formwechselnde 
Umwandlung einer KGaA in eine GmbH (vgl. § 386 
Abs. 2 Satz 2 AktG) oder in eine AG (vgl. § 366 Abs. 3 
Satz 2 AktG) gibt. 

Für die Bestimmung des zulässigen Stichtags soll es in 
erster Linie darauf ankommen, von welchem Zeit- 


punkt an die Vermögensauf stellimg als Bestandteü 
des Umwandlungsberichts in dem Geschäftsraum der 
form wechselnden Gesellschaft auszulegen ist. Die 
Bezugnahme des geltenden Rechts auf den späteren 
Zeitpunkt der Beschlußfassung über die Umwandlung 
(vgl. § 366 Abs. 3 Satz 2, § 386 Abs. 2 Satz 2 AktG) 
erscheint nicht sinnvoll, da die Aufstellung schon von 
der Einberufung der Hauptversammlung an in dem 
Geschäftsraum zur Einsicht ausliegen muß (vgl. § 366 
Abs. 3 Satz 3 und § 386 Abs. 2 Satz 3 AktG, jeweils in 
Verbindung mit § 175 Abs. 2 Satz 1 AktG). 


Zu § 230 

(Vgl. § 24 Abs. 2 Nr. 1 UmwG). 

In dieser Vorschrift sollen die für eine rechtzeiti- 
ge Unterrichtung der Anteilsinhaber erforderüchen 
Maßnahmen geregelt und dabei dem für die Ver- 
schmelzung vorgesehenen Verfahren angepaßt wer- 
den (vgl. die §§ 47, 49 Abs. 1, § 63). 

Durch Absatz 1 wird das allgemeine Auskimfts- imd 
Einsichtsrecht der Gesellschafter einer formwechseln- 
den GmbH (vgl. § 51 a GmbHG) konkretisiert. Da der 
Formwechsel für sie wegen der Einschränkung ihrer 
Rechte ein besonders bedeutsamer Vorgang ist, sollen 
sie rechtzeitig auf die bevorstehende Beschlußfassung 
hingewiesen werden imd durch die Übersendung des 
Umwandlungsberichts, der nach § 192 Abs. 1 Satz 2 
auch einen Entwurf des Umwandlungsbeschlusses 
enthalten muß, die für ihre Zustimmung zu dem 
Formwechsel entscheidenden Informationen erhal- 
ten. Abweichend von § 24 Abs. 2 Nr. 1 UmwG soll es 
für die vorherige Information der Gesellschafter 
jedoch ausreichen, die für die Einberufung der Gesell- 
schafterversammlung in § 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG 
bestimmte Frist von mindestens einer Woche einzu- 
halten. Dies entspricht der in § 47 für die Verschmel- 
zung vorgesehenen Regelung, deren Gründe auch auf 
den Formwechsel zutreffen. 

Absatz 2 enthält entsprechende Bestimmungen für die 
rechtzeitige Unterrichtung der Anteüsinhaber einer 
formwechselnden AG oder KGaA. Entsprechend dem 
Charakter der formwechselnden Gesellschaft soll 
bestimmt werden, daß der Umwandlungsbericht le- 
dighch in dem Geschäftsraum aus gelegt zu werden 
braucht, auf Verlangen aber jedem Anteüsinhaber 
kostenlos eine Abschrift zu erteilen ist. 


Zu § 231 

(Vgl. § 11 Nr. 2, § 19 Abs. 3, § 20 Satz 1, § 22 Abs. 2, 
§ 23 Satz 1, § 24 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b UmwG). 

Für die Unterrichtimg der Anteilsinhaber über das 
Abfindungsangebot beläßt es der Entwurf bei der 
bisher schon geltenden Regelung, daß ihnen das 
Angebot entweder individueU oder durch eine öffent- 
liche Bekanntmachung nütgeteilt werden muß. Mit 
dieser Regelimg soU für alle Anteilsinhaber ein unmit- 
telbarer Zugang zu dem Abfindungsangebot sicher- 
gestellt werden, zumal dieses Angebot nur innerhalb 
einer bestimmten Frist nach Durchführung des Form- 
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Wechsels angenommen werden kann (vgl. § 209). 
Eine Auslegung des Angebots im Geschäftsraum der 
formwechselnden Gesellschaft wäre, auch wenn eine 
kostenlose Abschrift angefordert werden könnte, in 
diesem Fall nicht ausreichend. 


Zu § 232 

(Vgl. § 362 Abs. 3 Satz 1, § 366 Abs. 3 Satz 1, § 386 
Abs. 2 Satz 1, § 389 Abs. 3 Satz 1 AktG). 

Die Vorschrift ist neu, beruht aber auf Regelungsan- 
sätzen des geltenden Rechts. 

Daß der Umwandlungsbericht — und mit ihm die 
Vermögensaufstellung — in der Versammlung der 
Anteilsinhaber auszulegen ist (Absatz Ij, entspricht 
der für die Umwandlungsbilanz bei der formwech- 
selnden Umwandlung einer GmbH oder einer AG in 
eine KGaA sowie beim Formwechsel einer KGaA in 
eine GmbH oder in eine AG schon bisher vorgeschrie- 
benen „Vorlage" in der Gesellschafterversammlung 
der GmbH (vgl. § 389 Abs. 3 Satz 1 AktG) oder in der 
Hauptversammlung der AG oder KGaA (vgl. § 362 
Abs. 3 Satz 1, § 366 Abs. 3 Satz 1, § 386 Abs. 2 Satz 1 
AktG). Der Entwurf übernimmt diese Verfahrensregel 
für die Vermögensauf stellimg als Bestandteil des 
Umwandlungsberichts. Damit vrird das Umwand- 
limgsverfahren zugleich an die Gnmdsätze angegli- 
chen, die nach § 64 Abs. 1 Satz 1 und § 78 Satz 1 und 2 
auch für die Verschmelzimg imter Beteiligimg von 
Aktiengesellschaften oder Kommanditgesellschaften 
auf Aktien gelten sollen. Die Interessenlage ist in allen 
Fällen gleich. 

Die in Absatz 2 dem Vertretungsorgan einer form- 
wechselnden AG oder KGaA auferlegte Pflicht zur 
mündlichen Erläuterimg des Umwandlungsbeschlus- 
ses dient ebenfalls der Angleichung des Umwand- 
lungsverfahrens an die für die Verschmelzimg vorge- 
sehenen Verfahrensregeln (vgl. § 64 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 78 Satz 1 und 2). 


Zu § 233 

(Vgl. § 366 Abs. 1, § 386 Abs. 1 AktG, § 17 Abs. 1, § 19 
Abs. 1 und 2, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, 
§§ 23, 24 Abs. 1 Satz 1 UmwG). 

Der Formwechsel in eine Gesellschaft des bürgerli- 
chen Rechts oder in eine offene Handelsgesellschaft 
soll nach Absatz 1 nur mit der Zustimmung aller 
Anteilsinhaber der formwechselnden Gesellschaft 
möglich sein, weil sie mit der Wirksamkeit des Form- 
wechsels zu Gesellschaftern werden, die nach den für 
die neue Rechtsform geltenden Vorschriften persön- 
lich unbeschränkt für deren Verbindlichkeiten einzu- 
stehen haben (vgl. für die offene Handelsgesellschaft 
§§ 128, 130 HGB). Die Übernahme einer so weitge- 
henden Haftimg karm den Anteilsinhab em aber nicht 
ohne ihre Zustimmung auf gezwungen werden. Ande- 
rerseits soll die im geltenden Recht aus diesem Gnmd 
vorgesehene Möglichkeit, eine Umwandlimg mehr- 
heitlich in der Weise beschließen zu können, daß die 
nicht zustimmenden Anteilsinhaber automatisch aus 


dem Rechtsträger ausscheiden, wie schon mehrfach 
erwähnt, im Interesse einer Vereinheitlichung des 
Umwandlungsrechts und des Minderheitenschutzes 
nicht in den Entwurf übernommen werden. Insoweit 
wird auf die Begründungen zu § 202 Abs. 1 Nr. 2 und 
vor § 228 Bezug genommen. 

Beim Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft 
soll dagegen nach Absatz 2 in Anlehnung an das 
geltende Recht und in Übereinstimmung mit den für 
die Verschmelzung geltenden Gnmdsätzen (vgl. § 50 
Abs. 1, § 65 Abs. 1) eine Umwandlung durch Mehr- 
heitsbeschluß für den Fall möglich sein, daß sie die 
Zustimmimg der künftigen Komplementäre dieser 
Gesellschaft findet {Satz 3 des Absatzes 2). Dies 
entspricht im Ergebnis der für die Verschmelzung 
imter Beteiligung von Personenhandelsgesellschaften 
in § 40 Abs. 2 vorgesehenen Regelung. 

Absatz 3 Satz 1 verlangt für den besonderen Fall des 
Formwechsels einer KGaA darüber hinaus in Über- 
einstimmung mit dem geltenden Recht (vgl. § 366 
Abs. 1, § 386 Abs. 1 AktG, § 23 Satz 2 UmwG) auch die 
Zustimmung der Komplementäre der formwechseln- 
den Gesellschaft. 

Durch die Zulassung einer Mehrheitsentscheidung in 
Satz 2 des Absatzes 3 soll die im Aktiengesetz für die 
formwechselnde Umwandlung bisher nicht klar gere- 
gelte Frage entschieden werden, in welchem Ausmaß 
das gesetzliche Zustimmungserfordemis in der Sat- 
zung der formwechselnden Gesellschaft abbedungen 
werden kann. 

Nach Satz 3 des Absatzes 3 sollen die persönlich 
haftenden Gesellschafter einer formwechselnden 
KGaA im Zeitpunkt des Formwechsels aus der Gesell- 
schaft ausscheiden körmen. Abweichend vom gelten- 
den Recht (vgl. § 23 Satz 1 in Verbindung mit § 16 
Satz 1 UmwG) soll diese Rechtsfolge aber nicht kraft 
Gesetzes eintreten, weil es für die Komplementäre 
sinnvoll sein karm, der Gesellschaft auch weiterhin 
anzugehören. 


Zu § 234 

(Vgl. § 17 Abs. 2, § 19 Abs. 3, §§ 20, 21 Abs. 2, § 22 
Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 UmwG). 

Die Vorschrift ergänzt die allgemeinen Regeln über 
den Mindestinhalt eines Umwandlungsbeschlusses 
(vgl. § 194). Da der Gesellschaf tsvertrag einer Gesell- 
schaft des bürgerlichen Rechts oder einer Personen- 
handelsgesellschaft nicht formbedürftig ist, sieht der 
Entwurf wie das geltende Recht davon ab, eine 
Einbeziehung dieses Vertrags in den Umwandlungs- 
beschluß zu verlangen. Der Beschluß braucht nur 
einige besonders wichtige Angaben zu enthalten, die 
den neuen Gesellschaf tsvertrag entscheidend prä- 
gen. 

Dazu gehört vor allem der Sitz des Rechtsträgers 
neuer Rechtsform (Nummer 1 ), weil sich danach das in 
§ 198 Abs. 1 und 2 vorgesehene Verfahren der Anmel- 
dung zur Eintragung in das Register richtet. Die 
Angabe nach Nummer 2 ist für offene Handelsgesell- 
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schäften und für Kommanditgesellschaften von 
wesentlicher Bedeutung. 


Zu § 235 

(Vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1, § 16 Satz 2, § 19 Abs. 3, § 20 
Satz 1, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Satz 1, § 24 Abs. 1 
Satz 1 UmwG). 

Nach Absatz 1 soll für den FaU des Formwechsels in 
eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts abwei- 
chend von § 198 nicht die neue Rechtsform des 
Rechtsträgers, sondern dessen Umwandlung zur Ein- 
tragung in das Register angemeldet werden. Diese 
Anmeldimg tritt an die Stelle der nach geltendem 
Recht vorgeschriebenen Anmeldung des Umwand- 
limgsbeschlusses (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1, § 21 Abs. 2, 
§ 22 Abs. 2 UmwG). Die in § 198 für die anderen Ar- 
ten des Formwechsels vorgesehene Eintragung der 
neuen Rechtsform oder des Rechtsträgers neuer 
Rechtsform in das Register ist bei Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts nicht möglich, weil solche Gesell- 
schaften nicht in das Handelsregister eingetragen 
werden können (vgl. §§ 33, 106 Abs. 1, § 161 Abs. 2 
HGB). 

Nach Absatz 2 soU die jeweils erforderliche Anmel- 
dung zur Eintragimg in das Register wie bisher durch 
das jeweilige Vertretimgsorgan der formwechselnden 
Kapitalgesellschaft vorgenommen werden. Damit soU 
vor allem für den Fall des Formwechsels in eine 
Personenhandelsgesellschaft vermieden werden, daß 
die Anmeldung von sämtlichen Gesellschaftern vor- 
genommen werden muß (vgl. § 108 Abs. 1, § 161 
Abs. 2 HGB). 


Zu § 236 

(Vgl. § 23 Satz 1 in Verbindung mit § 16 Satz 1, § 19 
Abs. 1, § 20 Satz 1, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 1 UmwG). 

Nach dieser Vorschrift sollen die persönlich haftenden 
Gesellschafter einer formwechselnden KGaA im Zeit- 
punkt des Formwechsels aus der Gesellschaft aus- 
scheiden körmen. Da es aber auch siimvoU sein kaim, 
daß sie der Gesellschaft weiterhin als Komplementäre 
angehören, sollen sie aus dem Rechtsträger nur aus- 
scheiden, werm sie nach § 233 Abs. 3 Satz 3 eine 
entsprechende Erklärung abgegeben haben. 


Zu § 237 

Die Vorschrift enthält eine dem § 224 vergleichbare 
notwendige Klarstellimg zur Fortdauer der persönli- 
chen Haftung solcher Komplementäre einer form- 
wechselnden Kommanditgesellschaft auf Aktien, die 
durch den Formwechsel zu Kommanditisten werden, 
für die im Zeitpunkt des Formwechsels bereits 
begründeten Verbindlichkeiten der Gesellschaft. Für 
die Komplementäre einer KGaA gelten ähnliche 
Erwägungen wie für die Haftimg der Gesellschaf- 
ter einer formwechselnden PersonenhandelsgeseU- 


schaft. Auf die Begründimg zu § 224 wird verwie- 
sen. 


Zum Dritten Unterabschnitt — Formwechsel in 
eine Kapitalgesellschaft anderer Rechtsform 

Der Dritte Unterabschnitt faßt in enger Anlehnung an 
das geltende Recht die besonderen Vorschriften 
zusammen, die bei der Überführung einer Kapitalge- 
sellschaft in eine andere Form der Kapitalgesellschaft 
zu beachten sind. 

Der Unterabschnitt betrifft die im geltenden Aktien- 
gesetz in sechs verschiedenen Abschnitten als form- 
wechselnde Umwandlimg geregelten Fälle des Form- 
wechsels 

— einer Gesellschaft mit beschränkter Haftimg in 
eine Aktiengesellschaft (vgl. §§ 376 ff. AktG) oder 
in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (vgl. 
§§ 389 ff. AktG), 

— einer Aktiengesellschaft in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (vgl. §§ 369 ff. AktG) oder in 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (vgl. 
§§ 362 ff. AktG) und 

— einer Kommanditgesellschaft auf Aktien in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (vgl. 
§§ 386ff. AktG) oder in eine Aktiengesellschaft 
(vgl. §§ 366 ff. AktG). 


Zu § 238 

(Vgl. § 362 Abs. 3 Satz 1 bis 3, § 366 Abs. 3 Satz 1 und 
2, § 369 Abs. 4, § 376 Abs. 2 Satz 1, § 386 Abs. 2 Satz 1 
und 2, § 389 Abs. 3 Satz 1 bis 3 AktG, § 11 Nr. 2, § 24 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b UmwG; vgl. ferner § 362 
Abs. 3 Satz 4, § 366 Abs. 3 Satz 3, § 386 Abs. 2 Satz 3, 
§ 389 Abs. 3 Satz 4, jeweils in Verbindung mit § 175 
Abs. 2 AktG). 

Nach Satz 1 sollen für die Ankündigung des Form- 
wechsels als Gegenstand der Beschlußfassung, für die 
Unterrichtimg der Anteüsinhaber über den Umwand- 
limgsbericht imd für die Mitteilimg des Abfindimgs- 
angebots und dessen Auslage im Geschäftsraum der 
formwechselnden Gesellschaft wegen der überein- 
stimmenden Interessenlage dieselben Gnmdsätze 
gelten wie beim Formwechsel einer Kapitalgesell- 
schaft in eine Personengesellschaft. 

Dabei wird auch die Vermögensauf stellimg nach 
§ 192 Abs. 2 erfaßt, die an die Stelle der Umwand- 
limgsbilanz des bisherigen Rechts getreten ist. 

Das geltende Recht schreibt zwar die Vorlage einer 
Umwandlimgsbilanz nur für den Formwechsel einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien in eine Kapitalge- 
sellschaft anderer Rechtsform und für die Umwand- 
lung einer GmbH oder einer AG in eine KGaA vor. 
Nach dem Entwurf soll das Erfordernis der Vorlage 
der Vermögensauf Stellung dagegen auch für die bei- 
den anderen FaUgestaltimgen des Formwechsels 
einer GmbH in eine AG oder einer AG in eine GmbH 
gelten, weü das Informationsbedürfnis gleich ist. 
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Durch die Verweisung auf § 229 übernimmt der Ent- 
wurf für den Formwechsel einer KGaA in eine Kapi- 
talgesellschaft anderer Rechtsform das bisher schon 
geltende Recht (vgl. § 366 Abs. 3 Satz 2, § 386 Abs. 2 
Satz 2 AktG) in abgewandelter Ausgestaltung. Auf die 
Begründung zu § 229 wird verwiesen. 

Satz 2 stellt klar, daß die allgemeinen Regeln über die 
Entbehrhchkeit eines Umwandlungsberichts durch 
die speziellen Vorschriften über die Übersendung 
(vgl. § 238 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 230 
Abs. 1) oder die Auslage (vgl. § 238 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindimg mit § 230 Abs. 2 Satz 1) eines solchen 
Berichts nicht verdrängt werden sollen. 


Zu § 239 

(Vgl. § 362 Abs. 3 Satz 1, § 366 Abs, 3 Satz 1, § 386 
Abs. 2 Satz 1, § 389 Abs. 3 Satz 1 AktG). 

Soweit für den Formwechsel schon nach geltendem 
Recht eine Umwandlungsbilanz vorgeschrieben ist, 
verlangt das Gesetz deren „Vorlage" in der Gesell- 
schafterversammlung oder in der Hauptversamm- 
lung, die über die Umwandlung beschließen soll. 
Absatz 1 übernimmt diese Regelung für den Umwand- 
lungsbericht und die Vermögensaufstellung nach 
§ 192 Abs. 2. Dies entspricht, ebenso wie beim Form- 
wechsel einer AG oder einer KGaA das weitere 
Erfordernis einer mündlichen Erläuterung des Um- 
wandlungsbeschlusses zu Beginn der Verhandlung 
(Absatz 2), den Grundsätzen, die nach dem Entwurf 
für den Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft (vgl. § 232) und für Verschmel- 
zungen unter Beteiligung von Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien gelten sol- 
len (vgl, § 64 Abs. 1, § 78 Satz 1 und 2). 


Zu § 240 

(Vgl. § 362 Abs. 2 Satz 2, 3, 5 und 6, § 366 Abs. 1, § 369 
Abs. 2 und 3, § 376 Abs. 2 Satz 1, § 386 Abs. 1, § 392 
AktG). 

Nach Absatz 1 soll ein Umwandlungsbeschluß ebenso 
wie der Beschluß über die Zustimmung zu einer 
Verschmelzung (vgl. § 50 Abs. 1, § 65 Abs. 1) mit 
denselben Mehrheiten beschlossen werden können 
wie eine Abänderung des Gesellschaftsvertrags (vgl. 
§ 53 Abs. 2 GmbHG) oder eine Satzungsänderung 
(vgl. § 179 Abs. 2 und 3 AktG). 

Dies entspricht für Umwandlungsbeschlüsse, auf- 
gnmd derer die formwechselnde Gesellschaft die 
Rechtsform einer AG oder einer KGaA erlangen soll, 
dem geltenden Recht. 

Beim Formwechsel einer AG oder einer KGaA in eine 
GmbH sollen die strengeren Mehrheitserfordemisse 
des geltenden Rechts, nämlich die für Publikumsge- 
sellschaften vorgesehene Zustimmung aller Aktio- 
näre (vgl. § 369 Abs. 2, § 388 AktG) und die für 
Gesellschaften mit weniger als fünfzig Aktionären 
geltende Mehrheit von neun Zehnteln des Grundka- 
pitals (vgl. § 369 Abs. 3, § 388 AktG) zugunsten einer 
einheitlichen Regelung aufgegeben werden. Die für 


diese strengen Voraussetzungen früher angeführten 
Gründe treffen heute nicht mehr zu. Auf die Begrün- 
dung zu § 65 wird verwiesen. 

Für den Formwechsel einer KGaA in eine AG soll wie 
nach geltendem Recht auch zugelassen werden, daß 
die für den Formwechsel erforderliche Mehrheit in der 
Satzung herabgesetzt wird. 

Für den Fall, daß beim Formwechsel einer GmbH oder 
einer AG in eine KGaA die persönliche unbeschränkte 
Haftung in der Gesellschaft neuer Rechtsform durch 
einen der formwechselnden Gesellschaft bereits 
angehörenden Anteilsinhaber übernommen werden 
soll, macht Absatz 2 Satz 1 den Formwechsel von der 
Zustimmung dieses Gesellschafters abhängig. Einem 
Komplementär ist die Haftung nicht ohne sein Einver- 
ständnis zuzumuten. Auf die Begründung zu der 
parallelen Regelung des § 217 Abs. 3 wird Bezug 
genommen. 

Das für den Fall des Beitritts eines neuen persönlich 
haftenden Gesellschafters in Satz 2 vorgesehene 
Beurkundungs- und Genehmigungserfordemis ent- 
spricht dem geltenden Recht (vgl. § 362 Abs. 2 Satz 5 
und 6, § 389 Abs. 2 Satz 2 und 3 AktG). 

Dasselbe gilt für das in Absatz 3 Satz 1 vorgesehene 
Erfordernis, daß alle Komplementäre einer formwech- 
selnden KGaA dem Formwechsel zustimmen müssen 
(vgl. § 366 Abs. 1, § 386 Abs, 1 AktG). Durch die 
Zulassung einer Mehrheitsentscheidung in Satz 2 des 
Absatzes 3 soll die bisher nicht klar geregelte Frage 
entschieden werden, in welchem Ausmaß das gesetz- 
liche Zustimmungserfordemis in der Satzung der 
formwechselnden Gesellschaft abbedungen werden 
kann (vgl. auch § 233 Abs. 3 Satz 2). 


Zu den §§ 241 und 242 

(Vgl. § 369 Abs. 6 Satz 3 und 5, § 376 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 4, §§ 388, 392 AktG). 

Mit den für besondere Fälle vorgesehenen Zustim- 
mungserfordemissen übernimmt der Entwurf das gel- 
tende Recht. 

Neu ist allein das aus § 24 1 Abs. 2 folgende Zustim- 
mungserfordemis. Die verschmelzungsrechtliche Re- 
gelung, auf die in dieser Vorschrift verwiesen wird, 
enthält einen allgemeinen Rechtsgedanken, der auch 
beim Formwechsel zu beachten ist. 


Zu § 243 

(Vgl. § 362 Abs, 2 Satz 1 und 4, § 366 Abs. 2, § 369 
Abs. 5 und Abs. 6 Satz 1 und 2, § 376 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 Satz 1, §§ 388, 389 Abs. 2 Satz 1, § 392 
AktG). 

Nach Absatz 1 Satz 1 soll der Umwandlungsbeschluß 
den vollständigen Text des Gesellschafts Vertrags oder 
der Satzung der Gesellschaft neuer Rechtsform und 
nicht nur die für den Formwechsel unerläßlichen 
Änderungen gegenüber dem bisherigen Gesell- 
schaftsvertrag oder der bisherigen Satzung enthalten. 
Durch den Umwandlungsbeschluß soll klar dokumen- 
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tiert werden, in welcher Fassung der Gesellschaftsver- 
trag oder die Satzung vom Zeitpunkt des Formwech- 
sels an gilt. Diese Abweichung vom geltenden Recht, 
das die Aufnahme bloßer Textänderungen in den 
Umwandlungsbeschluß zuläßt, ist im Interesse einer 
Vereinheitlichung des Umwandlungsverfahrens ge- 
boten und wird auch dadiuch gerechtfertigt, daß der 
Formwechsel auch in diesen Fällen über eine bloße 
Satzungsändenmg hinausgeht. Überdies entspricht 
dies dem an anderer Stelle zum Ausdruck gekomme- 
nen Willen des Gesetzgebers, daß dem Handelsregi- 
ster stets der vollständige Wortlaut des Gesellschafts- 
vertrags oder der Satzung zur Verfügung stehen muß 
(vgl. § 54 Abs. 1 Satz 2 GmbHG, § 181 Abs. 1 Satz 2 
AktG). 

Die durch die Verweisung auf § 218 Abs. 2 zugelas- 
sene Erweiterung des Personenkreises der Anteilsin- 
haber durch den Beitritt persönlich haftender Gesell- 
schafter, die der formwechselnden Gesellschaft nicht 
angehört haben, entspricht dem geltenden Recht (vgl. 
§ 362 Abs. 2 Satz 1, § 389 Abs. 2 Satz 1 AktG). Auf die 
Begründung zu § 218 Abs. 2 wird Bezug genom- 
men. 

Satz 2 des Absatzes 1 stellt in Übereinstimmung nüt 
den verschmelzungsrechtlichen Parallelregelungen 
(vgl. §§ 57, 74) klar, daß die Anwendung gründungs- 
rechthcher Vorschriften die formwechselnde Gesell- 
schaft nicht von der Notwendigkeit entbindet, vorhan- 
dene Festsetzungen über Sondervorteile, Gründungs- 
aufwand, Sacheinlagen und Sachübernahmen in den 
Gesellschaftsvertrag oder in die Satzung der Gesell- 
schaft neuer Rechtsform zu übernehmen. 

Absatz 2 betrifft die formale Behandlung von Kapital- 
änderungsmaßnahmen, die im Zusammenhang mit 
einem Formwechsel vorgenommen imd zur Anpas- 
sung an die neue Rechtsform im Einzelfall auch 
erforderlich sein können. In Fällen dieser Art soll wie 
bisher eine förmliche Kapitalerhöhung oder Kapital- 
herabsetzimg stattfinden, damit die insoweit einschlä- 
gigen Schutzvorschriften nicht umgangen werden 
können. Da aber die in § 197 Satz 1 angeordnete 
Anwendung des Gründungsrechts als Ermächtigung 
zu einer freien Neufestsetzimg des Nennkapitals in 
dem Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform aufgefaßt werden 
könnte, sieht der Entwurf vor, daß Vorschriften ande- 
rer Gesetze über die Ändenmg des Stamm- oder des 
Grundkapitals unberührt bleiben. 

Die in Absatz 3 zugelassene Abweichung des Nenn- 
betrags der neuen Anteile vom Nennbetrag der bis- 
herigen Anteile entspricht dem geltenden Recht und 
ist vor allem für die Festsetzung des Nennbetrags von 
GmbH-Geschäftsanteilen von Bedeutung (vgl. § 369 
Abs. 6 Satz 1 und 2 AktG). 


Zu § 244 

(Vgl. § 376 Abs. 3 Satz 2, § 392 AktG). 

Absatz 1 übernimmt aus dem geltenden Recht den 
Grundsatz, daß die dem Formwechsel zustimmenden 
Gesellschafter in der Niederschrift des Umwand- 
lungsbeschlusses namentlich aufzuführen sind, wenn 


sie bei der Anwendimg der aktienrechtlichen Grün- 
dungsvorschriften als Gründer gelten. Über das gel- 
tende Recht hinaus soll dies auch für den Fall des 
Formwechsels einer KGaA in eine AG gelten, weil 
auch insoweit eine Anwendung der Vorschriften über 
die Gründungsprüfung imd die Gründerhaftung vor- 
gesehen ist (vgl. § 245 Abs. 3 und die Begründung zu 
dieser Vorschrift). 

Der Formwechsel einer AG in eine KGaA fällt nicht 
unter diese Regelimg, obwohl auch in diesem Fall 
aktienrechüiche Gründungsvorschriften gelten. Die 
Ausnahme beruht auf dem Umstand, daß bei einem 
solchen Formwechsel nur die künftigen Komplemen- 
täre den Gründern der Gesellschaft gleichstehen (vgl. 
§ 245 Abs. 2). 

Auch der Formwechsel einer AG oder einer KGaA in 
eine GmbH wird, weil die strengen aktienrechtiichen 
Gründungsvorschriften insoweit keine Rolle spielen, 
von dem Erfordernis einer Auflistung der dem Form- 
wechsel zustimmenden Anteilsinhaber ausgenom- 
men. 

Absatz 2 enthält eine Klarstellung, die geboten ist, 
weil der Entwurf den Formwechsel nicht mehr als 
Satzungsänderung behandelt, sondern grundsätzlich 
das Gründungsrecht für anwendbar erklärt. 


Zu § 245 

(Vgl. § 362 Abs. 4 Satz 2, §§ 378, 389 Abs. 4, § 392 
AktG; Artikel 13 der Zweiten Richtlinie). 

Die Vorschrift konkretisiert die in § 197 Satz 1 
bestimmte Anwendung des Gründimgsrechts. Sie 
betrifft vor allem den Fall, daß es sich bei dem 
Rechtsträger neuer Rechtsform um eine AG oder um 
eine KGaA handelt. 

Ist der Rechtsträger neuer Rechtsform eine GmbH, so 
spielen die Gründimgs Vorschriften nur eine unterge- 
ordnete Rolle, weil in diesem Fall der formwechselnde 
Rechtsträger ohnehin schärferen Kapitalschutzvor- 
schriften unterliegt als die Gesellschaft neuer Rechts- 
form. Deshalb soll nach Absatz 4 auch ein Sachgrün- 
dungsbericht (vgl. § 5 Abs. 4 GmbHG) entbehrlich 
sein. Insoweit besteht Übereinstimmung nüt dem 
geltenden Recht, das den Formwechsel einer AG oder 
einer KGaA in eine GmbH wie eine Satzungsände- 
rung behandelt (vgl. §§ 369ff., 386 ff. AktG). 

Für den Formwechsel in die komplexere Rechtsform 
der AG oder der KGaA (Absätze 1 bis 3) sollen die 
Vorschriften des Aktiengesetzes über die Erstattung 
eines Gründungsberichts, über die Gründimgsprü- 
fung und über die Verantwortlichkeit der Gründer wie 
bisher anzuwenden sein (vgl. § 362 Abs. 4, § 378 
Abs. 1, § 389 Abs. 4 AktG). 

Abweichend vom geltenden Recht erstreckt der Ent- 
wurf im Interesse einer VereinheiÜichung des Um- 
wandlungsverfahrens das aktienrechüiche Grün- 
dungsrecht auch auf den Fall des Formwechsels einer 
KGaA in eine AG (Absatz 3), Damit wird zugleich der 
gemeinschaftsrechüichen VerpfÜchtimg aus Arti- 
kel 13 der Zweiten gesellschaftsrechtiichen Richtlinie 
entsprochen, wonach für die Umwandlung einer 
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Gesellschaft anderer Rechtsform in eine AG dieselben 
Garantien gelten müssen wie im Fall der Gesell- 
schaftsgründung. 

In der Frage, wer beim Formwechsel den Gründern 
der Gesellschaft neuer Rechtsform gleichstehen soll, 
folgt der Entwurf dem geltenden Recht {vgl. § 362 
Abs. 4 Satz 2, § 378 Abs. 1 zweiter Halbsatz, § 389 
Abs. 4 Satz 2 AktG). Gleiches gilt für den Inhalt und 
die Prüfung des Gründungsberichts (vgl. § 378 Abs. 2 
und 3, § 392 AktG). 


Zu § 246 

(Vgl. § 364 Satz 1, § 367 Satz 1, § 371 Abs. 1 Satz 1, 
§ 379 Satz 1, §§ 388, 390 Satz 1 AktG). 

Absatz 1 übernimmt die bisher schon geltende Regel, 
daß die formwechselnde Umwandlung durch das 
bisherige Vertretungsorgan der Kapitalgesellschaft 
zur Eintragung in das Register anzumelden ist. Da sich 
dies anders als nach geltendem Recht nicht schon aus 
einer entsprechenden Anwendung der Vorschriften 
über Abänderungen des Gesellschaftsvertrags oder 
über Satzungsändenmgen ergibt, enthält der Entwurf 
dazu eine ausdrückliche Vorschrift. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß gleichzeitig mit der 
Anmeldung der neuen Rechtsform oder des Rechtsträ- 
gers neuer Rechtsform auch das neue Vertretungsor- 
gan zur Eintragung in das Handelsregister angemel- 
det wird. Die schon im geltenden Recht vorgesehene 
Gleichzeitigkeit der Anmeldung ist geboten, weil der 
Formwechsel mit der Eintragung der neuen Rechts- 
form oder des Rechtsträgers neuer Rechtsform wirk- 
sam werden und deshalb in diesem Zeitpunkt auch 
Klarheit über die neuen Vertretungsverhältnisse in 
der Kapitalgesellschaft bestehen soll. 

Die Ausnahmen von der Anwendung gründungs- 
rechthcher Vorschriften in Absatz 3 sollen der im 
Hinblick auf die Kontinuität des Nennkapitals (vgl. 
§ 247 Abs. 1) beibehaltenen Möglichkeit eines Form- 
wechsels bei Unterbilanz Rechnung tragen. Da der 
Entwurf den Formwechsel nicht als bloße Satzungsän- 
derung behandelt, ist über das geltende Aktiengesetz 
hinaus eine Klarstellung geboten. 


Zu § 247 

(Vgl. § 368 Satz 2, § 372 Satz 2, § 381 Satz 2, § 387 
Abs, 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1, § 391 Satz 2 AktG; vgl. 
ferner § 365 Satz 2, § 391 Satz 4 AktG). 

Absatz 1 bestimmt in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht (vgl. § 372 Satz 2, § 381 Satz 2, § 387 
Abs. 1 Satz 2, § 391 Satz 2 AktG), daß beim Wechsel 
von der Rechtsform der GmbH zu einer anderen Form 
der Kapitalgesellschaft oder umgekehrt das bisherige 
Stamm- zum Grundkapital oder das bisherige Grund- 
zum Stammkapital wird. Diese Ergänzung der in § 202 
für den Formwechsel allgemein bestimmten Rechts- 
folgen ist eine Konsequenz aus der rechtlichen Konti- 
nuität und Identität des Rechtsträgers beim Übergang 
von der einen in eine andere Form der Kapitalgesell- 
schaft. Das Nennkapital der Gesellschaft neuer 


Rechtsform wird beim Formwechsel nicht neu ge- 
schaffen, sondern im Gesellschaftsvertrag oder in der 
Satzung dieser Gesellschaft lediglich fort geschrieben 
und im Zeitpunkt des Formwechsels kraft Gesetzes 
vom Stamm- zum Grundkapital oder vom Giund zum 
Stammkapital. Da das Gründungsrecht insoweit ver- 
drängt wird, wird ein Formwechsel bei Unterbilanz 
wie bisher nicht ausgeschlossen. Wohl aber bedarf es 
zur Veränderung des Nennkapitals einer förmlichen 
Kapitalerhöhung oder Kapitalherabsetzung nach den 
jeweils einschlägigen Kapitalveränderungsvorschrif- 
ten, Auf § 243 Abs. 2 und dessen Begründung wird 
Bezug genommen. 

Absatz 2 betrifft den Fall des Formwechsels einer 
GmbH in eine Kapitalgesellschaft anderer Rechts- 
form. Wird ein solcher Formwechsel durchgeführt, um 
anschheßend nach den aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten eine vereinfachte Kapitalherabsetzung vorneh- 
men zu können, so stellt sich für eine noch auf den 
Zeitraum vor dem Formwechsel bezogene Jahresbi- 
lanz die Frage, ob ihr bereits der herabgesetzte Betrag 
des Gesellschaftskapitals rückwirkend zugrunde ge- 
legt werden darf. Der Entwurf läßt die bilanzielle 
Rückwirkung zu, um Sanierungen, die mit einem 
Formwechsel angestrebt werden, zu erleichtern. 

Absatz 3 übernimmt geltendes Recht (vgl. § 368 
Satz 2, § 387 Abs. 2 Satz 1 AktG). 

Für den FaU des Formwechsels einer GmbH oder einer 
AG in eine KGaA verzichtet der Entwurf auf den im 
geltenden Aktiengesetz enthaltenen Hinweis, daß die 
Komplementäre den Gesellschaftsgläubigem auch 
für die bereits bestehenden Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft persönlich unbeschränkt haften (vgl. 
§ 365 Satz 2, § 391 Satz 4 AktG). Eine besondere 
Regelung ist entbehrlich, weil sich diese Rechtsfolge 
schon aus § 278 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 161 
Abs. 2, §§ 128, 130 HGB ergibt. Auf die Begründung 
zu § 218 Abs. 2 wird Bezug genommen. 


Zu § 248 

(Vgl. §§ 373, 382, 388, 392 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht. 


Zu § 249 

(Vgl. § 368 Satz 3, §§ 374, 387 Abs. 2 Satz 2, § 388 
AktG), 

Nach § 204 gilt für den Formwechsel einer AG oder 
einer KGaA in eine GmbH der im geltenden Aktien- 
gesetz schon bisher vorgesehene Gläubigerschutz 
durch Sicherheitsleistung (vgl. §§ 374, 388 AktG), weil 
den Gläubigem auch nach dem Formwechsel nur das 
Gesellschaftsvermögen haftet, die Gesellschaft neuer 
Rechtsform aber als GmbH von nun an weniger 
strengen Kapitalschutzvorschriften unterliegt als die 
formwechselnde AG oder KGaA. 

§ 249 übernimmt für die ausscheidenden Komple- 
mentäre einer formwechselnden KGaA die Haftungs- 
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grundsätze des geltenden Rechts (vgl. § 368 Satz 3, 
§ 387 Abs. 2 Satz 2 AktG). 


Zu § 250 

(Vgl. § 368 Satz 2, § 387 Abs. 2 Satz 1 AktG; vgl. ferner 
§§ 375, 383, 385 i, 385 m Abs. 5, §§ 388, 392 AktG). 

Die Allgemeinen Vorschriften des Ersten Teils über 
die Abfindung widersprechender Anteilsinhaber sol- 
len nicht für Aktionäre gelten, deren Gesellschaft von 
der Rechtsform einer AG in eine KGaA oder von der 
Rechtsform einer KGaA in eine AG überführt wird. 
Insoweit sieht auch schon das geltende Recht für 
widersprechende Aktionäre weder ein Abandon- oder 
Preisgaberecht (vgl. §§ 383, 385 i, 385 m Abs. 5, § 392 
AktG) noch einen Übernahme- und Abfindungsan- 
spruch (vgl. §§ 375, 388 AktG) vor. Diese Ausnahme 
von den Vorschriften, die zum Schutze der Anteilsin- 
haber bei anderen Umwandlungsfällen gelten, ist 
gerechtfertigt, weil die Rechtsstellung des einzelnen 
Aktionärs beim Formwechsel einer AG in eine KGaA 
und umgekehrt im wesentlichen unverändert bleibt, 
so daß ihm auch bei einer Umwandlung durch Mehr- 
heitsbeschluß zugemutet werden kann, in der Gesell- 
schaft zu verbleiben oder seinen Anteil selbst zu 
veräußern. 

Mit dieser Regelung wird zugleich in beiden Fällen 
das Entstehen eigener Aktien vermieden, wie dies 
auch für Verschmelzungen von Unternehmen dieser 
Rechtsformen miteinander vorgesehen ist (vgl. § 78 
Satz 4). 


Zum Vierten Unterabschnitt — Formwechsel in 
eine eingetragene Genossenschaft 

Dieser Unterabschnitt enthält die für den Formwech- 
sel einer Kapitalgesellschaft in eine eingetragene 
Genossenschaft zusätzlich erforderlichen Vorschrif- 
ten. Sie regeln in erster Linie das von der Kapitalge- 
sellschaft einzuhaltende Verfahren, das sich eng an 
die auch sonst für den Formwechsel einer Kapitalge- 
sellschaft geltenden Verfahrensregeln anlehnt. Auf 
der besonderen Struktxir der Genossenschaft beruhen 
dagegen vor allem diejenigen Vorschriften, die den 
Wechsel von der Kapitalbeteiligimg der einzelnen 
Anteilsinhaber zur Mitgliedschaft bei der Genossen- 
schaft betreffen. 


Zu § 251 

Die Vorschrift schreibt für die Vorbereitimg der Ver- 
sammlimg der Anteilsinhaber sowie für deren Unter- 
richtimg dasselbe Verfahren vor, das auch in den 
anderen Fällen des Formwechsels einer Kapitalgesell- 
schaft eingehalten werden soll. Auf die Begründimg 
zu den §§ 229 bis 231 imd zu § 239 wird deshalb Bezug 
genommen. 


Zu § 252 

Die Vorschrift stellt für den Umwandlungsbeschluß 
unterschiedliche Mehrheitserfordemisse auf. 

Sieht das Statut der Genossenschaft für den Fall, daß 
die Gläubiger des Rechtsträgers in der Insolvenz nicht 
befriedigt werden, eine summenmäßig beschränkte 
oder gar unbeschränkte Nachschußpflicht der Genos- 
sen vor, so soll der Formwechsel nxir mit der Zustim- 
mung aller Anteilsinhaber der formwechselnden 
Gesellschaft möglich sein (Absatz 1); deim die Ver- 
pflichtung, Nachschüsse zur Insolvenzmasse zu lei- 
sten, kann den bisher nxir mit ihrer Einlage beschränkt 
haftenden Anteilsinhabem nicht gegen ihren Willen 
aufgezwungen werden. Der Fall ähnelt insoweit der 
Umwandlimg einer Kapitalgesellschaft in eine Gesell- 
schaft des bürgerlichen Rechts oder in eine oHG (vgl. 
§ 233 Abs. 1). Der Entwurf imterwirft deshalb den 
Umwandlungsbeschluß denselben strengen Anforde- 
rungen. 

Dagegen soll ein Beschluß zur Umwandlung in eine 
Genossenschaft ohne Nachschußpflicht nach Absatz 2 
mit derselben Mehrheit gefaßt werden können, die 
nach dem Gesetz für eine Abändenmg des Gesell- 
schaftsvertrags (vgl. § 53 Abs. 2 GmbHG) oder eine 
Satzungsändenmg (vgl. § 179 Abs. 2 imd 3 AktG) 
ausreicht, wie dies auch für die anderen Arten der 
Umwandlimg vorgesehen ist. Es gilt insoweit dasselbe 
wie beim Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in 
eine Kommanditgesellschaft (vgl. § 233 Abs. 2 Satz 1 
und 2) oder in eine Kapitalgesellschaft anderer 
Rechtsform (vgl. § 240 Abs. 1). 

Daß die Komplementäre einer formwechselnden 
Kommanditgesellschaft auf Aktien dem Formwechsel 
zustimmen müssen (Absatz 3), entspricht ebenfalls 
den auch sonst geltenden Gnmdsätzen. Auf § 240 
Abs. 3 und dessen Begründung wird verwiesen. Die 
Zulassung einer Mehrheitsentscheidung entspricht 
§ 240 Abs. 3 Satz 2. 


Zu § 253 

Nach Absatz 1 soll das Statut der Genossenschaft 
(ebenso wie beim Form Wechsel in eine Kapitalgesell- 
schaft deren Gesellschaftsvertrag oder Satzung) Teil 
des Umwandlungsbeschlusses sein. Auf die Begrün- 
dung zu den §§ 218 und 243 Abs. 1 Satz 1 wird ver- 
wiesen. 

Absatz 2 entspricht § 218 Abs. 3, auf dessen Begrün- 
dung verwiesen wird. 


Zu § 254 

Absatz 1 überläßt die Anmeldung der Genossenschaft 
und ihres Statuts abweichend vom Gründungsrecht 
(vgl. § 11 Abs. 1 GenG) dem Vertretungsorgan der 
formwechselnden Kapitalgesellschaft. Diese Erleich- 
tenmg des Verfahrens entspricht dem auch sonst für 
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den Formwechsel einer Kapitalgesellschaft vorgese- 
henen Verfahren (vgl. § 235 Abs. 2, § 246 Abs. 1). 

Absatz 2 will sicherstellen, daß die Genossenschaft 
und die Mitglieder ihres Vertretimgsorgans gleichzei- 
tig zur Eintragimg in das Genossenschaftsregister 
angemeldet werden, damit sofort Klarheit über die 
Vertretimgsverhältnisse herrscht (vgl. § 246 Abs. 2). 


Zu § 255 

Absatz 1 konkretisiert § 202 Abs. 2 in Verbindung mit 
Absatz 1 Nr. 2. Durch den Formwechsel soll jeder 
GmbH-Gesellschafter, Aktionär oder Kommanditak- 
tionär der formwechselnden Gesellschaft nündestens 
einen Geschäftsanteil erlangen. Die Beteiligung mit 
mehr als einem Geschäftsanteil setzt voraus, daß 
durch den Umwandlimgsbeschluß und das Statut die 
nötigen Voraussetzungen dafür geschaffen worden 
sind. Bleibt der Betrag des Geschäftsanteüs oder der 
Geschäftsanteile eines Genossen hinter dem Wert 
seiner bisherigen Beteüigung an der formwechseln- 
den Gesellschaft und dem danach zu berechnenden 
Geschäftsguthaben zurück, so ist die Differenz nach 
§ 256 Abs. 2 auszugleichen. Insoweit wird auf die 
Begründimg zu dieser Vorschrift verwiesen. 

In Satz 3 des Absatzes 1 wird die allgemeine Regel des 
§ 202 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 über den Fortbestand von 
Rechten Dritter an den Anteilen in Anlehnung an das 
geltende Recht (vgl. § 385p Abs. 1 Satz 3 AktG) 
dahingehend ergänzt, daß die Rechte nicht am Ge- 
schäftsanteil des Genossen, sondern an dessen über- 
tragbarem Geschäftsguthaben weiterbestehen. 

Nach § 197 Satz 2 soll der Formwechsel nicht an 
Vorschriften scheitern, die für die Gründimg des 
Rechtsträgers neuer Rechtsform eine Mindestzahl der 
Gründer vorschreiben. Der Entwurf will damit aber 
nur den Umwandlungsvorgang als solchen erleich- 
tern. Deshalb bleiben Vorschriften unberührt, die 
auch den Fortbestand des Rechtsträgers davon abhän- 
gig machen, daß eine bestimmte Mitgliederzahl er- 
reicht wird. Um dies für Genossenschaften eindeutig 
klarzustellen, enthält Absatz 2 des § 255 eine Verwei- 
sung auf die insoweit einschlägige Regelung des 
Genossenschaftsgesetzes. Dabei soll jedoch die nach 
praktischen Erfahrungen zu kurze Frist von sechs 
Monaten auf ein Jahr verlängert werden. 

Für den Fall des Formwechsels einer Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien sieht Absatz 3 in Anlehnung an 
das geltende Recht (vgl. § 368 Satz 2, § 387 Abs. 2 
Satz 1 AktG) das Ausscheiden der persönlich haften- 
den Gesellschafter aus dem Rechtsträger vor. Da es in 
der Genossenschaft keine Anteilsinhaber gibt, die den 
Gläubigem gegenüber persönlich imbeschränkt haf- 
ten und da der Form Wechsel zum Verlust bisheriger 
Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse führt, 
gleicht die Umwandlungssituation den Verhältnissen 
beim Formwechsel einer KGaA in eine Kapitalgesell- 
schaft anderer Rechtsform. Das rechtfertigt eine über- 
einstimmende Regelung beider Fallgruppen in die- 
sem Punkt. 


Zu § 256 

Um sicherzustellen, daß die Anteilsinhaber durch den 
Wechsel von der Kapitalbeteiligimg zur Mitglied- 
schaft keine Vermögenseinbuße erleiden, sieht Ab- 
satz 1 vor, daß jedem Genossen der Wert seiner bis- 
herigen Beteiligung an der formwechselnden Gesell- 
schaft als Geschäftsguthaben gutzuschreiben ist. 

Der Betrag, um den ein nach Absatz 1 ermitteltes 
Geschäftsguthaben den Geschäftsanteil oder die 
Geschäftsanteüe eines Genossen übersteigt, soll die- 
sem Genossen nach Absatz 2 in Anlehmmg an eine für 
die Verschmelzung von Genossenschaften schon jetzt 
geltende Regelimg (vgl. § 93 h Abs. 3 GenG) bar 
ausgezahlt werden. Es handelt sich um einen auf der 
besonderen Stmktur der Genossenschaft beruhenden 
Zahlungsausgleich. Die nähere Ausgestaltung des 
Anspruchs folgt der für die Verschmelzimg imter 
Beteiligung von eingetragenen Genossenschaften 
vorgesehenen Regelimg (vgl. § 87 Abs. 2). 

Zur Unterrichtung der Genossen sieht Absatz 3 eine 
Mitteilungspflicht der Genossenschaft vor, die einer 
schon nach geltendem Recht bestehenden Mittei- 
lungspflicht bei der Verschmelzung von Genossen- 
schaften (vgl. § 93 i Abs. 2 GenG) nachgebildet ist. Die 
Besonderheiten der Beteiligung bei einer Genossen- 
schaft sowie die Möglichkeit, daß der Formwechsel zu 
Zahlungsansprüchen der Genossenschaft gegen die 
Genossen oder der Genossen gegen die Genossen- 
schaft führt, machen eine solche zusätzliche Informa- 
tion erforderlich. 


Zu § 257 

Für den Gläubigerschutz sollen die gleichen Grund- 
sätze gelten wie beim Formwechsel einer AG oder 
einer KGaA in eine GmbH. Beim Formwechsel einer 
Kapitalgesellschaft in eine Genossenschaft ergibt sich 
die Schutzwürdigkeit der Gläubiger allein schon dar- 
aus, daß Ausgleichszahlimgen nach § 256 Abs. 2 die 
Haftimgsmasse verringern. Im übrigen wird auf § 249 
imd dessen Begründimg Bezug genommen. 


Zum Dritten Abschnitt — Formwechsel 
eingetragener Genossenschaften 

Im Dritten Abschnitt, der die für den Formwechsel 
einer eingetragenen Genossenschaft zusätzlich erfor- 
derlichen Vorschriften enthält, folgt der Entwurf weit- 
gehend den Vorschriften des geltenden Rechts über 
die formwechselnde Umwandlung einer eingetra- 
genen Genossenschaft in eine AG (vgl. §§ 385 m bis 
385 q AktG). Ergänzungen des geltenden Rechts 
ergeben sich, abgesehen von dem für alle Umwand- 
lungsarten vorgesehenen Gesamtkonzept des Ent- 
wurfs, vor allem aus der Zulassung des Formwechsels 
in eine GmbH oder in eine KGaA. 
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Zu § 258 

(Vgl. § 385 m Abs. 1 AktG). 

Absatz 1 läßt über das geltende Recht hinaus den 
Formwechsel zur Umwandlung in jede Art von Kapi- 
talgesellschaft zu. Die Umwandlungsmöglichkeiten 
sollen damit der für Personenhandelsgesellschaften 
im Ersten Abschnitt (vgl. §§ 214 ff .) und für Kapitalge- 
sellschaften im Dritten Unterabschnitt des Zweiten 
Abschnitts (vgl. §§ 226, 227, 238 ff.) vorgesehenen 
Möglichkeit des Formwechsels in eine Kapitalgesell- 
schaft angeglichen werden. 

Die besondere Voraussetzung in Absatz 2 entspricht 
dem für den Formwechsel einer Genossenschaft in 
eine AG bereits geltenden Recht. Die Regelung 
bezieht sich nur auf die Beteiligung künftiger GmbH- 
Gesellschafter und Aktionäre, weil die Komplemen- 
täre einer KGaA nicht am Grundkapital der Gesell- 
schaft zu beteüigen sind. 

Für GmbH-Gesellschafter soll dabei die auch sonst 
vorgesehene Grenze von 50 DM übernommen werden 
(vgl. § 243 Abs. 3 Satz 2, § 276 Abs. 1). Der Mindest- 
betrag für ein Teilrecht soll von fünf auf zehn Deutsche 
Mark heraufgesetzt werden, um der wirtschaftlichen 
Entwicklung Rechnung zu tragen. 


Zu § 259 

(Vgl. § 385 m Abs. 3 Satz 1 AktG). 

Nach dieser Vorschrift soll der Prüfungsverband, dem 
die formwechselnde Genossenschaft angehört, wie 
schon nach geltendem Recht in die Vorbereitung des 
Formwechsels einbezogen werden. Die Regelung ent- 
spricht im wesentlichen § 81. 


Zu § 260 

(Vgl. § 385 m Abs. 2 Satz 2 und 3 AktG). 

Absatz 1 übernimmt für den Zeitpunkt und den Inhalt 
der Ankündigung des Formwechsels die Grundsätze 
des geltenden Rechts. 

In Absatz 2 enthält der Entwurf für die Vorbereitung 
der Generalversammlung im Interesse einer mög- 
lichst einheitlichen Hcindhabung des Umwandlungs- 
verfahrens dieselben Erfordernisse wie für den Form- 
wechsel einer AG oder einer KGaA in einen Rechts- 
träger anderer Rechtsform. Allerdings soll den Genos- 
sen das Abfindungsangebot in jedem Fall schriftlich 
mitgeteilt werden, weil es bei diesem Typ von Anteils- 
inhabem nicht angemessen wäre, es lediglich zu 
veröffentlichen oder im Geschäftsraum der Genossen- 
schaft auszulegen. In Absatz 2 wird deshalb nicht auf 
§ 231 Satz 2 verwiesen. 

Nach Absatz 3 soll im Interesse einer umfassenden 
Unterrichtung der Genossen auch das Gutachten des 
an der Vorbereitung des Formwechsels zu beteiligen- 
den Prüf ungs Verbandes in dem Geschäftsraum der 
Genossenschaft zur Einsicht ausgelegt werden. Das 
Recht auf kostenlose Erteilung einer Abschrift in 


Satz 2 des Absatzes 3 entspricht dem Recht auf eine 
kostenlose Abschrift des Umwandlungsberichts (Ab- 
satz 2 in Verbindung mit § 230 Abs. 2 Satz 2). 


Zu § 261 

(Vgl. § 385 m Abs. 3 Satz 2 und 3 AktG). 

Nach Absatz 1 sollen für die Unterrichtung der Genos- 
sen in der Generalversammlung oder der Vertreter in 
der Vertreterversammlung dieselben Grundsätze gel- 
ten wie für die Durchführung der Gesellschafterver- 
sammlung oder der Hauptversammlung einer form- 
wechselnden Kapitalgesellschaft. Hinzu kommt die 
Pflicht zur Auslegung des nach § 259 erstatteten 
Prüfungsgutachtens . 

Die in Absatz 2 vorgesehene Berechtigung des Prü- 
fungsverbandes zur Teilnahme an der Generalver- 
sammlung und die dort ebenfalls vorgeschriebene 
Verlesung des Prüfungsgutachtens entsprechen dem 
geltenden Recht. 


Zu § 262 

(Vgl. § 385m Abs. 2 Satz 4, 5 und 7 AktG). 

Absatz 1 übernimmt für die Beschlußfassung der 
Generalversammlung die Mehrheitserfordemisse des 
geltenden Rechts und erstreckt sie auf die neu hinzu- 
gekommene Möglichkeit des Formwechsels in eine 
GmbH oder in eine KGaA. 

Durch die Verweisung in Absatz 2 wird sichergestellt, 
daß in einer künftigen KGaA kein Genosse der 
formwechselnden Genossenschaft ohne sein Einver- 
ständnis die Stellung eines persönlich haftenden 
Gesellschafters erhält. Für den Beitritt neu hinzukom- 
mender persönlich haftender Gesellschafter sollen im 
übrigen dieselben Formvorschriften gelten wie auch 
sonst beim Formwechsel eines Rechtsträgers in eine 
KGaA. 


Zu § 263 

(Vgl. § 385m Abs. 4 Satz 1 und 3, Abs. 5, § 385nSatz 1 
AktG, § 385 m Abs, 5 in Verbindung mit § 385 d Abs. 5 
und 6 AktG). 

Nach Absatz 1 soll der Umwandlungsbeschluß auch 
hier zumindest als Anlage den vollständigen Text des 
Gesellschaftsvertrags oder der Satzung der Gesell- 
schaft neuer Rechtsform und nicht nur die für den 
Formwechsel unerläßlichen Änderungen gegenüber 
dem Statut der formwechselnden Genossenschaft ent- 
halten. Für diese Abweichung vom geltenden Recht 
wird auf die Begründung zu § 243 Abs. 1 Satz 1 
verwiesen. 

Über das geltende Recht hinaus soll wie schon bisher 
bei der formwechselnden Umwandlung einer GmbH 
oder einer AG in eine KGaA auch zugelassen werden, 
daß der Personenkreis der Anteilsinhaber im Rahmen 
des Formwechsels ausnahmsweise durch den Beitritt 
persönlich unbeschränkt haftender Gesellschafter 
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erweitert wird (vgl. § 362 Abs. 2 Satz 1, § 389 Abs. 2 
Satz 1 AktG). Dies entspricht auch der für den Form- 
wechsel einer Personenhandelsgesellschaft in eine 
Kapitalgesellschaft vorgeschlagenen Regelung. Auf 
§ 218 Abs. 2 und dessen Begründung wird Bezug 
genommen. 

Die Verweisung auf § 244 Abs. 2 macht die Unter- 
zeichnimg des Gesellschaf tsvertrags einer GmbH 
durch die Gesellschafter entbehrlich. Die Klarstellimg 
ist geboten, weil der Entwurf den Formwechsel nicht 
als bloße Satzungsänderung behandelt, sondern 
gnmdsätzhch das Gründimgsrecht für anwendbar 
erklärt. 

Die Absätze 2 und 3 konkretisieren § 194 Abs. 1 Nr. 4. 
Die Regelung gilt nur für die Beteiligimg künftiger 
GmbH-Gesellschafter oder Aktionäre, weil Komple- 
mentäre einer KGclA nicht am Nennkapital der 
Gesellschaft beteiligt werden. Der für die Umwand- 
lung der Mitgliedschaft bei der Genossenschaft in 
eine Kapitalbeteiligimg an dem Rechtsträger neuer 
Rechtsform vorgesehene Maßstab imd die sonst für 
das Nennkapital vorgesehenen Grundsätze entspre- 
chen dem geltenden Recht. 


Zu § 264 

(Vgl. § 385 m Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5). 

Absatz 1 bestimmt in Übereinstimmimg mit dem gel- 
tenden Recht, daß der Nennbetrag des künftigen 
Stamm- oder Grundkapitals der Gesellschaft neuer 
Rechtsform durch das Reinvermögen der formwech- 
selnden Genossenschaft gedeckt sein muß. Zum 
Schutz der Gläubiger ist eine solche Vorschrift ebenso 
wie beim Formwechsel einer Personenhandelsgesell- 
schaft in eine Kapitalgesellschaft (vgl. § 220 Abs. 1) 
erforderlich, weil der formwechselnde Rechtsträger in 
beiden Fällen anders als eine Kapitalgesellschaft kein 
gebundenes Nennkapital hat. 

Wie beim Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft in 
anderen Fällen sollen auch hier Vorschriften über die 
Gründungsprüfimg anzuwenden sein. Im Unterschied 
zu sonstigen Umwandlungsfällen werden jedoch die 
Genossen der formwechselnden Genossenschaft in 
Übereinstimmimg mit dem geltenden Recht auch 
dann nicht den Gründern der Gesellschaft gleichge- 
stellt, wenn sie dem Formwechsel zugestimmt haben. 
Da den Genossen eine Verantwortung als Gründer 
nicht zuzumuten ist, werden sie durch Absatz 2 und 3 
von der Verpflichtimg zur Erstattung eines Sachgrün- 
dungsberichts oder eines Gründimgsberichts freige- 
stellt. Diese Regelung widerspricht nicht den Ver- 
pflichtimgen aus Artikel 13 der Zweiten gesellschafts- 
rechthchen Richtlinie, wonach für die Umwandlung 
einer Gesellschaft anderer Rechtsform in eine AG 
dieselben Garantien gelten sollen wie im Fall der 
Gesellschaftsgründung; denn Artikel 10 dieser Richt- 
linie schreibt keine Berichterstattimg durch die Grün- 
der, sondern nur einen Sachverständigenbericht 
vor. 


Zu § 265 

(Vgl. § 385 o in Verbindimg mit §§ 379, 380 AktG). 

Satz 1 sieht für die Anmeldimg der Kapitalgesellschaft 
in teilweiser Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht ein Verfahren vor, das den Grundsätzen beim 
Formwechsel einer Personenhandelsgesellschaft in 
eine Kapitalgesellschaft entspricht (vgl. § 222 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3). Anders als bisher soll dabei nicht 
mehr der Umwandlungsbeschluß zur Eintragung in 
das Genossenschaftsregister, sondern nur noch die 
Kapitalgesellschaft zur Eintragung in das Handelsre- 
gister anzumelden sein. Damit wird die zum gelten- 
den Recht bestehende Unsicherheit beseitigt, welche 
der Registereintragimgen für den Formwechsel kon- 
stitutiv ist. Die Eintragung der Umwandlung in das 
Genossenschaftsregister nach § 198 Abs. 2 Satz 3 soll 
von Amts wegen vor genommen werden. 

Die nach § 198 Abs. 2 Satz 3 vor geschriebene Anmel- 
dung der Umwandlimg soll auch durch den Vorstand 
der formwechselnden Genossenschaft vorgenommen 
werden können,* auf die Begründung zu § 222 Abs. 3 
wird Bezug genommen. 

Der weitere Inhalt der Anmeldung richtet sich gemäß 
§197 Satz 1 nach dem jeweiligen Gründimgsrecht. 

Satz 2 vervollständigt in Ergänzung der anzuwenden- 
den Gründungsvorschriften und des § 199 den Kata- 
log der Anlagen, die der Anmeldung der Kapitalge- 
sellschaft zur Eintragung in das Register beizufügen 
sind. Die Einreichung des Prüfungsgutachtens dient 
der ergänzenden Unterrichtung des Registergerichts 
und macht dieses Gutachten darüber hinaus dem 
Publikum allgemein zugänghch (vgl. § 9 Abs. 1 
HGB). 


Zu § 266 

(Vgl. § 385p Abs. 1 Satz 2 und 3 AktG, § 385 n Satz 2 in 
Verbindung mit § 385 k AktG). 

Absatz 1 konkretisiert § 202 Abs. 2 in Verbindung mit 
Absatz 1 Nr. 2. 

Durch Satz 1 wird klargestellt, daß an die Stelle der 
bisherigen Beteiligung bei der Genossenschaft nicht 
nur volle Geschäftsanteile oder Aktien, sondern nach 
Maßgabe des Umwandlungsbeschlusses (vgl. § 263 
Abs. 2) auch Teilrechte treten. Die nähere Ausgestal- 
tung dieser Teilrechte in Absatz 2 und 3 entspricht 
dem geltenden Recht. 

Dasselbe gilt für die in Satz 2 des Absatzes 1 vorge- 
schlagene Ergänzung des § 202 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 
(vgl. § 385 p Abs. 1 Satz 3 AktG). 


Zu § 267 

(Vgl. § 385n Satz 2 in Verbindung mit § 3851 Abs. 1 
Satz 1 und 3, Abs. 2 Satz 2 AktG). 

Die Pflicht zur Unterrichtung der an der Gesellschaft 
neuer Rechtsform beteiligten Anteilsinhaber über die 
Höhe ihrer Beteiligung entspricht dem für die form- 
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wechselnde Umwandlung in eine AG bereits gelten- 
den Recht. Sie soll auch zugunsten der Gesellschafter 
einer aus dem Formwechsel hervorgehenden GmbH 
bestehen. 


Zu § 268 

(Vgl. § 385n Satz 2 in Verbindung mit § 3851 Abs. 1 
Satz 1 imd 2, Abs. 2 und 3 AktG). 

Das in dieser Vorschrift für die Aufforderung zur 
Abholung von Aktien und für die Veräußerung nicht 
ab geholter Aktien vorgesehene Verfahren entspricht 
ebenfalls dem bereits geltenden Recht imd soll auch 
beim Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien beachtet werden. 


Zu § 269 

(Vgl. § 385n Satz 2 in Verbindimg mit § 3851 Abs. 4 
Satz 1 imd 2 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht und er- 
streckt es auf den neu hinzugekommenen Fall des 
Formwechsels in eine KGaA. 


Zu § 270 

(Vgl. § 385m Abs. 5 in Verbindimg mit § 385 i 
AktG). 

Die Vorschrift erleichtert für widersprechende Genos- 
sen in Anlehnung an das geltende Recht die Voraus- 
setzungen für einen Abfindungsanspruch. Abwei- 
chend vom geltenden Recht knüpft die Regelung 
jedoch nicht an das bisherige Abandon- oder Preis- 
gaberecht des § 383 AktG an, weil diese Art des 
Minderheitenschutzes auch sonst auf gegeben werden 
soll. Auf die allgemeine Begründung zu den §§ 207 
bis 212 wird Bezug genommen. 


Zu § 271 

(Vgl. § 385 q AktG). 

Die Vorschrift übernimmt zum Schutz der Gläubiger 
der formwechselnden Genossenschaft eine im gelten- 
den Recht für die formwechselnde Umwandlung einer 
eingetragenen Genossenschaft in eine AG bereits 
bestehende Regelung. Abweichend vom geltenden 
Recht soll die Nachschußpflicht jedoch auf die Befrie- 
digung von Altverbindlichkeiten beschränkt werden, 
damit eine ungerechtfertigte Besserstellung der Neu- 
gläubiger vermieden wird. 


Zum Vierten Abschnitt — Formwechsel 
rechtsfähiger Vereine 

Der Vierte Abschnitt ergänzt die allgemeinen Regeln 
durch besondere Vorschriften für den Formwechsel 
eines rechtsfähigen Vereins. Innerhalb dieses Ab- 


schnitts soll nach den Allgemeinen Vorschriften (Er- 
ster Unterabschnitt) wie schon beim Formwechsel von 
Kapitalgesellschaften danach unterschieden werden, 
ob sich der Verein in eine Kapitalgesellschaft (Zweiter 
Unterabschnitt) oder in eine eingetragene Genossen- 
schaft (Dritter Unterabschnitt) umwandeln will. 

Beide Möglichkeiten des Formwechsels sind neu. Mit 
ihnen soll einem bei wirtschaftlichen Vereinen in der 
Praxis hervorgetretenen Bedürfnis Rechnung getra- 
gen werden. Der Entwurf beschränkt die Regelung 
aber nicht auf Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf 
staatlicher Verleihung beruht (vgl. § 22 BGB), sondern 
erstreckt sie auf andere rechtsfähige Vereine, die im 
Vereinsregister eingetragen sind (vgl. § 21 BGB). Die 
Unterscheidung zwischen echten Idealvereinen und 
solchen, deren Zweck auf einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb gerichtet ist, kann im Einzelfall erheb- 
liche Schwierigkeiten bereiten. Deshalb soll jedem 
Verein, sofern er rechtsfähig ist, der Formwechsel in 
eine Kapitalgesellschaft oder in eine eingetragene 
Genossenschaft ermöglicht werden. Dies entspricht 
den Regelungen im Zweiten und Dritten Buch des 
Entwurfs. 

Um einem die Interessen der Mitglieder gefährden- 
den Mißbrauch vorzubeugen, verlangt der Entwurf für 
einen Formwechsel, der auf eine Änderung des Ver- 
einszwecks im Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB 
hinausläuft, die Zustimmung aller Vereinsmitglieder 
(vgl. § 275 Abs. 1, § 284 Satz 1). Dagegen sollen 
Umwandlungen durch Mehrheitsbeschluß mögüch 
sein, wenn ein schon vor dem Formwechsel verfolg- 
ter wirtschaftlicher Untemehmenszweck beibehalten 
wird oder wenn ein ideeller Vereinszweck künftig 
durch eine Kapitalgesellschaft verwirklicht werden 
soll (vgl. § 275 Abs. 2, § 284 Satz 2), Die Verwirkli- 
chung eines ideellen Verbandszweckes durch eine 
Kapitalgesellschaft ist möglich, weü eine solche Ge- 
sellschaft zu jedem gesetzlichen Zweck errichtet wer- 
den kann (vgl. § 1 GmbHG, § 3 AktG). 


Zum Ersten Unterabschnitt — Allgemeine 
Vorschriften 

Der Erste Unterabschnitt bestimmt, inwieweit rechts- 
fähigen Vereinen die Möglichkeit eines Formwech- 
sels offensteht. 


Zu § 272 

(Vgl. § 62 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs. 7 Satz 2 
AktG), 

Absatz 1 ermöglicht den Formwechsel in eine Kapital- 
gesellschaft oder in eine eingetragene Genossen- 
schaft, weil insoweit ein praktisches Bedürfnis hervor- 
getreten ist. Dagegen sieht der Entwurf ebenso wie 
bei eingetragenen Genossenschaften, aber anders als 
beim Formwechsel von Kapitalgesellschaften keine 
Möglichkeit des Formwechsels in eine Personenge- 
sellschaft vor. Zwar wird die Möglichkeit eines sol- 
chen Formwechsels nicht schon durch die genossen- 
schaftsrechtliche oder vereinsrechtliche Struktur ei- 
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nes Verbandes ausgeschlossen. Sie kann aber prak- 
tisch vernachlässigt werden. 

Für die Möglichkeit des Form Wechsels in eine Kapi- 
talgesellschaft oder in eine eingetragene Genossen- 
schaft soll es abweichend von der für die Umwandlung 
wirtschaftlicher Altvereine bisher geltenden Rege- 
lung des § 62 Satz 1 UmwG weder auf den Zeitpunkt 
ankommen, in dem der formwechselnde Verein die 
Rechtsfähigkeit erlangt hat, noch darauf, ob sein 
Vermögen in übertragbare Anteile zerlegt ist. 

Die in Absatz 2 enthaltene besondere Voraussetzung 
entspricht der für die Verschmelzung unter Beteili- 
gung rechtsfähiger Vereine vorgeschlagenen Rege- 
lung (vgl. § 99). 

Die Satzung eines Vereins kann Bestimmungen ent- 
halten, die einer grundlegenden Veränderung der 
Verbandsstruktur ausdrücklich oder sinngemäß ent- 
gegenstehen. Solche Satzungen werden vor allem bei 
Vereinen Vorkommen, deren Zweck nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist oder 
die als wirtschaftlicher Verein gleichwohl einem ge- 
meinnützigen Zweck dienen. Für eine Änderung 
solcher Bestimmungen können in der Satzung beson- 
dere Erfordernisse vorgesehen sein. Deshalb sollen 
derartige Satzungsbestimmungen zunächst geändert 
werden, bevor der Formwechsel möglich ist. 

Da für die staatliche Verleihung der Rechtsfähigkeit 
an wirtschaftliche Vereine und für die Genehmigung 
von Satzungsänderungen solcher Vereine regelmäßig 
die Bundesländer zuständig sind, können einem 
Formwechsel im Einzelfall auch landesrechtliche Vor- 
schriften des Vereinsrechts entgegenstehen. Wegen 
des Vorrangs des Bundesrechts (vgl. Artikel 31 GG) 
macht Absatz 2 den Formwechsel — wie § 99 Abs. 1 
bei der Verschmelzung deshalb davon abhängig, daß 
er auch mit den jeweiligen landesrechtlichen Rege- 
lungen des Vereinsrechts im Einklang steht. — Bran- 
chenspezifische Aufsichtsmöglichkeiten und Hinder- 
nisse werden auch hier nicht berührt. 


Zum Zweiten Unterabschnitt — Formwechsel in 
eine Kapitalgesellschaft 

Der Unterabschnitt enthält die für den Formwechsel 
in eine Kapitalgesellschaft zusätzlich erforderlichen 
Vorschriften. Die Regelung folgt in den Grundzügen 
dem Gesamtkonzept des Entwurfs. Die Einzelheiten 
entsprechen darüber hinaus weitgehend dem Vorbild 
der für die formwechselnde Umwandlung eines Ver- 
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit oder einer ein- 
getragenen Genossenschaft in eine AG bereits gelten- 
den aktienrechtlichen Regelung. 


Zu § 273 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs, 1 
Satz 2 AktG). 

Die Vorschrift regelt in Anlehnung an das für die 
formwechselnde Umwandlimg eines Versicherungs- 
vereins auf Gegenseitigkeit in eine AG bereits gel- 


tende Recht das zulässige Verhältnis von Mitglieder- 
bestand und Nennkapital der Gesellschaft neuer 
Rechtsform. Sie soll wie § 258 Abs. 2 die Entstehung 
kleinster Teilrechte verhindern. 


Zu § 274 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs. 2 
Satz 2 und 3 AktG). 

Für die Unterrichtung der Vereinsmitglieder durch 
Ankündigung des Formwechsels, durch einen Um- 
wandlungsbericht und durch die schriftliche Mit- 
teilung des Abfindungsangebots sollen dieselben 
Grundsätze gelten wie beim Formwechsel einer ein- 
getragenen Genossenschaft (Absatz 1). Bei der 
Ankündigxing des Formwechsels ist deshalb anders 
als beim Formwechsel einer Kapitalgesellschaft auch 
auf die Mehrheitserfordemisse und die Möglichkeit 
zum Widerspruch einschließlich der sich daraus erge- 
benden Rechte hinzuweisen. Außerdem soll die Über- 
sendimg des Abfindungsangebots wie bei form wech- 
selnden Genossenschaften nicht durch eine Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger oder in anderen Blättern 
ersetzt werden können, weil auch Vereinsmitglieder 
insoweit schutzbedürftiger sind als die Anteilseigner 
von Kapitalgesellschaften. 

In der Mitgliederversammlung, die den Formwechsel 
beschließt, soll dasselbe Verfahren eingehalten wer- 
den wie beim Formwechsel von Kapitalgesellschaften 
und eingetragenen Genossenschaften (Absatz 2). 


Zu § 275 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs. 2 
Satz 5, § 385m Abs. 2 Satz 5 AktG). 

Die Vorschrift unterscheidet nach dem Vorbild des für 
die Änderung von Vereinssatzungen geltenden 
Rechts (vgl. § 33 Abs. 1 BGB) zwischen Umwandlun- 
gen mit imd ohne Ändenmg des Verbandszwecks. 

Wird der Formwechsel nicht darauf beschränkt, den 
bisherigen Vereinszweck durch einen Rechtsträger 
anderer Rechtsform zu verwirklichen, sondern ergibt 
sich darüber hinaus aus dem neuen Gesellschaftsver- 
trag oder der neuen Satzung auch eine Änderung des 
Untemehmenszwecks, so verlangt Absatz 1 für den 
Umwandlungsbeschluß die Zustimmung aller Ver- 
einsmitglieder. Eine Änderung des Vereinszwecks 
gegen den WiUen einzelner Mitglieder kann aus 
grundsätzlichen Erwägimgen nicht hingenommen 
werden. Einstimmigkeit bei der Beschlußfassung ist 
vor allem auch dann geboten, wenn der künftige 
Untemehmensgegenstand im Betrieb eines Handels- 
gewerbes bestehen soll, der formwechselnde Rechts- 
träger jedoch ein Idealverein ist, dessen Zweck bisher 
noch nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb gerichtet war. Ohne eine Regelung wie § 275 
Abs. 1 könnte die grundlegende Vorschrift des § 33 
Abs. 1 Satz 2 BGB umgangen werden. 

Dient der Formwechsel dagegen der Verwirklichung 
des bisherigen Vereinszwecks mit anderen Mitteln, so 
soll er nach Absatz 2 auch mehrheitlich beschlossen 


164 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/6699 


werden können. Dabei muß mindestens die Mehrheit 
erreicht werden, die nach § 33 Abs. 1 Satz 1 BGB für 
eine Satzxmgsänderung und nach § 41 Satz 2 BGB für 
eine Auflösimg des Vereins erforderlich wäre (vgl. 
auch § 103). 

Hat sich schon vor der Beschlußfassimg eine qualifi- 
zierte Minderheit der Vereinsmitglieder gegen den 
Formwechsel ausgesprochen, so soll die für den Um- 
wandlimgsbeschluß erforderliche Mehrheit in Anleh- 
nung an eine für die formwechselnde Umwandlxmg 
von Genossenschaften imd Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit bereits geltende Regelimg (vgl. 
§ 385 d Abs. 2 Satz 5, § 385m Abs. 2 Satz 5 AktG) 
mindestens neim Zehntel der erschienenen Mitglie- 
der betragen. 

Für den Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien folgt Absatz 3 der auch für andere Fälle des 
Formwechsels in eine KGaA vorgeschlagenen Rege- 
limg (vgl. § 217 Abs. 3, §§ 221, 240 Abs. 2, § 262 
Abs. 2). 


Zu § 276 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs. 3, 
§ 385 e Abs. 2, § 385 g Satz 1 AktG). 

Absatz 1 sieht für die Einbeziehimg des Gesellschafts - 
Vertrags oder der Satzimg der Gesellschaft neuer 
Rechtsform in den Umwandlimgsbeschluß dieselben 
Grundsätze vor, die auch beim Formwechsel von 
Kapitalgesellschaften in Kapitalgesellschaften ande- 
rer Rechtsform gelten sollen. Ergänzt werden diese 
Regeln durch eine Verweisimg auf das Genossen- 
schaftsrecht, mit der Vorschriften übernommen wer- 
den sollen, die schon nach geltendem Recht für die 
formwechselnde Umwandlimg einer eingetragenen 
Genossenschaft (vgl. § 385 m Abs. 4 Satz 3 imd Abs. 5 
in Verbindimg mit § 385 d Abs. 5 xmd 6 AktG) xmd 
eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit (vgl. 
§ 385 d Abs. 4 Satz 5 imd Abs. 5 und 6 AktG) in eine 
AG gelten. 

Absatz 2 legt die Maßstäbe fest, die der Umwandlimg 
der Vereinsmitgliedschaft in eine Beteiligung am 
künftigen Stammkapital oder Grundkapital des 
Rechtsträgers zugrunde gelegt werden können. Die 
Festlegung solcher besonderen Kriterien ist erforder- 
lich, weil den Mitgliedern eines Vereins allein durch 
ihre Mitgliedschaft im allgemeinen keine Beteiligung 
am Vereinsvermögen vermittelt wird. Die Aufzählung 
der zulässigen Verteilungsmaßstäbe folgt dem Vor- 
bild des Rechts, das für die formwechsehide Umwand- 
lung eines Versichenmgsvereins auf Gegenseitigkeit 
in eine AG gilt (vgl. § 385 e Abs. 2 AktG). 

Nummer 1 trägt der Tatsache Rechnung, daß es Ver- 
eine gibt, deren Vermögen in übertragbare Anteile 
zerlegt ist (vgl. § 62 Satz 1 UmwG). Bei der Umwand- 
limg in Anteile anderer Art bieten sich Nennbetrag 
imd Wert der alten Anteile als Maßstab an. 

Nummer 2 entspricht § 385e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
AktG. 

Nummer 3 greift den in § 385 e Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
AktG enthaltenen Rechts gedanken auf, daß auch die 


mit einem Leistimgsaustausch verbundenen vertrag- 
lichen Beziehungen zwischen Verein imd Vereinsmit- 
glied ein angemessener Maßstab für die Teilhabe am 
Untemehmensvermögen sein können. 

In den Nummern 4 bis 6 werden die Verteilungsmaß- 
stäbe des § 385e Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 bis 6 AktG 
übernommen. Die geringfügige redaktionelle Abwei- 
chung von § 385 e Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG in Num- 
mer 4 trägt dem Umstand Rechnung, daß die Satzung 
eines rechtsfähigen Vereins keine Verteilung der er- 
wirtschafteten Überschüsse vorzusehen braucht. 

Die Erhöhung des Mindestbetrages für ein Teilrecht 
entspricht der wirtschaftlichen Entwicklung. 


Zu § 277 

(Vgl, § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 d Abs. 4 
Satz 1, § 385 g Satz 1 AktG). 

Da auch rechtsfähige Vereine ebenso wie eingetra- 
gene Genossenschaften kein festes Nennkapital ha- 
ben, sieht der Entwurf für den Kapitalschutz beim 
Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft dieselben 
Vorkehrungen vor wie beim Formwechsel einer ein- 
getragenen Genossenschaft. Ferner soUen die Ver- 
einsmitglieder von der Pflicht zur Erstattung eines 
Sachgründungs- oder Gründungs berichts ebenso ent- 
bunden werden wie die Genossen einer form wech- 
selnden Genossenschaft, weil auch den Vereinsmit- 
ghedem die Verantwortiichkeit als Gründer und ins- 
besondere die Gründerhaftung nach § 46 AktG nicht 
zugemutet werden kann. 


Zu § 278 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 o Satz 2 imd 
3 AktG). 

Absatz 1 entspricht der beim Formwechsel einer 
eingetragenen Genossenschaft vorgeschlagenen Re- 
gelung. Auf die Begründung zu § 222 Abs. 1 und 3 
wird verwiesen. 

Absatz 2 enthält eine notwendige Ergänzimg für 
wirtschaftliche Vereine, die zu Recht oder zu Unrecht 
nicht in das Handelsregister eingetragen sind (vgl. 
§ 33 Abs. 1 HGB). 


Zu § 279 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 g Satz 2 
AktG). 

Die Vorschrift ergänzt das Verfahren der Bekanntma- 
chimg des Formwechsels durch eine Sonderregelung, 
die nach geltendem Recht bereits für den Formwech- 
sel eines Versicherungs Vereins auf Gegenseitigkeit in 
eine AG gilt. 
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Zu § 280 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner § 385 h Satz 2, 
§§ 385 k, 385 n Satz 2, § 385p Abs. 1 Satz 2 AktG). 

Die Vorschrift enthält zur Ergänzung des § 202 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 besondere Bestimmungen für die Um- 
wandlimg der vereinsrechtlichen Mitgliedschaft in 
eine Kapitalbeteiligung. Die Regelung folgt dem Vor- 
bild des für die formwechselnde Umwandlung einer 
eingetragenen Genossenschaft oder eines Versiche- 
nmgsvereins auf Gegenseitigkeit bereits geltenden 
Rechts. Auch beim Formwechsel eines rechtsfähigen 
Vereins soll eine Beteiligung der Anteilsinhaber 
durch Teürechte zugelassen werden (vgl. §§ 266, 
298), weil dafür auch bei dieser Rechtsform des 
formwechselnden Rechtsträgers ein Bedürfnis auftre- 
ten kann. 


Zu § 281 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner §§ 385 1, 385 n 
Satz 2 AktG). 

Nach dem Formwechsel sollen die Anteilsinhaber 
wegen der Ähnlichkeit der Interessenlage in gleicher 
Weise wie beim Formwechsel einer eingetragenen 
Genossenschaft oder eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit über ihre Beteiligung an der Gesell- 
schaft neuer Rechtsform unterrichtet und beim Form- 
wechsel in eine AG oder in eine KGaA zur Abholung 
der ihnen zustehenden Aktien aufgefordert werden 
(vgl. die §§ 267, 268 und 299). Dasselbe gilt für die 
Androhimg der Veräußenmg und die Veräußenmg 
nicht abgeholter Aktien, für die Einschränkimg der 
Beschlußfähigkeit einer AG oder KGaA imd für die 
Ausnutzung einer Ermächtigimg zu einer Erhöhung 
des Gnmdkapitals durch das Vertretungsorgan der 
Gesellschaft neuer Rechtsform. 


Zu § 282 

(Vgl. § 62 Satz 1 UmwG; vgl. ferner §§ 385 i, 385 m 
Abs. 5 AktG). 

Auch für das Abfindungsangebot nach § 207 Abs. 1 
sollen wegen der Ähnlichkeit der Interessenlage 
dieselben Gnmdsätze gelten wie beim Formwechsel 
einer eingetragenen Genossenschaft oder eines 
Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit (vgl. die 
§§ 270 und 300). 


Zum Dritten Unterabschnitt — Formwechsel in 
eine eingetragene Genossenschaft 

Der Unterabschnitt faßt die besonderen Vorschriften 
zusammen, die für den Formwechsel eines Vereins in 
eine eingetragene Genossenschaft gelten sollen. Das 
für die Vorbereitimg und Durchfülmmg der Mitglie- 
derversamnüimg imd für den Umwandlimgsbeschluß 
vorgesehene Verfahren entspricht weitgehend den 
Verfahrensgnmdsätzen, die im Zweiten Unterab- 
schnitt für den Formwechsel eines rechtsfähigen Ver- 


eins .in eine Kapitalgesellschaft vorgeschlagen wer- 
den. Dagegen sind die Vorschriften über den Inhalt 
des Umwandlimgsbeschlusses und über die Wirkim- 
gen des Formwechsels durch genossenschaftsrechtli- 
che Besonderheiten geprägt. Sie entsprechen deshalb 
weitgehend der Regelung, die im Vierten Unterab- 
schnitt des Zweiten Abschnitts für den Formwechsel 
einer Kapitalgesellschaft in eine eingetragene Genos- 
senschaft vorgeschlagen wird. 


Zu § 283 

Für die Vorbereitung der MitgÜederversammltmg, die 
den Formwechsel beschließen soll, wird in Absatz 1 
auf dieselben Vorschriften verwiesen wie in § 274. Auf 
die Begründung zu dieser Vorschrift wird deshalb 
Bezug genommen. 

In der Mitgliederversammlung sollen die Vereins - 
mitglieder ebenso umfassend unterrichtet werden wie 
beim Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft (Ab- 
satz 2), Auf die Begründimg der parallelen Regelung 
in § 274 Abs. 2 wird verwiesen. 


Zu § 284 

Die Vorschrift unterscheidet zwischen Beschlüssen, 
die der Zustimmung aller Vereinsmitgheder bedür- 
fen, imd einem Formwechsel, der von einer qualifi- 
zierten Mehrheit beschlossen werden kann. 

Das in Satz 1 vorgesehene Erfordernis der Zustim- 
mung aller Vereinsmitgheder folgt dem Vorbild der 
Regelung, die in § 252 Abs. 1 für den Formwechsel 
einer Kapitalgesellschaft in eine eingetragene Genos- 
senschaft sowie in § 275 Abs. 1 für den Formwechsel 
eines rechtsfähigen Vereins in eine Kapitalgesell- 
schaft vor geschlagen wird. Vereinsmitghedem kann 
gegen ihren Willen weder eine Zweckänderung im 
Sinne des § 33 Abs. 1 Satz 2 BGB noch die Begrün- 
dung einer bisher nicht bestehenden Nachschuß- 
pflicht zugemutet werden. 

Sieht der Umwandlungsbeschluß dagegen weder eine 
Änderung des Vereinszwecks noch eine Nachschuß- 
pflicht der Genossen vor, so sollen nach Satz 2 
dieselben Mehrheiten ausreichen, die in einem sol- 
chen Fall für den Formwechsel eines rechtsfähigen 
Vereins in eine Kapitalgesellschaft vorgesehen sind. 
Auf die Begründung zu § 275 Abs. 2 wird Bezug 
genommen. 


Zu § 285 

Der Inhalt des Umwandlungsbeschlusses muß die 
Besonderheiten der Rechtsform berücksichtigen, die 
mit dem Formwechsel angestrebt wird. Absatz 1 
verweist deshalb auf die Parallelregelung beim Form- 
wechsel einer Kapitalgesellschaft in eine eingetra- 
gene Genossenschaft. Auf die Begründung zu § 253 
wird Bezug genommen. 

Die in Absatz 2 enthaltene Sonderregelung geht 
zunächst wie § 253 Abs. 2 Satz 2 von dem im Genos- 
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senschaftsrecht anerkannten Grundsatz aus, daß eine 
Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen zulässig 
ist. Sie trägt ferner den Schwierigkeiten Rechnung, 
die bei der Umwandlung einer vereinsrechtlichen 
Mitgliedschaft in eine genossenschaftliche Beteili- 
gimg zu überwinden sind. Dazu verweist die Vor- 
schrift auf die Parallelregelimg beim Formwechsel in 
eine Kapitalgesellschaft, weil die dort aufgezählten 
Kriterien auch als Maßstab für die Zuteilung von 
Geschäftsanteilen imd die Bestimmung der Ge- 
schäftsguthaben tauglich sind. Auf die Begründimg zu 
§276 Abs. 2 wird verwiesen. 


Zu § 286 

Für die erforderliche Eintragimg der Genossenschaft 
in das Genossenschaftsregister ist wie beim Form- 
wechsel einer Kapitalgesellschaft in eine eingetra- 
gene Genossenschaft die Anmeldimg durch das bis- 
herige Vertretungsorgan, in diesem Fall also durch 
den Vorstand des formwechselnden Vereins vorgese- 
hen. Auf die Begründimg zu § 254 wird verwiesen. 

Die weitere Verweisimg auf § 278 Abs. 2 ermöglicht 
die vorherige Ankündigvmg des Formwechsels auch 
in solchen Fällen, in denen der wirtschaftliche Verein 
nicht nach § 33 HGB im Handelsregister eingetragen 
ist. 


Zu § 287 

Die Vorschrift entspricht der Parallelregelimg in 
§ 279, auf dessen Begründung verwiesen wird. 


Zu § 288 

Absatz 1 verdeutlicht § 202 Abs. 1 Nr. 2 für die Um- 
wandlung der vereinsrechtlichen Mitgliedschaft in 
eine genossenschaftliche Beteiligung. Ausschlagge- 
bend für die Höhe dieser Beteiligung ist der Umwand- 
lungsbeschluß, der wie auch sonst beim Formwechsel 
in eine eingetragene Genossenschaft die Beteiligung 
eines Genossen mit mehreren Geschäftsanteüen vor- 
sehen kann. Die Verweisung in Satz 3 auf § 255 Abs. 1 
Satz 3 betrifft formwechselnde Vereine, deren Vermö- 
gen in Anteile zerlegt ist, die übertragbar sind und an 
denen Rechte Dritter bestehen können. 

Absatz 2 stimmt mit § 255 Abs. 2 überein, auf dessen 
Begründung verwiesen wird. 


Zu § 289 

Die Begrenzung des Geschäftsguthabens durch den 
Nennbetrag der Geschäftsanteile in Absatz 1 ent- 
spricht den allgemeinen Grundsätzen des Genossen- 
schaftsrechts. Von ihnen braucht beim Formwechsel 
eines rechtsfähigen Vereins nicht abgewichen zu 
werden, weü es anders als beim Formwechsel einer 
Kapitalgesellschaft nicht erforderlich ist, eine bereits 
vorhandene Beteiligung an einem Vermögen der 
Substanz nach zu erhalten. Sieht der Umwandlungs- 


beschluß eine Beteiligung der Genossen am gesamten 
Untemehmensvermögen vor, so müssen die Zahl und 
der Betrag der ihnen zugeteilten Geschäftsanteüe 
entsprechend hoch festgesetzt werden. Eine gerin- 
gere Beteiligung am Untemehmensvermögen soll 
aber ebenfalls zulässig sein, weil durch die Mitglied- 
schaft in einem rechtsfähigen Verein im allgemeinen 
keine wertmäßige Beteiligung am Vermögen dieses 
Vereins vermittelt wird. Bleibt die Summe aller 
Geschäftsguthaben der Genossen hinter dem Wert 
des Untemehmensvermögens zurück, so ist die Diffe- 
renz den Rücklagen der Genossenschaft zuzufüh- 
ren. 

Im Anschluß an den Formwechsel sollen die Genossen 
über ihre Beteiligung bei der Genossenschaft nach 
Absatz 2 in derselben Weise unterrichtet werden wie 
beim Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine 
eingetragene Genossenschaft. Auf die Begründung zu 
§ 256 Abs. 3 wird deshalb Bezug genommen. 


Zu § 290 

Die Voraussetzungen für den Abfindungsanspruch 
widersprechender Vereinsmitglieder sollen durch die 
Verweisung auf die genossenschaftsrechtliche Rege- 
lung des § 270 in derselben Weise auf gelockert wer- 
den wie beim Formwechsel eines rechtsfähigen Ver- 
eins in eine Kapitalgesellschaft. Auf die Begründung 
zu der Parallelvorschrift des § 282 wird verwiesen. 


Zum Fünften Abschnitt — Formwechsel von 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 

Der Abschnitt enthält die besonderen Vorschriften für 
den Form Wechsel eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit. Die Regelung entspricht in den Ein- 
zelheiten weitgehend dem geltenden Recht. 


Zu § 291 

(Vgl. § 385 d Abs. 1 AktG). 

Absatz 1 ermöglicht den Formwechsel wie das gel- 
tende Recht nur für größere Versicherungsvereine 
und nur zur Umwandlung in eine Aktiengesellschaft. 
Die Beschränkung auf den Formwechsel in eine AG ist 
erforderlich, weil Versicherungsuntemehmen zum 
Geschäftsbetrieb der Erlaubnis der Aufsichtsbehörde 
bedürfen, die nach § 7 Abs. 1 VAG nur Aktiengesell- 
schaften, Versicherungs vereinen auf Gegenseitigkeit 
sowie Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts erteilt werden darf. 

Die weitere Einschränkung in Absatz 2 entspricht 
ebenfalls dem geltenden Recht und stimmt mit der für 
formwechselnde Genossenschaften und rechtsfähige 
Vereine vorgesehenen Regelung überein (vgl. § 258 
Abs. 2, § 273). 

Das Genehmigungserfordemis (vgl. §385d Abs. 7 
AktG) findet sich auch hier in dem neuen § 14 a 
VAG. 
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Zu § 292 

(Vgl. § 385 d Abs. 2 Satz 2 und 3 AktG). 

Für die Vorbereitung der Versammlung der obersten 
Vertretimg soll nach Absatz 1 gnmdsätzlich dasselbe 
Verfahren vorgesehen werden wie für die Vorberei- 
tung der Hauptversammlimg einer formwechselnden 
AG oder KGaA. Jedoch soll die schriftliche Mitteilimg 
des Abfindimgsangebots ebenso wie bei formwech- 
selnden Genossenschaften und rechtsfähigen Verei- 
nen nicht durch eine Bekanntmachung im Bimdesan- 
zeiger oder in anderen Blättern ersetzt werden kön- 
nen (vgl. § 260 Abs. 2 Satz 1, § 274 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 283 Abs. 1 Satz 1, jeweils in Verbindung mit § 231 
Satz 1), weü sich die Mitglieder eines Versicherungs- 
vereins insoweit in einer ähnlichen Lage befinden wie 
Genossen einer formwechselnden Genossenschaft 
oder Mitglieder eines formwechselnden rechtsfähi- 
gen Vereins. 

Aus demselben Grund ist in Übereinstimmimg mit 
dem geltenden Recht vorgesehen, daß bei der Einbe- 
rufimg der Versammlimg der obersten Vertretimg 
ebenso wie beim Formwechsel einer Genossenschaft 
oder eines rechtsfähigen Vereins auch auf die Mehr- 
heitserfordemisse sowie auf die Möglichkeit der Erhe- 
bung eines Widerspruchs und die sich daraus erge- 
benden Rechte hingewiesen werden muß. 

Die in Absatz 2 vorgesehenen besonderen Informa- 
tionspflichten bei der Durchführung der Versamm- 
limg der obersten Vertretung sind neu. Hier soll 
dasselbe Verfahren eingehalten werden wie beim 
Formwechsel von Kapitalgesellschaften, eingetrage- 
nen Genossenschaften und rechtsfähigen Vereinen, 
weil die geringen Einflußmöglichkeiten der Mitglie- 
der ihre Stellimg derjenigen von Aktionären und 
Genossen auch hier ähnlich erscheinen lassen. 


Zu § 293 

(Vgl. § 385 d Abs. 2 Satz 4 bis 6 AktG). 

Für den Umwandlungsbeschluß sieht der Entwurf 
dieselben Mehrheitserfordemisse vor wie das gel- 
tende Recht. 


Zu § 294 

(Vgl. § 385 d Abs. 3, Abs. 4 Satz 3 bis 5, § 385 e 
AktG). 

Daß der Umwandlimgsbeschluß die Satzung der 
Aktiengesellschaft enthalten muß (Absatz 1 Satz 1), 
entspricht dem Konzept des Entwurfs. In Übereinstim- 
mung mit dem geltenden Recht ist darüber hinaus 
vorgesehen, daß Mitglieder, die dem Versicherungs- 
verein noch keine drei Jahre angehören, von der 
Beteiligung an der Aktiengesellschaft ausgeschlossen 
werden können (Salz 2 des Absatzes 1). 

Die in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen Kriterien, 
nach denen die Höhe des Grundkapitals der Aktien- 
gesellschaft festzusetzen und die Beteiligung der 
Mitglieder des Versichenmgsvereins an diesem 


Gnmdkapital zu bestimmen ist, sind aus dem gelten- 
den Recht übernommen. 


Zu § 295 

(Vgl. § 385 d Abs. 4 Satz 1, § 385g Satz 1 AktG). 

Für den Kapitalschutz sind in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht dieselben Vorkehrungen vorge- 
sehen wie bei formwechselnden Genossenschaften 
und rechtsfähigen Vereinen. Dabei werden die Mit- 
glieder des Versichenmgsvereins ebenso wie Genos- 
sen imd Mitglieder anderer rechtsfähiger Vereine von 
der Verantwortlichkeit als Gründer freigestellt; die 
Gründe hierfür sind die gleichen. 


Zu § 296 

(Vgl. § 385g Satz 1 AktG). 

Die Anmeldung der Aktiengesellschaft soll wie beim 
Formwechsel einer Kapitalgesellschaft anderer 
Rechtsform durch das Vertretimgsorgan des form- 
wechselnden Rechtsträgers vorgenommen werden; 
dies entspricht dem geltenden Recht. 


Zu § 297 

(Vgl. § 385g Satz 2 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht und stimmt 
mit der für den Formwechsel eines rechtsfähigen 
Vereins in eine Kapitalgesellschaft vorgesehenen 
Regelung überein (vgl. § 279). 


Zu § 298 

(Vgl. § 385h Satz 2, § 385k AktG). 

§ 298 enthält ergänzende Bestimmimgen zur Um- 
wandlung der vereinsrechtlichen Mitgliedschaft in 
eine Beteiligung am Grundkapital der Aktiengesell- 
schaft. Sie entspricht dem geltenden Recht imd stimmt 
mit den für den Formwechsel einer eingetragenen 
Genossenschaft oder eines rechtsfähigen Vereins in 
eine Kapitalgesellschaft vorgeschlagenen Vorschrif- 
ten überein (vgl. die §§ 266, 280). 


Zu § 299 

(Vgl. § 3851 AktG). 

Die Vorschrift übernimmt geltendes Recht und stimmt 
mit einer Ausnahme mit den Parallelregelimgen beim 
Formwechsel einer eingetragenen Genossenschaft 
und eines rechtsfähigen Vereins überein (vgl. §§ 267 
bis 269, § 281). Die aus dem geltenden Recht über- 
nommene Abweichimg besteht darin, daß die Auf- 
sichtsbehörde bei der entsprechenden Anwendung 
des § 269 Satz 1 Ausnahmen zulassen kaim (Absatz 2 
Satz 2). 
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Zu § 300 

(Vgl. § 385 i AktG). 

§ 300 erstreckt den Abfindungsanspruch widerspre- 
chender Mitglieder in derselben Weise wie beim 
Formwechsel einer eingetragenen Genossenschaft 
und eines rechtsfähigen Vereins (vgl. die §§ 270, 282, 
290). Auf die Begründimg zu § 270 wird Bezug 
genommen. 


Zum Sechsten Abschnitt — Formwechsel von 
Körperschaften imd Anstalten des öffentlichen 
Rechts 

Da die in diesem Abschnitt behandelten Körperschaf- 
ten imd Anstalten auf einer öffentlich-rechtlichen 
Rechtsgrundlage beruhen, bilden sie auch beim 
Formwechsel einen Sonderfall. Der Entwurf über- 
nimmt in modifizierter Form die wenigen Vorschriften 
des geltenden Rechts. 


Zu § 301 

(Vgl. § 385 a Abs. 1 imd 2 AktG; § 59 Abs. 1 imd 2 
UmwG). 

Die Vorschrift enthält für die Möglichkeit des Form- 
wechsels dieselben Voraussetzungen wie das gel- 
tende Recht. Allerdings wird auch der Formwechsel in 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien zugelassen. 


Zu § 302 

(Vgl. § 385 a Abs. 3 und 4 AktG, § 59 Abs. 3 und 4 
UmwG). 

Die Vorschrift betont in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht die besondere Bedeutung, die den 
jeweiligen öffentlich-rechtlichen Vorschriften für den 
Formwechsel zukommt. 


Zu § 303 

(Vgl. § 385 a Abs. 4, § 385 b AktG, § 59 Abs. 4 
UmwG). 

Die Vorschrift übernimmt für den Kapitalschutz die 
Grundsätze des geltenden Rechts. Sie entsprechen 
denen bei der Umwandlung einer Personenhandels- 
gesellschaft in eine Kapitalgesellschaft. Auf die 
Begründung zu § 220 wird Bezug genommen. 

Das Zustimmüngserfordemis in Absatz 2 und die 
Regelung über den Beitritt persönlich haftender 
Gesellschafter sind eine Folge der Zulassung des 
Formwechsels in eine KommanditAG. 


Zu § 304 

(Vgl. § 385c AktG, § 59 Abs. 5 UmwG). 

Die Vorschrift legt in Übereinstimmung mit dem 
geltenden Recht fest, daß die Wirkungen des Form- 
wechsels auch beim Formwechsel einer Körperschaft 
oder Anstalt des öffenüichen Rechts mit der Eintra- 
gung der Kapitalgesellschaft in das Handelsregister 
eintreten. Die Körperschaft oder Anstalt unterliegt nur 
bis zu diesem Zeitpunkt den Vorschriften des öffent- 
lichen Rechts. Ist sie erst einmal als Aktiengesellschaft 
in das Handelsregister eingetragen, sollen nur noch 
privatrechtliche Grundsätze anzuwenden sein. Auch 
Mängel des Formwechsels sollen an dieser Wirkung 
der Eintragung in das Register nichts ändern 
(Satz 2), 


Zum Sechsten Buch — Spruchverfahren 

Nach dem Vorbild des § 352 c AktG, des § 31a 
KapErhG und der §§ 30 bis 37 UmwG sollen im 
Sechsten Buch die Vorschriften für das Verfahren 
zusammengefaßt werden, in dem die Anteilsinhaber 
eines Rechtsträgers die ihnen möglichen Anträge auf 
Verbesserung des Umtauschverhältnisses (vgl. die 
§§ 15, 196) und auf Gewährung oder Verbesserung 
einer Barabfindung (vgl. die §§ 34, 176 bis 181, 184, 
186, 196, 212) geltend machen können. Dieses 
Spruchverfahren bietet den Ausgleich dafür, daß im 
Interesse des Bestandes einer Umwandlung deren 
Anfechtung wegen nicht ausreichender Entschädi- 
gung der Anteilsinhaber oder wegen Nichtgewäh- 
rung von Abfindungen ausgeschlossen ist. Die Rege- 
lung soll auf alle Arten der Umwandlung ausgedehnt 
werden, bei denen es zu einem Tausch der Anteile 
oder zu einem Wechsel der Mitghedschaft kommen 
kann, weil die Interessenlage in allen Fällen gleich 
ist. 


Zu § 305 

(Vgl. § 352c Abs. 2 Satz 2 AktG, § 31a Abs. 2 Satz 2 
KapErhG, § 32 Abs. 1 Satz 2 UmwG). 

§ 305 regelt die Antragsfrist in den genannten Fällen 
nach den Vorbildern des geltenden Rechts. 


Zu § 306 

(Vgl. § 352 c Abs. 2 Satz 3 AktG und § 31a Abs. 2 Satz 3 
KapErhG, jeweils in Verbindung mit § 306 Abs. 1, 
§ 132 Abs. 1 Satz 2 bis 4 AktG; § 30 UmwG). 

Für die sachhche und örtliche Zuständigkeit des 
Gerichts soll die bewährte bisherige Regelung über- 
nommen werden. 
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Zu § 307 

(Vgl. § 352 c Abs. 2 Satz 3 AktG und § 31 a Abs. 2 Satz 3 
KapErhG in Verbindung mit § 306 Abs. 2, § 99 Abs. 1, 
§ 306 Abs. 3, 4 Satz 1, § 99 Abs. 3 Satz 1, § 306 Abs. 5 
AktG; §§ 31. 32 Abs. 2, 3. § 34 Satz 1 UmwG). 

In dieser Vorschrift sind die Verfahrensregeln des 
ersten Rechtszuges zusammengefaßt. Durch die Auf- 
lösung der Verweisungen sollen bestehende Unklar- 
heiten beseitigt werden. 

Absatz 2 ist neu. Er soll klarstellen, wer Verfahrens- 
gegner der Anteilsinhaber ist. Im Falle der Spaltimg 
sind alle übernehmenden oder neuen Rechtsträger 
Antrags gegner. Der Fall des Formwechsels in eine 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts muß besonders 
berücksichtigt werden. 

Die Bekanntmachung ist nach Absatz 3 Satz 1 in den 
Blättern des jeweils betroffenen Rechtsträgers zu 
veröffentlichen, weil dessen übrige Anteiisinhaber so 
am sichersten über ein anhängiges Spruchverfahren 
unterrichtet werden, dem sie sich nach Satz 2 
anschließen können. 

Satz 4 des Absatzes 3 ist neu. Nach Meinungen im 
Schrifttum sollte es bisher möglich sein, eine neue 
Frist von zwei Monaten jeweils durch die Bekanntma- 
chung eines neuen Antrags wieder in Gang zu setzen. 
Es muß jedoch sicher gestellt werden, daß der Rechts- 
träger nach einer Umwandlung nicht ständig mit 
weiteren Anträgen überzogen werden kann. 


Zu § 308 

(Vgl. § 306 Abs. 4 Satz 2 bis 9 AktG. § 33 UmwG). 

Die Vorschrift übernimmt in Absatz 1 und 2 die für 
Umwandlungen im Konzern nach früherem Umwand- 
lungsrecht geltende Regelung über den gemeinsa- 
men Vertreter der Anteilsinhaber, die nicht selbst das 
Spruchverfahren eingeleitet haben. Damit soll allge- 
mein bei der Umwandlung möglichst die Gleichbe- 
handlung aller außenstehenden Anteilsinhaber er- 
reicht werden. 

Absatz 3 ist neu. Die Praxis der konzemrechtlichen 
Spruchverfahren hat gezeigt, daß Unternehmen dazu 
neigen könnten, Antragsteller auszukaufen, um 
dadurch der Stellung des gemeinsamen Vertreters 
den Boden zu entziehen und so das Verfahren zu 
beenden. Dies würde gegen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Anteilsinhaber verstoßen. 
Deshalb soll der gemeinsame Vertreter das Verfahren 
zugunsten aller betroffenen Anteilsinhaber weiter- 
führen können (Satz 1). Durch Satz 2 soll sichergestellt 
werden, daß in diesem Falle der gemeinsame Vertre- 
ter vollständig in die verfahrensrechtliche Stellung 
des Antragstellers einrücken kann. Dies hat vor allem 
dann Bedeutung, wenn die Antragsrücknahme durch 
den Antragsteller auf einem zwischen ihm und dem 
betroffenen Rechtsträger abgeschlossenen Vergleich 
beruht und der Verschmelzungsvertrag oder die ihm 
entsprechenden Willenserklärungen in den anderen 
Umwandlungsarten eine Erstreckung der in diesem 
Vergleich gewährten Begünstigungen auf die übrigen 


Anteilsinhaber bereits vorsieht oder der betroffene 
Rechtsträger sich in dem mit dem Antragsteller getrof- 
fenen Vergleich zu einer solchen Erstreckung einsei- 
tig verbindhch verpflichtet oder mit dem gemeinsa- 
men Vertreter, der hierzu kraft seiner materiell- 
rechtlichen Stellung (vgl. Absatz 1 Satz 2) befugt ist, 
einen entsprechenden Vergleich abschließt. In diesen 
Fällen wäre die Fortführung des Spruchverfahrens ein 
bloßer Formalismus. Die Regelung des Satzes 2 soll 
daher ermöglichen, daß der gemeinsame Vertreter 
auch seinerseits nach Antragsrücknahme durch den 
Antragsteller das Verfahren durch eine entspre- 
chende Verfahrenshandlung beenden kann. Durch 
Absatz 3 wird daher auch mittelbar gewährleistet, daß 
die einem Antragsteller in einem Vergleich gewähr- 
ten Vergünstigungen auch den übrigen Anteilsinha- 
bem zugute kommen. 


Zu § 309 

(Vgl. § 352c Abs. 2 Satz 3 AktG, § 31a Abs. 2 Satz 3 
KapErhG in Verbindung mit § 306 Abs. 2 und § 99 
Abs. 3 Satz 2, 4 bis 9 AktG, § 34 Satz 2 bis 8 
UmwG). 

In § 309 ist entsprechend dem geltenden Recht das 
Verfahren vor dem Oberlandesgericht und gegebe- 
nenfalls vor dem Bundesgerichtshof geregelt. 


Zu § 310 

(Vgl. § 353 c Abs. 2 Satz 3, 4 AktG, § 31 a Abs. 2 Satz 3 
KapErhG in Verbindung mit § 306 Abs. 6 AktG, § 37 
UmwG). 

Die Bekanntmachung der Entscheidung über die 
Angemessenheit der Abfindung soll entsprechend der 
bisherigen Regelung vorgesehen werden. 


Zu § 311 

(Vgl. § 306 Abs. 2 in Verbindung mit § 99 Abs. 5 AktG, 
§ 35 UmwG). 

Auch hier wird die frühere Regelung des Umwand- 
lungsgesetzes übernommen und auf alle Fälle der 
Umwandlung ausgedehnt. Sie verfolgt ebenfalls die 
Gleichbehandlung der Anteilsinhaber. 


Zu § 312 

(Vgl. § 352c Abs. 2 Satz 3 AktG, § 31a Abs. 2 Satz 3 
KapErhG in Verbindung mit § 306 Abs. 7 AktG, § 39 
UmwG), 

Auch diese Vorschrift übernimmt weitgehend gelten- 
des Recht. Allerdings soll die bislang in Anlehnung an 
§ 99 Abs. 6 Satz 7 und § 306 Abs. 7 Satz 7 AktG 
bestehende Regelung, derzufolge Kostenvorschüsse 
nicht erhoben werden, entsprechend der Anregung 
der gerichtlichen Praxis entfallen. Die bisherige Rege- 
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lung hat sich nicht bewährt. Sie führt dazu, daß bei den 
vor allem wegen der notwendigen Sachverständigen- 
gutachten kostenintensiven Spruchverfahren einsei- 
tig die Staatskasse mit dem Risiko der Beitreibimg der 
Kosten belastet wird; dieses Risiko ist um so größer zu 
bewerten, wenn die Kosten nicht die beteiligten 
Rechtsträger, die im Regelfall alleinige Kostenschuld- 
ner sind (vgl. Absatz 4 Satz 1), zu tragen haben, 
sondern sie aus Billigkeit anderen Beteiligten, insbe- 
sondere den antragstellenden Anteilsinhabem, aufer- 
legt werden (vgl. Absatz 4 Satz 2). Es erscheint daher 
sachgerecht, die bisherige starre Regelung zugunsten 
der flexibleren Bestimmimgen des allgemeinen 
Kostenrechts (vgl. § 8 KostO) aufzugeben, um dem 
Gericht so zu ermöglichen, im Einzelfall entscheiden 
zu können, ob ein Kostenvorschuß erhoben werden 
soll. Aus denselben Gründen sollen auch die paralle- 
len Bestimmungen in § 99 Abs. 6 Satz 7 und § 306 
Abs. 7 Satz 7 AktG entfallen (vgl. Artikel 6 Nm. 2 
imd 8). 


Zum Siebenten Buch — 
Strafvorschriften und Zwangsgelder 

Nach dem Vorbild des Aktiengesetzes (vgl. Dritter 
Teil, §§ 399 ff. AktG) sollen im Siebenten Buch die 
Sanktionsvorschriften für Verstöße gegen Pflichten, 
die sich aus dem Umwandlungsrecht ergeben, zusam- 
mengefaßt werden. Dabei lehnt sich der Entwurf auch 
sachlich an die geltenden Regelimgen an imd 
erstreckt sie, soweit nötig imd zweckmäßig, auf die 
Fälle, die durch die Neuregelung des Umwandlungs- 
rechts in Zukunft möglich sein werden. 


Zu § 313 

(Vgl. § 400 Abs. 1 AktG, § 82 GmbHG, § 147 GenG, 
§ 143 VAG). 

In § 313 werden falsche Angaben unter Strafe gestellt, 
die bei einer Umwandlung gemacht werden, weil 
diese Angaben unmittelbar oder mittelbar Einfluß auf 
die Entscheidimg der Anteilsinhaber, also auf den 
Beschluß über die Verschmelzimg, Spaltung, Vermö- 
gensübertragung oder über den Formwechsel haben 
imd auf diese Weise zu einer Schädigung der Anteils- 
inhaber führen können. Zwar haben die Anteilsinha- 
ber bei einem solchen Verhalten auch Schadenersatz- 
ansprüche. Die Höhe eines Schadens ist jedoch bei 
Umwandlungen häufig nur sehr schwer festzustellen, 
die tatsächlichen Grundlagen des Anspruchs kaum 
von Privatleuten zu ermitteln. Deshalb soll nach dem 
Vorbild des geltenden Rechts die Lage bei einer 
Umwandlung durch eine Strafvorschrift erfaßt wer- 
den. Diese trägt den Besonderheiten Rechnung, die 
sich aus den Erfordernissen einer Umwandlung erge- 
ben. 

§313 Abs. 1 erfaßt alle zur Vertretung berechtigten 
Personen ohne Rücksicht auf die Rechtsform des 
Unternehmens. Dies gilt auch für die Mitglieder eines 


etwa vorhandenen Aufsichtsrats. Wie im geltenden 
Recht müssen auch Abwickler (Liquidatoren) erwähnt 
werden, weil auch aufgelöste Unternehmen unter 
bestimmten Voraussetzungen an einer Umwandlung 
beteiligt sein können und diese alsdann durch ihre 
Abwickler vertreten werden. 


Zu Absatz 1 


Zu Nummer 1 

Nummer 1 des Absatzes 1 bestraft unrichtige Anga- 
ben über die Verhältnisse des Unternehmens in Erklä- 
rungen der oben erwähnten Personen. Die Vorschrift 
entspricht § 400 Abs. 1 Nr. 1 AktG, § 82 Abs. 2 Nr. 2 
GmbHG, § 147 Abs. 2 Nr. 1 GenG und § 143 Nr. 1 
VAG. Neben den in diesen Vorschriften genaimten 
Darstellimgen imd Übersichten sollen auch unrichtige 
Angaben in den verschiedenen Arten von Umwand- 
lungsberichten (vgl. die §§ 8, 127, 176 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 8, § 177 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 127, § 178 Abs. 1 in Verbindung mit § 8, § 179 Abs. 1 
in Verbindung mit § 127, § 180 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 8, § 184 in Verbindung mit § 127, § 186 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 8, § 188 in Verbindung mit § 8, § 189 
in Verbindung mit § 127, § 192) unter Strafe gestellt 
werden, weil diese Berichte die entscheidende Infor- 
mationsunterlage für die Anteilsinhaber sind und 
deshalb falsche Angaben gerade in ihnen das Vermö- 
gen der Anteilsinhaber besonders gefährden können. 
Dies gilt aber auch für die Erklärung des Vorstan- 
des einer sich spaltenden Aktiengesellschaft nach 
§ 143. 

Der Gnmdtatbestand des § 331 Nr. 1 HGB soll wie im 
geltenden Aktienrecht dem Sondertatbestand des 
§ 313 Abs. 1 Nr. 1 Vorgehen. 


Zu Nummer 2 

Nummer 2 ergänzt die bestehenden allgemeinen 
Strafvorschriften (vgl. § 400 Abs. 1 Nr. 2 AktG, § 147 
Abs. 2 Nr. 2 GenG, § 143 Nr. 2 VAG) für die besonde- 
ren Fälle von Prüfungen, die bei Umwandlungen 
Vorkommen. Die Berichte der unabhängigen Prüfer 
von Verschmelzungen, Spaltungen und Vermögens- 
übertragungen {vgl. die §§ 9 bis 12, 44, 48, 60, 81, 100 
sowie die auf diese Bestimmungen verweisenden 
Vorschriften) sind, soweit erforderlich, die zweite 
Grundlage für die Entscheidung der Anteilsinhaber. 
Deshalb muß in besonderem Maße dafür Sorge getra- 
gen werden, daß die Prüfer zuverlässige tatsächliche 
Angaben für ihre Gutachten von den zur Vertretung 
berechtigten Personen erhalten. 

Die für die verschiedenen Rechtsformen geltenden 
Strafvorschriften, die Angaben gegenüber anderen 
Prüfern, z. B. Gründungsprüfem, betreffen, werden 
durch die neue Regelung nicht, berührt. 
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Zu Absatz 2 

Absatz 2 des § 313 stellt zwei Spezialtatbestände unter 
Strafe. 

Ist an einer Verschmelzung eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung als übernehmender Rechtsträ- 
ger beteiligt, so kann dieser Vorgang für die Anteils- 
inhaber des übertragenden Rechtsträgers mit beson- 
deren Gefahren verbimden sein, wenn auf die 
Geschäftsanteile der übernehmenden Gesellschaft 
nicht alle zu leistenden Einlagen in voller Höhe 
bewirkt sind; denn in diesem Falle trifft auch die 
Anteilsinhaber des übertragenden Rechtsträgers nach 
Wirksamwerden der Verschmelzung die Verpflich- 
hmg, die restlichen Leistimgen zu erbringen (vgl. § 24 
GmbHG). Schon das geltende Recht schützt im Falle 
der Verschmelzung einer GmbH oder einer AG auf 
eine solche GmbH die Anteilsinhaber der übertragen- 
den Rechtsträger dadurch, daß alle bei der Beschluß- 
fassung anwesenden Anteilsinhaber und im Falle, daß 
der übertragende Rechtsträger eine GmbH ist, auch 
die nicht erschienenen Gesellschafter der Verschmel- 
zung zustimmen müssen. Diese schon bestehende 
Regelung erweitert § 51 Abs. 1 auch auf andere Fälle 
der Mischverschmelzung; daneben soll der gleiche 
Schutz auch bestehen, wenn bei einer reinen GmbH- 
Verschmelzung die Einlageverpflichtungen gegen- 
über der übertragenden GmbH noch nicht erfüllt sind. 
Um die Beachtimg dieser besonderen Zustimmungs- 
erfordemisse sicherzustellen imd die erforderliche 
Prüfung durch das Registergericht zu erleichtern, 
sieht § 52 Abs. 1 vor, daß das Vertretungsorgan der an 
der Verschmelzung beteiligten Rechtsträger bei der 
Anmeldung der Verschmelzimg zur Eintragimg in das 
Register auch zu erklären hat, daß dieser Vorschrift 
Rechnung getragen wurde. Durch eine Strafsanktion 
soll gewährleistet werden, daß die Vertretungsorgane 
hierbei keine unrichtigen Angaben machen (erste 
Alternative), 

Spaltet eine Kapitalgesellschaft einen oder mehrere 
Teile nach dem Dritten Buch von ihrem Vermögen zur 
Aufnahme durch bestehende Rechtsträger oder zur 
Neugründimg von Rechtsträgern ab oder gliedert sie 
diese aus ihrem Vermögen aus, so muß der verblei- 
bende Teü gleichwohl das im Gesellschaf tsvertrag 
oder in der Satzung vorgesehene Stammkapital oder 
Grundkapital der sich spaltenden Kapitalgesellschaft 
abdecken, damit die Gläubiger dieser Rumpfgesell- 
schaft hinreichend gesichert bleiben. Deshalb haben 
die Vertretimgsorgane gegenüber dem Registerge- 
richt zu erklären, daß die Voraussetzimgen für die 
Gründung einer Kapitalgesellschaft auch noch nach 
der Abspaltung oder Ausgliederung vorliegen. Der 
entscheidende Teil dieser Erklärung ist die in ihr 
liegende Versicherung, daß das Kapital durch die 
Aktiva gedeckt ist. Nur diese Erklärung und ihre 
Richtigkeit ermöghchen es, von einer erneuten Vor- 
lage eines Sachgründimgsberichts bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung oder von einer erneuten 
Gründimgsprüfung bei Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien abzusehen; die- 
ser Verzicht ist zweckmäßig, weü eine solche Prüfung 
kostspielig wäre. Deshalb soll durch eine Strafsank- 
tion sichergestellt werden, daß Geschäftsführer, Vor- 
standsmitgUeder oder Komplementäre der Kapitalge- 


sellschaft keine unrichtigen Angaben über das Ver- 
mögen der Rumpfgesellschaft machen (zweite Alter- 
native), 


Zu § 314 

(Vgl. § 403 AktG, § 150 GenG. § 137 VAG). 

§ 314 dehnt die für Abschlußprüfer, Gründungsprüfer 
oder Sonderprüfer geltenden Regelungen in § 403 
AktG, § 150 GenG und § 137 VAG durch eine 
Spezialvorschrift auf diejenigen Prüfer aus, denen bei 
Verschmelzungen, Spaltimgen (in ihren drei Arten) 
und Vermögensübertragimgen besondere Aufgaben 
zugewiesen sind. Damit soll eine Lücke geschlossen 
werden, die ohne eine ausdrückliche Regelung für 
diesen Personenkreis oder einen Teü desselben beste- 
hen würde. 


Zu § 315 

(Vgl. § 404 AktG, § 85 GmbHG, § 151 GenG, § 138 
VAG). 

§ 315 übernimmt die strafrechtiichen Vorschriften 
gegen die Verletzung der Geheimhaltimgspflicht aus 
dem geltenden Recht imd weitet sie auf die Fälle aus, 
in denen an einer Umwandlimg ein anderer Rechts- 
träger beteiligt ist, der bisher nicht von den geltenden 
Vorschriften erfaßt wurde. Das gilt insbesondere für 
Personenhandelsgesellschaften, Vereine und Stiftun- 
gen. Da bei einer Umwandlung, an der mehrere 
Rechtsträger beteiligt sind, bei der Bewertung der 
Vermögen Geheimnisse des einen Rechtsträgers auch 
den Organen der anderen Rechtsträger und deren 
Mitgliedern bekannt werden können, muß der Schutz 
des § 315 auch auf diese MögÜchkeit ausgedehnt 
werden, damit er die erforderliche Wirkimg ausüben 
kann (Absatz 1), 

Soweit es dabei gleichzeitig zu einem Verstoß gegen 
die oben angeführten Strafvorschriften kommt, gehen 
diese dem § 315 vor. 

Die Antragsberechtigimg wird in Absatz 3 auf die dort 
genaimten Organe und Personen aUer beteiligten 
Rechtsträger ausgedehnt, weil alle im Interesse ihres 
Rechtsträgers die Möglichkeit haben müssen, ein 
Strafverfahren auch gegen OrganmitgUeder der 
anderen beteiligten Rechtsträger herbeizuführen. 


Zu § 316 

(Vgl. § 407 AktG. § 37 KapErhG). 

§ 316 übernimmt sachlich imverändert aus dem gel- 
tenden Recht die Regelungen, welche die Festsetzung 
von Zwangsgeldem betreffen, und dehnt sie auf alle 
Fälle der Umwandlung aus. 

Nach Absatz 1 können Mitglieder von Vertretungsor- 
ganen, zur Vertretung berechtigte Gesellschafter oder 
Abwickler, die entgegen den dort genannten Vor- 
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Schriften einem Anteilsinhaber auf Verlangen nicht 
eine Abschrift eines Verschmelzimgsvertrags, eines 
Spaltungs- imd Übemahmevertrags oder eines Spal- 
tungsplans und des Umwandlungsbeschlusses ertei- 
len, hierzu durch Zwangsgeld angehalten werden. 

Dagegen schließt Absatz 2 es aus, die Anmeldung 
einer Umwandlung zur Eintragung in das zuständige 
Register durch die Festsetzung von Zwangsgeld zu 
erzwingen. Eine solche Maßnahme ist nicht erforder- 
lich, weil die Wirksamkeit der Umwandlung stets von 
ihrer Anmeldung und Eintragung im zuständigen 
Register abhängig ist, die Vertretimgsorgane der 
beteiligten Rechtsträger also selbst ein Interesse 
daran haben, ihre Pflicht zur Anmeldimg zu erfül- 
len. 

Zum Achten Buch — Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

In den Übergangsvorschriften des Achten Buches sind 
einige Fragen geregelt, die sich aus dem Fortbestand 
von Rechtsträgern alten Rechts, aus der Überleitung 
bereits begonnener Umwandlungen sowie hinsicht- 
lich der Haftung für Altverbindlichkeiten ergeben. 
Darüber hinaus sieht das Achte Buch arbeitsrechtliche 
Sonderregelungen vor, die aufgrund der Einfühnmg 
der neuen Rechtsinstitute der Spaltung und der Teil- 
übertragung nach dem Dritten und Vierten Buch 
notwendig sind. Im übrigen enthält das Achte Buch 
die üblichen Schlußvorschriften. 

Für die Verschmelzung oder Umwandlimg bergrecht- 
licher Gewerkschaften hatte der Referentenentwurf 
noch die weitere Anwendung der bisherigen Vor- 
schriften (§§ 357, 358, 384, 393 AktG, §§ 1, 15, 25, 63 
bis 65 UmwG) vorgesehen. 

Durch § 163 des Bundesberggesetzes vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310) sollten bergrechtliche Gewerk- 
schaften mit Ablauf des 1. Januar 1986 kraft Gesetzes 
aufgelöst werden, soweit sie sich nicht bis zu diesem 
Tage umgewandelt oder durch Beschluß selbst aufge- 
löst hatten. 

Diese Frist ist durch Artikel 8 Nr. 2 des Ersten Rechts- 
bereinigungsgesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I 
S. 560) für im Bergbau werbend tätige Unternehmen 
bis zum 1. Januar 1989 und durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Sozial- 
plan im Konkurs- und Vergleichsverfahren und des 
Bundesberggesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2450) bis zum 1. Januar 1994 verlängert worden. 
Nach Ablauf dieser Frist besteht nunmehr kein 
Bedürfnis mehr für eine besondere Übergangsrege- 
lung. 

Auch für Kolonialgesellschaften, denen in § 61 UmwG 
bisher eine Umwandlimgsmöglichkeit offensteht, 
bedarf es keiner Regelimg mehr. Sie sind diuch 
das Gesetz über die Auflösung, Abwicklung und 
Löschung von Kolonialgesellschaften vom 20. August 

1975 (BGBl. I S. 2253) mit Ablauf des 31. Dezember 

1976 aufgelöst worden. Auch diese Untemehmens- 
form kaim daher aus dem geltenden Recht förmlich 
getilgt werden. Der Entwurf leistet damit einen wei- 
teren Beitrag zur Rechtsbereinigung. 


Zu § 317 

(Vgl. § 62 UmwG). 

Auch für juristische Personen, die nach altem Recht 
bereits vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestanden, hat sich ein Bedürfnis für 
eine Umwandlung gezeigt. Deshalb sollen diese Mög- 
hchkeiten auch diesen Untemehmensträgem eröffnet 
werden, weil dies der Tendenz des Gesetzes ent- 
spricht, wirtschaftlich tätigen Rechtsträgern möglichst 
den Übergang in die Rechtsform einer Kapitalgesell- 
schaft und damit unter bestimmten Voraussetzungen 
den Zugang zum Kapitalmarkt zu eröffnen. 

§ 317 tut dies, indem er die Vorschriften über die 
Umwandlung wirtschaftlicher Vereine (Satz 1) und 
von Stiftungen (Satz 2), jeweils nach der Struktur der 
alten juristischen Person, für anwendbar erklärt. Dies 
entspricht auch dem System des Artikels 163 EGBGB, 
der den Fortbestand dieser juristischen Einheiten den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über Ver- 
eine oder über Stiftungen unterwirft. 

§ 317 geht über § 62 UmwG hinaus, weil er wie das 
neue Umwandlungsrecht insgesamt mehr Möglich- 
keiten für die Umwandlung der alten juristischen 
Personen eröffnet. 

Die Vorschrift hat lediglich klarstellende Bedeutung; 
sie soll dem Registergericht die Anwendung des 
Gesetzes erleichtern, Die Frage, ob eine juristische 
Person ein wirtschaftlicher Verein oder eine Stiftung 
ist, muß aufgrund der schon jetzt für ihre Struktur 
geltenden Vorschriften beantwortet werden. 


Zu § 318 

(Vgl. § 26d EGAktG, § 37a KapErhG, § 65a UmwG, 
§ 158 VAG). 

Die Vorschrift ist erforderlich, um bereits eingeleitete 
Umwandlungsvorgänge und die für sie maßgebenden 
bisher geltenden Vorschriften von neuen Umwand- 
lungen, die dem neuen Recht unterliegen, abzugren- 
zen. Sie hat als Vorbilder die Vorschriften, die durch 
das Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz in das geltende 
Recht eingefügt worden sind. 


Zu § 319 

Die Bestimmung enthält in Satz 1 und 2 eine § 65 a des 
Umwandlungsgesetzes 1969 in der Fassimg des Nach- 
haftungsbegrenzungsgesetzes nachgebildete Über- 
gangsvorschrift. Die sachliche Aufrechterhaltung die- 
ser Regelung erscheint jedenfalls für solche Fälle 
angezeigt, in denen einerseits die allgemeine Über- 
gangsvorschrift des § 318 nicht greifen kann (also die 
Umwandlung ausschließlich nach neuem Recht er- 
folgt), andererseits aber Altverbindlichkeiten be- 
troffen sind, die sowohl vor Inkrafttreten des neuen 
Umwandlungsrechts als auch des Nachhaftungsbe- 
grenzungsgesetzes begründet worden sind. Für Ver- 
bindlichkeiten, die zwischen Inkrafttreten des Nach- 
haftungsbegrenzungsgesetzes und des neuen Um- 
wandlungsrechts begründet worden sind, kann das 
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neue (Umwandlungs-)Recht uneingeschränkt ange- 
wandt werden, weil dieses die Regelungen des Nach- 
haftungsbegrenzungsgesetzes vollinhaltlich über- 
nimmt. 

Neben gewissen redaktionellen Anpassungen be- 
zieht die Vorschrift auch einige Umwandlimgsfälle 
ein, die im bisherigen Recht keine Entsprechung 
haben, für die aber ebenfalls eine besondere Rege- 
lung geboten erscheint, weil sich die Problematik 
einer Erfassung von Altverbindlichkeiten hier in glei- 
cher Weise stellt. Soweit solche Verbindlichkeiten in 
diesen Fällen aus der Zeit vor Inkrafttreten des Nach- 
haftungsbegrenzungsgesetzes herrühren imd erst 
später als vier Jahre nach der Umwandlung fällig 
werden (d. h. auch entsprechend der bisherigen Über- 
gangsregelimg in § 65 a UmwG nicht nach dem neuen, 
durch das Nachhaftungsbegrenzungsgesetz geschaf- 
fenen Recht zu beurteilen gewesen wären), statuiert 
Satz 3 eine sinngemäße Anwendung der in Satz 2 in 
Bezug genommenen Vorschriftendes §§ 45, 49 Abs. 4, 
§§ 56, 56 f Abs. 2, § 57 Abs. 2 und § 58 Abs. 2 UmwG in 
der Fassung vor Inkrafttreten des Nachhaftungsbe- 
grenzungsgesetzes. 


Zu § 320 

Da das Umwandlungsrecht in der konstitutiven Neu- 
fassung des Artikels 1 zusammengefaßt worden ist, 
muß das Umwandlungsgesetz 1969 aufgehoben wer- 
den. 


Zu den §§ 321 bis 323 

Die §§321 bis 323 sehen arbeitsrechtliche Sondervor- 
schriften für den Fall der Spaltung oder Teüübertra- 
gung eines Rechtsträgers nach dem Dritten und Vier- 
ten Buch vor. Diese Vorschriften sind notwendig, um 
den Besonderheiten der neuen Rechtsinstitute der 
Spaltung imd Teilübertragung auch arbeitsrechtlich 
Rechnung zu tragen. 


Zu § 321 

Die Vorschrift über das Übergangsmandat des 
Betriebsrates bei der realen Teilimg (Spaltung) von 
Betrieben als Folge der Spaltung eines Untemeh- 
mensträgers oder der Teilübertragung seines Vermö- 
gens soll aus dem Gesetz über die Spaltimg der von 
der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
(SpTrUG) vom 5. April 1991 (dort § 13) übernommen 
werden. Da bei einer Spaltung des Rechtsträgers die 
Gegenstände seines Vermögens den übernehmenden 
oder neuen Rechtsträgern nach Belieben zugewiesen 
werden können, ist die Spaltimg eines Betriebes 
möglich. Dadurch können Betriebsräte wegfallen, so 
daß die Belegschaften gerade in der für sie besonders 
kritischen Übergangsphase nach der Spaltimg ohne 
den Schutz der Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
sind. Deshalb haben die gesetzgebenden Körper- 
schaften das Institut des Übergangsmandats geschaf- 
fen. 


Es soll in der verabschiedeten Form übernommen 
werden, jedoch mit zwei Abweichimgen. 

Zimächst erfaßt es auch die Fälle der Spaltimg zur 
Übernahme, in denen ein abgespaltener Betriebsteil 
in ein bereits bestehendes Unternehmen eingeglie- 
dert wird. Diese Fälle sind vom Wortlaut des Absat- 
zes 1 Satz 1 bereits erfaßt, obwohl sie nach dem 
SpTrUG nicht Vorkommen können. Zum zweiten 
dehnt § 321 das Übergangsmandat des Betriebsrats 
auf alle Fälle der Spaltung von Rechtsträgern aus, 
ohne daß es auf deren Rechtsform ankommt. Dies ist 
sachgerecht, weil an den Betrieb als Einheit besonde- 
rer Art angeknüpft vnrd und weil das Schutzinteresse 
der Arbeitnehmer in allen Fällen gleich ist. 


Zu § 322 

Absatz 1 des § 322 knüpft an den Fall des § 321 Abs. 1 
Satz 1 an. Durch die Spaltung des Rechtsträgers 
werden hierbei zwar die Betriebsabteilungen recht- 
lich verselbständigt, jedoch bleibt in der Praxis häufig 
die bisherige Betriebsorganisation trotz der durch die 
Spaltung bewirkten Betriebsspaltung unangetastet. 
Während die Spaltung des Rechtsträgers z. B. aus 
Gründen des Steuerrechts oder des Wettbewerbs 
erfolgt, wird die arbeitsorganisatorische Einheit „Be- 
trieb " beibehalten, um auch weiterhin die arbeitstech- 
nischen Vorteile eines langjährigen, eingespielten 
Betriebes nutzen zu können. Daß mehrere Unterneh- 
men einen einheitlichen Betrieb gemeinsam führen 
können, ist nach ständiger Rechtsprechung des BAG 
möglich (vgl. statt vieler BAGE 52, 325). Die dabei vom 
Bundesarbeitsgericht grundsätzlich geforderte recht- 
liche Vereinbarung als Voraussetzung für die An- 
nahme eines gemeinsam geführten Betriebes muß 
nicht ausdrücklich in einer vertraglichen Abmachung 
bestehen, sondern kann sich auch aus tatsächlichen 
Umständen ergeben. Hieran knüpft die vorgeschla- 
gene Regelung an. Bleibt bei einer Spaltung eines 
Rechtsträgers die betriebsorganisatorische Einheit 
„Betrieb" unverändert, wird widerlegbar vermutet, 
daß die an der Spaltung beteiligten Rechtsträger den 
zuvor einheitlichen Betrieb nunmehr als gemeinsa- 
men Betrieb weiterführen. 

Absatz 2 dient der Klarstellung, Nach ständiger Recht- 
sprechung des Bundesarbeitsgerichts und nach herr- 
schender Auffassung in der Literatur können mehrere 
selbständige Unternehmen einen einheitlichen Be- 
trieb bilden. Dieser zunächst für das Betriebsverfas- 
sungsrecht anerkannte Grundsatz gilt ebenso für das 
Kündigungsschutzrecht (vgl. grundlegend BAG, Ur- 
teil vom 13. Juni 1985, AP Nr. 10 zu § 1 KSchG 1969; 
BAGE 55, 117). 

Haben sich nach dem Wirksamwerden der Spaltung 
selbständige Rechtsträger zur gemeinsamen Führung 
eines Betriebes rechtlich verbunden, so ist im Falle 
einer betriebsbedingten Kündigung z. B, für die Prü- 
fung einer anderweitigen Beschäftigungsmöglichkeit 
oder bei der Frage der Sozialauswahl auf die Verhält- 
nisse des gemeinsamen Betriebes abzustellen. 
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Zu § 323 

Für eine Übergangszeit von zwei Jahren nach dem 
Wirksamwerden der Spaltung oder Teilübertragung 
eines Rechtsträgers soll sich die kündigungsrechtliche 
Stellung eines Arbeitnehmers dieses Rechtsträgers 
auch dann nicht verschlechtern können, wenn in dem 
neuen, ihn beschäftigenden Rechtsträger die für die 
Anwendbarkeit kündigungsrechtlicher Regelimgen 
notwendige Beschäftigtenzahl nicht erreicht wird; 
dies betrifft insbesondere § 23 Abs. 1 des KSchg. 


Zu § 324 

Das Gesetz soll entsprechend den wiederholt geäu- 
ßerten Wünschen der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten zu Beginn eines Jahres in Kraft treten. Dies kommt 
auch der Praxis der Unternehmen entgegen, deren 
Geschäftsjahr in der Regel mit dem Kalenderjahr 
übereinstimmt. 


Zu Artikel 2 — Änderung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Da § 613 a BGB aufgrund zwingender EG-rechtlicher 
Vorgaben auf alle Fälle der übertragenden Umwand- 
limg (Verschmelzimg, Spaltung, Vermögensübertra- 
gung) anwendbar ist, bedarf es lediglich einer forma- 
len Änderung des Absatzes 3. Diese ist teils redaktio- 
nell, teils eine Folge anderer sachlicher Änderungen. 
Da die Verschmelzimg nach der neuen Terminologie 
des Artikels 1 § 1 UmwG ein Fall der Umwandlung ist, 
darf sie nicht mehr neben der Umwandlung im 
Gesetzestext des BGB angeführt werden. Auf der 
anderen Seite erfaßt § 613 a Abs. 3 BGB durch die 
Änderung auch die übrigen Arten der Umwandlung, 
soweit diese mit einem Erlöschen des bisherigen 
Arbeitgebers verbunden sind; dies trifft neben der 
Verschmelzung auf die Aufspaltung und auf die 
Vermögensübertragung, nicht jedoch auf die Abspal- 
tung, die Ausgliederung und den Rechtsformwechsel 
zu. 

Die Neufassung des § 613 a Abs. 3 BGB bezieht auch 
Personenhandelsgesellschaften, also offene Handels- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften, mit ein, 
weil auch Unternehmen dieser Rechtsformen, die 
nicht juristische Personen sind, als übertragende 
Rechtsträger an einer Umwandlung beteiligt sein 
können, dabei erlöschen und als Arbeitgeber rechtlich 
untergehen. 

Der Wegfall des zweiten Halbsatzes in § 613 a Abs. 3 
BGB beruht darauf, daß die getrennte Vermögensver- 
waltung nach § 8 UmwG geltende Fassung als Mittel 
des Gläubigerschutzes nicht beibehalten wird, weil 
sie sich nicht bewährt hat. 


Zu Artikel 3 — Änderung des 
Handelsgesetzbuchs 

Die Änderung des § 267 Abs. 4 Satz 2 HGB ist eine 
Folge der terminologischen Neuordnung des Um- 
wandlungsrechts. Unter den Oberbegriff der Um- 
wandlung fällt auch die Verschmelzung, die deshalb 
nicht mehr neben der Umwandlung besonders 
erwähnt werden darf. 


Zu Artikel 4 — Änderung des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung 

Zu Nummer 1 

(Vgl. § 33 Abs. 3 KapErhG in Verbindung mit § 375 
Abs. 1 Satz 5 AktG sowie § 375 Abs. 1 Satz 5, § 388 
AktG). 

Die durch Nummer 1 vorgesehene Ergänzung des § 33 
GmbHG um einen neuen Absatz 3 erweitert die 
Möglichkeiten, eigene Geschäftsanteile an einer 
GmbH zu erwerben, für die Fälle, in denen eine 
GmbH durch Verschmelzung, Aufspaltung oder 
Abspaltung einen Rechtsträger anderer Rechtsform 
oder Teile eines solchen aufnimmt oder in denen die 
GmbH aus einem Formwechsel hervorgeht. In diesen 
Fällen der Umwcindlung haben Anteilsinhaber, die 
der Umwandlung widersprochen haben, nach den im 
neuen Absatz 3 angeführten Vorschriften einen 
Anspruch auf Barabfindung gegen Übertragung ihrer 
Anteile auf die übernehmende oder neue GmbH. Der 
Verwirklichung dieses Anspruchs und damit wirt- 
schaftlich auch der Umwandlung können jedoch im 
Einzelfall die Einschränkungen entgegenstehen, die 
§ 33 Abs. 1 und 2 GmbHG dem Erwerb eigener 
Geschäftsanteile entgegensetzt. Da dadurch den 
Umwandlungen von Rechtsträgern anderer Rechts- 
form in eine GmbH in zahlreichen Fällen unüberwind- 
liche Hindernisse bereitet würden, soll das Verbot des 
Erwerbs eigener Geschäftsanteile wie bisher zugun- 
sten der Möglichkeit einer Umwandlung zurück- 
treten, und zwar nicht nur für die schon jetzt mög- 
lichen Fälle, sondern immer dann, wenn ein Un- 
ternehmen oder Untemehmensteil in einer GmbH 
aufgeht oder ein Rechtsträger diese Rechtsform 
annimmt. 

Das Zurücktreten des Kapitalschutzes kann jedoch 
nur für eine begrenzte Zeit nach dem Wirksamwerden 
der Umwandlung hingenommen werden. Deshalb 
wird eine Ausschlußfrist von sechs Monaten für den 
Erwerb eigener Geschäftsanteile vorgeschlagen, die 
an die beiden möglichen Fallgestaltungen anknüpft 
(vgl. Artikel 1 §§ 29 und 34 UmwG). 

Da das Aktiengesetz in § 7 1 vergleichbare Ausnah- 
men vorsieht, wird vorgeschlagen, den Ausnahme- 
katalog in das GmbH-Gesetz als Absatz 3 des § 33 
einzufügen. Dadurch werden zugleich im Entwurf des 
Umwandlungsgesetzes Vorschriften eingespart. 
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Zu Nummer 2 

Das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaf tsmitteln und über die Verschmelzung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung (KapErhG) 
hat drei Abschnitte: Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln, Verschmelzung, Übergangs- und 
Schlußvorschriften. Der Zweite Abschnitt über die 
Verschmelzung soll in das Umwandlungsgesetz über- 
nommen werden (vgl. dessen Zweites Buch, Zweiter 
Teil, Zweiter Abschnitt). 

Der Erste Abschnitt über die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln soll durch Nummer 2 an der 
geeigneten Stelle ohne sachliche Änderung in das 
GmbH-Gesetz eingestellt werden. Einige formale 
Ändenmgen dienen der Vereinfachimg und Rechts- 
bereinigimg. Insoweit ist auf folgendes hinzuwei- 
sen: 


Zu § 57c GmbHG n. F. 

Der neue Absatz 4 schließt die bisherige Verweisung 
in § 1 Abs. 2 KapErhG ein, so daß § 1 Abs, 2 KapErhG 
entfallen kann. Das GmbH-Gesetz regelt nach seiner 
Systematik die verschiedenen Arten von Kapitalver- 
änderungen nicht abschließend je für sich, sondern 
nur ergänzend als besondere Fälle einer Ändenmg 
des Gesellschaftsvertrags, Auch für die Kapitalerhö- 
himg aus Gesellschaftsmitteln sollen daher die allge- 
meinen Regeln über Änderungen des Gesellschafts- 
vertrags gelten. Wegen der Besonderheiten für diese 
Art einer Kapitalerhöhimg ist zudem auf die §§ 57 d bis 
57 g zu verweisen. 


Zu den §§ 57 e, 57 f, 57 i GmbHG n. F. 

Die Frist für das Alter der einer Kapitalerhöhung 
zugnmde gelegten Bilanz soll von sieben auf acht 
Monate verlängert werden, um eine einheitliche 
Regelung mit dem Aktienrecht herzustellen. 


Zu § 57i GmbHG n. F. 

Die Regelung darüber, daß die bei der Anmeldxmg der 
Kapitalerhöhimg aus GeseUschaf tsmitteln zur Eintra- 
gung in das Handelsregister eingereichten Schrift- 
stücke beim Gericht in Urschrift, Ausfertigimg oder 
öffentlich beglaubigter Abschrift aufzubewahren sind 
(§ 7 Abs. 5 KapErhG), übernimmt der Entwurf nicht, 
da sie im GmbH-Gesetz entbehrhch ist. Daß das 
Gericht nicht die Originale auf bewahren muß, son- 
dern sich insoweit mit beglaubigten Abschriften 
begnügen kaim, ist bereits allgemein in § 8 Abs. 3 der 
Handelsregisterverfügimg geregelt. 

Eine § 8 KapErhG entsprechende Regelung über- 
nimmt der Entwurf nicht, ohne daß aber damit das 
geltende Recht geändert werden soll. 

Die in § 8 Abs. 1 KapErhG enthaltene Regelimg, daß 
das Stammkapital mit der Eintragimg des Beschlusses 
in das Handelsregister erhöht ist, ergibt sich nach 


Einstellung der Vorschriften über die Kapitalerhö- 
hung aus Gesellschaftsmitteln in das GmbH-Gesetz 
bereits aus § 54 Abs. 3 GmbHG, auf den in § 57 c Abs. 4 
verwiesen wird. 

Die Fiktion des § 8 Abs. 2 KapErhG, daß mit der 
Eintragung die neuen Stammeinlagen als vollständig 
eingezahlt gelten, wird schon im geltenden Recht 
ganz überwiegend als systemwidrig imd überflüssig 
angesehen. Der Entwurf übernimmt diese Fiktion 
nicht, da bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln Einlagenleistungen aus der Natur dieser Art 
der Kapitalerhöhimg ausgeschlossen sind und es 
daher auch keine ausstehenden Einlagen geben 
kann. 


Zu § 57n f. GmbHG n. F. 

Eine dem § 16 KapErhG entsprechende Regelung 
übernimmt der Entwurf ebenfalls nicht, ohne daß 
damit das geltende Recht geändert werden soll. 

Die in § 16 KapErhG enthaltene Regelung darüber, 
daß vor der Eintragung des Beschlusses über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln neue Ge- 
schäftsanteile nicht gebildet werden dürfen, wird 
schon zum geltenden Recht vielfach als überflüssig 
und mißverständhch angesehen. Neue Geschäftsan- 
teile werden bei der GmbH nicht gebildet, sondern 
entstehen kraft Gesetzes mit der Eintragung der 
Kapitalerhöhung in das Handelsregister (§ 54 Abs, 3, 
§ 57 j GmbHG n. F.), so daß es daneben keiner dem 
§ 16 KapErhG entsprechenden Regelung bedarf. 


Zu Nummer 3 

Die Ergänzung des § 78 GmbHG dient der Klarstel- 
lung, Daß die Anmeldung einer Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln zur Eintragung in das Handelsre- 
gister durch sämtliche Geschäftsführer zu bewirken 
ist, wird weitgehend bereits zum geltenden Recht — in 
analoger Anwendung des § 78 GmbHG — angenom- 
men. Nachdem der Entwurf die Vorschriften über 
diese Art der Kapitalerhöhung in das GmbH-Gesetz 
einstellen will, soll durch Ergänzung des § 78 klarge- 
stellt werden, daß wie bei den anderen Kapitalverän- 
derungen (vgl, § 57 Abs. 1, § 58 Abs. 1 Nr. 3 GmbHG) 
sämtliche Geschäftsführer die Anmeldung zu bewir- 
ken haben. 


Zu Nummer 4 

Die im Dritten Abschnitt des Kapitalerhöhungsgeset- 
zes enthaltenen beiden Sanktionsvorschriften der 
§§ 36, 37 KapErhG finden sich in der neuen Nummer 4 
des § 82 Abs. 1 GmbHG und in Artikel 1 §§313 und 
316 UmwG wieder. Sachliche Änderungen sind damit 
nicht verbunden. 

Da die Übergangs- und Schlußvorschriften des Kapi- 
talerhöhungsgesetzes (vgl. die §§ 37a bis 39) keine 
sachliche Bedeutung behalten, kann das Gesetz ins- 
gesamt aufgehoben werden (vgl, Artikel 5). 
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Zu Artikel 5 — Aufhebung des 
Kapitalerhöhungsgesetzes 

Auf die Begründung zu Artikel 4 wird verwiesen. Mit 
der Beseitigung des Kapitalerhöhungsgesetzes soll 
zur Rechtsbereinigung beigetragen werden. 

Zu Artikel 6 — Änderung des 
Aktiengesetzes 

Artikel 6 schlägt Änderungen des Aktiengesetzes vor, 
welche die Durchführung einer Umwandlung erleich- 
tern oder ermöghchen (Nummer 1), sich aus Anlaß der 
Bereinigung des Umwandlungsrechts aufdrängen 
(Nummern 3 bis 6) oder aus anderen Gründen erfor- 
derüch oder zweckmäßig sind. 


Zu Nummer 1 

Nummer 1 erweitert die Möglichkeiten, eigene 
Aktien zu erwerben. Während der Erwerb durch die 
geltende Fassung der Nummer 3 des § 7 1 Abs. 1 AktG 
nur in zwei Fällen, nämlich zur Abfindung von Min- 
derheitsaktionären beim Abschluß eines Beherr- 
schungs- oder eines Gewinnabfühnmgs Vertrags 
(§ 305 Abs. 2 AktG) sowie bei der Einghederung durch 
Mehrheitsbeschluß (§ 320 Abs. 5 AktG), also in Kon- 
zemfällen zugelassen war, soll dieser Erwerb jetzt 
auch in den Fällen gestattet werden, in denen bei 
Umwandlungen den Aktionären aufgrund gesetzh- 
cher Vorschrift der Erwerb ihrer Aktien gegen eine 
Barabfindung angeboten werden muß. 

Der Erwerb eigener Aktien soll nur in den wenigen 
Fällen zulässig sein, die in § 71 Abs. 1 Nr. 3 n. F. 
ausdrücklich genannt sind. Damit wird zwar die 
Ermächtigung in Artikel 20 Abs. 1 Buchstabe d 
der Zweiten gesellschaftsrechüichen EG -Richtlinie 
(Richtlinie 77/91/EWG vom 13. Dezember 1976 — 
ABI. EG Nr. L 26 vom 31. Januar 1977, S. Iff.) nicht 
voll, jedoch in dem Maße ausgeschöpft, das der 
gebotenen Wirksamkeit des Kapital- und Gläubiger- 
schutzes und dem System des deutschen Aktienrechts 
entspricht. Zugleich vräd die erforderhche Parallele in 
den Abfindungsregelungen des Konzemrechts einer- 
seits und des Umwandlungsrechts andererseits herge- 
steUt. 


Zu Nummer 2 

Nummer 2 enthält eine Folgeänderung zu der in 
Artikel 1 § 312 UmwG vorgeschlagenen Verfahrens- 
regelung, derzufolge der bisherige Verzicht auf 
Kostenvorschüsse zukünftig entfallen soU. Die 
Gründe für diese Neuregelung des Spruchverfahrens 
(vgl. zu Artikel 1 § 312 UmwG) sind auch für den Fall 
des gerichtlichen Verfahrens zur Entscheidung über 
die Zusammensetzung des Aufsichtsrats gegeben. 
Daher soll auch in diesem Verfahren künftig die 
allgemeine kostenrechüiche Vorschrift des § 8 KostO 
gelten. 


Zu Nummer 3 
(Vgl. § 361 AktG). 

§ 361 AktG ist im Recht der Umwandlung ein Fremd- 
körper, weil er weder einen Vermögensübergang im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge oder Sonderrechts- 
nachfolge noch einen Wechsel der Rechtsform regelt, 
sondern nur die schuldrechtliche Verpflichtung zur 
Übertragung des gesamten Gesellschaf tsvermögens 
betrifft. Sein wesentlicher Zweck ist, die Zuständig- 
keit der Hauptversammlung für den Fall zu begrün- 
den, daß sich die wirtschaftliche Struktur des Unter- 
nehmens der Aktiengesellschaft ändert, ohne daß die 
Zuständigkeit der Hauptversammlung schon aus 
anderen Gründen, etwa durch das Erfordernis einer 
Satzungsänderung infolge Veränderung des Unter- 
nehmensgegenstandes, gegeben ist. 

Bei der Bereinigung des Umwandlungsrechts soll 
dieser Tatsache Rechnung getragen werden. 

Die Übertragung des gesamten Gesellschaf tsvermö- 
gens wird im Regelfall eine Änderung des Untemeh- 
mensgegenstandes zur Folge haben und damit eine 
Satzungsändenmg erforderlich machen. In diesem 
Fall greifen die §§ 179 bis 181 AktG unmittelbar ein. 
Es kann jedoch Vorkommen, daß die Satzung einen 
solchen Veräußenmgsvorgang bereits abdeckt. Für 
diesen Fall muß Vorsorge getroffen werden, daß die 
Hauptversammlung die Entscheidung trifft, v,reil es 
sich um eine sogenannte faktische Satzungsänderung 
handeln kann. Deshalb sollen die Vorschriften des 
Aktiengesetzes über die Satzungsänderung ergänzt 
werden (§ 179a Abs. 1 Satz 1). Wie bei der Ändenmg 
des Untemehmensgegenstandes (vgl. § 179 Abs. 2 
Satz 2) soll die Satzung für den Zustimmungsbeschluß 
nur eine über drei Viertel des Grundkapitals hinaus- 
gehende Mehrheit bestimmen können (Absatz 1 
Satz 2), wie dies der bisherigen Rechtslage entspricht 
(vgl. § 361 Abs. 1 Satz 3 AktG). 

Das Erfordernis der notariellen Beurkundung (vgl. 
§ 361 Abs. 1 Satz 4 AktG) folgt bereits aus § 311 BGB 
imd braucht deshalb nicht besonders geregelt zu 
werden. 

Absatz 2 des neuen § 179a soll wie § 361 Abs. 2 AktG 
die Information der Aktionäre sichersteUen. 

Die Regelung des § 361 Abs. 3 Satz 1 AktG hat nur 
klarstellende Bedeutung. Sie kann deshalb entfallen. 
Dagegen soll in Absatz 3 die bisherige Regelimg des 
§ 361 Abs. 3 Satz 2 AktG beibehalten werden. 


Zu Nummer 4 

Bei einer Kapitalerhöhimg aus GeseUschaftsmitteln 
(vgl. die §§ 207 ff. AktG) kommt es nicht zu Einzah- 
lungen auf Aktien, weil die Leistungen durch 
Umwandlung von Rücklagen in Grundkapital bewirkt 
werden. Die Regelung des § 211 Abs. 2 AktG wird 
deshalb wie § 8 Abs. 2 KapErhG überwiegend als 
systemwidrig und überflüssig angesehen. Da bei der 
Ergänzung des GmbH-Gesetzes durch die Vorschrif- 
ten über die Kapitalerhöhung aus GeseUschaftsmit- 
teln der § 8 Abs. 2 KapErhG nicht beibehalten werden 
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soll (vgl. Artikel 4 Nr. 2 — Begründung zu § 57 i 
GmbHG n.F. — , Artikel 5), muß auch die Parallelvor- 
schrift des Aktiengesetzes beseitigt werden. 

Dagegen muß Absatz 1 des § 211 AktG wegen der 
Systematik des Aktiengesetzes bei Kapitalverände- 
rungsmaßnahmen, die von der des GmbH-Gesetzes 
abweicht, erhalten bleiben. 


Zu den Nummern 5 und 6 

Die Verschmelzung einer Aktiengesellschaft mit 
einem anderen Rechtsträger und der Abschluß eines 
Untemehmensvertrags mit einem anderen Rechtsträ- 
ger führen im Regelfall für die übertragende oder 
abhängig werdende Aktiengesellschaft zu demselben 
wirtschaftlichen Ergebnis, nämlich der organisatori- 
schen Eingliederung des Unternehmens der Gesell- 
schaft in ein anderes Unternehmen imd der Unterwer- 
fung unter die Herrschaft einer anderen wirtschaftli- 
chen und rechtlichen Einheit. Verschmelzung und 
Untemehmensvertrag sind daher im wesentlichen 
austauschbare rechtliche Instrumente, um dasselbe 
wirtschaftliche Ziel zu erreichen. 

Auch die Folgen, die beide Vorgänge für die Aktio- 
näre der übertragenden oder abhängig werdenden 
Aktiengesellschaft haben, ähneln einander j edenfalls 
ün wirtschaftlichen Bereich: Umtausch der Anteile 
oder Ausscheiden gegen Abfindung bei der Ver- 
schmelzung, Ausgleichszahlung, Dividendengarantie 
oder Ausscheiden gegen Abfindung beim Abschluß 
von Gewinnabführungs- oder Beherrschungsver trä- 
gen, Einflußnündenmg durch geringere Beteiligungs- 
quote bei der Verschmelzung, weitgehende Ausschal- 
tung des Einflusses durch den Beherrschimgsver- 
trag. 

In der Wissenschaft ist deshalb bereits bald nach 
Verabschiedimg des Aktiengesetzes 1965 Kritik 
daran geübt worden, daß die Regelung des Schutzes 
der Aktionäre einer übertragenden AG bei Ver- 
schmelzung, Vermögensübertragung und Umwand- 
limg nicht dem neuen Konzemrecht angepaßt worden 
ist. 

Der vorliegende Entwurf würde sich dem Vorwurf 
aussetzen, er habe die dargestellte wirtschaftliche und 
rechtliche Vergleichbarkeit der beiden Rechtsinsti- 
tute nicht berücksichtigt, wenn er die Schutzmaßnah- 
men, die im Falle einer Umwandlung für die Aktio- 
näre bestehen, nicht auch im Recht des Vertragskon- 
zems vorsehen würde. Dies soll deshalb durch eine 
Ergänzung der Vorschriften des Aktiengesetzes über 
den Abschluß eines Untemehmensvertrags (§§ 293 ff. 
AktG) geschehen. 

Zu diesem Zweck soll die Information der Aktionäre 
vor und in den Hauptversammlungen, die über den 
Abschluß eines Untemehmensvertrags beschließen 
sollen, nach dem Vorbild des Verschmelzimgsrechts 
(vgl. Artikel 1 §§ 9 bis 12 UmwG) verbessert werden. 
Gleichzeitig wird der Aufbau der Vorschriften des 
Aktiengesetzes demjenigen des Umwandlimgsrechts 
angepaßt. Dessen Formulienmgen, die ihrerseits 
schon jetzt zum Teil mit § 293 Abs. 3 imd 4 AktG 
übereinstimmen, sollen übernommen werden. 


Zu Nummer 5 


Nummer 5 hat nur redaktionelle Bedeutung, da der 
Inhalt der aufgehobenen Vorschriften in § 293 f Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2, § 293 g erhalten bleibt. 


Zu Nummer 6 


Zu § 293 a n. F. 

§ 293 a übernimmt für den Abschluß eines Untemeh- 
mensvertrags die Regelung für den Verschmelzimgs- 
bericht (vgl. Artikel 1 § 8 UmwG) mit den erforderli- 
chen Anpassimgen. Der Bericht soll als Grundlage für 
die Unterrichtimg der Aktionäre dienen und insbeson- 
dere die außenstehenden Aktionäre über ihre Rechte 
informieren. Anders als nach Artikel 1 § 8 Abs. 3 Satz 2 
UmwG soll es ausreichen, wenn die Verzichtserklä- 
nmgen der Aktionäre öffentlich beglaubigt sind, um 
das Verfahren hier nicht mit zu hohen Kosten zu 
belasten. Der Eingriff in die Rechte der Aktionäre 
wiegt hier auch nicht so schwer wie bei einer Ver- 
schmelzung. 


Zu § 293b n. F. 

§ 293 b schreibt eine Prüfung des Untemehmensver- 
trags nach dem Vorbild des Artikels 1 § 9 UmwG vor, 
damit der angemessene Ausgleich oder die angemes- 
sene Abfindung schon vor der Beschlußfassung über 
den Untemehmensvertrag einer Prüfimg durch imab- 
hängige Sachverständige unterworfen wird. Mit die- 
ser Regelung sollen spätere gerichtliche Überprüfun- 
gen im Spmchverfahren nach § 306 AktG möglichst 
überflüssig gemacht werden. Zu einem großen Teil 
verfahren die betroffenen Aktiengesellschaften schon 
heute so. 


Zu § 293 c n. F. 

Diese neue Vorschrift über die Bestellimg der Ver- 
tragsprüfer entspricht Artikel 1 § 10 UmwG. 


Zu § 293 d n. F. 

Für Auswahl, Auskunftsrecht und Verantwortlichkeit 
der Vertragsprüfer sollen dieselben Regeln gelten 
wie für Verschmelzimgsprüfer (vgl. Artikel 1 § 11 
UmwG). 
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Zu § 293e n. F. 

Auch die Regelung des Prüfungsberichts folgt dem 
Umwandlungsrecht (vgl. Artikel 1 § 12 UmwG). 


Zu den §§ 293f und g n. F. 

Schließlich entsprechen auch die Vorbereitung und 
die Durchfühnmg der Hauptversammlung denjeni- 
gen bei einer Hauptversammlung, die über eine 
Verschmelzung entscheiden soll (vgl. Artikel 1 §§ 63 
und 64 UmwG). 


Zu Nummer 7 

Die Vorschrift soll redaktionell an Artikel 1 § 30 Abs. 1 
Satz 1 UmwG angepaßt werden. Wie dort soll auch für 
die Barabfindung im Konzemrecht eine Verzinsungs- 
pflicht vorgesehen werden. 


Zu Nummer 8 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2 
und zu Artikel 1 § 312 UmwG, auf deren Begründun- 
gen verwiesen wird. 


Zu den Nummern 9 bis 1 1 

Die Überlegungen zur vertraglichen Konzembildung 
gelten sinngemäß auch für die Eingliederung einer 
Aktiengesellschaft in eine andere Aktiengesellschaft 
nach den §§ 319 ff. AktG. Die Eingliederung ent- 
spricht wirtschaftlich der Verschmelzung, jedoch mit 
dem rechtlichen Unterschied, daß die eingegliederte 
Gesellschaft bestehen bleibt und daß die Minder- 
heitsaktionäre dieser Gesellschaft aus ihr ausschei- 
den müssen und statt dessen Aktionäre der Haupt- 
gesellschaft werden oder eine Barabfindung erhal- 
ten. 

Die Interessenlage der beteiligten Personengruppen 
ist deshalb bei einer Eingliedeixmg derjenigen bei 
einer Verschmelzung vergleichbar. Dementspre- 
chend sollen auch die Schutzvorschriften dem Ver- 
schmelzungsrecht angepaßt werden. 


Zu Nummer 9 

Für die Eingliedenmg einer 100 %igen Tochtergesell- 
schaft soll zunächst durch die Ergänzung des § 319 
eine Unterrichtimg der Aktionäre bei der zukünftigen 
Hauptgesellschaft vorgesehen werden, die im we- 
sentlichen derjenigen bei der Verschmelzung nach 
der Neufassung des Umwandlungsgesetzes ent- 
spricht. Dies betrifft auch die Vorlage der Bilanzen aus 
den letzten drei Jahren (Nummer 9 Buchstabe b) nach 
Nummer 2 des neuen Absatzes 3 Satz 1 und insbeson- 
dere eines Eingliederungsberichts (Absatz 3 Nr. 3), 
der allerdings kürzer sein karm als ein Verschmel- 


zungsbericht, weil es in diesem Fall nicht zu einem 
Aktientausch kommt. Die Verbesserung der Aktio- 
närsinformation ist erforderlich, weil durch die Haf- 
tung, die auf Grund der Eingliederung nach § 322 
eintritt, der innere Wert der Beteiligung an der Haupt- 
gesellschaft gefährdet werden kann. 

Des weiteren sollen die Vorschriften für das Register- 
verfahren an die für den Fall einer Umwandlung 
vorgesehene Regelung in Artikel 1 § 16 Abs. 2 und 3 
UmwG angepaßt werden. Damit soll vor allem die 
Eintragung und damit das Wirksamwerden der Ein- 
gliederung trotz einer anhängigen Klage gegen die 
Wirksamkeit eines Hauptversammlungsbeschlusses 
aufgrund einer Entscheidung des zuständigen Pro- 
zeßgerichts ermöglicht werden. Auf die Begründung 
zu Artikel 1 § 16 UmwG wird Bezug genommen. Nicht 
übernommen wird jedoch die Regelung in Artikel 1 
§ 16 Abs. 3 Satz 6 zweiter Halbsatz UmwG, da — 
anders als bei einer Umwandlung — einer Rückgän- 
gigmachung der Eingliedenmg wirtschaftlich und 
rechtlich nichts entgegensteht (vgl. § 327 AktG). 


Zu Nummer 10 

Die inhaltliche Ergänzung des § 320 über die Einglie- 
derung durch Mehrheitsbeschluß folgt unter Auftei- 
lung der Regelung in drei Vorschriften dem Modell 
bei Verschmelzung und Abschluß eines Untemeh- 
mensvertrages, weil es hier zu einer Abfindung der 
außenstehenden Aktionäre der Tochtergesellschaft 
kommt und weil das Schutzbedürfnis dieser Minder- 
heitsaktionäre demjenigen bei der Verschmelzung 
entspricht. Dies gilt insbesondere für die neu einge- 
führte Eingliedenmgsprüfung, die auch einem Be- 
dürfnis der Praxis nachkommt und die in seriösen 
Unternehmen offenbar schon jetzt freiwillig veranlaßt 
wird. 


Zu Nummer 1 1 

Die Aufteilung der Regelungen in den §§ 320 a und 
320 b soll die jetzt in § 320 enthaltenen verschieden- 
artigen Regelungs gegenstände deutlicher voneinan- 
der abheben. Die Regelung für die Bestimmung der 
Barabfindung ist dabei Artikel 1 § 30 Abs. 1 UmwG 
angeglichen worden. 


Zu Nummer 12 

Die Vorschriften des Aktiengesetzes über die Ver- 
schmelzung (§§ 339 bis 358 a), die Vermögensüber- 
tragung (§§ 359 bis 360) und die formwechselnde 
Umwandlung (§§ 362 bis 393) sollen in das Umwand- 
lungsgesetz übernommen werden. § 361 wird als 
§ 179 a AktG fortgeführt. Die Bestimmungen müssen 
deshalb an dieser Stelle gestrichen werden. 
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Zu Nummer 13 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 


Zu Nummer 14 

Der Straftatbestand, der in § 399 Abs. 2 AktG beseitigt 
werden soll, betrifft einen Fall der formwechselnden 
Umwandlimg und gehört deshalb nicht mehr in das 
Aktiengesetz. 

Die Vorschriften des Aktiengesetzes, die dieser Straf- 
vorschrift zugnmde liegen, werden j edoch nicht in das 
neue Umwandlimgsrecht übernommen: Die Erklä- 
nmg, die nach § 371 Abs. 2 Satz 1 imd 2 sowie Abs. 3 
Satz 1 in Verbindung mit § 369 Abs. 2 Satz 2 imd 3 
sowie Abs. 3 abzugeben sind und deren Unrichtigkeit 
in § 399 Abs. 2 strafrechthch sanktioniert ist, werden 
durch die neue Konzeption des Formwechsels einer 
AG in eine GmbH überflüssig, weil dieser Fall der 
Umwandlimg nicht mehr der Einstimmigkeit oder 
einer Neimzehntel-Mehrheit bedarf, sondern mit 
einer Dreiviertel-Mehrheit beschlossen werden kann 
(vgl. Artikel 1 § 240 Abs. 1 UmwG). 

Soweit Einstimmigkeit in der Hauptversammlung 
einer formwechselnden Aktiengesellschaft verlangt 
wird, nämlich beim Formwechsel in eine Gesellschaft 
des bürgerhchen Rechts oder in eine offene Handels- 
gesellschaft (vgl. Artikel 1 § 233 Abs. 1 UmwG), 
können die Erleichterungen für die Beschlußfassung, 
die jetzt in § 369 Abs. 2 und 3 AktG vorgesehen sind, 
nicht in das neue Recht übernommen werden, weU in 
diesen Fällen der Formwechsel zu einer unbeschränk- 
ten gesamtschuldnerischen Haftung des Gesellschaf- 
ters oder Aktionärs für die Verbindhchkeiten der 
Gesellschaft führt. Dem muß aber jeder betroffene 
Anteilsinhaber zustimmen. 

Entfallen aber die Erklärungen, so wird auch die 
Strafvorschrift überflüssig. 


Zu Nummer 15 

(Vgl. § 407 AktG, § 37 KapErhG). 

Durch die Neuordnung der Vorschriften über den 
Untemehmensvertrag (oben unter Nm. 5 imd 6) 
müssen zunächst die Zitate in § 407 Abs. 1 geändert 
werden. Ferner ist die Verpflichtung zur Auslage von 
Urkunden in der Hauptversammlung einer Aktienge- 
sellschaft, die über eine Verschmelzung oder einen 
Vertrag, der zur Vermögensübertragung verpflichtet, 
beschheßen soU, nunmehr im Umwandlungsgesetz 
neuer Fassung enthalten. Die entsprechende Vor- 
schrift über die Verhängung eines Zwangsgeldes 
findet sich in Artikel 1 § 316 Abs. 1 UmwG. 

Die Vorschrift, nach der Anmeldungen einer 
Umwandlung zur Eintragung in das Handelsregister 
nicht durch ein Zwangsgeld erzwungen werden kön- 
nen, ist jetzt Artikel 1 § 316 Abs. 2 UmwG. Die sie 
betreffenden Vorschriften müssen im Aktiengesetz 
gestrichen werden, wie dies für die GmbH- Ver- 
schmelzung durch die Aufhebung des § 37 Abs. 2 
KapErhG geschehen ist. 


Zu Artikel 7 — Änderung des 
Genossenschaftsgesetzes 

Auch im Genossenschaftsgesetz müssen die Vor- 
schriften über die Verschmelzung gestrichen werden 
(Nummer 1 ), weü sie sachhch in das Umwandlungs- 
gesetz übernommen werden sollen. 

Die Änderung des § 156 Abs. 1 Satz 2 durch Nummer 2 
des Artikels 7 ist erforderlich, weil die Bekaimtma- 
chung von Eintragungen im Falle der Verschmelzung 
und der formwechselnden Umwandlung jetzt eben- 
falls im Umwandlungsgesetz geregelt werden soU. 


Zu Artikel 8 — Änderung des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes 

In dem neuen § 14 a sind die schon bisher geltenden 
Genehmigungsvorbehalte für Verschmelzungen, 
Vermögensübertragungen und formwechselnde Um- 
wandlungen (vgl. § 44 a Abs. 2 Satz 4, § 44 b Abs. 9, 
§ 44 c Abs. 3 Satz 1, § 53a Abs. 1 Satz 2 VAG, § 385 d 
Abs. 7 AktG) zusammengefaßt. Für die neuen Mög- 
lichkeiten der Umwandlung soll dieses Erfordernis im 
Interesse der Versicherten ebenfalls gelten fNiim- 
mer 1). 

Auch im Versicherungsaufsichtsgesetz müssen die 
Vorschriften über Verschmelzung und Vermögens- 
übertragung gestrichen werden (Nummer 2). 

Die Nummer 3 enthält redaktionelle Folgeänderun- 
gen. 


Zu Artikel 9 — Änderung des 
Pubhzitätsgesetzes 

Es handelt sich auch hier um eine Anpassung der 
Terminologie. 


Zu Artikel 10 — Änderung des 
Kreditwesengesetzes 

Die Änderung des Kreditwesengesetzes soll es den 
sogenannten Freien Sparkassen ermöghchen, nach 
einer Umwandlung aus der Rechtsform des Vereins 
oder der Stiftung durch Ausghederung des Kreditge- 
schäfts in eine Kapitalgesellschaft die Bezeichnung 
„Sparkasse" weiterzuführen. Damit soU ein weiterer 
Anreiz gegeben werden, die im Wirtschaftsleben 
sonst unüblichen Rechtsformen des Vereins oder der 
Stiftung aufzugeben. Gleichzeitig soll aber auch die 
Fortführung eines traditionsreichen Firmenbestand- 
teüs ermöglicht werden. Die Vorschrift geht als spe- 
ziellere Regelung dem in Artikel 1 § 125 UmwG für 
Ausgliederungen allgemein vorgesehenen Ausschluß 
der Bestimmung in § 18 Abs. 1 Satz 1 UmwG über die 
Firmenfortfühnmg vor. 
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Zu Artikel 11 — Änderung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen 

Auch in diesem Gesetz sind terminologische Anpas- 
simgen erforderlich. Da die Verschmelzung unter den 
Begriff der Umwandlung fallen soll, genügt es, den 
Oberbegriff zu verwenden. 

Als Register kommt nunmehr zusätzlich das Vereins- 
register in Betracht. Deshalb soll nur noch die Eintra- 
gung „in das zuständige Register" erwähnt werden. 


Zu Artikel 12 — Änderung von 
Mitbestimmungsgesetzen 

In § 15 Abs. 1 Satz 1 des Mitbestinuniingsergänzimgs- 
gesetzes sowie in § 32 Abs. 1 Satz 1 des Mitbestim- 
mungsgesetzes 1976 ist wiederum jeweils neben der 
Umwandlung die Verschmelzimg erwähnt. Dies muß 
der neuen Terminologie angepaßt werden. 

Damit ist auch eine materielle Ändenmg verbunden: 
Über die bisher schon existierenden imd vom gelten- 
den Recht damit erfaßten Arten der Umwandlung 
hinaus muß der Aufsichtsrat auch bei den neuen Arten 
der Umwandlimg der Entscheidung des Vertretungs- 
organs zustimmen, also insbesondere auch bei den 
drei Formen der Spaltimg, und zwar nach den Sätzen 2 
des § 15 Abs. 1 des Mitbestimmungsergänzungsge- 
setzes und des § 32 Abs. 1 des Mitbestimmimgsgeset- 
zes 1976 nur mit den Stimmen der Anteilseigner. 


Zu Artikel 13 — Änderung des 
Betriebsverfassungsgesetzes 

Das neue Umwandlimgsgesetz eröffnet in seinem 
Dritten und Vierten Buch die Möglichkeit, Rechtsträ- 
ger durch Spaltung oder Teilübertragung real zu 
teilen. Eine solche Spaltimg kann dazu führen, daß 
auch Betriebe im Sinne des Betriebsverfassungsrechts 
geteilt werden; denn im Vertrag über die Spaltung 
oder Teüübertragung oder im Spaltungsplan können 
die Gegenstände des Gesellschaftsvermögens den 
übernehmenden oder neuen Untemehmensträgem 
nach Belieben zugewiesen werden. 

Daraus ergibt sich ein besonderes Informationsinter- 
esse der Arbeitnehmer. Dem soll durch die vorge- 
schlagenen Ergänzungen des Betriebsverfassungsge- 
setzes Rechnimg getragen werden, und zwar durch 
Unterrichtung sowohl des Wirtschaftsausschusses als 
auch des Betriebsrats. 

Ein solches Informationsinteresse der Arbeitnehmer- 
vertretung ist schon bei der Verabschiedung des 
Gesetzes über die Spaltung der von der Treuhandan- 
stalt verwalteten Unternehmen vom 5. April 1991 
durch dessen § 2 Abs. 4 von den gesetzgebenden 
Körperschaften anerkaimt worden. 


Zu Artikel 14 — Änderung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz ist zu ergänzen, um es 
an die neuen Bestimmungen des Umwandlungsgeset- 
zes anzupassen. 

Soweit Artikel 1 §§313 bis 315 UmwG bereits beste- 
hende Straf Vorschriften übernimmt, bestand schon 
nach geltendem Recht für solche Straftaten die 
Zuständigkeit der Wirtschaftsstrafkammer. Die Er- 
gänzimg des § 74 Abs. 1 Nr. 1 GVG in Nummer 1 trägt 
dem Umstand Rechnung, daß die entsprechenden 
Strafsanktionen nunmehr im Umwandlimgsgesetz 
zusammengefaßt sind. Darüber hinaus ist es sachge- 
recht, die Zuständigkeit der Wirtschaftsstrafkammer 
auch für die neuen Strafsanktionen in Artikel 1 §§313 
bis 315 UmwG vorzusehen. Hiermit wird einer Anre- 
gung der Landesjustizverwaltungen entsprochen. 

Das Spruchverfahren ist der Kammer für Handelssa- 
chen zugewiesen (vgl. Artikel 1 § 306 Abs. 2 UmwG). 
Deshalb muß § 95 Abs. 2 GVG ergänzt werden (Num- 
mer 2). Dasselbe gilt für die Bestellung von Prüfern bei 
den verschiedenen Umwandlungsarten für die Prü- 
fung von Umtauschverhältnis und Abfindung (vgl. 
Artikel 1 §§ 10, 30 UmwG). 

Zu Artikel 15 — Änderung des 
Rechtspflegergesetzes 

Da Verschmelzung und Vermögensübertragung, die 
jetzt in § 17 Nr. 1 Buchstabe c RPflG nebeneinander 
genaimt sind, nach dem neuen Umwandlungsrecht als 
Fälle der Umwandlung anzusehen sind, genügt es, 
den letzteren Begriff im Gesetzestext zu nennen. 
Damit sollen zugleich die neu zugelassenen Umwand- 
lungsvorgänge, insbesondere also auch die drei Arten 
der Spaltung, erfaßt werden, weil diese wegen des 
Sachzusammenhangs und der gleichrangigen rechtli- 
chen Bedeutung der Sachverhalte bei der Regelung 
der funktionellen Zuständigkeit für die Eintragung 
nicht anders behandelt werden können als die ande- 
ren Fälle der Umwandlung. 

Zu Artikel 16 — Änderung des 
Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwühgen Gerichtsbarkeit 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeändenmg aus Artikel 5 
und Artikel 1. Für alle Fälle der Umwandlung, in 
denen den Anteüsinhabem auf Verlangen die 
Abschrift eines Vertrages oder eines Planes und des 
Umwandlungsbeschlusses erteilt werden muß (vgl. 
Artikel 1 § 13 Abs. 3 Satz 3, § 125 Satz 1, § 176 Abs. 1, 
§ 177 Abs. 1, § 178 Abs. 1, § 179 Abs. 1, § 180 Abs. 1, 
§ 184 Abs. 1, § 186 Satz 1, § 188 Abs. 1, § 189 Abs. 1, 
§ 193 Abs. 3 Satz 2 UmwG), ist vorgesehen, daß die 
Mitglieder des Vertretungsorgans oder gegebenen- 
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falls die Abwickler hierzu durch Zwangsgeld ange- 
halten werden können. Dieses Zwangsgeld muß 
jedoch vorher angedroht werden. Deshalb ist § 132 
Abs, 1 Satz 1 FGG entsprechend zu ändern und zu 
ergänzen. 


Zu Nummer 2 

Die Zuständigkeit des Amtsgerichts, die bisher für die 
Bestellimg eines Prüfers oder eines besonderen Ver- 
treters oder für die Festsetzimg der Vergütung des 
Prüfers oder dieses Vertreters bei Verschmelzungs- 
vorgängen nach dem Aktiengesetz und dem Kapital- 
erhöhungsgesetz besteht, wird auf das Landgericht 
oder das Prozeßgericht übertragen (vgl. Artikel 1 § 10 
Abs. 2 und § 26 Abs. 1 Satz 2 UmwG). Deshalb sind die 
Angaben über die Zuständigkeit des Amtsgerichts im 
FGG insoweit zu streichen. Entsprechendes gilt für 
das Zitat aus dem Kapitalerhöhimgsgesetz. 

Zu Artikel 17 — Änderung des 
Gerichtskostengesetzes 

Die Änderungen regeln die gerichtskostenxechtlichen 
Folgen des in Artikel 1 § 16 Abs. 3 UmwG imd den auf 
ihn verweisenden Vorschriften (vgl. Artikel 1 §§ 125, 
176 Abs. 1, § 177 Abs. 1, § 178 Abs. 1, § 179 Abs. 1, 
§ 180 Abs. 1, § 184 Abs. 1, § 186 Satz 1, § 188 Abs. 1, 
§ 189 Abs. 1, § 198 Abs. 3) sowie in Artikel 6 Nr. 9 
Buchstabe c (§ 319 Abs. 6 AktG) neu eingefügten 
besonderen Verfahrens. 


Zu Nummer 1 

In § 20 Abs. 4 Satz 1 GKG wird die Wertberechnung 
grundsätzlich in das Ermessen des Gerichts gestellt, 
jedoch sieht Satz 2 hierbei eine Obergrenze vor, die 


der Regelimg in § 247 Abs. 1 Satz 2 AktG für Anfech- 
tungsklagen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse 
von Aktiengesellschaften vergleichbar ist. 


Zu Nummer 2 

Die neu eingefügte Nummer 1141 des Kostenver- 
zeichnisses sieht eine volle Gebühr für das gesamte 
Verfahren vor. Eine Gebühr für die Entscheidimg, die 
in ähnlichen Verfahren gesondert anfällt, soll von der 
Verfahrensgebühr mit abgegolten sein. 


Zu Artikel 18 — Änderung der 
Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte 

Auch diese Änderung ist durch den neuen Rechtsbe- 
helf in Artikel 1 § 16 Abs, 3 UmwG sowie in Artikel 6 
Nr. 9 Buchstabe c (§ 319 Abs. 6 AktG) veranlaßt (vgl. 
auch die Begründimg zu Artikel 17). Für dieses 
besondere Verfahren sieht die Regelung gnmdsätz- 
lichdie Geltung von § 31 BRAGO vor, begrenzt jedoch 
die dort bestimmten Gebühren auf die Hälfte, um 
hierdurch der geringeren Bedeutimg dieses Rechts- 
behelfs gegenüber der vom Streitgegenstand her 
verwandten Klage gegen die Wirksamkeit des 
Verschmelzungs-, Spaltimgs- oder Umwandlungsbe- 
schlusses Rechnung zu tragen. 


Zu Artikel 19 — Inkrafttreten 

Auch das Bereinigungsgesetz soll wie das neue 
Umwandlungsgesetz selbst zu Beginn eines Kalen- 
derjahres in Kraft treten. 
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